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anstalt zn (>olu, Darauf wird dcr zwcilc Stclluertrcter ui
cugcrcr Wahl gewählt. — Es folgt der Bericht des IX.
Äuefchnsscsüber die für da« ständische Bureau- und Dienst-
personal zu bcnMgcudc» Gratisientiuuen, — Pcrlüudigung
dc« Rcfnllats dcr cbcn vorgcnomiucuen Wahl. — Rcfcrot
des VII. Ausfchusfcs, dctrcfscnddic Uebernahme dc« Emu-
»luualwcges von kanten »ach Wesel. — Berathung übcr
dc» Bcricht ded I!I. Ansfchnffcs, bctrcffcnd dic bcantragtc
Aufhcbnng der Bcstimmnng des 8> 1 der Polizei-Verordunug
vom 21. Oetobcr 18,'»'.», wonach die Spurweite, dc« Rhei
nischcn Fuhrwerks 5 Fuß 8 Zoll nicht übersteigen darf. —
Wahl dcr ständischenHucctions> Mitglieder der Prouinzinl«
Hülfekasse.— Bericht dc« IX. Ausfchusfcs über cinc Peti-
l«n der Hanptkafsen'Bcamtcu Adams nnd Schmilz ;n Düs'
seldorf n,n Bcwillignilss einer 'Rcninncraiion für dic Besor»
gnng d?r ieasfcngcschäsie dcs Landtags. -^ ^!cefcrat dcs !X.
Ansfchnsscs, betr. die vorgelegtenRachweisnngen dcr Kostcn
dcs 16, PruviuziabLandtngcs, — t^cschästtichc« i '^crlcsnng
dc« Protokolls dcr vorigen Sitzung nnd Rectcfieation cinc«
Paffns dcssctbcn, — V'crlcsnng nic!>rcrcr Schreiben, Bcrlüu°
diguug des Rcfultats der Wahlen iu dic Dircctiou dcr Pro-
vinzial' Hülfs'>laffc, — Wahl dcs Ansfchnffcs für dic
Hiüfskasfc, — Es wiro beschlösse», Eopiec»dcr noch nicht revi-
dirtcn stcnograpbifchcn ^cicdcrichrifte»den bctrrffe>,dcn Hcrrcn
^!ced»crn znr Eorrectnr zngehcn zn lasfcn. — Schlnsibtiathnng
in Bctrcff dcs Antrag« wcgcn dcr Spnrlvcitc dc« Fnhrwerls,
wclchcr dic crfordcriichc Majorität von '-/, dcr Stiinmcn
nicht erhallen hat. — Mitthcilungcn dcs !>cefnllats dcr
lclzlc» Wahl für dic Provinz«!'HülMissc, — Bcc»dig»!ig
der Bcrhandlnngcn und fcierllchcr Schluß dcs Landtags dnrch
dcu KöniglichcilLaildtags Eomniiffarins ....... 8»
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Vierte Titznnft
II. October 1864.

Geschäftliches: Eiuaeaaligene Petition des Aarriürcpcichters Kreuh,
— Berathung ülier den Bericht des III. Ausschusses, betreffend
die Allerhöchste Propositioi, Nro. ? wegen Aichnun der Wein-
fiisser in der Nheinprobinz. ^ llnterstützungsbi'willignng für die
Wittwe Hoffmann zu Bcanweilcr. — Berathuna über ein
Schreibe,, des,vru.?a»dtaas'Cum!nissar«, betreffend Aeschlüssc des 16.
ProUinzial^Landtags hinsichtlich der Arbcüs Anstaltzn Vrauwciler.

Der Marscbnll eröffnet dle Sitzung nm 12 Uhr.
Das Protokoll der henligen Sitzung führt der Abg.

Dr. Lcris.

Marschall: Es ist noch eine Petition eingegangen,
die der Abg. Frhr. v. ^eykam zn der scinigen qeinacht
hat, betreffend das Gesuch des Wegegeld^ Pächters Kreutz
mn Remuneration wegen des dei der Chanssee. Hedestelle
M Greoenberg gehabten Verlustes. Die Petition ist unter,
stützt und gehl an den V lI. Ausschuß.

Wir treten in die Tagesordnung ein, nnd ich ersuche
dcn Herru Abg. Frhr. u. Solemacher^Antweiler,
das Referat über deu Entwurf des Gesetzes wegen Aichnng
"er Weinfässer vorzutragen.

Referent Frhr. v. Holemacher-Antweiler: Der
vorliegende Gegenstand ist schon einmal dem Landtage vor¬
liegt'worden, nämlich im Jahr 1852, indem damals eine
Petition uon dem Abg. Bauer eingereicht wurde, worin
er beantragte, daß ein Gesetz erlassen werde wegen Aichnng
°er Wein- nnd Branntweiufässer. Der damalige Landtag
Mg indeß darüber znr Tagesordnung über, weil er der
Micht war, daß durch das Gesetz vom Jahr l,8lc> über
°N' Maß- nnd Gewichtsordnnng dieser Gegenstand voll-
Uändig erschöpft fei, und es des Erlasses eines ueuen Ge¬
setzes nicht bedürfe. Später hat die Regierung diesen Gc.
llenstand selbst in die Hand genommen und hat sich mit
"nzelncn Mitgliedern von verschiedenen Handelskammern
Und Producenten in den weinbauenden Gegenden in Bc.
Mimg gesetzt, und das Ergebniß der Bc'rathuug ist iu
"em vorliegeudeu Gesetzentwurf niedergelegt.
< Der Älisschuß meine Herren, hat' sich mich zunächstmit
°er Frage befassen müssen, ob es nöthig sei, daß ein Gesetz
«ach dieser Richtung hin erlassen werde, also mit der Be.
"urfnißfrage, und er hat sich z« dem Ende die weitere

Frage vorlegen müssen, was , entlich die Absicht des gegen¬
wärtigen Gesetzes, was der Zweck der Aichnng überhaupt
sei. Dieser Zweck der Aichnng ist fein anderes als daß in
glaubwürdiger Weise coustatirt wird, daß der Ranmgehalt,
welcher auf dem Faß eingebrannt ist, auch iu der That in
dem Faß enthalten ist, daß der Käufer eines Fasses Wein
mich die Ueberzeugung gewinnen muß, daß dasjenige Qnaw
tnni, welches auf dem Fasse iwtirt ist, anck wirklich dem
Inhalte cutspricht. Run gelaugte der Ausschuß zu der
Ueberzeugung, daß dicsc Absicht durch die bisherige ^cgis-
latio» nicht crreicht wird. Mau kam zunächst auf die tzH,
2ü nnd 27 des Gesetzes vom ^ahre l81,; über die Maß-
nnd Gewichtsordnnng. Der 8- 2<> bestimmt in Bezug auf
die Böttcher, daß lein neues, oder durch neue Dauben ver¬
ändertes Faß, worin Wein oder Branntwein verlauft wer¬
den soll, aus den Händen gegeben werde, ohne daß der
Inhalt in Berliner Quartzahl' darauf cingebranut ist. Der
Ausschuß war der Ansicht, daß das Mittel, dessen sich die
Böttcher, um deu Rauminhalt eines Fasses festzustellen, be¬
diene», uämlich die sog. Bisirruthe, nnznreichend sei, nnd
einzelne Herren des Ans'schnsses, welche mit dem >Hachuer.
hälluiß praktisch belauut siud, habeu iusbesoudere noch an
geführt, daß die Bisirruthe ein sehr trügerisches Mittel sei,
iudeul die Böttcher durch tüustliche Mauipulatioue» es da¬
hin zu bringen wissen, daß es häufig vorkommt, daß die
Quartzahl,'welche auf dem Fasse eingebrannt ist, fich nicht
in Ucbcreiiistimmung befindet mit dem wirtlichen Inhalt-
daß also dieser hinter dem auf dem Fasse uotirteu zurück¬
bleibt. Nun heißt es im 8. 27 des Gesetzes vom Jahre
18l»! zwar weiter, daß im Fall sich die Böttcher bei ihrcr
Operation Unrichtigkeiten zu ^ckuldei! kommeu lassen,
dieselben einer namhaften Strafe unterliegen sollen, Sie
sollen uämlich unrichtige Gefäße umarbeiten, nnd nach Um¬
ständen, wenn fie sich einer al'sichtliche»Täuschung dabei
schuldig machen, sogar eriminalrechtlichverfolgt werden dürfen.
Inzwischen war man im Ausschuß der Meinung, daß eine
derartige lHtrafandrohnng nicht dazu angethan sei, nm den
Zweck, den das Gesetz beabsichtigt, zu erreiche». Man uer-
kannte im Ausschuß feruer nicht, daß es im Gesetz noch ein
anderes Institut giebt, welches sich mit dem Aichnngswesen
befaßt, nämlich die Aichungsämter, die, wenn sie darum au¬
gesucht werde», die Aichuug vor,muehmenhaben. Allein das
Gesetz hat eiueu Zwang, daß die Äichuugsäinler angegangen
werden müsse», nicht auferlegt, uud da uach h. ti diese
Aichungsämter blos in deu verkehrsreichenStädten errichtet
werden sollen nnd errichtet worden sind, so hat mau sich
nicht verbergen können, daß dadurch für die Bewohner jener
Gegenden, welche vou solche» Orte» e»tfenu liege», große
Unbequemlichkeiten entstehen, weshalb auch die Aichungs¬
ämter mir in seltenen Fälle» angegangen werden. Ans
diesen Gründen hat der Ausschuß angenommen, daß die
Vorschriften, welche in dem Gesetz v. I. l«l<i liegen, nicht
hinreichen, um den beabsichtigten Zweck zu erreichen. —

Es ist in den Motiven 'hervvrgehoben worden, daß ein
Uebelstaud auch darin liege, daß den Aichnilgsämten, häufig
uicht die geeigneten Persönlichkeiten zu Gebote stehen, oder
daß dic zum Aichuugsweseu erforderlichen Apparate nicht
stets vorhanden seien. Das hat aber dem Ausschuß uicht
stichhaltig erschieueil, weil in solchen Fällen der Staat für
bessere Persönlichkeiten und für das Borhandensein der er
forderlichen Apparate zn sorgen haben würde. In den
Motiven zum Gesetz ist endlich noch die Gewerbeordnnug
v. I. 1845 angezogen worden, wonach an Privatpersonen
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die Eoncessio,i ertheilt werden darf, Vermessungen vorzn
nehmen. Indessen erschien dem Ausschuß die Möglichteit,
zu derartigen Privatvermessungsanstalten Zuflucht zu neh-
nehmen, noch weniger als ein geeignetes Mittel, dem bis¬
herigen Uebelslande abzl,helfen, weil in dieser Veziehnng für

die Interessenten noch weniger ein Zwang vorliegt. Es
würde nun leine Frage sei», daß wenn Iemaud von einem
Anderen ein Faß Wein tauft und er sich über den Inhalt
vergewissern will, dies am sichersten dadurch zu bewirten
wäre, daß er sich das Volumen Wein vormessen läßt. Es
liegt aber in der Natur der Sache, daß dies Mittel nament¬
lich bei großen Weinverlaufeu unzureichend und uuzwecl-
mäßig sein wird.

Aus diesen Gründen war der Ausschuß der Ansicht,
daß die Neoürfnißfrage, ob nämlich nach dieser Richtung
hin es nöthig sei, ein neues Ersetz zu erlassen, weil das
besetz v. I. !«l<! uicht ausreichend sei, bejaht werden
müsse, und ich stelle dem Herrn Marschall anheim, über die
Bedürfnißfrage die Diseussiou zu eröffnen.

Abgeordneter l.r. Wurzer: Hieine Herren, ich
stelle deuÄnirag, über den Ges tzentnurf zurTagcsordnuug
überzugehen, und ?war aus dem einfachen Grnude, weil
das besetz dem Einen nichts nützen, dein Andern aber
viel schaden kann.

Dies Aichnngsgeietz giebt weder dem Käufer noch dem
Verkäufer die geringste Sicherheit. Es handelt sich nm
hölzerne Gefäße, deren Volum,» ohne nnier Hinzuthun
sich jede!' Augenblick verändert, und das Gesetz hat das
auch vorgesehen, denn es bestimmt, daß wenn ich nicht
mit der Aichuug aus dem Faß zufrieden bin, ich eine
nochmalige Aichuug beantragen kann; das Gesetz erteunt
damit selbst au, daß die Aichung nicht >o» Bes'aud ist.
Es ist aber eine Belästigung für deu Winzer, die unge-
Heuer ist, und ich werde mir erlauben, das näher Zu be¬
leuchte». Ich uehine beispielsweise eine Gemeinde an,
welche U'lX» Fuder Weiu produent, und nun die Aichung
vornehr.n u läßt. Die Aichung für jedes Fast würde eine
halbe Stunde ausma^eu, und die Gemeinde muß tausend¬
mal die Vergütiguug dafür aufbringen. Nun kommt nach
14 Tagen der Käufer, uud sagt, ich bin mit der Aichuug
nicht zufrieden, und wünsche eine neue. Nun saugt diese
vou vorne an; es sind also die Kosten noch einmal z/.
bezahlen, und schützt also die Aichnug weder vor Betrug
noch vor Zufall Bor Betrug aus folgenden Gründen nicht:
Ich nehme das Beispiel au, daß ich früh um 10 Uhr
eiu Faß habe aichen lassen; das Faß muß hiebci mit
Wasser gefüllt und wieder leer gemachl werden Nun
nehme ich das Faß leer nach Hause, nehme eiu Paar
Dauben heraus, biude es wieder eiu, und es hält nun
so und soviel Quart weuiger. Also um 10 Uhr Bor¬
mittags hat das Faß U'W Quart, Nachmittags 9u<» Quart.
Das ist leiue Garantie, uud der arme Winzer hat
nnuöthige Kosten davon gehabt.

Ans der andere« Seite ist es uicht richtig, was der
Herr Referent gesagt hat, de,st es schwierig sei, eine Menge
von Fässern zu messe», sobald das Faß leer vou Wein,
ist es eine Kleinigkeit, dasselbe mit Wasser zu fülle», und
wenn bei einer Versteigerung hundert Fuder verlauft
werden, so werden sie nicht zu einer Stunde abgeholt;
jeder Käufer wird zu einer anderen Zeit kommen, nnd fo
kann dann jedes Faß bei dieser Gelegenheit geaicht werden,
Die gcmze Procedur ist zu nichts nütze, und rz.? ge<

eignet, den, arme»! Winzer eine neue Anlage aufzm
bürden, und ihn in seiner Thätigkeit zu beschränken. Es
werden auch uicht die meisten Fässer vom Küfer gemacht.
An der Mosel macht der Producent seine Fässer selbst, er
macht sie nach seinem Holze nno nach der Ehabloue, so
gut er kauu; wer nachher bei ilnu laust, muß dasselbe
Uvrmesseu. Wenn etwas geschehen soll, was bereits in
den meisten Weinbau treibenden ^emeiudeu eristiri, so
sind es Maße die dort stehen, bei de» Einern oder
Schröter» aufbewahrt werden (sie werde» Stütze» genannt)
halten 4 Maß ^- l6 Qnart und daraus wird der
Inhalt des Fasses berechnet. Wird ein Handel abge-
schlössen, s? bedingt d.r Käufer, der mit den 'Maloeryält-
nissen nicht bekannt ist, das Faß durch stützen messen zu
lassen, es geschieht dies von dem Küfer sofort. Der
Käufer sieht wie viel Quart es enthält Ich glaube daß
durch die Aichung dem Betrug ^chür uud Thor g üfsuct
wird. Wenn ein Coniumeut auf die Idee kommt, bei
dein Producenten selbst Wein zu laufen, und ein Faß
sieht, ans weichem ><»<»<>Quart eingebrannt sind, so glaubt
er weuiger, daß ein Irrthum stattfinden könne; nnd findet
zu fpät, daß ein paar hundert Flaschcu fehlem —

Es ist iu der Gewerbc'Qrduung gesagt, lein Küfer
solle das Faß ans den Händen geben, ohne daß es vor¬
her gemessen sei. Der Mann macht aber die Fässer zu
Hun erieu, vertauft er nun dieselben unmittelbar nach der
Aichnng, w kann er für den Inhalt garanüren, liegen
aber die Fässer längere Zeit trocken, oder werden sie ans
alten Fässern umgearbeitet, so paßt die Aiche nich' mehr.
Der Manu lauu,' ohue es zu wissen uud zu wollen, eine
verkehrte Aichnug darauf habe».

Die Herreu werden schon gesehen haben, daß, je
nachdem der Keller troetVu oocr feucht ist, die Böden sich
verziehen und dadurch lau» eiu Il»ter,chied uo» zehn bis
fünfzehn Qnart entstehe», ohne daß der Eigenthümer es
selbst weih.

Wozu aber nun dem armen Winzer diese neue ^ast
auflegen? Was ich dabei für fehr wichtig halte, ist, daß
der Herr Minister sich vorbehält, den Satz für die Aichuugs-
K,.,sten näher zu bestimme».

Es giebt se,w arme Gemeiudeu iu den weiubaw
treibenden legenden, und was für eine Auflage für
eiuc solche hieraus erwachsen kann, können Sie sich leicht
deuten.

Ich bin daher der Ansicht, wen» Sie ein Gesetz der
Art machen wollen, dann ist e« besser, zu sagen: in
jeder Gemeinde muß ein gerächtes Maß vorhanden sein,
damit für denjeuigeu, de, sich nicht ans die ,^oealver-
haltnisse versteht,' ein ihm 'bekanntes Maß seststeht.
Wer dies benutzen will, mag es dann bezahleil; wer
es aber nicht thun will, den, soll man nicht unnütze
Kosten auferlegen.

Abgeordneler Wachter: Es ist keine Frage, wen«
die Sache so liegt, wie sie Herr t>r. Wurzcr ausgeführt
hat, daß ich mich dann dagegen enläreu muß, weil dcw
armen Winzer eine nene ^ast auferlegt werden soll-
Die Sache liegt aber d och etwas anders. Die Petition
ging von der Mosetgegend aus, und zwar von den
Produeenteu, allerdings mich von Weinhändlern. Ma>'
kann die Mosel herauf und herunter reisen, so sucht
mau auf jedem ^asse die Zahl 8<>4 Qnart. Viele Käuf^'
die mit dem Weinhandel nicht vertraut und, laufen und
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glaube,! den richtigen Inhalt darin zn finden, worin sic
sich aber später getäuscht sehen. Die Petition der Mosel-
bcwohner ist von der Handelskammer in Eoblenz und
Trier umerstützt, nnd ini ^cassanischen, Kessischen und
in Nheinbaiern ist dieses Aichungs - Verhältniß ziemlich
prä.ise bestimmt,

Wenn mm gesagt wird, daß die Fässer, nacbdem
sie jetzt geaicht wären, eine Etnnde später dadurch/daß
man eine Daube heraus nimmt oder einen andern Bo¬
den in das Faß macht, einen geringern Gehalt hätten,
so ist das in sofern richtig, wenn die Aichnng nickt
genügend angebracht ist. Es ist aber doch so leicht
nicht, eine Daube aus dem ,^-aß herauszunehmen, denn
geschieht dies, so muß doch das ganze Faß umgearbeitet
werdeu, Ist nun die Aichnng richtig angebracht in
Verbindung mit den obern drei Dauben/ dann bat
man stets eine ziemliche Gewißheit von dem Gehalte
des Hasses.

Jedenfalls wird etwas dnrch das vorliegende Gesev
mit den Znsatzanträgen erreicht, und ich bin dafür, daß
unter allen Umständen die Vornahme dieser Aichnng
wünschenswerth ist, zugleich aber auch der Meinung,
daß dies, in der Art, wie es nm Nheine und an der
Nahe eingeführt ist, dnrch eine Verordnung auch für
die Mosel erreicht werden taun.

Marschall: Erlauben Sie mir ein Won über den
Gang unserer Verhandlungen. Der Gegenstand, der uns
beschäftigt, ist eine KöniglicheProposition' nnd das Decorum

^n/ !^ll>^ ^,1/l! ^,l>^,,, ^ <.^^injnißfrage,
Herr Referent an die Spitze gestellt haben
teren Erörterung vorzubehalten. Wenn die aug,
cussion für erschöpft gehalten wird, dann gehen wir zu den
einzelnen 88- iiber und es wird dann die Frage z» stelle»
sein: soll das also amendirte Gesetz angenommen werden
oder nicht.

Abgeordneter Brenn«,: Ich glaube nickt, daß das,
was der Herr College Wachter vorgetragen hat, den Ein¬
druck zn verwischen im 'Stande ist, den die Ausführung des
Herrn l>. Wnrzer bei Ihnen gemacht hat, nnd meine Er-
fahrung, die ich bei den Gerichten in dieser Beziehung gemacht
habe, spricht dafür, daß ich das, was Herr I)r. Wurzer über
die Uuzwectmäsngkeit des Gesetzes vorgetragen hat, völlig
gegründet finde. ' Es foll eine gewisse Rechtssicherheit dnrch
dies Gesetz erzielt werden, nnd die nächste Frage dabei ist
die, für we» soll diese Rechtssicherheiterzielt werden ? Darauf
sagt nnm! für den Käufer, damit derselbe dnrch den bloßen
Anblick eines mit der Aichnng versehenen Fasses gleich den
Gehalt wisse. Daß die Sache aber illusorisch ist, hat Herr
'>r. Wnrzer auseinandergesetzt, uud es tann nicht bezweifelt
werden, daß dem Betrüge Thür und Thor geöffnet wird,
wem, diese Art der Aichnng beliebt wird.

Wenn ^ie einen Blick in das Gesetz selbst thnn und
die tztz. 5. ,md tt in's Auge fassen, so werden Sie finden,
daß das Gesetz nicht den beabsichtigten Zweck erreichen tann.
^cr Winzer soll bei Strafe angehalten werden, lein uuge-
«tchtes Faß zum Verlaufe zu stellen. Ruu wissen wir aber,
daß die großen Weinhändler sich mir an den großen Ver-

tehrsstraßeu etabliren, und es werden gewiß die Weiuhändler
oder Produceuteu, die auch taufen uud verlaufen, ihr ^ager
dorthin verlegen, wo ein Aichuugsamt nicht eristirt nnd 'so¬
mit vom Gesetz befreit werden. Das tann doch unmöglich
Rechtens werden sollen. Es würde, wie Herr Dr. Wurzer
ausgeführt hat, der tleiue Winzer mit einer Steuer belastet
werdeu, die er taum ertrage» taun, währeud der große Wein-
Händler in der ^cige ist, sich ganz dem Gesetzezu entziehen.

Dann ist der' 8- <>- meines Erachlens ein Beweis, we
unzweckmäßigdas ganze Gesetz erscheinen mnß.

Wenn nämlich ein älteres Faß zum Verkaufe gegeben
wird, so hat dabei der Käufer das Reckt, wenn er dem
daranf verzeichnetenGehalte nicht Glauben schenkt, eine neue
Aichnm, zu uerlaugeu, uud da bestimmt der 8, l>., daß ge
wissermaßeu eine Wette eiugegaugeu werdeu muß. Denn
sobald die Prüfung keinen größern lliM'rsckied gegen die auf
dein Fasse vermerkte Gehaltsangabe als ein halbes Procent
ergibt, so sollen die Äichnngstosten densenigen treffen, der
das Verlangen gestellt bat; im andern Falle den andern
Eontrahenten. Wenn die contrahirenden Parteien einander
nichc trauen, so müssen sie dnrck Vertrag ihre Rechtsver¬
hältnisse regeln, ^a'ßt mau die Ermtrabenten dnrck einen
Vertrag sich vergewissern, wie sie den Gehalt des Fasses
constatiren wollen, so wird das den Verkehr nicht hemmen
nnd es ist vollständig dem Interesse eines Jeden geuügt.
Will man also den Verlebr nickt hemmen, so kann man
dem «besetze nicht zustimmen.

Abgeordneter I-»r. Wurzer: Ick wollte inir eine
turze Bemerkung erlanben, nnd zwar dahin, daß ich den
Vorschlag des Herrn Wachter aceeptire, aber zu meinem
Nützen, Er sagt, die Fässer sind alle gebrannt, aber dieser
Brand entspricht dem Inhalte nicht; Zweitens sagt Herr
Wachler - das ganze Faß müsse umgearbeitet werden, wenn
ein Betrug geschehe»solle. Das ist wahr, aber das Um¬
arbeiten eines solchen Fasses tostet höchstens 2<» Sgr, und
wenn der Mann dadurch einige Maß Wein gewinne» tann,
so hat er bald hinreichenden Ersatz für diefe Ausgabe, »ud
ich glaube demnack, daß anck dieser «-.rund wegfällt.

Referent Frhr, v. Solemacher - Antweiler: Es
handelt sich im Angenblickenicht darin», ob das Gesetz gut
ist oder nicht, ob es amendirt oder nicht amendirt werden
müsse. Die Frage, die nns in diesem Angenblickebeschäftigt,
ist keine andere, als die, ob es nach den bisherigen ^egis-
lationen nothwendig oder nützlich sei, daß eine anderweite
Verordnung erlassen werde, nnd erst, wenn diese Frage be¬
jahend ausfällt, wird es an der Heit sein, die einzelnen Be¬
stimmungen des Gesetz Entwurfes zu distutire».

Es steht, wcu» ich nicht irre, nach der Geschäftsordnnng
dem Referenten zu, eine fvlche Frage zur Abstimmung bringen
zu lassen.

Marschall: Es steht dies allerdings den, Referen¬
ten frei. Es fragt sich aber, ob nickt dnrck ein folches Ver-
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fahren die Einzclbcrathuugder tztz. des Gesetzesgänzlich
abgeschnitten wird. Ich halte also dafür, daß wir zunächst
über die einzelnen Theile des Gesetzes berathe» nnd dann
erst eine Abstimmung über das Wanze stattfinden lassen.
Denn ich taun nicht zugebe,!, daß dnrch ein Nichteiiigehcu
auf die Einzelheiteneine Allerhöchste Proposttiou abgelehnt
werde.

Referent Frhr. v. Holemacher-Antweiler: In
dem Falle aber, daß die Versammlung erklären sollte, die
bisherige Gesetzgebung in diesem Punkte sei eine unzurei^
chcnde, dann würden wir zn der Nothwendigkeitkommen,
das Gesetz speciell zu berathen.

Marschall: Wenn aber der Fall umgekehrtein.
tritt und eine verneinende Antwort abgegeben wird?

Referent Frhr. v. Solemacher-Antweiler: Dann
allerdings würde eine weitere Berathung des (Gesetzes nicht
nothwendigsein.

Marschall: Ein solches Verfahren darf ich aber
nicht zulassen.

Es hat sich Niemand weiter zur allgemeinen Discussion
gemeldet und kommen wir daher znr Berathung über die
einzelnen tz8-

Je nachdem die einzelnen 8tz. angenommen oder abge¬
lehnt werden, wird sich dann an: Schlüsse von selbst er¬
geben, in welcher Fassung es zum Gesetz erhoben werden solle.

(Zustimmung.)
Wir kommen also zu der Berathung über tz. I. des

Gesetzentwurfs.
Referent Frhr. von Solemacher-Älnrweiler:

Der Ausschuß war demnächst einstimmigder Ansicht, daß
durch den vorgelegten Gesetzentwurfdie Absicht des Ge¬
setzgebersnach allen Richtungen hin erreicht werde. Der
Ausschuß ist sodann auf die Berathung der einzelnen^-
eingegangen, und er empfiehlt, daß dieselben sämmtlich
so/»nie sie proponirt worden sind, angenommen werden
möchten. Nur bei einem 8- ist ein Zusatz beliebt worden.
Es ist dieses § 1 Er lautet: „Die weintreibenden Ge¬
meinden der Rheinprovinz sind verpflichtet, Anstalten zn
errichteil und zu unterhalten, welche den Naumgehalt
der zur Aufnahme von Wein bestimmtenFässer zu ver
messen und zu beglaubige» haben. Diese Faß-Aichungs- i
Anstalten sin> der Anfsicht der Aichuugs-Eommissionen
unterworfen." Zwischen diesen beiden Alineas ist ein
Zusatz iu der Weise vorgeschlagenworden, daß es heißen
möge: „Die Gemeinden' ernennen das erforderliche Per¬
sonal und verwalten die zu erhebenden Gebühren (ß. 3)
für eigene Rechnung."

Zu diesem Zusätze ist der Ausschuß dadurch gekom¬
men, weil es nach dem Entwürfe zweifelhaft verbleiben
könnte, ob das Ernennungsrecht auch wirklich auf die
Gemeinden dcvolvirt werden solle, und weil, was die
Verwaltung der Gebühre,! für eigene Rechnung betreffe,
dies eine Forderung des Rechts und der Billigkeit ist, indem
derjenige, welchemdie Lasten zufallen, auch die etwaigen
Vortheile beziehensoll.

Marschall: Der §. 1 des Gesetzentwurfs scheint
mir mehrere Fragen zu enthalten.

Die erste Frage würde sein, ob es zweckmäßig lst, daß
die weinbautreibenden Gemeinden verpflichtetsein sollen,
Anstalten zu errichten und zu nnterhalten, welche den
Gehalt der Fässer zu vermesse» uud zu beglaubigen
haben. ,, ,

Die Einreden einiger Herren Redner, welche dagegen
gesprochenhaben, gingen dahin, daß, wenn auch die
Nichungsämtcr zweckmäßig seien, gleichwohl gecnchte
Fässer nicht benutzt würden.

Abg. l)e. Wurzer: Die Herstellung der Aichämter
würde einfach zu bejahe» fei»; mau muh sich dabei mcht
einen großen Apparat mit vielen Instrumente» deuten;
es ist ein einfaches gcaichtes Maß und em Brand,
womit die Fässer zu bezeichnen sind. Eine» solchen zu
beschaffen, wird für die Gemeinden keine große Mühe
verursachen, und ich glaube, daß es »ur wemge Ge¬
meinden gibt, die solche Einrichtungennicht bereits haben.

Wen» Sie aber wolle», daß die Gefäße rund herum
eingebraunt werden, u»d daß ei» Akt über die Lauge,
Breite u»d Höhe derselben aufgenommen werde, dann
müssen Sie auch einen darin erfahrene» Mcmn haben.
Die Aiche aber, wie sie jetzt bei uus besteht, taun jeder
Bauer verwalte». Es wird mit dein Manne nöthigcn-
falls ei» Accord gemacht, daß er mit dem Apparate, den
die Gemeinde «»geschafft hat, die Fässer nicht und brennt.
Der Brand in übrigens nicht einmal nothwendig, da
man der Aiche nun für den Augenblick Verträum fcheutt,
und es genügt, wen» die Maße mit Kreide aufgeschrie¬
ben werden. ^, ^

Nur soweit bin ich für die Beschaffung der Aichnngs-
Instrumente.

Abg. Brenn«;: Der 8- > kann nicht selbständig
für sich behandelt werden; man muß hierbei de» tz. 3
hiiizuuehmen. 8- l sagt allerdiugs, daß Aichuugsämter
sollen errichtet werde», aber wie das geschehe»soll, dies
ist nach tz. :i dem Minister für Handel, Gewerbe und
öffentlicheArbeiten zu bestimmen vorbehalten, uidem der-
felbe ermächtigt ist, die Einrichtung der Faß - Aichnngs-
Anstalten, der i» Anwe»duug zu bringenden Geräthe,
das Vermessungsverfahren, sowie die vou den An¬
stalten für die' Vermessnng zu erhebcudeu Gebühren
durch Instructiou festznfetzen. Mit dem tz. 1 haben wir
also ini Allgeweinen gar nichts, wenn nicht der 8 3 znr
Erläuterung mit hiuzugezoqen wird. Wenn wir nicht
wissen, welche Geräthe angeschafft werde» follcn u. f. w.,
kurz wie das ganze Verfahren bei dem Aichamte ausge¬
führt werde» soll, kau» mau auch deu tz. l uicht billige»,
denn es wird darin nicht gefagt, wie es im Einzelneil
geschehen soll. Man kaun im Allgemeinen das Gesetz
billigen nnd auch die Möglichkeit zugeben, daß es gut
ausgeführt werde, da mau aber uicht wissen tau,'., was
der 'Minister für Haudel und Gewerbe bei der Ausfüh¬
rung bestimmenwird, so kann man der Gesctzcsvorlage
nicht zustimmen.

Abg. Bachen»: Ich möchte dem Herrn Vorredner
nicht beipflichten. Die Neuerung des Gesetzes ist speciell
dahin ausgedrückt, daß von nun an die weinbantrei-
benden Gemeinden der Nheinprovinz die Verpflichtung
haben sollen, Aichungs-Anstaltenzu errichtru. Und diese
Frage hängt zusammen mit der Vorfrage, die bereits
ausführlich discutirt worden ist.
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Wenn der Herr Lcmdtags-Marschall die Frage stellt,
ob der tz, 1 angenommen wird, so wird mit dieser Ab¬
stimmung über das Schicksal des Gesetzesentschiede!,.

ienn die Versammlnng sagt, der des Entwurfs
wird nicht angenommen, so erscheint eine fernerweite
Berathung über die andern Htz, des Gesetzesnicht noth¬
wendig. 'Wenn aber die Versammlung beschließt, der
§. 1 wird beibehalten, dann ist es denkbar, daß später
das Gesetz, je nachdem es amendirt worden ist, nicht
angenommen wird, nnd es wird darüber am Schlnh
gesprochen l,nd entschieden werden. Ich glaube also,
daß es zweckmäßig ist, den ersten Satz dcs'ß. 1 ^ ab¬
gesehen von dem Zusätze des Ausschusses - zur Annahme
zu stellen.

Marschall: Ich trete dieser Meinung vollständig
bei. Ich habe aber nicht die Befugnis; gehabt, das Ge¬
setz ohne Weiteres, namentlich ohne eine Discussion über
die eiuzetuen tztz. eingegangen zu sein, fallen zu lassen
Wenn aber in einem Gesetze Bestimmungen au den Kopf
gestellt sind, die über das ganze Gesetz entscheiden, und
diese abgclelmt werden, so glaube ich, ist es lein Verstoß
gegen das Decorum, welches wir der Kgl. Proposition
schuldig sind, wenn wir auf die weitere Berathung ver¬
zichten.' Es liegt dieses wohl in der Natur der Sache.

Referent Freiherr von Holemacher - Ant-
weiler: Allerdings bildet §. 1 den Kern der Materie
und wenn dieser fällt, würde selbstverftäudlichdas ganze
Gesetz fallen müssen, und sonach in die Discussion der
übrigen Paragraphen nicht weiter einzugehen sein,

Marschall: Es fragt sich, ob noch jemand über
Alinea ^V des 8. 1 das Wort verlangt? Der Abgeord¬
nete Vachem hat das Wort.

Abg. Bachen»: Ich stelle den Antrag, daß es der
hohen Versammlung gefallen wolle, den ersten Satz des
§. 1 zur Abstimmung zu bringen.

Marschall: Da niemand weiter sich zum Wort
gemeldet hat und auch nichts gegen den oben gemach¬
ten Vorschlag erinnert wird, so kommen nur zur Ab¬
stimmung.

Wir wollen versuchen, zuerst durch Sitzenbleiben
und Aufstehen abzustimmen und werde ich diejenigen
Herreil bitten, welche für die Annahme des Alinea 1
des H, 1 sich entscheiden, sich von ihren Plätzen zu
nheben.

Dieses Alinea lautet folgendermaßen:
„Die weinbantrcibendcn Gemeinden der Nheinpro-

vinz sind verpflichtet, Anstalten zu errichten uud zu unter¬
halten, welche den Naumgehalt der znr Aufnahme von
Wein bestimmten Fässer zu vermessenund zu beglau¬
bigen haben."
' Ich bitte diejenigen Herren, die für dieses Alinea

nünmen wollen, sich zu erheben.
(Es erhebt sich die Minderheit:)

Das Alinea 1 des H. i ist abgelehnt.
Da Sie die Vorlage abgelehnt haben, so würde

selbstredenddie entsprechendeAdresse zu entwerfen sein,
w welcher die Gründe anzugeben sind, weshalb wir
das ganze Gesetz für unannehmbar erachteten.

Ich ersnche jetzt den Abg. Schult, das Referat vor¬
zutragen über den Antrag der Wittwe des vormaligen
Inspektors Hoffmann wegen Fortbewilligung der Unter¬
stützungvon 5 Thalern monatlich.
(Der Referent Schult verliest das betreffendeReferat.)

Das Referat trägt alfo darauf an, daß der Wittwe
Hoffmann wie bisher auch pro 1865 und 1866 eine
Unterstützung von 5 Thalern monatlich gewährt werde.

Wenn Niemand das Wort verlangt,' so brauche ich
wohl keine Discussion zu eröffuen und darf annehmen,
daß der Vorschlag allgemein angenommen ist.

(Zustimmung.)
Der Antrag ist angenommen.
Das nächste Referat betrifft die Bcfchlüsfedes 16.

RheinischenProvinzial-Laudtags in Betreff der Arbeits-
Anstalt zu Vrauweiler.

Referent Abgeordneter von der Heydt: Der 16.
Rheinische Provinziell - Landtag hat in Bezug auf die
Arbcits - Anstalt zu Vrauweiler verschiedeneBeschlüsse
gefaßt, welche mittelst Schreibens des Landtags-Mar-
fchalls vom 14. December 1862 zur Kenntniß des Ober»
Präsidenten gebracht wurden. Se. Excellenz haben in
seinem Ncfcript vom 9. October d. I. die gegenseitige
Stellung des Ober-Präsidiums und des 'Provinzial-
Landtags zu der Provinzial-Arbeitsanstalt auseinander¬
gesetzt.

(Verliest den betr. Bericht.)
Ich bitte nun den Herrn Landtags-Marschall, dir

Versammlung zu fragen, ob sie mit dem Bericht einver¬
standen ist.

Marschall: Ich eröffne die Discussion. Herr
Bachcin hat das Wort.

Abg. Bachen»: Ich erlaube mir vorauszuschicken, daß
man wohl mit dem Antrage des Ausschusseseinverstan¬
den sein kann, aber eiuem Motive glaube ich nicht ganz
beipflichten zu können. Es wird uämlich gesagt, daß
nach der Vestimnmug der Gemeinde-Ordnung vom Jahre
1845, die Vertretung der Gemeinde nur ein Gutachten
abzugeben habe iu Bezug auf die Verpflichtung, welche
den Armen- uud Provinzial-Instituten gegenüber maß¬
gebend sei. Das ist ganz richtig nach der noch beste¬
henden Gemeinde-Ordnung. 'Reben der Gemeinde-Ord¬
nung vom Jahre 1845 besteht aber die Städte-Orduung,
und diese enthält eine solche Modification nicht, und es
scheint daher nicht zweckmäßig,ein Motiv hineinzubrin¬
gen, was nicht allgemein für die ganze Provinz paßt.
Deshalb möchte ich mir den Antrag erlauben, daß der
Passus, der auch in dem Schreiben vorkommen wird,
wegfällt, worin auf die Analogie der Gememde-Orduung
v. I. 1845 Bezug genommen'wird. Ich glaube, es ist
nicht nothwendig, diesen Grnnd aufzunehmen, indem aus
dem Verhältnisse selbst, in welchemdie Anstalt zu dem
Ober-Präsidenten steht, schon hinreichenddie Motive sich
ergeben, um dem Antrage selbst beizustimmen.

AbgeordneterGontzen Aus den mitgetheiltenVer¬
handlungengeht hervor, wenigstens den Eindruck hat es
auf mich gemacht, daß der Herr Ober>Präsidenteinen ganz
besondern Anstoß an unsern Anträgen aus dem Grunde
genommen hat, weil sie in die Form eines Beschlussesge-
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bracht worden sind. Der Provinzial ^andlag hat verschie¬
dene Beschlüssessefaßt, sowohl wegen des qnäst. Vehrers, als
auch sonstiger Positionen des Etats, Der Herr Oder Prä'
sidcnt hat nun das Reglement über die Verwaltung uon
Branw eiler zu Grunde gelegt, nm uns zu belehre», daß
wir leine Beschlüsse zu fassen hätten, Ein Rückzug muß
nach meiner Meinung angetreten werden und wird in der
Veziehnngeintreten töuueii, insofern iiiau zugibt, daß, ivenii man
das Wort „Beschluß' iu seiner ganzeil Bedeutung nimmt,
der frühere Vaudtag zu weit gegangen ist. Dieser Rückzug
wird aber nach meiner Meiuung am besten dadurch gedeckt,
daß man sagt - wir haben uus zwar des Wortes „Beschlüsse
bedieut, die eigentliche Bedeutung unserer Beschlüsseist aber
mir die der Anträge oder Gutachten gewesen. Deshalb hat
der Ausschuß es für zweckmäßigerachtet, daß man fich auf
Gesetzes - Bestimmungen bezieht, wo die Handlungen und
Aussprache des Gemeiuderaths Beschlüsse geuauut siud, ob
gleich sie wirtlich mir Gutachten rcpräse'utireu, und ebeu
deshalb hat man nicht die Städte Ordnung allegirt, weil
darin feine solche Bestimmung enthalten ist' Gerade in der
Gemeinde-Ordnung u. I. I^l,"> i>>ißt es aber: die Ge¬
meinderäthe haben zu beschließen über Angelegenheiten des
Armenwesens, die Polizei-Verivaltmig u, s. ni. Diese Be-
schlüsse sollen aber nur Gutachten sein' und der Geuehiuiguug
der Aufsichtsbehörde bedürfen. Der Ausschuß glaubt, daß,
wenn er eine solche Interpretation den gebrauchten Worten
zu Grunde legt, er dadnrch am besten deu Rückzug deckt.
Deshalb glaube ich, daß der Vorschlag des Ausschusses
acceptirt werden kann. Wir wissen sehr gut, daß die Städte
in dieser Beziehung freier gestellt sind, für den setzt in Rede
stehenden Zweck müssen wir aber die Gemeinde - Ordnung
von Il>45) allegiren, und nicht die Städte Ordnung, weil
in der Gemeinde Ordnung der Ausdruck „Beschluß" in der
angegebenen Bedentung vorkommt.

Referent von der Heydt Ick, glaube, der Herr
Vertreter für Aachen wird sich überzeugt haben, daß der
Ausdruck ein nnverfäuglicher ist. Es war uus mir darum
zu thun, eine Exemplification anfznstellen, oder eine Analogie,
um uns auf ein Gesetz berufen zu tonnen, welches Beschlüsse
Outachten nennt. Sonst hätte man sagen können, Eure
Beschlüsse sind Anträge, aber Ihr habt sie Beschlüssege-
nannt. Da haben wir also dem Herrn Ober Präsidenten
ein Beispiel geben »vollen: es existirt ein Gesetz, was von
den Behörden erlassen ist, und in diesem werden bestimmte
Gntachten Beschlüssegenamtt. Aus diesem Gruude habeu
wir also eine Analogie angeführt, und ich glaube, daß das
ganz unverfänglich ist.

Abgeordneter ^nchem: Ich muß gestehen, daß ich
durch die beiden Herren Vorredner nicht überzengt worden
bi?. Der Landtag ist Vertreter der Provinz, und es finden
sich hier Vertreter seitens der Städte und «eitens der
Landgemeinden. Wenn man nun ein Gesetz anrufen will,
um dasjenige, was durch die Vertreter der Städte und der
Landgemeinden vorgeschlagen ist, zu begründen, so müßte
man ein allgemeines Gesetz haben, was auf beide Cor-
porationen Anwendung findet. Wir haben aber ein solches
nicht, und es taun ein Gesetz, was blos für den einen Theil
der Korporationen maßgebend ist, nicht dazu dienen, einen
Niickzng zu decke», der gemacht werden soll im Interesse
beider Korporationen. Ich bin der Meinung, daß es auf
die Auführuug gerade dieses Motivs nicht ankommt, weil

ich glaube, daß in den bestcheudeu Institiitionen hinreichende
Motive sind, nm dasjenige, was das eigentliche Petitnm
des Anöschiissesist zn rechtfertigen, und ich mache keinen
Antrag gegen den Schluß Antrag des Ausschusses, sondern
nur gegen die Motivirnng, da ich es für besser halte, wenn
man die Bezugnahme ans die Gem.mwe Orduuug von
1«45< wegläßt.

Abgeordneter Gontzen Mein College Herr Bachein
hat die ^?ache auf ei» anderes ^eld gebracht, als wohin sie
gehört. Ich mnß nochmals bemerken',daß das Wort „Be^
schluß", nm mich gewissermllße» trivial auszudrücken, viel
böses Blnt gesetzt hat. Wir »vollen nnn das Wort „Be-
schluß" erklären, und zwar in der Weise, daß derselbe nicht
ein Befehl ist, dem man z» gehorche» hat, sondern daß wir
das Wort gebraucht habeu' innerhalb der Bef,,guisse des
Prou. ^audtags i» Bez»g auf das Reglement des Instituts
von Brauweiler. Ich glaube, es ist nichts natürlicher, als
daß man dem Herr» Ober Präsidenten erwiedert: Du
»immst Anstoß an einem Worte, welches ja in der (Gesetz¬
gebung ganz in derselben Beziehung gebraucht worden ist,
wie wir es gebraucht haben. Wenn wir also irgend ein
Gesetz finden, worin das Wort „Beschluß" zur Anwendung
getommen ist, und dennoch der Inlialt des Beschlusses nur
einen Autrag bedeutet, so glaube ich, habeu wir etwas, wo¬
mit wir uns decken können. Das wird wohl nicht bestritten
werden, daß das Gesetz vom Jahre IK4'> noch zu Recht
besteht. Es wird Jeder von Ihnen zugeben, daß, wie es in dem
Gesetze heißt, wo von dem Ärmenwesen, der Polizeiuerwal-
tnng u. s. w. die Rede ist, der Gemeinderath hierüber
zwar zu beschließenhabe, — diese Beschlüsse sind aber nur
Gitachteu, und die Gemeinde ist verpflichtet, dasjenige, was
von der vorgesetzten Behörde angeordnet ist, zu befolgen.
Wärmn man nnn ein solches Gesetz, wenn es auch nur für
die Laudgemeiude» besteht, nicht allegiren kann, warum
man nicht darauf hinweise,, tann, daß die Staatsbehörde,
der Gesetzgeber, dasselbe Wo« in derselben Bedentnng ge¬
braucht hat, vermag ich nicht eiiiznsehen. Ich glaube also,
daß wir mit demselben Rech! »nd mit derselben Klugheit
ans die>e einzelnen Bestiinmnngen des Gesetzes verweisen
können. Was das aber mit der Verwaltung des Gemeinde-
Wesens zn thun hat, weiß ich in der That nicht. Wir ver¬
weisen auf ein vorhandenes Gesetz, das ist genügend.

Abgeordneter Himons: Ich bin mit den Ausführun¬
gen des Abgeordneten für Aachen ganz einverstanden, wenn
man jedoch Anstand nimmt an der Atlegirnng des frag¬
lichen Paragraphen, so giebt es noch eine' andere Gesetzes¬
stelle, auf die wir uus beziehe» tonnen, nämlich auf den tz.
4t> in dem Gesetz vom Jahre I>^4, betreffend die Nnord-
nnng der Pruvinzial-Stände für die Rheinprouinz; derselbe
lautet: „Die Mitglieder aller Stände der Rheinprovinzen
bilden eine ungetheilte Einheit; sie verhandeln die Gegen¬
stände gemeinschaftlich. Zn einem gültigen Beschlüsse
über solche Gegenstände, welche von Uns zur Berathung an
sie gewiefen, oder ihrem Beschlusse mit Vorbehalt unserer
Sanction überlassen, oder sonst zu unserer Kenntniß zu brin¬
gen sind, wird eine Stimmenmehrheit von zwei Dritttheilcn
erfordert."

Alfo hier werde» die Giltachte», welche z» Aiiträgen über
AllerhöchstePropositioiie» führen, ebenfalls Beschlüsse genannt.

Marsckall: Es hat Niemand weiter das Wort
verlangt-. wir können also zur Abstimmung schreiten. Das
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Auftrat sagt also, daß es zweckniäßig sei, eine Ansprach,,'
an den Herrn ^audtags^Commissar zn richten. Wir müssen
jedenfalls dieses Schreiben hören, und indem ich annehme,
daß Sie es hören wollen, bitte ich dasselbe zn verlesen.

(Der Referent verliest den Entwurf des betreffenden
Schreibens.)

Wollen die Herren nnn, daß die Stelle, worauf Herr
Ciinous hingedentet hat, mit hincingelegl werde?

l ^UstUUMUNss.)

Abgeordneter Vachen« Ich habe weiter nichts zu
beinerten, als daß ich die Worte „analog mit umer Besinn-
nning der Gemeinde-Ordnung" bis zu deu Worten „als
Gutachten zu erachten seien" entfernt wüujchc. Soust bin
ich aus deu bereits angeführte!: Gründen einverstanden.
Wenn aber die hohe Versammlung auf diese Worte ein
Gewicht legt, so ziehe ich meinen Antrag zurück.

Marsckall: Es hat Niemand dagegen gesprochen,
ich taun es demnach als genehmigt betrachten.

Abg. Graf v. Hocnsbroeck :Ich glaube, daß es sehr
zweckmäßigsein würde, wenn zur Verstärkung nnd «lar
stellung unserer Ansicht der von dem Herrn Abg. Simons
beantragte Znsatz mit hiueintame.

«Der Referent bemertt, daß der Ausschuß nichts dage¬
gen zu eriuueru habe.)

Marsckall: Der Herr Referent würde alfo den
Zusatz noch zu macheu habcu.

Die nächste Sitzuug wird, da jetzt nur wenig Material
vorliegt, erst am Donnerstag stattfinden.

Schluß der Sitzuug 1" < Uhr.)
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Fünfte Sitzung
am 14. October 1864.

Referat de« IX. Ausschusses über die Benutzuugsrechte am ueuci,
Schlußflügel oder Staudehausc zu Düsseldorf und die Unterhaltung
desselben. — Wahl uon Eommissaricn, behufs Abschlusses eines
neuen Vertrages iu Angelegenheit des Ständehanscs. — Einge¬
gangene Petitionen. — Berathung über de» Bericht des VII,
Ausschusses, betrcfseud die Verwendung des rcchtsrheinifchen Be-
zirksstraßcufoud«. — Ueberweifnng eiucs ueuen Antrags au den
VII, Ausschuß, — Berathung über dcu für die Restauration der
Pfarrkirche zu Nrauwciler beantragten stäud'.schen Zuschuß, ^^
Bericht des VIll, Ausschusses über die Proviu;ial«Hülfswsse und die
Erweiterung der Nefugnisse derselben. — Bericht desselbenAnsfchusse«
über die Rechnung und Bcrwaltuug der Pruviuzial-Hülfskassc, —
Bericht desselben Ausschusses über die Verwendung des Grundsteuer»
Deckungsfouds. — Bericht des III, Ausschusses, bett', die Vewilli-
gung eines Zufchnsse« zur Reparatur der Jesuiten- oder Gymnasial'
tirchc zu Münstcreifel. - Bericht de« III, Ausschusses und Berathung
über verschiedene Anträge, detrefseud die Regelnug uud Erleichterung
der Einqnartierung-'last. — Berathung über den Bericht des I.
Ansfchusscs, betr. die Allerhöchste Propositlun Nr, 5. wegen Ab'
ändernng des Wahlmodus im Staude der ieuudgcmcmdeu.
Bericht des VII, Ausschusses, betr, eiue Beihülfe für die Gemeinde
Burg zum Ausbau der Moselstraße von Zcll uach Trarbach, -
Referat des VI, Ausschusse« über die Rechnungen, deu Etat und
die Verwaltung der Irreuheilanstalt zn Ziegburg, — !licu ein°
gegangene Antrage; Geschäftliches,

Der MarschaU eröffnet die Sitzung um 1<» Uhr.
Das Protokoll fuhrt der Hvg, !)r.' ^exis.

Marsch«!!: Es handelt sich noch inn die Erledigimg
einer Wahl, von der wüuscheuswerth, ist daß wir sie bald
vornehmen, weil die gewähl reu Herren mit den Herren Eom-
missaren der Negiernng werden zusammentreten müssen,
nämlich in Betreff des hiesigen Stcindehauscs. Graf Hom-
pesch alsVorfitzcnder des IX. Ausschusses hat die Sache voll¬
ständig aufgenommen, uud ersuche ich ihn hiermit um den
mündlichen Vortrug.

Referent Graf v.Hompesch: Meine Herren, als sich
i. I. 1845 das hiesige Stäudehaus seiner Vollendung nahte,
fanden auf Berufung des Oberpräsideuten Verhandlungen
zwischenden Ständen der Provinz einerseits, den Vertretern
der Akademie, und den Vertretern der Stadt Düsseldorf
und der Regierung andererseits statt, und es wurde unter
dem 26. Januar '1848 eine vorläufige Convention abge¬
schlossen,die dahin ging, daß der untere und erste Stock

des Ständehauses ausschließlichder Benutzung der Stände
zu übergeben sei, dagegen der s. Stock dieses Flügels eine
Theilung erfahre, insofern, als ein Theil der Akademieüber»
geben, der andere Theil aber den Ständen ebenfalls zur Be¬
nutzung freigestellt werden sollte. Inzwischen kam nun das
Jahr 1848 und 184!), und es wurden in dein ursprünglichen
Plane des oberen Flügels Modifikationen vorgenommen,
und die Akademie setzte sich in den Besitz sämmtlicher Räume
dieser oberen Stöcke Nnn ist uuter dem 28. Februar
18«>!i ein Refcript vom Miuisterium gekommen, welches sich
dahin ausspricht: es wäre einverstanden mit jener vorläufi¬
gen Convention vom Jahre 1848, uud ertheile nachträglich
seine Zustimmung, indessen bedürfe der Vertrag unter den
veränderten Umständen lnnd nm künftigen möglichen Diffe
renzen vorzubeugen) einiger Modifikationen. Es habe näm¬
lich die Akademie sich in den Besitz sämmtlicher Räume
gesetzt, und sei daher faltisch Besitzer des oberen Flügels;
es müsse dieser Zustand der Dinge auch definitiv als ein
uruer Vertrag anerkannt werden, nur mit der Modisication,
daß, wenn während der Daner der lVitznngen die Räume
in dem ersten, unteren Stocke für den Landtag nicht aus«
reiche, die Akademie diejenigen Nänme einräumen müßte,
die für die Sitzungen des Landtages nud der Ausschüsse
nothwendig wären.' Wenn daher der Landtag mit dieser
Modisication einverstanden wäre, sollten die Vertreter
der Stände mit denen der Akademie nnd der städtischen
und Staatsbehörde einen definitiven Vertrag auf obiger
Vasis abschließen. Wir haben in dem Ausschlisse gegen
die Sache an und für sich nichts zu erinnern gehabt,
indem die Räume für den Landtag in diesem untern
Stocke ausreichen, und wenn sie nicht ansrcichcn sollten,
die Akademie uns die oberen Räume, soviel als nöthig
ist, eiuräumcu muß. Ich glaube daher, daß der Vor¬
schlag, auf obiger Basis einen Vertrag abzuschließen,
als richtig anzuerkennen, nnd für jeden Stand eine
Deputation zu wälllen ist, die diesen Vertrag abzu¬
schließen halte.

MarsckaU: Darüber wäre nun die Discussion
eröffnet.

Wenn Niemand das Wort verlangt, glaube ich an¬
nehmen zu töuucu, daß Einverständnis) vorhanden H.

Es würde sich darnm handeln, drei Herren und
zwar aus jedem Stande einen zu bezeichnet», welche mit
dem Vorstande der Stadt nnd der Akademie innerhalb
der nächsten 8 Lage zusammentreten, nm den Vertrag
abzuschließen.

(Ans Vorschlag werden folgende .'i Herren bierzu
designirt:

ll. aus dem Stande der Ritterschaft
der Graf von Spee;

d. ans dem Stande der Städte
der Commerzienrath Naum

und ^. aus dem Stande der Landgemeinden
der Abgeordnete Elemcns.s

Referent Graf v. Hompesch: Ich wollte mir
ferner die Mittheilung zn machet: erlauben, daß durch
Miuisterial - Erlaß vom ^8. Februar 18>>! der Minister
für Handel, Gewerbe und' öffentliche Arbeiten sich
dahin einverstanden erklärt hat, daß die Unterhaltungs¬
kosten dieses Schlohflügels von dem Staate bestritten
werden.
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Es wurden ferner anf früheren Landtagen Anträge
gestellt, daß ei» .^auzlist angestellt werden möchte, luetch'er
während der Abwesenheit der Landen-Vertretung die
Reinigung der Localitäten zu besorgen habe. Diesem
Antrage ist entsprochenund mit dem ArchivdienerPesch
ein Vertrag abgeschlossen worden, daß er unter Aufsicht
des Archivars die Wobnungen im Ständehause zu rei¬
nigen habe.

Es sind damit diese Anträge erledigt,

Marschall Damit wäre der (Gegenstand erledigt.
M. H., es sind uocb zwei Petitionen eingegangen

Die eine kommt von Linz, Niemand hat sie aber'zu'der
seinigen gemacht. Sie betrifft den Erlaß der Moststeuer,
nnd bezieht sich auf die letzten Nachtfröste, durch welche
am Unterrheiu die Trauben gelitten haben, ^ch stelle
anheim, ob sie Jemand zu der scinigen macht.

(Abg. Nnßbaum erklärt, daß er die Petition zu der
seinigen mache.)

'Dann frage ich, ob sie unterstützt wird.
(Die Unterstützunggeschieht ausreichend.»
Ich bitte den I!l. Ausschuß-, das Nefcrat darüber

zu übernebmeu.
Ich komme nochmals auf den ersten Gegenstand

zurück. ' Belmfs Informirung der Eommission, 'die Sie
mit der Abschlicßung des Vertrages beauftragt haben,
wird es natürlich nothwendig sein, daß wir auf unfere
Acten, die sich in dein !>'.Ausschuß befinden, returriren,
und daß wir uns möglichst bald mit dein Vorsitzenden
dieses Ausschusses benehmen. Das wird die Äbschliesiung
des Vertrages außerordentlich erleichtern,

ferner ist eine Petition eingegangen von einem
Peter Scbmitz aus Nicberzhngcn, welcher wünscht, in
einer Prozeßangelegeuheit das Ärmenrecht zu haben,
und behauptet,' er babe sich früber au das «aus der
Abgeordneten gewandi, sei dort aber wegen Maugel, an
Zeit nicht mehr berücksichtigt wordeu. Wem' der Laild-
tag geneigt sei, sich sür ihn zu Verwenden, so wolle er
das ' erforderliche Material einsende». Ob einer der
Herreu derartiges, was zur Cognition des Gerichtes
gehört, zu seinem Antmge macheu wird, werde ich ab¬
zuwarten haben; die Petition wird im Eonfercnzzimmer
ausgelegt werden, und wenn ich von einer solchen Be-
fürwortüug bis zum Sountag Abend i» Keuntniß gesetzt
bin, werde» wir darüber beratheu, soust schicke ich sie
zurück.

Dann hat .Hr. Noth ein Schreibe» der Stadtver¬
ordnete» zu Abrweiler eingereicht. Es ist noch Material
zu dem Gegen,milde, der in dem Ausschuß für oi,e An-
ilelegeuheit wegen« des Armeuwesens berathen wird,
bieht an den V. Ausschuß.
, Es sind zwei Adressenfertig geworden; ich ersuche
°m Abg. Frh, v. Solemacher-Autweiler die eine, betret¬
end die Aichnug der 'Weinfässer,vorzutragen.

(Die Verlesnng der Adresse erfolgt.»
Hat Jemand dagegen etwas zn erinnern?
(Pause ohne Widerspruch).
Dann ist sie genehmigt.

Neferent Münster giebt zuerst einige allgemeine
Mittheilungen ans dem gedrucktenBericht, nnd wendet
sich dann zu den einzeluen Anträgen.

V. NcgimmciMzitt Coblcnz.
Derselbe bemerkt zu der Pos. l, betr. die i» der

GemeindeHeddesdorf liegende '^,',<» Ruthen laugeStrcckc
der Heddesoorf-WcverbuschcrStraße:

Wie sie aus der Einleitung entnommen haben, ist
diese ganze Straße schon damals in dem Verzeichnis^,
welches dem Negulativ beigefügt war, aufgeführt. Sie
hat also die Königl, Sanction'schon erhalten; die Ge¬
meinden weigerten' sich aber damals, weil sie eine gnte
Ehausscegeld-Einnahmezn erhalten glaubten, die Straße
abzugeben. Sie haben sich aber darin getäuscht, und
zum vorigen Landtage hatte die königliche Negierung
zu Eoblenz darauf aufmerksam gemacht, daß dieses
Petitum der Gemeinden komme»werde. Es ist jetzt er¬
schienen.

Marschall: Es ist zu Nr, I nichts cntgegnet
! worden. Es ist dies also nach dem Referat angenommen.

Nach Verlesung der Positionen ,^ und N bemerktder
! Herr Referent:

Der Ausschuß befand sich hier bei diesen Straßen
' in einer eigenthümlichenLage, Von der Königl, Ncgie-
^ rnng wurde der weitere Ausball und die Abnahme der

Straße von Nosbach bis Ärusau beantragt. Der stän¬
dische Eommissar hatte diese Eingabe mit unterzeichnet.
Jetzt stellt sich aber durch die Aussage des Herrn Eom-
missars herails, daß da unübersteiglicheHindernisseVor¬
hemde» süld, die die Regierung auch angedeutet hat, uud
er hat nun einen selbständigen Antrag eingebracht, der
nun hier näber entwickelt ist Der Antrag ging von
dem Princip, aus, daß es dem Landtag ganz gleich sei»
tonne, welche Richtuug ciue solche Straße einschlüge,um
ihren Anschluß m erlangen, daß aber namentlich dazu
die Mitwirkung der kgl. Regieruug nothwendig ist, und hat
der Ausschuß deshalb den Antrag gestellt: der Landtag »löge
dam znstimmeu, daß die Königliche Regierung mit dem
ständischeilEommissar definitiv den Anschluß bestimmt,
nnd den Gemeinden, resp, den Bürgermeistereien, die den
Anschluß von Rosbach aus bis zu einer dieser vorhan¬
denen Bezirksstraßen vermitteln, den Zuschuß, der vom
Landtage auf die zu verlasseude Strecke bewilligt war,
übertrage. Sieht die Königl. Regieruug nicht die Vor¬
theile der vom ständischen Eommissar vorgeschlagenen
Richtung, nun so bleibt den Gemeinden, die diesen An¬
schluß ausführeil, die Uuterstützuug.

Ma'schall: Ist hiergegen etwas zu erümer»?
Der Abgevrdlletc Nußbaum hat das Wort.

Abg. ?tusiba«m Ich wollte mir bemerken, daß
ich in diesem Falle mit dem Referate einverstanden bin;
denn ursprünglich war bezweckt, die Wicdstraße in die
Linz-Rottbitzer Nezirksstraße weiterzuführen. Da aber
die Gemeinde Linz sich weigert, diese» Ansbau vorzu¬
nehmen, indem sie sich momentan nicht in der Lage er¬
klärt die Straße ausfübreu zu köuucu wegen überbür¬
deter Eommunallasten (dies ist richtig, denn mir sind tue
Verhältnisse bekannt) — so bin ick, damit einverstanden,
daß die .Wnigl. Regieruug zu Eobleuz über eine andere
Linie entscheidet.

2
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Abg. I>i-. TLuvzer: Mir sind die hierbei bethei¬
ligten Personen bctauut. Dieses Project rübrt von
einen: Geisteskranken her, welcher einen Rechnuugsfchler
gemacht hat, indem er statt 48/XX» Thlr. nur^ !8,0<»l»
Thlr. berechnet hat. Für i«,0N<» Tblr. wollten wir sie
ausbauen, nicht aber für 4«,««» Thlr.

Daß wir also .->0,(X)0 Thlr. mebr bezahlen müssen,
als der erste Anschlag erforderte, lag lediglich an der
Krankheit des Begründers jenes Pro,ccts.

Marfckall: Es hat sich Niemand gegen den An¬
trag des Referates ausgesprochen.

Die Punkte 2 uud l', sind angenommen,
(Der Referent trägt Punkt 4 des Berichts bv.r.)

Mavschall: Es wird nichts dagegen bemerkt, wir
gehen daher weiter.

Der Referent Abgeordneter Münster trägt Puutt
5 vor, uud bemerkt dazu: Es beruht dies auf einer
Mittheilung der Königlichen Regierung uud des stän¬
dischen Eommisscirs, um die Mitglieder des hohen Land¬
tages darauf aufmcrtfam zu machen, daß in der nächsten
Zeit eine Erhöhung des Beitrages znm Vezirtsstrnßeu-
fonds eintreten werde. Für uns hat dies keine andere
als historische Bedeutung.

Derselbe fährt im Bericht fort:
Der V!I. Ausschuß kann ?e. s. Verhandl. S. .',U;

bis: „Mitglieder des Landtags."

N. MMNmns-Bcznt Eölu.

S.Ve hdl.S.::l:;- :N5> bis: Die kgl. Negierung stellt
nun im Einverständn ß mit dem ständischen Eommissar
den Antrag, folgende ? Prämienstrahen, welche im Van
begriffen sind, nach normalmäßiger Vollendnng auf den
Bezirksstraßenfonds zu übernehmen, da sämmtliche die
Commnnieation großer ^ändcrtheilc befördern:

1. Die Zeithstraße, welche über Hochhausen, Zeit!',
Much und Drabcnderhöhc, ein.'stheils von Siegburg aus
die Eöln-Frantfurker Staatsstraße nnt der Eölu-Olpener
Staatsstraße beiVngclskirchenverbiudct,anderenthcils über
Forst bis zur führt.
Die Verbindung einer Menge ooerbergischer Orte mit der
Deutz-Gießener Eisenbahn wird durch sie herbeigeführt,
in der durch sie durchschnittenen Gegend eiucr Menge
industrieller Etablissements ein leichterer Absatz gewährt
und Wohlstand verbreitet werden. Sie wird W57
Ruthen lang.

Wird genehmigt.
2. Die Halft-Schöncbcrgcrstraße; sie geht von der

Siegstraße (Bczirtsstraße) bei Halft aus, führt durch
das Ottcrsbachcrthal n.-ch Schönenbcrg an die Brohlcr
Bezirtsstrahe, sie verbindet also die Vrohlstraße mit
der Eiegstrahe und dem Bahnhof der Deutz - Gießener
Eisenbahn bei Eitorf, und ist ihr Ausbau durch die ge¬
steigerte Frequenz geboten worden. Die Länge beträgt
280« Nnthen,

Wird genehmigt.
3. Die Eitorf-Kircheipcrstraße; sie geht zu Eitorf von

der Siegstrahe durch das Mühleiperthal über die Orte
Mühleip und Obereip und mündet bei Kircheip in die

Eöln> frankfurter Staatsstraße. Ta nun «ircheip eiuen
Knoteupnntt verschiedener Slraßen bildet, so werden
alle diese Straßen auf dem kürzesten Wege mit der
Deutz^iießener Eisenbabn und mit d.m Nbeine verbnn-
den und ist deren Vollendnng besonders wünschenswertb.
Di^ Länge der ötraße ist 2.'!I4 Nnihen.

Wird genehmigt.
4. die^'e geht bei Spitze

aus oer Mühlheim-Wipperfürther Bezirksstraße' und bildet die
Verlängerung der Bezirksstraße von Bensberg nach Spitze,
führt über schanze, Tchnappeu, Bcckeiu nach «esselsdhünn
uud mündet im Regierungsbezirk Düsseldorf zu Stumpf in
die Dünuwald Dabringhauseu «ammerförsterböher Vezirls
straße; es wird al,o durch diese Straße die Verbindung
mit dem RegierungSvezirk Düsseldorf, namentlich mit ocm
Ureise '^ennep herbeigeführt. Der im Regieruugsbezirl Düssel¬
dorf liegende Theil der geueumten Straße mird ebenfalls
dort auf den Bezirlsstraßeufouds zu nehmen sein und bei
den Anträgen füe Düsseldorf »eautragt werde». Die ganze
Lauge im diesseitigen Regieruugsbezirl beträgt 25N!2 Ruthen.

Wird geuehmigl.
Die fünfte Straße darf ich übergehen, da sie bereits

auf den Bezirksstraßenfouds übernommen ist.
7<. Die Müllerhaide-Alicheler Straße ini «reise Wald-

broel geht bei Müllerhaide uou der Verschlag Rothemühler
Bezirlsstraße ans, führt über .^inspert niid Finlenrath
und mündet bei Auchcl in die Brüctermühle ^ Respener^
Bezirksscraße; sie hat eine Lauge von l4.Ä> Ruthen. Auch
dien' Straße schließt uiele bis jetzt dem Verkehr entzogene
Gegendeil auf und erleichtert die Verbindung uud Eomnim
nication »ach alleu Seiien hin.

Wird genehmigt.
«>. Die DentUngen Morsbachcr Straße, ebenfalls inl

Kreise Waldbroel gelegen, verbindet den Ort Deutlingen
an der Wiehliniiudeii Rother Bezirtssiraßc durch das Nisscm-
thal nüt dev Wissem Wilddergerhütterstraße bei Morsbach;
eine Zweigstraße geht bei Hülstert ad nach Voxverg bei
Waldbroel; auch sie verbindet das hinter ihr liegende «and
mit der Dentz Gießener Eisenbahn und wird so dazu bei-
trage», den Mineral Reichthum des Wissenithals z» ver-
werthen.

Es ist Absicht, diese Straße über ^teeg und Friesen-
Hagen nach Siegen im Regierungsbezirk Arnsberg fortzu¬
setzen, wodurch die Straße eine Haupt Verkehr - Straße
wird, und an Wichtigkeit noch gewinnt. Die Zweigstraßc
nach Boxberg ist eme Verbindung mit dem «reiöorte
Waldbroel und zugleich mit der Bezirtsstraße durch das

' Broelthal.
j Die Hauptstraße hat eine Länge vVn 2«5l> Riltheu

Die Zweigstraße vou..... 12<>2 „
> zusammen 41 l2 Ruthen

Wird geliehmigt.
Der VlI. Ausschuß tanil sich nur dahin aitssprcchelnc.

siehe S. 3t«! der Verhandl. bis: „der ständischeEouunissar
Graf Ncsfelrode uud dessen iVtellucrtreter Schaurte
sind noch Mitglieder des Landtags."

«'. Ne>yciunns'Bczirl Düsseldorf.

Siehe Seite .'l l l>—320 bis: „Der ständische Eommissar
Hcmptmemn a. D. Münster und dessen Stellvertreter
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Eoinmerzienrath v o n o e r H e n d t sind noch Mitglieder
des Landtags."

Sämmtliche Ausschuß Anträge werden genehm,gl.

Abgeordneter v. d. Keydt: Ich möchte den Herrn
Comnusmr bitten, über ^ Punkte in diesem Etat eine
nähere Anfilärnng zu gebend >, nieshalb in den Ans
gaben zn der Position : von einem Extraordinaritim die
Rede ist. Weshalb ist hier zn der geu'öhnlichen Untre
haltilng ein Extraordinarinm von !»<» Thlr. per Meile
festgesetzt; 2) weshalb ist für diesen Rcgiernngs Bezirk,
abweichend von den übrigen, ein so sehr großer Bestand
nothwendig für den Straßenban? Und daran mochte '.ch
die Frage'tnüpfen, ob in Folge dessen, da er schon so hoch
angewachsen ist, nicht eine Ermäßigung des Zuschlags statt
finden kann?

Referent Münster. Was das Ersten betrifft, so sind
auf den bereits seit langen Jahren übernommenen Bezirks
straßeu einzelne strecken, die dnrch frühere mangelhafte
Eonstrnction sich gesenkt haben, oder wo bei steilen Höhen
viel Wasser abgetrieben wird, ^ solche einzelne Stellen,
die nicht im ganzen Slraßeuzugc der Reparatur unter
worfen werden, besonders hergestellt worden. Die Vorlage
der Rechnungen der Köuigl. Negierung weist die Kosten
üb« jede einzelne Strecke nach, welche Verwendung im
nächstenJahre das K>eld haben soll. Es soll z. B. setzt eine
der Straßen neu mit Kies beleg! werden-. das ist freilich eine
regelmäßige Ausgabe. Wo ,edoch ein ^nruu^ noch nicht
da ist uud eine besondere Nachhilfe als nothwendig sich
herausstellt, für folche Fälle sind dirsr A»»u Thlr. voraus¬
sichtlich ausgeworfen. Was ferner den hohen Bestand
betrifft, so «innere ich Sie daran, daß wir auf dem vor
letzte,, Randlage, nickt auf den, letzieu, wo unsere Fonds
bedeutend geschmolzenwaren uud wir nicht meör anskamen,
den Znsckmg ans N ^ . Prozent erhöhten. Dadurch ist setzt
dicsr^Ansammlung entstanden. Wir werden aber noch eine
Menge von Bezirtsstraßru in, Regierungsdezi, t zur 'Auf
nähme bekommen, und da einmal erhöht werden mußte
und wegen der Einsammlung nickt gm um ein acktel Prozent
sich erhöhen ließ, fo ist der Modus angeuommen worden,
daß die runde Summe vou N><» Thlr. festgesetzt wurde.
Im Kreise Siegburg z. B. siud das dir ersten Bezirks-
straßeu der Kreis Venncp hat auch nur wenige, uud nocb
mehrere Kreise auf dem rechten RheimUfer sind iehr schlecht
mit Bezirtsstraßen versehen.

Die Gemeinden haben sick vielfach geweigert uud Be-
denken getragen, die kosten anzulegen, haben aber immer
mehr die Ueberzeugung gewonnen, daß Nichts nützlicher ist,
als die Anlegnng von Straßen.

Marsckall: Da weiter nichts bemerkt wird, so
würde die Position angenommen sein.

Abgeordneter Münster! Als ständtscher Eommiffar
fuugire uh und als mein Stellvertreter der Eommerzieurath
v. d. 5ievdt, wir beide sind noch Mitglieder des Landtags.

Marsckall: Dazu ist uichts zu erwähnen.
Die entsprechenden Anträge sind erledigt uud wir

habe» mir noch die Adresse zu vernehmen.

fall
Referent Abgeordneter Münster: Die Antrage zer¬

rn in :^ Theile, zunächst in solche, welchr «r. Majestät
dem Könige vorgelegt werden müssen, uud dauu iu wlche,
welche nur an das Ober Präsidium zu ergehe» haben.

Ich erlaube mir zuerst die an Se. Majestät drn König
gerichtete Adresse vorznlrseu.

(geschieht).

Marsckall Es wird wobl nichts dagegen zn erinnern
e>».

«Pause.
<^ie ist augeuommeu.

«.Hierauf wird das Schreiben au deu Ober-PräsideMcn
vorgetragen).

Dagegen wird die Versammlung auch nichts zn erinnern
haben.

Es ,sl noch rin Antrag eingegangen des Nbg. Frhru.
v. Nmtam nnd Genossen,' betreffend die Erhöhung des
Barru'regeldes auf den Bezirtsstraßen der Nheinprovinz für
das schwere Fuhrwert. '

Der Antrag wird dem VI! . Ansschusfe überwiesen.
Ich würde jetzt den Abg, v. d. Hevdt criuchen, das

Referat über die Restauration der Pfarrkirche zu Brauweiler
zu erstatteu.

Der Referent u. d. Heydt erstattet hierauf den Bericht
des ^. Ansschnsfes, betr. einen Zuschuß für die Restallration
der Pfarrkirche zu Brauweiler.

Der Ausschuß beantragt folgende Resolution:
Um der Pfarrgemeinde Branweiler die Beschaffung

und Verzinsung der zur Restauraiion der Pfarrkirche
erforderlichen Geldmittel zn erleichtern, beschließendie zum
17. Rheiniscken Provinzial Landtage versammelten Stände
die seitherige jährliche Retribntion von w<» Thlr., welche
die Provinzial Ärbeits Anstalt zn Brauweiler für Mit-
benntzliug der Pfarrkirche an die dasige Kirchenfabrik zahlt,
ans die Summe vou N>» Thlr. zn erhöhe», vou dem Zeit-
punkte ab, wo die in Aussicht genommene Restanration der
Pfarrkirche gesichert ist.

Marsckall: Ick eröffne hierüber die Discusfion.

Abgeordneter Schult: Der Ausschuß hat beautragt,
den Beilvag, den die Anstalt Branweiler für Mitbenutzung
der Kirche zahlt, auf ^,',<>Thlr. zu erhöhen. Ich kann mich
mit den, mteage und den Ausführungen des Ausschusses
nicht einverstanden erklären, 'Nach meiner Meinung war
der Bischdf zu der Verordnung vom t ö. November t>^I^
nicht berechtigt, wodurch er der Anstalt die Mitbenntzung
der Pfarrkirche zu Brauweiler überwiese» hat. Diese frühere
Benediktiner-Kirche war im Jahre I8N3, als Branweiler
zur Pfarre erhoben wurde, der Pfarre als ^uccnrsal^Kirchc
ohne Vorbehalt nnd Bedingung vom Staate geschenkt
worden; es hatte demnach weder der Bischof noch die Eivil-
behörde das Recht über diese Kirche, Eigenthum der Pfarn
gemeinde zn verfügen. Dann trat noch von dieser Zeit
das Deeret vom '!0. December I«M in Kraft, nach welchen»
die Kirchen Verwaltung das Recht hat, mit (Nmehmignug
des Bischofs Räume in' der Kirche zu vermiethe», oder gegen
Entschädigung abzngeden. Keiner anderen Behörde steht
dieses Recht zn, nnd demnach sind nach meiner Ansicht die
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vom Bischöfe getroffene!!, vom Präfetten und Minister genehm
nngten Bestimmungen nnll und nichtig und daraus folgt,
daß, wenn die erste Grundlage ungültig ist, alte auf Grund
derselben gepflogenen Verhandlungen uud daraus gezvgenen
Consequen'zeu ungültig sind. Ich biu ferner der ^ceinnng,
daß der abgeflossene Vertrag zu bestehen aufgehört hat.
Er wurde im Jahre tl^I!! für das damalige »I-'^üt ,l<,
nu'u<Ii<'tt<! des Prooinzial Departements abgeschlossen.
Dieses ,l<n>!N <!<- nx'inlil'üc' besteht aber nickt mehr, wir
haben jetzt' eine Arbeits Anstalt für l ^legieruugsbezirle,
die mit dem frühern Depot nichts gemein hat. Der Gegen
stand, wofür oie Bestimmungen erlasse» sind, besteht nicht
mehr, folglich hört der geschlosseneVertrag anf, zu sein.

Es mnß daher der Pfarrgemeinde das Recht zugestanden
werbe», der Anstalt deu Mitgebrauch der Kirche zu sündigen
Wenn ooil der Majorität des Ausschusses dieses steckt
bestritteu und mir der Anstalt dieses vindicirt worden,
indent inan sich auf deu Beschluß des Präfelteu beruft,
worin es heißt: ,, <<!!>' l'<ii<!,< »l,/.^ <:!»>,^><^ ,'>:,>, !i ,n^ ^<>,">
!^I!^)! >^V!^<>il >' !'! ><>!'!! I',,' v«,,'!l l>^o, ><)!"! !^,,!' !>' !>i<>!1 <lil
«t>I'vi>'ll >!«' l'^!^t)!i«^!'!N<'!!t u>, !>',^ ,'il',:<!N^!!,I>!V^ l'cxi-

^!>!!!!l!.^ 2o taun ich diese nur für die Anstalt in An
spruch geuommeue Berechtigung der Küudiguug nicht auer-
tennen. Ich schließe vielmehr daraus, daß, weil der Präfett
die Küudiguug vorbehalten hat, sie auch der Pfarrgemeinde
zustehen muß'und es auch uirgeudwo geschrieben steht, daß
der Bischof die Bestimmung!,'!! .-ul j,,>,',>,>t,lu>,>erlasseu hat.
Die königliche R'egieruug zu Eölu ist auch der Meinung,
daß der Pfarrgemeinde das >>iecbt zusteht, das Verhältniß
aufzulösen.

Abgesehenvon alter Verpflichtuug uild vvn allem Recht
mnß es wünschenslverth erscheinen, wenn eine Verständignng
stattfindet. Mit einem jährlichen Zuschuß von 150 Thlr.
kann nicht gebaut werden und vielleicht fällt der Pfarrge^
meinde ein zu tüudigeu, und die Austeilt vor die ^hür 'zu
setze». Dann würde die Provinz in die Vage lommen, eine
neue Kirche zu bauen und wenigstens !0,0ü0 ^hlr. ver¬
wenden zu müsse» Um alle Störungen z» veruieidcu,
schlage ich vor: der Pfarrgemeinde anstatt eines jährlichen
Zuschussesvon ! 50 Thlr. zur Reparatur der Kirche l5l!0Thlr.
zu bewilligen, unter der Bedingung, daß dieser Betrag
zurückgezahlt werde, wenn eine Kündigung von Veiten der
Gemeinde erfolgen sollte,

Abgeordneter Münster: Ich wünsche bloß, daß hin.
zugefügt werde, daß diese Subveutiou nur so lange be^
willigt werde, als die Kirche von der Anstalt benutzt wird.

(Der Marschall bemerkt, daß dies als ein neuer Antrag
besonders formnlirt werden müsse.)

Abgeordneter Gontzen: Meine Herreu, es gibt ein
altes Sprüchwort: Bange machen gilt nicht, und dieses
alte Sprüchwort »lochte ich heute anwenden ans den Vor¬
trag des Herrn Schult, Ich gebe zu, daß die Rechtsfrage
in der Sache ziemlich zweifelhaft ist, ich gebe zn, es läßt
sich darüber streite», ob der Bischof Bertholct Jahre lemg
nachher, nachdem die Kirche snprimirt, »nd der Gemeinde
zurückgegebenworden war, nuu noch besondere Bcdiugnugen
an die Beuutzuug dieser Kirche tuüpfcu tonnte, oder nicht.
Es steht nun aber fest, daß er dennoch dieses gethan, indem
er mit der Benutzung dieser Kirche die Verpflichtung ver^
band, das cl^nü c!e> ino,illi<!itö mit llufzunehmcu iu die

Kirche, uuo zwar gegen eine Entschädigung uon so und so
viel hundert Francs. Der Präfetr, der dieses Abkommen
schlvß, legte dasselbe dem Minister des Innern und des
Cultus vor, und dieser genelnnigte es.

Aus dem Provisorium iauu das m'echt des Kirchen
Vorstandes nicht hergeleitet werden, das Verhältniß zn lösen,
denn bei t^euehmiguug des Projects zwischen Bischof und
Präfeet fügte der Minister binzn, es sei ein prvvisvrisches
bloß iu dem Siuue, daß die A u st a l t das Kündignugö.
recht habe, falls sie von der K-rche leinen Gebrauch machen
wolle.

Dagegen bin ich mit der Ansicht des Eollegen 2chnlt
einverslaudeu, daß eine Veränderung iu dem nrsprüuglicheu
Verhältnisse dadurch eingetreten ist, daß jetzt die Mirb»
nntzuug der Kirche zn Brauweiler sich nicht mehr auf das
I>,^,^s ,!,- ,nl>m!i<',t,'> beschräutt, sondern Sache einer Pro>
oinzial Anstalt geworden ist, während jenes Depot mir das
Roer Depanemeut, also mir einen ^heil der Provinz nm
faßte. Die Frage nnn, ob mit Nüctsicht anf dieses ne»e
Verl,ält!liß das heutige zivischeudem Kirchenvorstaude nnd
der proviuzialstäiidiub'e» Vercretliiig bestehende Verhältniß
gelöst werden tann, halte ick für ziemlich gleichgültig nnd
zwar ans dem O'ruude, weil ick gar nicht glanbe, daß, wenn
der !>Urckenvvrstemd iündigen tann, es ilun jemals einfallen
wird, zn tündigen. Die Kircke dient für beide Z'vecke; es
tuerden nickt bloß ein paar hundert Franken für die Be¬
nutzung gegeben. Dann töuute mau vielleicht verlangen,
daß noch größere Anstrengungen gemacht nnd mehr gezahlt
werden svlle.

^ie baben nämlich ans dem Vortrage des Referenten
entnommen, daß nicht weniger als tilw Thaler anf den
Besolonngs Etat der Anstalt übernommen worden sind,
»m be» Pfarrer zn besolde», der gleichzeitig der Seelsorger
der Vranweiler Anstatt ist. Der Pfarrer ist aber ein
wichtiges Mitglied des Kirckenvvrstandes nnd ich bin
der Ansicht, daß er gegen die Kündigung des heutigen Ver¬
hältnisses sich aussprechen wird, weil er sonst 000 Thlr.
jährlich verlieren würde. Dies wird sicher zur Verstand!«
g»»g beitrage». Diese Societät der Interesse» wenn ich
es so nennen soll, — tonnen wir sehr gnt aeceptiren: sie
niackt auch dem Herrn Pfarrer leine schände.

Meine Herren: Die Frage würde anders liegen, wenn
nachgewiesenwvrden wäre, daß Brauweiler in dein Maße
gegenwärtig bevöltert sei, daß mit Rücksicht auf dere»Z»wachs
die Kirche vergrößert werde» müßte: dann hätte dir Sache
allerdings etwas für sicb. Der Vorstand tonnte fagen, das Be¬
dürfniß zur Vergrößerung ist durch Euch eutstaudeu. Dies
tauu er jetzt nicht sageu. Es handelt sich nur um Re
parat,ireu. Diese werden stets nöthig sein und bleiben,
es möge nun die Anstalt verlegt werden oder nickt; der
Kirchenvvrstemo hätte also ohnehiu diese Vast zu trage»,
Nu» frage ich, ob es fo veruüuftigeu beuten, wie dem
College» schult, jemals einfallen würde, den Entschluß zu
fassen, jenen Zuschuß eiubüßeu zu wollen, einen Zuschuß,
der nach dem Autrage des Ausschusses für die Beuutzuug
der Kirche auf 250 Thlr. erhöht werden soll, also im
Ganzen die ^umine uon 65N Thlr. iu die Schauze zu
schlagen.

Ich tann mich also nur für den Antrag des Ausschusses
aussprecheu.

Abgeordneter Frhr. v. Nvnsck 'Db wir ein Recht
haben oder nicht, dies ist bereits sehr weitläufig erörtert
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wordeu-. da ich selbst keine jnristiscken >icu»l»!sse bcsitze, so
will ich mich darauf nickt einlassen.

Meines Erachtens handelt es sich hier um Billigkeit.
Die Kircke zu Brauweiler ist einer Reparatur benötbigt
— es soll eui Prachtbau gewesen sein —, und muß jetzt
auf das uothlveudigste reparirt werden, sie ivird uoch einst-
weilen vou uus milbeuutzt. Ick finde nur, daß dies au
sich feine Annelnnlickteit ist, und daß es wohl besser wäre,
künftig eine eigene Kirchengemeindeeiuzufübreu.

Ein Beitrag vou .'<!.'>«»Tl,lr,, wie vorgeschlagen wird,
kann den Brauweilern uichts helfen-. fie U'vlleu bauen, das
wissen wir auck, »ud da uiuß ich wich dem Antrage des
Abg. Schult anschließen, daß wir ihnen eine ^unune be
willigen, ohne uns auf die Rechtsfrage selbst weiter eiuz»
laffeu, iu der Weise wie Herr Schult bereits vorgeschlagen
hat, indem wir eine Summe von 4.'>!><> Thlr. bewilligen.

Abgeordneter Simons: Zuerst erlaube ick mir,
die Bewertung des Abg. für Aackeu, daß Herr schult
Mitglied des '>tirche,ivorfiaudeS i,l Brauweiler sei, dahiu
zu rectificiren, daß derselbe nickt einmal dein betreffenden
Greife angehört, sodann erlaube ich mir kurz das Rechts-
Verhältniß zn resumireu. Die Abtei und «irche zu Braw
Weiler wurde snpprimirt. im Jahre l^M! schentteder «aifcr
Napoleon durch ein Deerec der Gemeinde die Abteitirche
ohne Vorbehalt. Die Abtei selbst blieb ein Eigenthum des
Staates. Iu demselbeu Jahre trat schou die Kirche zu
Brauweiler iu die Reihe nud die Rechte der Succursal-
Pfarren; bis dahin gehörte Bramoeiler zum Pfarrverbande
einer benachbarten ^rtfckaft. Iiu Jahre l«U!) wurde durch
eiu anderes Decret des 1)<'j!»,! i!,» in<>i!>li^iil'> in dem
Abteigebäude zu Brauweiler gegründet und im Jahre ! l-«l l
sind die ersten Bettler darin aufgenommen worden. Erst
im Jahre I«^'> befahl der damalige Diöcesan Bischof
im Eiuverständuiß mit dem Präfeeteu dem Kircheuvorstaude,
einen Vertrag abznschließenmit der Directio» der Austalt,
loouach die Pfarrkirche gegen geringe Vergütung die Ver-
pflichtnng übernehmen mußte, den Detiuirteu ivähreud des
Gottesdienstes einen abgeschlosseneuRaum der jetzt mehr
als die Hälfte der Kirche einnimmt, zu überlasse». Es ist
schou vvn dem Abg. Eoutzeu gesagt wordeu, daß eine solche
eiutocratisckePräfecteuwirthschaft gesetzlich nicht zulässig war
nud heute halte ick eine solche Verfügnng nicht mehr für
möglich. Es ist nun allerdings eine Rechtsfrage geworden
ob 'der damals abgeschlosseneund nicht erneuerte Vertrag,
der auf höheru Befehl von dem Kircheuvorstaude mit dem
!>«'>,,,'», <!<> „!»>»<!,,',,,'' gethätigt worden ist, heute noch zu
Recht besteht. Juristen, welche darüber gehört worden find,
haben diese Frage verneint, auck aus dem Gründe, weil!
der Vertrag mit der Direktion des U^püt cl> n^ncii«'!!«
für das Roer-Departement abgeschlossen worden sei, welches
hente nicht mehr bestehe. Iu Brauweiler fei jetzt eiue Ar-
beitsanstalt, welche vier Regiernngsbezirte umfasse und sich
Weit über die Gräuzeu des' ehemaligen RoerHepartements
ausdehne. Die Regiernng foll ebenfalls anf diese Rechts^
anschanuug eingegangen sein, uud sie hat dem Uircheuoor-
stände vorgesck'lageu': die Erricktnug eines Zuschusses zu
den Banlosten zn befünoorten, tveun derselbe der Regie-
rung das Recht einräumen wolle, für ewige Zeiten die
Kirche dnrch die Be'.oohner der Anstalt mitbenutzen zu lassen.
Der Mrchenvorstand und die Gemeinde sind aber auf diese
Zumuthuug uickt eingegangen; sie waren aber bereit, das
eventuell hergegebene' Geld zurnckzugedeu, falls von ihnen

die Mitbenutzung der Kirche dnrch die Detinirteu gesündigt
werde. Die Regierung hat diesen Vorschlag unter den uvu
dem Herrn Referenten vorgetragenen Bedingungen äuge-
nommeu. Wenn uuu weiter gesagt worden ist, der Pfarrer
würde fich wvhl hüten, einen solchen Antrag zu stellen,
oder solchen Beschlüssen des Proviuzial Landtages, wenn
sie nicht im ^)iuue der ständischen Eommission ausfallen
möchten zn widersprechen, so lann ich das Verständniß znr
Eache nickt einsehen. Einen Geistlichen muß die Austalt
haben -. ob es der Pfarrer des Ortes oder eu> anderer Geist¬
licher ist, dürfte gleicbgültig sein; es wird nicht der Pfarrer
als Pfarrer ans Provinzialmittcln, fouder» der Geistliche
der Anstalt besoldet, welchem für die Detiuirteu die ^?eel
forge obliegt.

^ch >vürde mich nun dem Antrage des Herrn Schult
anschließen und bitten, der Landtag wolle beschließen,ans
den disponiblen Fonds der Brauweiler Austalt, deren jetzige
Summe ich nickt weiß, die aber früher «U Tausend Thaler
betrug, der Kirche eiue Unterstützung znzuwenden für die
Mitbenutzung derselben durch die Detinirteu, mit der Ver-
Pflicktuug, diese Summe wieder zurückzuzahlen, wenn die
Benntznng aufhöre» svllte. Falls jedoch der Landtag auf
diesen Autrag nicht eingehen sollte, so würde ich snbsidiarisch
den Autrag stelle», die jährliche Retribution von 250 >ichlr
ans!',,»«>Thlr. zn erhöhen.

Referent von der Hoydt I» Bezug anf die
Bemerkungen des Herrn Schult erwiedere ick, daß der
Ausschuß sich gar nicht über die Rechtsfrage ausgesprochen
hat, es waren darüber die Ansichten getheilt. Diese
Rechtsfrage, ob der Kirchenvorstnud das Recht habe, das
Verhältniß zu kündigen, ist bei Seite gelassen, lind wir
sagen nur, daß wir, um nicht einer Kündigung ausge¬
setzt zn sein, so lange den Veitrag zahlen, und, wenn
diefe erfolgt, so hört auch der Beitrag anf,

Abg. Vaum Die Rechtsfrage ist weitläufig dis-
entirt worden; ich beziehe mich aber auch darauf, daß
die angeführten Billigteitsgründe völlig erschöpfend sind.
Wenn aus der Bremwciler Anstalt jährlich t,00 Thlr.
an den Geistlichen gezahlt werden, nnd auch noch WO
Thlr. Zuschuß gegeben wird für Reparaturen lind für
das Nutzungsrecht, so ist, glaube ich, alles geschehen,
was von Seiteil der Provinz geschehen lind' erwartet
werden kann. Ich habe mich daher im Ausschuß dem
Referat völlig angeschlossen, nnd spreche gegen den Vor¬
schlag , eine Summe von 4500 Thlr. zu bewilligen.
Sollte aber eine Summe gegeben werden, so wäre ich
noch eher dafür, selbstständig für die Anstalt eine Kirche
zu bauen, die vielleicht bei tleineil Verhältnissen 7-^,^000
Thlr. kosten würde, als auf eine solche Gemeinschaft ein¬
zugehen. Ich trete auch dem Herrn von der Ritterschaft
entgegen, welcher eine Erhöhung des Zuschusses voll 25,0
Thlr. auf ^l><» Tlilr. wünschte, nud kann mich nur mit
dem Antrag des Ausschusses einverstanden erkläre»,

Abg. Frhr. v. Leyfam M. H.: Räch den gesetz¬
lichen Bestimmungen werden die Eultnskosten aufgebracht
durch Zuschläge auf die Staatssteuer, insofern das eigene
Vermögen nicht ausreicht. Die Anstalt und ihre Ve-
wobner zahlen keine Staatssteiler, und daher halte ich
es für cmgc»iesseu, daß, wenn sie die Kirche benutzen,
auch für die Mittel eintreten, welche der Neubau crfor-
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dert. Nils diesem Grunde unterstütze ich den Antrag !
des Herrn Schult.

Abg. Schult: Von den Herren Baum uud(5outzen
ist eben gefagt worden, daß außer der jährlichen Necri-
bution jährlich 600 Thlr. für den Pfarrer von Brau¬
weiler gezahlt werden und daß die Pfarrgemeinde sich
demnach hüten werde, das bestehendeVerhältniß aufzu¬
heben. Hierauf erwiedere ich, daß der Pfarrer von
Brauweilcr allerdings die Fuuetionen des Anstalts-Geist-
licheu wahrnimnrt und 60l) Thlr. bezieht, dieses aber
kein Interesse für die Pfarrgemeinde hat, sie weder
Nutzen noch Schaden davon hat, und es wird ihr ganz
gleich sein, ob die Anstalt ihren eigenen Geistlichenhat
oder nicht.

Marschall: Die Discussion ist geschlossen. Der
Ausschuß trägt darauf an, die Zuschüsse, welche zur
Kirche gegeben werden, anstatt irgend einer ein für alle
Mal zu gebendenSumme, auf ^',0 T blr. zu erhöhen. Hr.
Schult beantragt, ein für alle Mal eine Summe von
4500 Thlr. zur Restauration der Kirche zu gebe», und oie
jährlichen Zuschüsse zu lasse» wie sie sind. Dann schließt
sich oer Abg. Frbr. v. Rynsch und ebenso Hr. Simons
au, welcher letzterer aber sich eventuell auch dein Antrage
des Hrn.' Referenten anschließt nnd wünscht, statt s50
Thlr. 300 Thlr. snbsidiarisch zu geben. Schließlich be¬
antragt Herr Münster, N0Thlr. so lange zu bewilligen,
al«, mau "der Anstalt anch die Benutzung der Kirche ge¬
stattet. Ich setze überhaupt anch bei den übrigen An¬
trägen voraus, daß die jährliche» Beiträge nnr so lange
gezahlt werden sollen, als der Vertrag nicht gekündigt
wird, und daß Baugelder, wenn sie heute bewilligt
weiden, in eintretendem Falle zurückgezahltwerden.

Es handelt sich also zuerst um den Antrag des
Mg. Schult, der von dem Antrage des Ausschusses
sich' am weitesten entfernt und der dahin geht, anstatt
jährlich 150 Thlr. zu zahlen, 4500 Thlr. zur Restanration
der Kirche zu Brauweiler beizutragen unter der Bedin¬
gung, daß, wenu das alte Verhältniß durch die Pfarr¬
gemeinde getündigt werden sollte, letztere gehalten sein
soll, die 45>00 Thlr. zurüctzuzahleu.

Ich bitte Diejenigen, die gegen diesen Antrag sind,
sich zu erheben,

(D:e Minderheit dafür.)
Der Antrag i^'c verworfen.

M«::c Herve::, nun t«nnm' wir zu dein Antrag
des Abgeordneten Simons: die jährliche Retribntiou
von 100 TlMv ..-mf .'!0<» Th,.ler zu erhöhen.

(Nach vorgenommene, Probe und Gegenprobe be¬
schließt der Märschall die l.^ncntliche Abstimmung,)

Der Namensaufruf erfolgt und es antworten
hierbei:

Mit I a:
Aldringen
Frhr. von Bourscheidt
Graf vou Beissel.
Vartels.
Bremig.
Bacbem.
Clemens

Frhr. vou Eerde.
„ von Fürstenberg-^ocrsfeld.
„ vou Fürstcilberg-Borbeck.
„ Naitz von Freütz.

Frings.
Frengcr.
Frhr! von Geyr.
Graf von Goltstein.
^»uittienne <^tiedaltorf).
Guittieuuc (Ihn).
Grasf,
Gras uon Hoensbrocch.
Graf von Hompefch.
Iansen.
Klostermann.
Frbr. von Lcytam
Frhr. von Mylius
Graf von Nesselrodc.
l>^. ^ioeggcratb.
Nußbaum.
Paulssen,
Frbr. von Rynsck.
Reusch.
Frhr. von Solemacher-Grünhaus.
Graf von Spec
Frhr. von Spies-Büllcsheim.
Viüions.
Seulen.
Schult.
Graf von Schacsberg.
Schmidt.
Wachter.
Zorcs.
Frhr. von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

Mit N ein:
Adains.
Bcrger.
von'Berg.
Banin.
Bocuingcr.
Co»tze»! >
Frhr. von Dalwigl.
von Ehnern.
Gcmünd.
Grnhn.
von der Heydt.
Hardt.
Horst.
Hunzingcr.
Immich.
Kampf.
Kcllermann.
Frhr. von Loii.
^üubourg.
Dr. Lcxis.
Müuster.
Frhr. von Nyucnheim.
Pilgram,
!)>'.' Riegel.
Roth,
Rolsboven.
Frhr, von Solemacher-Antweiler.
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Sclmnck.
Oi-, Wurzcr

G e f e h l t l, a b e ü :
Becker.
Fonck.
Fürst zu Salni-Dyck.
Schroedcr.
Schau rte.

Es haben gestimmt 41 mit Ja, 2!» mit Nein.
Der A»trag des Abg. Simous ist mithin auge-

nommeu, wonach der Antrag des Ausschusses mit der
Modifikation angenommen ist, daß anstatt HO Thaler
uuumehr :«><> Twler zu bewilligen sind.

Marschall: Das Referat ist erledigt. Ich ersuche
den Herrn Referenten v. d. H eydt, das Referat des
VIII." Ausschusses über die Prooinzial - Hülfskasse vorzu¬
tragen.

Der Referent v, d. Heydt erstattet den betreffenden
Bericht Nr. 51!, 5t u. 55 des Journals.

Der Ausschuß stellt den Autrag:
„daß es der Direetiou der Prouinzial-Hülfskasse ge¬

stattet werde, Depositen von Privaten auf eine jährige oder
halbjährige Kündigung zn eiuem der resp. Dauer der
Kündigungsfrist angemessene!! Zinsfuß anzunehmen," und
bittet die 'Versammlung, diesen Antrag zn ihrem Beschluß
zu erheben.

Je nachdem die beantragte Maßregel von E

..^........^ ...... ^ ^ Rblösung
tuten Darlehen zn ertbeileu," für eine spätere Diät vorbehalten.

Marschall: Es wird die Discussiou darüber eröffnet.
sEs verlangt Niemand das Wort.)

Der Antrag des Ausfchuffes ist angenommen und wird
ein Schreiben an den Herrn Ober.Prasidente» zu erlasse»
seiu.

Derselbe Referent fährt in der Berichterstattung über
die Proviuzial-Hülfstasse fort, (Nr. 52) „ud trägt der
Ausschuß darauf au: „Der Landtag wolle die statutenge¬
mäß!,' Dechargirnng unter Anerkennung der guten Geschäfts¬
führung anssprechen.

Die Dechargc wird ertheilt.
Derselbe Referent erstattet einen Bericht über den

GrundstencrHectmigsfouds. Nr. l» d. Iouru.
Ei» Autrag ist nicht gestellt.
Der Ausschuß constatirt mit Genugthuung, daß die

^öiugliche Regierung zu Trier auf das Mouitum des
^>. Prooinzial Landtags, dahin gerichtet, daß die Unter^
stützuugcu nicht rasch genug erledigt worden seien, Vor<
kehrung getroffen hat, künftig das betreffcudc Verfahren zu
beschleunigen.

Der Referent Frhr. v. Holemacker-Antweiler
erstattet einen Bericht des U1. Ausschusses über die Petition
°es Bürgermeisters und der Stadtverordneten zu Münstereifel,
betreffend die Reparatur der dortigeu Gmnuafial- und
Iefuitentirche.

Der Ausschuß beantragt: „Die hohe Ständeuersamm
lnng wolle den in der Petition des Bürgernleisters, der
Beigeordneten nnd Stadtverordneten <!. <!. Münstereifel
3». September 18<i4 gestellten Antrag ablehnen nnd zur
Tagesordnung übergehe».

Marschall: Wenn sich Niemand zum Worte meldet,
nehme ich an, daß ^ie gar keine Discnssion wünschen, und
der Autrag des Ausschusses: zur Tagesordnung überzu¬
gehen, angenommen sei.

<Pan,e.)
Er ist angenommen.
Er wird mit einem Schreibe» an die Petenten zurück

gehen.
Nun kommt die Petition des Bürgermeisters nnd der

Stadtverordneten von Eleve, die Erhöhung des Servis>
geldes betreffend.

Referent Frhr. v. Holemacker-lHrünbaus ver¬
liest den Bericht, Der Antrag des Ansschusfes geht dahin:
Die hohe Versammlung möge von ^r. Majestät dem
Könige erbitten, die Stadt Eleve zu ciuer iVervis-Stadt
erster Klasse zu erklären.

Marsckall: Die Discussiou ist eröffnet. Wenn
nichts dagegen erinnert wird, nehme ich an, daß Sie dafür
sind, eine' entsprechende Adresse an Se. Majestät zu richten.

Wird angenommen.
Derselbe Referent erstattet einen Bericht über die

Petitiou eiues gewissen Eourth, die eiu Mitglied der hohen
Versammlung zn der seinigen gemacht hat, wegen lieber^
biirdnng mit Eiuanartierung zu Niederzündorf.

Der Ausschuß stellt iu Erwägung aller angeführten
Gründe den Autrag: der hohe Landtag wolle 'in einer
Adresse bei Sr. Majestät dem Könige erbitte», Allerhöchst
derselbe möge bis dahin, daß das in dem Landtags Abschiede
vom l5. November 1802 in Aussicht gestellte 'Gesetz über
anderweite Reguliruug der Eiuquarlieruugslast zu Staude
gekommen, den Allerguädigst oewilligten Zuschuß von 2 Sgr.
t> Pf. pro Mann und Tag auf 5 Sgr. erhöhen.

Abgeordneter Münster: Ich möchte bitteu, daß der
Autrag etwas modificirt werde, daß uämlich dariu gesagt
werde: für die jährlich durch Manöver n. f. w. heimge
suchten Ortschaften.

Referent Freiherr v. Holemacher - Grünlians:
Dann würde es uicht heißcu dürfen, daß der Zuschuß erhöht
werde. Er ist nur bewilligt für gewisse Ortschaften, für
andere Orte eristirt er nicht.

Abgeordneter Baun»: Es fragt sich, ob nicht hiuzu
gefügt werden möchte, „bis znm Erlaß des in Aussicht ge
stellten Gesetzes".

Nefcreut Freiherr v. Holemacher-Grün Haus:
Dies steht darm. Der Autrag lautet nämlich: Der hohe
Landtag wolle iu einer Ndresse bei Se. Majestät dem Könige
erbitten, Allerhöchst derselbe möge bis dahiu, daß das
in dem Landtags Abschiede vom >5. Nov. 1862
in Aussicht gestellte Gesetz über anderweitige
Regelung der Einquartierungslast zu Stande
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gekommen, den Allergnädigst bewilligten Zuschuß von > weitergehende Frage eine ga,iz andere Basis herbeiführen,
2 Sgr, <i Pf. pro Mann nnd Tag auf '» Hgr. erhöhen, ^ Ich bitte daher, den Aurrag der Commission auz»»ehinen.

Abgeordneter v. Ottnern Wi'irde es nicht ang^
messener sein, iin Eingange des Antrages zn sagen, daß
des Königs Majestät geruhen möge, das baldige Zustande,
kommen des schon so lange in Aussicht gestellten Einqnar-
tierungs^GesetzesAllerguädigst zu oeraulasse», und bis dahin
einstweilen diese Erhöhung zn bewilligen?

Abgeordneter NolsKoven: Nach meiner Ansicht ist
das baldige Zustandekommen des Gesetzes, welches das
Einquartiernngswesen regelt, noch nicht zn hoffen. Darüber
tonnen noch Jahre vergehen. Daher möchte ich vor allen
Diugeu darum bitten daß nur bis dahin bei dem ^?atze
von5>Thlr., wie im Referat vorgeschlagenwird, stehen bleiben.

Marschall: In dem Vandtagsabschiedvom l.'i. No
vcmbert««!^ ist uns ein solches, das Einqnartiernngswesen
regelnde Gesetz in Aussicht gestellt worden. Wenn wir
nun setzt schon wieder des Königs Maiestät urgiren wollen,
so ist das allerdings eine Frage, worüber auch discnlin
werden kann. Die jetzige Frage aber ist: Soll den ge^
nannten Bewohnern unserer Provinz, welche denen der
anderen Provinzen gegenüber eine verhältnißmäßig große
Last zn tragen haben, indem sie für die Einquartierung ucr-
hältuißmäßig uicht entschädigt werden, dadurch geholfen
werden, daß der Servis von ^ . Vgr. auf 5 Sgr. erhöht
wird?

Abgeordneter Vaun»: Ich erlaube mir zu beantragen'
daß auch die anderen Orte darunter begriffen werde», daß
also aller Orten, wo Einguartieruug stattfindet, der aus¬
reichende Zuschuß gegeben, werde.

Abgevrdueter Rolshoven: Ich wollte nicht beaw
tragen, daß in allen Orten bei Durchmärschen dieser Hervis¬
satz gegeben werde, sondern ich habe blos die Umgebnng der
Wahner Heide im Kreise Mülheim, und der ^pellener Heide
bei Wesel im Auge.

Abgeordneter Brennst: Ich glaube, daß das Referat
mit dem Antrage die reiche vollständig erschöpft. Die
Petition kommt ans einer Gegend, wo bereits Zuschüsse
bewilligt sind. Es wird aber nachgewiesen, daß diese nicht
ausreichend sind. Run wird um Abhülfe gebeteu, uud der
Ausschuß beantragt, daß mau bitten möge, den Zuschuß
auf ', Sgr. zn erhöhen. Alles was darüber hinausgeht,
geht über die uus vorliegende Frage hinaus, und würde
l'elbstständigeAnträge darstellen. Wenn aber diese Petition
befürwortet wird, dann folgt hieraus, daß auch die andere
Frage angeregt wird, nnd wenn man an maßgebender Stelle
über diese Petition beschließen mnß, so wird auch in Er-
wägnug gezogen werden müssen, ob eine Erhöhnng der
Servisgelder blos für eiucu Theil des Staates staltfinden
soll, oder ob die ganze EingnartierungsFragc zu regeln ist;
was bei den deshalb in der ganzen Provinz läut ge¬
wordenen Beschwerden gewiß sehr wünschenswerth wäre.

Abgeordneter Graf Nesselrode: Es scheint mir
bedenklich, den Antrag weiter auszudehnen. Der Antrag
bezweckt, für eine dauernde Einquartierung die alljährlich
wiederkehrt, eine Erleichterung zn beschaffen, und würde die

Marsckall Es frägt sich, ob die Herreu auf ihren
Anträgen bestehen?

sDie Anträge werden znrüctgezogen.)
Dann ist jeder Widerspruch gegen deu Ausschuß-Antrag

gehvben und würde die betreffendeAdresse zn entwerfen sein.
Der Antrag des Ausschusses ist augeuommeu.
Herr Dl-. Würz er »volle jetzt das Referat des I.Aus

schusseserstatte».

Der Referent Dr. Wur;er erstattet deu Bericht des
I. Ausschusses, betreffeud deu Entwurf einer Verordnung
über die Ausführung der in den Artilelu lX u. XllI der
Verordnung vom l ü'. Juli ! ,^27 enthaltenen Bestimmungen
über die Provinzial Laudragswahleu im Alande der Land-
gemeinden der Rheinprovinz.

Marschall: Ich eröffne die allgemeine Discussiou.
Da Riemand das Wort verlangt, so können wir zu den
eiuzelnen Paragraphen übergehen.

Referent l)^. Tsurzer Der Ausschuß beantragt znr
Einleitung, Alinea t, daß statt der Worte:

„Nachdem gegemvärtig das ländliche Evmmnualwesen
i» der Rhemprovmz regnlirr ist, bestimme Ich" :c. es
heißeu soll: .

„Nachdem die Gememde-Orduung in der Rheiuproviuz
publicirt ist, bestimme Ich" :c.

Der Eingang wird mit dieser Veränderung angenommen.
Der H. I wird unverändert angenommen.
Der H. 2 wird ebenfalls unverändert angenommen.
Zu 8- '> beantragt der Ansschnß zum ersten Passus den

Znsatz: „von den gruudbeMeuden Mitgliedern", wonach der
erste Passns lanten soll:

„Die Bezirkswähler znr Wahl der Abgeordneten der
Landgemeinden werde,! von den gruudbesitzendcnMitgliedern
der Bürgermeisterei Verscnnmlnngen aus ihrer Mitte gewählt.

8- l Statt ,,!Ä» Feuerstellen" soll es heißen: „ä»f20l,0
Seelen."

Abgeordneter Wachter: Es Heißthier: „ans ihrer
Mitte." Gehört da der Bürgermeister mit dazu? denn
das ist nicht gesagt. Es ist bei uns vorgekommen, daß
der Bürgermeister gewählt wurde, der nicht Grundbe¬
sitzer war. Die Regierung hatte den Bürgermeister als
nicht znr Versammlung gehörig betrachtet, und es muß
daher hier gesagt werden, „wv',n der Bürgermeister ge¬
hört, vder, wozu der Bürgermeister uicht gehört."

Referent Dr. Wurzer: Der Census wählte bis¬
her. Da aber der Bürgermeister als Grundbesitzer selbst¬
redend Wähler und wählbar ist, so haben wir geglaubt,
daß durch diesen einfachen Znsatz die Sache vollständig
erledigt sei.

Abgeordneter Schult: Es scheint mir sehr bedenk¬
lich zu sciu, bloß ans der Mitte der Bürgermeisterei-Ver¬
sammlung zn wählen. Ich würde beantrage», die
Worte: ,',ans ihrer Mitte" zn streichen.

Abgeordneter Gontzen Meine Herren, der Znsatz
„ans ihrer Mitte" ist nicht neu. Die Verordnung vvin
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Jahre 18^7 in Beziehung auf die Ausführung der Pro-
vinzial-Ordnung fagt ausdrücklich, daß, fobald das
Eommnnal-Wesen regnlirt fei, die Bürgermeisterei-Ver-
fanuulung aus ihrer Mitte zu wählen habe. Wenn nnn
Herr Schult nicht will, daß die Verordnung v. 1.1,^7
in diefein Passns aufgehoben werde, fo mnß der Zusatz
bleiben. Der 'Ansschus; hatte lein Interesse, daran
etwas zu ändern. Dagegen hielt es der Ausschuß für
wichtig, daß man nicht bloß sage: es werden die Be-
zirts-Wäbler von der Bürgermeisterei-Versammlung aus
ihrer Mitte gewählt, sondern zu snppliren: „von den
gründ besitzend eil Mitgliedern der Bürgermeisterei-
Versammlung aus ihrer Mitte," damit das ständische
Interesse nicht verloren gehe. Nach der Gemeindc-Ord-
nung tann nämlich Einer Mitglied der Bürgermeisterei-
Versammlung sein, wenn er auch nur 3 Thaler Klassen¬
steuer zahlt/ Es tonnen Fälle vorkommen, daß selbst
Grenz - Anfseher und dergl. Leute zur Bürgcrmeisterei-
V'crsammlnnggewählt werden, nnd deshalb glanbte man,
daß das ständischeWesen in Beziehung ans den vierten
Stand ganz aufgehobenwerden würde, wenn man solchen
Mitgliedern, die keinen Grundbesitz haben, das Recht
einräumen wollte, mit zu wählen.

Abgeordneter Tchult: Ich würde vorschlagen, daß
die Wäblcr 10 Thaler Grundsteuer zu zahlen haben.

Referent l),-. Wurzer: Die Nedingnngen des
Grundbesitzes sind bereits normirt. Wodurch Jemand
Mitglied des Gemeinde-Rathes werden kann, das ist die
Norm dafür. Der Antrag des Ausschusses geht also
dahin, im i>. 3. den ,")>isalzzu machen: '

„die Bezirks-Wähler zur Wahl der Abgeordneten
der Landgemeinden werden von den grundbesttzenden
Mitgliedern der Vürgcrmeistcrei-Vcrsamnilung ans ihrer
Mitte gewählt.

Abgeordneter Frings: Das heißt also, daß nur
grundbcsitzendeMitglieder auch Wähler sind?

Referent: Wäbler und wählbar, ja Wohl!

Marschall: Ich stelle demnach das Amcndemcut
des Referats zu 5. 3 zur Abstimmung, und bitte Dic-
Migcn, die gegen diesen Zusatz sind, sich zu erheben.

(Minderheit.)
Der Zusatz ist angenommen.

Referent: Im tz. 4 soll es nun heißen statt
„von weniger als 150 Feuer stellen einen," „von
weniger als 2000 Seelen einen," — nnd statt „auf
lede 150 Fenerstellcn einen Wähler", ans jede 2000
Seelen einen Wähler."

Marschall: Der Unterschiedist also, daß nicht
nach den Feuerstellen, sondern nach der Scelcnzahl ge¬
wählt werden soll.

Wenn nichts dagegen erinnert wird, nehme ich das
Einverständnis; der hohen Versammlung mit dieser
Aenderung an.

(Keine Einwenduug.)
Die Aenderung ist angenommen.

Referent: Die ^. 5 und 6 sollen unverändert
beibehalten werden.

Marsckall: Nnn hat der Ausschuß noch einen
Wunsch, nämlich den, daß trotz der eingetretene!!Amen-
dirnng die Bitte hinzngefügt werde, daß es Se. Majestät
beim Alten belasst und dieser Wnnscb ist niedergelegt in
einem Schreiben an Se. Maj. den König,

Abg. Graf v. Resselrode: Ich glaube, daß es die
Debatte sehr abkürzen tonnte, wenn der HerrLandtags-
Marschall beliebte, die fertige Adressemit verlesen zu
lasseu. Es scheint mir, daß In derselben die Idee des
Antrages des Ausschussesnoch präciser festgestellt ist als
in dem Referate, ^ gleichwohl werde ich mir erlauben,
später dagegen zn sprechen.

Marschall: Ich habe nichts dagegen zu erinnern,
daß das geschehe, was der Referent znr'Beschleunigung'
der Debatte für dienlich hält.

Der Vortrag der Adresse dnrch den Referenten er¬
folgt hierauf.

Marschall: Ich frage, ob jemand gegen die
F-asp-ng dieses Schreibens etwas einznwendcn hat? —

Graf v. Nefselrodc hat das Wort.

Abg. Graf v.?tesselrode: Mein Antrag, die Adresse
gleichzeitigvorzutragen, geschab ans dem Grunde, weil
sie mir nlcht ganz das in dein Referate Enthaltene aus¬
zudrückenscheint, ^ch habe dies schon in der Eommission
ausgesprochen nnd möchte daher jetzt die Debatte dahin
lenken, ob überhaupt ein solcher Wnnsch jetzt auszu¬
drücken zweckmäßigerscheine. Das Princip haben wir
durch Amendiruug des Gesetzes soviel wie möglich ge¬
wahrt. Wir stehen nun eiuer Bestimmnng gegenüber,
die gesetzlich feststeht. Es soll das Wahlrecht nach der
gesetzlichenBestimmung vom Jahre 1827 an die Bürger¬
meisterei-Versammlungübergehen. Nun vermag ich nicht
zu übersehen, welcbeiiZweck es haben soll, daß wir jetzt
noch Wünsche anssprechen, die dahin gehen, eine gesetz¬
liche Bestimmnng aufzuheben. Eine Aenderung ist sonach
nicht möglich; und es würde sich empfehlen, einen voll¬
ständig neueuAutrag zu formnliren nnd darin zusagen,
man bitte, das bezügliche Gesetz von 1827 auf dem
Wege der Gesetzgebung 'zn amendiren. Mein Antrag
geht also dahin, das amendirte »«setz anznuchmen und
in der Adresse dem Wunsche der Belassnng bei dem
Alten nicht Ausdruck gebeil zu wollen. Allerdings mnß
man sich den Untersch'ted zwischen einem Antrage «nd
einem Wnnsche klar machen. Es ist dies eine feine Di-
stinction, dieselbe dürfte aber bei der vorliegenden Frag?
irrelevant sein. —

Referent N,-. Wnrzer: Es ist allerdings im Jahr
1827 ein Gesetz gegeben worden, worin es heißt, daß sobald
die Gemeindeord'nnngabgeschlossen sei, ein neuer Wahl^
modus eintreten sollte. Nun fragt es sich, ob jetzt dieser
Zeitpunkt eingetreten ist. Der jetzige Abschluß der Gemeinde-
ordnnug besteht schon seit acht Jahren. Darin ist nichts
davon gesagt, daß auch das Gesetz oou 1827 aufgegebensei. Es
ist in dieser Beziehung nichts geschehen.Auch jetzt ist der
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Zeitpunkt ebenso wenig gekommen wie vor 8 Jahren. Wir
waren der Meinung, daß zum Abschlüsse des Gemeinde-
Wesens gehöre, eine Gemeinde-, Meis und Bezirtsorduuug.
Wir haben diesen Grundsatz verfochten bei der Berathung
der neuen Gemeiudeordnuug iu der vorigen Session, ebenso bei
der Krcisorduuug; und wir wollen ihu jetzt wieder verfechten,
indem wir sagen: Bauet die Gemeindeordnimg von unten
herauf, und darauf hin 'vollen wir die Kreis- nud Bezirks-
ordnuug bauen, — danu versteht sich das Weitere von
selbst. Sollen wir nun, wo nns das erste Glied fehlt, —
denn unsere beratheue Gemeindeordnung ist noch nicht weiter
zur Sprache gekommen, — ebeuso fehlt uus die Kreisorduuug
den Wahlmodus in einen anderen Bereich ziehen? Wenn >nnr
den Grundbesitz mit hcreiuzieheu, so bleibt es dasselbe. Wir
haben aber '^e. Majestät den König bitten 'vollen, Er
möge es beim Alten belassen, eS möge die Abänderung so
lange aufgeschoben bleiben, bis Alles erreicht ist, was 'wir
im Grunde wünschen.

Abg. Frhr. v. Holemacher-Antweiler: Nachdem
das uns vörliegeude Gesetz ameudirt ist, und wie ich glaube,
in höchst zweckmäßiger Weise, indem tz 1 ausdrücklich das
Wahlrecht uud die Wahlfähigteil an den Grundbesitz knüpft,
was dein conseruativen Princip, dein wir hier immer gehnl
digt haben, vollständig entspricht; nachdemferner 8 4, welcher
zu Zweifel Anlaßgeben könnte, in Rücksichtdarauf ob uach
Feuerstelleu, oder nach der ^eelenzahl gewählt werden soll,
dieser Beziehung in ameudirt ist, so glaube ich, tonnen wir
es dabei belassen. Wenn ich das Gesetz aber für zweckmäßig
halte, so wurde ich mit mir in Widerspruch treteu, wenn
ich des Königs Mas. bitte» wollte, es doch bei dem frühern
Gesetze zu belasse», uud daher würde ich gegeu die vorliegende
Adresse stimmen, und mich darauf beschränken,Se. Maj. zu
bitte», den Gesetz Entwurf mit den beiden Modificationen
im tz 1 lind tz 4, sowie der im Eingange zum Gesetz
erheben zu lassen.

Abgeordneter Graf u, Hoensbroech Meine Herren,
man hat die Einrede gemacht, mau begreife nicht, warum
wir den Wuusch aufsprechen wolleu, es bei dein alten be¬
setz zu belasse»; man sehe ferner nichl ein, warum man
eine gesetzlicheBestiinmiing aufgebe, Iu Bezug auf den
zweiten Punkt ist im Gesetz vom Iabre l«27 ausdrücklicb
gesagt, daß sobald das Eomiuunalwesen regulirt sein wird,
die Gesetzen Äe»der»»g stallsiudeu solle. Der Ausschuß ist
mm der Ansicht gewesen, daß diese Negnlirnng bisher nicht
stattgefunden habe; wir haudelu also uicht gegen das Gesetz
vom Jahre 1^27, sondern ganz conform, ganz analog dein
Gesetz. Hat die Negnlirnng des Eommnnalwesens stattge
funden, dann ist es etwas anders, das ist aber bis jetzt
nicht geschehen. Alsv ganz conform mit dem Gesetz u. I.
1827 haben wir des Königs Majestät gebeten, es bei dem
alten Wahlmodus z» belasse», oder doch wenigstens, daß
bei einer Veränderung der Gruudsatz des Grundbesitzes
gewahrt werde. Warum wir uicht diese,: Wunsch aussprecheu
solle», sehe ich nicht ein. Wir haben ans dem 15>. nnd 14.
Landtage dasselbe Petitnm an die Krone gerichtet; es hat
inzwischen keine Verändernng stattgefunden, und deshalb
mußte der Landtag wenigstens dein Wunsche Ausdruck geben,
schon der Eonseqncnz wegen. Auf dein N1. nnd 14. '^cmd-
tage haben wir das Gesetz total verworfen; indeß die
Königl. Staatsregierung scheint Gründe zu haben, daß doch
wenigstens in einer Weise diese Vorlage zum Gesetz erhoben

werde, indem dadurch das Wahlgeschäft eine große Er
leichterung bekommt; uus diesen: anschließend siud wir auch
darauf eingegangen. Den Wunsch aber, es beim alten Wahl
modus zu belasse», sprechen wir am Schlüsse der Adresse
noch einmal aus, conform deu Wüufchcu des l^>. nnd 14.
Provinzial Landtages.

Abgeordneter Graf v. Nesselrode: In Artikel 12
und 15! des Gesetzes vom 1^>. Juli 1827 ist ausdrücklich
bestimmt, daß die Aenderung nach Negnlirnng der Gemeiude-
Verfassuug statthaben soll/ Es steht ausdrücklich iu den
beiden Paragraphen, daß fortan dieses Wahlrecht cm die
Bürgermeisterei Versammlungen übergehen soll. Nun ist
diese Bestimmnng getroffen, daß vorher die Stände gehört
werden svllen. Es scheint zweifelhaft gewesen zn sein, ob
es nothwendig sei, diese ganze Angelegenheit vor die stände
zn bringen und sie nicht ohne Weiteres auf Gruud der
Bestimmung I I und U! des bezüglichen Gesetzes in das
Neglement hinein zn bringen nnd glaube ich, daß lediglich
die Bestimmung der Wahlortc für die uochmalige Vorlage
an die stände'maßgebend gewesen ist.

Abgeordneter Gontzen: Ich glaube, daß der Abge¬
ordnete Graf Ncsselrode etwas übersehen hat, daß eine
Bedingung daran geknüpft imrden, die Bedingung nä,n<
lich wie es in dem Gesetze heißt: „sobald daß ländliche
Commnnalwesen regulirt worden ist." Das sind Beding¬
ungen, die erst erfüllt werden müssen. Wie den Herren
bekannt ist, ist uns nne Vorlage geworden, um die heutige
Communcil - Ordnung zn ändern. Es ist also nicht blos
unser Wnnsch, sonder» die Vlciatsregicrnng selbst hat
anerkannt, das; das ländliche Eomnmnlllwescn »och nicht
regulirt uud abgeschlossen ist, und deshalb ist uuS eben
eine andere Vorlage geworden. Wir können doch unmög¬
lich sagen, die Negulirung des ländlichen Eommnnalwesens
habe stattgefunden, nachdem weder die Vorlage der Staats»
rcgicrnug publicirt, noch diejenige gutgeheißen worden ist,
die von hier ans in modificirler Fassung vorgeschlagen
wurde. Die Bedingungen sind also noch nicht erfüllt
wurde», und daher' kommt auch das Gesetz vou 1827
noch nicht zur Auweudung. Im Ncbrigcn trete ich den
Ausführungen des Herrn 'Neferenten bei.

Marschall: Es hat sich Niemand mehr znm Wort
gemeldet.

Soll die verlesene Adresse angenommen werden?
Die Adresse wird mit sehr großer Majorität ange¬

nommen.
Der Herr Referent wolle in der Berichterstattung

fortfahren.
Das Referat des VlI. Ansschnsses, betreffend die

Beihülfe an die Gemeinde Burg zum Ansban der Mosel»
straße vou Zcll nach Trarbach wird von demselben Nefe»
rente» erstattet.

Der Ausschuß stellt folgende Anträge:
!. der Gemeinde Burg ans dem Capital-Vermögen

des westrheinischen Vezirlsstraßenfonds eine Unter¬
stützung von :',0<X) Thlr. zu bewilligen.

^. den eventuellen Antrag: der Gemeinde Burg aus
dem Fonds der Provinzial-Hülfs-Kasse das feh¬
lende Bau-Kapital gegen mäßige Zinsen vorznschie«
ßen, zu befürworten.

Die Antrage des Ausschusses werden angenommen-
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Der Vicc-Marschall übernimmt den Vorsitz.

Derselbe Referent erstattet »in Referat des VI, Aus'
schusses über die Irren-Heilanstalt zu Siegburg.

Der Ausschuß stellt folgende Anträge:
I. Den Rechnungen pro 1662 63 die Decharge er-

theilen zn wollen.
II. den Etat pro 1865 66 zu genehmigen.
Hieran schließen sick folgende Anträge:

1 . die Pensiouirnng des Gärtners Eommans mit einer
jährlichen Pension von <!<) Thlr.

2. Erhöhung der Besoldung des Oetonomen Mitren
tenler von 55!» auf »>«>«»Thlr.

Ferner wird beantragt, den Banrechnunge» der außer
ordentlichen Bauten, der Gasoelenchtuiig, der feuerfesten Trep.
Pen nnd der Wasserfördermaschiuc die Decharge zu ertheile».

Vice-Marsckall (welcher auf turze Zeit den Vor-
sitz übernommen hat).

ES sind zwei Gegenstände beantragt, einmal daß dem
:c. Richartz der Dank dafür ausgesprochen werde, daß er
sich der Ealamität der Anstalt angenommen habe, und zwei^
tcus, daß die Decharge zu erl Heileu sei.

Ich bitte diesenigeu Herreu sich zu erheben, welche dem
Herrn Richartz den Daul cmssprecheuwollen.

«Geschieht.)

Es wird dies also erfolgen.
Der zweite Antrag geht dahin, die Decharge zu er

theilen.

<Es widerspricht Ricmaud.)

Wir gehen weiter.

Referent Dr. Wurzer trägt den Theil 11. des
Berichts vor, betreffend den Etat pro 1605, und 160<i, uud
zwar de» allgemeiueu Theil.

Marsckall: Es fragt sich, ob etwas dagegen zu
criunern ist?

(Es nimmt Niemand das Wort.)

Das ist nicht der Fall. Wir fahren fort.

Referent I^.TVurzer berichtet über die Unteradtheilung
u. welche ebenso wie die nä !^ genehmigt wird; in gleicher
Weise erfolgt dir Genehmigung des Etats pro l«<>5 uud

Der Referent verliest hierauf den Theil !!!, des Berichts.

Marschall: Ist dagegen envas zu erinnern?

lPanse.)
Es ist nicht geschehen: auch dieser Antrag des Ans

schnssesist angenommen.

Referent 1»^. Wurzer Die ständischen Mitglieder
der Eonuuissiou sind noch hier; ich bitte ader, an meine
Stelle einen andern zn wählen, da ich für die Ehre daule.

Marstliall: Es sind noch drei Anträge eingegangen.
Ein Antrag von Herrn v. Vevtam, genügend' unter¬

stützt, geht dahin, die durch die größere,! Städte der Pro^
vinz führenden Theile der Bezirlsstraßen ans der Reibe
der Bezirlsstraßen zu streiche», resp, die Unterhaltung den
Städten z» überlassen. Der Antrag geht an den VII
Ausschuß.

Eiu auderer Autrag ist die Petition des Abg. Bremig
nm Ergänznng resp. Adändernng des Artitels 1!N der
Gerichtsordnung und des Gesetzes vom l?. April tPN5!,
die Aliureiitatio» von Sch»ldgefa»gene» betreffend. Er ist
auck genügend unterstützt, und geht an den >ll. Ausschuß.

Der dritte Antrag vom Abg. Rensch, auch ge»üge»d
unterstützt, betrifft die Aufhebung des Gesetzes vom ,V Inni
l^ii:! wegen der l^ebührenpflichtigleit in BormnndschaftS-
sachen. Derselbe geht gleichfalls an de» 111. A»ssch»ß.

Bei der Abwesenheit des Herrn Referenten ersuche ich
den Herrn v. Frentz die Adresse, betreffend die Provinziab
Fener Societät, ^n verlesen.

«Die Adresse wird verlesen nnd genehmigt.)
Die nächste Sitzung wird am Mvntag nm !.^ Uhr

stattfinden.
Schluß der Sitzung mn ^ ^ , Uhr.)
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Sechste Sitzung
nm 17. Oktober 18<;l.

Berathung iiber dac> :licfrrat des Vü. Hl,sfel>usscs, den, die Aufnahme
der Ä»ra>h Vosfenbofer und ucrfchicdcurr anderer Hnastcu auf den
u'estrheinisllien ^ezietsstrns-eiifllnds des Mg, Bez. Diisseldolf. —
Bericht desselben 'Ausschusses, betr. die Uebrrnabme der Strciszen
uun Weeze nach Well und von Well nach Uedem aus de» Be
zirtsstraßcufonds. — Bericht o^selben Ausschusses über die 'Ans
«ahme der ötraße uon Calcar, Ncdein :c. bis zur lHifciibahusialwii
Äerclaer, fuluic der Straste uou Gelder,, bi» Arecu unter den
Bezirlsstraüeu, -- Bericht desselben Ausschüsse««über die Bitte der
Gemeinde Wuneieudunet nm feinere Unterstützung ans dein
Bezirtsstraßeuse'nds. — Bericht desselben Ausschusses, betr. die
Versetzung der Coblenz Lütticher Bezirtsstrasic unter die Staats¬
straße». — Hauptrcfcrat des VII. Äni>fchuffes iiber die Verwen¬
dung des Bcz,rlsstras;eusoud>.' liulcr Nhciustite — Bericht des-
selben Ausschusses, über das Eutschüdiguugsgejuch des eheiualigcu
Chausseegeld Erbcbcr« Ärcutz zu <>irebcuberg im Landkreise Aachen.
— Äicfcrai desselben Aus,cl,ussrs, betr. die Uebcruahulc der lFulireb-
^ruieuacher Prämieustraße auf deu Bczirtsstrasienfouds, — Bc~
ralhuug über den Bericht de» I I. Äusfchusses, bctr, die Allerhöchste
Propositlou Nr. l!I> lGesetzeutwurf wegen '.'lbäuderung einiger
Bestiuüunugcn iiber ^lcchl-?geflbä!le in, Brzirlc des Inslizscnat«
zu Eyrcudrcusleiil^. Berathung iiber deu Bnicht desselben Au^
schusscs, betr. die Allerhöchste PropM«» 'llr. <> ^ (Gesetzeulwurf
über das Güterrccht der Ehegatten im Beznte des Iustizfcuats
zu Chrenbreiifteiu).

Der Marschall eröffnet die Sitzung um i'^ Uhr-
Das Protokoll der heutigen Sitzung führt der

Abgeordnete ^ ch roedc r.
Das Protokoll der vorigen Sitznng wird verlesen

uud gcilehmigt.
Der Vicc-Marschall übcrinmmt den Vorsitz.

Bice-Mavscliall: Ich ersuche den Freihcrm
v. Rvnsch das Referat des VII.Ansschlisses, betreffend die
Eommunal - Ehmissee vou der Station Anrath an der
Nnhrort-Ercfeld-Aachencr Eisenbahn über Vorst bis Vos-
seilhof iu der Gemeinde Oedt mif der Miihlhänser
Aezirtsstraße ü,l Kreise Kempen zu erstatten.

Referent Freiherr v. Vlynsch verliest den Bericht.
Der Antrag des VII. Ausschusses lautet: Der VII.
Alisschuß erlaubt sich, einstimmig der hohen Versamm¬
lung vorzuschlagen: Die Erhöhung der Zuschläge zum
Bezirksstraßen - Vaufonds um 1'/,, Procent Allerhöchsten
Orts beantragen zu wollen; in dieser Voraussicht erlaubt
sich der Ausschuß die Aufnahme der vorbeuauuten
Straßen auf den Bezirtsstraßen-Baufouds zu beantragen.

Vice-Marschall: Es würde alfo die Discussion
darüber zu eröffnen sein, ob beantragt werden soll, daß
der Bezirtsstraßeu-Baufouds um l', Proecut erhöht
werden foll.

AbgeordneterGraf v. K»oene>broech: Meine Herren,
ich glaube, es würde'wirklichfehr prattifcb sein, weiln wir
die Erböbung vornehuieu, denn sonst müßten alle die eben
genannte,, ^traßen^ die von großer Wichtigkeit für den.
Handel und Wandel in der dortigen Gegend sind, liegen
bleiben. Nebmen ^ie aber die Erhöbung an, so können
diese Straßen g„nz gnt als Bezlrtsstraßen alifgenommen
werden

Abgeordneter v. d. K^eydt F>l formeller Beziehung
lvollte ich mir eine Bemertnng erlauben. Es fcheintmirdoch
in der Tönt nicht gceiguet, daß auf Anlaß einer Petition^,
eine Straße auf den'Äczirlswnds zn nbernelmicn, so
gewissermaßen ,>.v :,l,r.!i»i,<ein derartiger Antrag gestellt
werde! Ich lvürdc vielmehr vorschlagen, den Antrag in
der We'se conner zu macbeu, daß es heißt: in der
Voraussetzung, daß eine Erhöhung des Procentfatzes
beschlossen wird, genebmigt die Versalumlling die Auf¬
nahme der bezeichneten Straße.

Marscball: Ueber die Straße selbst wollen wir
noch nicht abstimmen; deuu die Straßen sollten mir ge¬
baut werden in der Voral,ssicht, daß die beantragte Er-,
höbung angenommen wird.

Gegen leMeren Antrag bat Niemand gesprochen,
also darf ich wohl annehmen, daß die beantragte Er¬
höhung auf ein liuo drei' viertel Prozent beliebt wird.

(Wird bejaht.)
Unn würde es darauf ankommen, daß der Referent

auf die einzelnen Straßen eingeht, und daß dann über
die Zweckmäßigteit einer jeden Straße die Debatte er
öffnet wird.

Referent Freiherr v. Rynsch: Die erste Straße
betrifft die Eommunal-Ehausseevon der Station Aurath
au der Nnhrort-Erefeld-NachcncrEisenbcchnunter Vorst
bis Vossenhofin der Gemeinde Oedt.

Der Antrag ans Aufnahme der ersten Straße,
welcher auch in dem Hauptreserat des Herrn Schult
enthalten ist, hat mich der Königlichen Negierung vor¬
gelegen; derselbe ist aber natürlich abgelehnt worden,
weil keiue Fonds vorhanden sind. Sie geht von der
Goch - Ealenrer Vezirtsstraße in der Gemeinde Keppelcn
über Uedem zum Bahnhof nach Kevelaer. Es ist also
eine Hauvwerbinduug vom Rhein zum Bahnhof Kevelaer,
und von der Höhen-Gegend nach der Maas-Niederung.

Die zweite Straße' hat auch der Regwruug vorge¬
legen, sie geht von der Büraermeistcrei Walbeck zur
Kreisstadt Geldern. Die Straßen sind bereits vollstän¬
dig ansgebant, uno wegen der Eisenbahn und des zu¬
nehmenden Verkehrs ist es nicht mehr als billig, daß die
Uuterhaltung vvn der Gemeinde ans dmVczirksstraßen-
fonds übernommenwird; die Regierung scheint derselben
Meinung zu sein. Die Straße' uou Weeze nach Well
ist auch bereits vollstaudig ausgebaut uud mit eiuer
Barriere Verseheu; ebenso' die Straße von Weeze nach
Uedem, welche die Verbindung bildet zwischender Maas
und der Nheingegend.
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Abgeordneter Graf Hoenobroech: In Bezug auf
die Straße von Geldern nach der Maas enthätt der
Antrag das Pctitnm nm eine' Staatsprämic von 5000
Tl)lr. ^ nnd ich wollte die hohe Versammlung ersuchen,
ber der Staatsbehörde dies Petitum zu uuterstützen.

Referent Frhr. v. Nvnsck: Icb batte diesen
Antrag noch nicht vorgelesen, das; die Versammlung alle
diese Straßen mit :',000Thlr. Prämiiren möge; denn es
sind dabei manche arme Gemeinden betheiligt, wie z. B.
bei der Straße von Eleve. Ter Antrag des Ausschusses
lautet: Tie höbe Versammlung ivolle die Erhöhung der
Zuschläge zumVezirksstraheubaufoilds um l >',",„ Äller-
höchsteil'Orts beantragen, und in dieser Voraussetzung
die Aufnahme der vorgeuaunten Straßen auf den Vc-
zirksstraßenbaufonds genehmigen,

Vicc-Wdarschai!: Wir wollen die Straßen ein¬
zeln zur Abstimmung bringen. Ta Niemand weiter das
Wort verlaugt, so ist die'Discussion geschlossen nnd wir
kommen zur Abstimmung.

Tie erste Straße ist die aus dem Kreise Kempen
von der Station Anrath bis zu Vosienhof auf der
Mühlhauseuer Bezirksstraße. Soll diese Straße auf den
^czirt'sfouds übernommen werden?

(5s ist lein Widerspruch erfolgt, die Straße ist auf¬
genommen.

Wir kommenjetzt zur Straße vou Weeze nach Well.

Abgeordneter Zores: Hat diefe Straße hier ein
besonderes Referat?

(Wird bejaht.)

Vice-Mavsckall: Dann würde ich vorschlagen,
diese Straße jetzt zurückzustellen, bis Herr Zores als
Referent über dieselbe Straße gehört worden ist. Es
scheinen im Ausschuß einige Bedenken vorgekommenzu
scin, weil diese Sache nicht durch die Hand der Regie-
luug gegangen ist.

Abgeordneter v. d. Heydt: Sind diese beiden
Gegenstände in demselben Ausschuß vcrhaudelt worden?

(Wird bejaht.)

Dann würde ich den Antrag stellen, daß sie in den
Ausschuß zurückverwiesenwerden, nm einen Collectiv-
Antrag zu stellen.

Vice-MarschM: Es wäre sehr gut, wenn die
llanze Sache in ein einziges Referat zusammen gefaßt
Gliede, denn es würde den Ueberblick erleichtern.' Ich
!Me anheim, ob die Versammlung dem Antrage des
Herrn u. d. Hcydt zustimmt.

Abgeordneter Schult: Es ist ein bestimmter Än-
wag vorhanden nnd es bedarf blos der Abstimmung,
°" die Straße übernommen werdeil soll, oder nicht.

Abgeordneter Frhr. v. Nynsch: Ich glaube, die
Straße gehört in das Referat, das ich bereits vorgetra¬
gen habe^ und zu den Straßen, für welche die Versammlung
"ne Erhöhung des Zuschlagesvou 1^, ",„ genehmigt hat.

. Abgeordneter Graf v. Hoensbroech: Die Ver-
innuuluug ist vollständig informirt über die verschiedenen

Straßen, die übernommen werden sollen und da die
Versammlung die Uebernahme einer Straße bereits ge¬
nehmigt hat^ so wüßte ich nicht, warum das Referat
wieder an den Ansschnß zurückgehen follte.

Abg. Graf v. Tchaesberst '. Es fcheiut mir einfach zu
fein, das Referat des Herrn Zores znrüct zn lassen,
weil im andern Referate die Straße fchon vorgekom¬
men ist.

Vice-Marschatt: Tie verschiedenen Anträge
einigen sicb dabin, daß das Referat des Herrn ^',ores
ausfällt.

Ist etwas gegeu die Uebernabme der Straße von
Weeze nach Well nnd von Well nach Uedcm zn erinnern?

(Pause.)
Es ist nicbt der ^all, die Nebernahme der Straße

ist also genehmigt.

Referent Frlir. v. Mynfch verliest das Referat des
Vl!, Einschusses)detrefseno die Uebernahme der Straße
von Weeze nach Well, nnd der Straße oou Weeze nach
Uedem auf den BezirtsstraßeuBaufonds. Der Antrag des
Ausschusses gebt dabiu, diese Straßen auf den Bezirks
straßeudanfoudszu übernehmen,

Vice-Marsckall: Beschließe» Sie auch die Auf
nalmie dieser Straßen mtter die Bezirlsstraßeu?

(Zustimmung,)
Referent Frhr. v. RlmscK verliest das 'Referat, be

treffend die llederuahme der Straße von Ealcar, Uedeni,
iteroeuheim,Winnetendouct zn der Eiseudabustatiou.^coelner.

Vico-MarscKall: Ist etwas dagegen zil erinnern?
Es ist genehmigt,

Referent Frhr. v. Vlyuscli: Run wird auch dit
Staatsuuterstütznug beantragt, weil diese Straße erweitere
werden muß.

Nice-Marschall Ist auch gegeu diesen Antrag
etwas zu erinnern?

(Es erfolgt lein Widerspruch,)
Auch dieser Autrag ist genehmigt,

Referent Frhr. v. Zlynsch Dies hat auch bereits
dcritönigl, Regierimg vorgelegen,ist aber abgewiesenworden,

Vice-M5<n schall Run wird ferner die Strecke
von der Eisenbahn-Station Geldern über Wal deck bis Arcen
a. d. Maas zur Anfnahme empfohlen,

Ist dagegen etwas zn erinnern?
(Keine Erinueruug.)

Auch dies ist genehmigt.
Homit waren die oom Ansschnß oorgeschlageuen

Strecken sämmtlich genehmigt.
Es kommt uun der allgemeine Antrag des Ausschusses:

für alle diese geuauuteu Strecken, die noch nicht ausgebaut
find, einen Htaatszuschuß vou 5!>«'<» Thlru, pro Meile m
Autrag zu bringen,

(Pause.)
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Auch hiergegen ist kein Widerspruch laut geworden.
Es ist also auch dieser Antrag genehmigt.

Ich bitte nun Herrn Zores das' Referat des VII.
Ausschusses über ein Gesuch der Gemeinde Winuekendonc
um Unterstützung von 4Ul»tt Thlrn. ans dem Bczirksstraßcn
fonds, zu erstatten.

Referent Abgeordneter Zores erstattet das Referat
des V^II. Ausschusses, betreffend die Bitte der Ox'ineinde
Winuekendonck um eine Unterstützung von 4N0N Thlrn, aus
dem Bezirksstraßeubaufouds.

Der Antrag des Ausschusses bezweckt, eine Bitte au
Se. Majestät den König dahin zn richten, daß eine fernere
Prämie von 30« »tt Thlrn. pro Meile bewilligt werde.

Viee-Marschall: Ich eröffne die Discussiou.
(Pause.)

Da sich Niemand zum Wort meldet, so darf ich wohl
annehmen, daß gegen den Antrag des Ausschusses kein Wi-
derfpruch erfolgt.

(Es widerspricht Niemand.)
Der Autrag des Ansschnsfes ist angenommen.
Die hierauf bezüglicheAdresse wird uon dem Refe-

reuten Abgeordneten Zores sofort vorgetragen nnd eiw
stimmig ang enommeu.

Hierauf erfolgt ein Vortrag des Abgeordneten Schult,
welcher im Auftrage des VII. Ausschusses berichtet über ein
Schreiben des Herr» Ober. Präsidenten, be
treffend die Uebernahme der Eoblenz Vütticher
B czirtsstraße unter die Staatsstraßen.

Der Antrag des Ausschusses, die Angelegenbeit für
jetzt als erledigt zu erachten nnd das schreiben' des Ober.
Präsidenten lu'l iu'tll zu nehmen, wird einstimmig an-
genommen.

Viee-Marschall: Wir kommen jetzt zum Re¬
ferate des VII. Ansschufses über die Verwem
düng des linksrheinischen Bezirtsstraßen-Ban-
fond s.

Referent Abgeordneter Schult: Meine Herren, Sie
haben das Referat gedruckt vor fich liegen uud werde» da-
her wohl damit einverstanden fein, das/ ich mit dem Berichte
nnr summarisch verfahre.

Der Vortrag des Berichts erfolgt bis zn denWortcn:
„mit der Leitung derselbenbeauftragt werde." (Verh. S. 323.)

^Lice-Marschall: Es handelt fich hier also um
die Straße von ^»tolbcrg nach Würsclen.

Abgeordneter Dr. Lexis: Es ist der Antrag gestellt
worden, mit der Gemeinde Stolberg wegen Uebernahme
der «strecke uon dcr Atsch bis zu Stolbcrg zu unterhandeln.
Die Gemeinde Stolberg hat die Strecke' gebaut vou Stol¬
berg bis zum Eiseubahustationshanse in einer ^änge von
>/2 Meile; sie zieht daraus jährlich 2300 Thaler Barriere-
geldcr, uud es ist daher natürlich, daß die Gemeinde ein
solches gewinnbringendes Unternehmen nicht abgebe» will.
Wenn daher mit der Gemeinde Unterhandlungen stattfinde»
sollen, so kann das nur geschehen, wenn beantragt wird,
daß die ganze Strecke von Stolberg bis zum Stations¬
hause übernommen wird. Stolberg hat damals eine Prämie

von 4000 Thlrn. von: Staat erhalten, nnd hat die Straße
vollständig ausgebaut; sie hat in: Jahr 1«45 die Straße
von lVtolberg bis znm Stationshanfe ausgebaut, nm über¬
haupt bis an die Eisenbahn zn gelangen Eigentlich haben
die 3 Gemeinden Haaren, Weiden, Würselen die Straße
durch deu Wald bis an die <^rnbe Atsch gebant. Es sind
das zwei Vtraßeu, beide Straßen bilden ein 1', die eine
kürzere ist die Straße von >VtoIberg nach dem Stations^
banse, nnd die andere Straße geht von ^»tolberg nach Atsch.
Die Grube Atsch liegt gerade' auf die Mitte der Straße
uon ^tollberg nach dem Stolberger Etationshanse. Es
kaun mithin mit der Gemeinde Stolberg nnr dann unter-
handelt werden, weuu diesseits auf die Uebernahme der
ganzen Straße angetragen würde.

Abg. Freiherr v.Leyka»« Der Antrag ist unklar. Es
ist der Antrag von der Regierung zn Aachen gestellt, die
Straße auf den Bezirksstraßenfonds zn übernehmen. Die
>tgl. Regiernng zu Aachen hatte aber zur Zeit versäumt,
die beiden «Gemeindenzn frage», ob fie znr Abgabe dieser
Straße bereit seien. Als der Antrag von der Versammlung
genehmigt war und praktisch werden sollte, so erklärte die
Gemeinde Stolberg, ihre Straße nicht abgeben zu wollen,
und eiu 'iwaug, der dagegen versucht werde» sollte, wurde
vom Hru. Ober Präsideuteu als ungerechtfertigt zurückge¬
wiesen. Die betreffenden Gemeinden wendeten sich an mich
als den ständischen Eomniissar und baten um Befürwortung
der Aufnahme der Straße, i» soweit diese die (Gemeinden
Haare« nnd Würselen betrifft, ^ch trug Bedenken, diesen
Antrag bei der itgl, Regiernng zu befürworten, weil ein solcher
Autrag bei dem hohen Landtage noch nicht gestellt worden
war nnd überließ es den beiden Gemeinden, denselben bei
nächster Gelegenheit zn stellen. Es war dieses zu der Zeit
noch nicht geschehen,als Seitens der ilgl. Regieriing nnd
des ständische» Eommissars diejenige» Straßeiistrecke» b>
stimmt wurden, welche dem hohen Landtage znr Aufnahme
auf dein^ BezirksstraßenfondS vorgeschlagen werden sollten,
nnd es scheint mir, daß die Sache noch nicht genug vorbereitet
ist, nnd daß sie durch deu staudischeuEommissar oder die Regie¬
rung vorbereitet werdeumuß. In der Gemeinde Vtolberg ist eine
Willfährigkeit znr Abgabe der Straßenstrecke nicht zu erwar¬
te«, aber es ist leicht möglich, daß fie erzielt wird, wenn
das andere ^traßenende, dessen der Herr Borredner erwähnte,
noch hinzugefügt wird. Ich bitte die Uebernahme der Straße
für jetzt abzulehnen nnd eine nähere Aufklärung über die
Ailträge dnrch Vermittelung des ständischenEommissars resp,
der betreffenden Regiernng herbeiführen zu lasfen.

Viee-Marschall: Der Antrag ist der Ansicht der
Kgl. Regiernng entgegen, die Sache uor der Hand auf sich
beruhen zu lassen. Es sollen die Unterhandlungen mit der
Gemeinde Stolberg wieder aufgenommen uud der Commisfar
mit der Leitung derselben beauftragt werden. Damit haben
wir es jetzt zn thun. Findet sich etwas dagegen zn erinnern?

Das ist nicht der Fall und somit der Antrag zum
Beschlusseerhoben.

Referent Abgeordneter Schult:
(liest:)

Von der Äönigl. Regierung:c. (f. Verhandl. S. 323 bis
325) bis: „znr Dürm-Heinsberger Bezirksstraße 49ttThlr. zu
bewilligen."

Vice-Marschall: Die Abstimmung über den Pro¬
centsatz wolle» wir bis zuletzt lassen.
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Ich stelle also diese Propositiou Ihres Ausschusses,
die in Rede stehende Straße auf deu Bezirtsstraßeu-Vau-
fonds zu übernehmen, zur Discussiou, und t'itte, sich zum
Worte zu melden.

Abg. Frhr. v. Leykam: Ich möchte mir Folgendes
resumireu: Dem l«l. rheinischen Prov.-^audtage war Sei-
tens der Aachener Regierung der Autrag gestellt, die Bei-
schlage oou ,^,,, Proc.' auf 1<» Proe. zu erhöhen. DerVaud-
tag gab dem seine Zustimmung uuter dem Vorbehalt, daß
der ständische Eommissar damit einverstaudeu >oäre, und daß
er die Ueberzeugung ausspräcke, daß die frü!>er bereits oou
dem Landtage befünvortelen Straßen nicht anders tonnten
ans den Bezirtsstraßen' FoildS übernommen werden. Es
fanden Verhandlungen zu dem Zweckestall, in Folge deren
die iiöuigl. Regierung die verschiedeneuVorschläge des stän-
discheu Kommissars Behufs Ersparung i,n tlnterhalte der
Straßen auf die Anweisung des Ober Präsidenlen zn er¬
proben beschloß, und diese Versuche haben auch iu der That
stattgefunden. Die ltönigl. Regierung erklärte fich auch mit
der Uebernahme der früher oom Landtage befiirwortelen
Straßenstrecken einoerstanden, und sind demnach unter der
Voraussetzung, daß diese M Procent bewilligt werde», die
früher von dem Landtage befürworteten und aiifgeuouiuieneii
Straßeil defiuitio auf den Fonds überuoininen worden,
nämlich:

Düren Erp,
Düren ^echenich,
Düren-'Wollersheim,
Düren Aldenhoveu.

Da nun diese I«) Proceui mld derjenige Zuschlag, der
auf die Gebändestener erhöbe,, loerdeu soll, eine größere
Einnahme für die Zulnnf! ergeben werden, fo sind im Ein
vernehmen der Köuigl, Regierung mit mir folgende <> ueue
Straßeu vorgeschlagen worden, nämlich I, die Straße von
Schönberg nach der Bezirtsgränze in on Richtung nach
Vleialf; ^. von Ondler über Reulaud uach der Grenze des
Regiernngs-Bezirt Trier-. 5l, uon<-t.Vith nach der Bezirks,
grenze bei ^teinbrück; 4. von Erlelenz nach Iackerath ; 5. von
"amniersdorf über Jägerhaus nach der Düren-Montioieer
Bezirksstraße; «i. der Wegestreckevon der evangelischen Kirche
ni der Stadt Iülich nach )tro. ^,41 der Düren Iüüch
Heinsberger Vezirtsstraße. Es wird, sobald diese 1» Pro
eent bewilligt find, die Ueder»ahme der früher bereits auf¬
gestellte» uud der jetzt vorgeschlagenenstrecken möglich sein.

Vice-Marschall: Nach dem, was der Herr Eom-
Nlifsar soeben der Versammlung mittheilte, ist also die
Sache so weit, daß die Fonds bereits da nnd die Ver¬
handlungen so weit eingeleitet sind, daß im Eiuverstäud-
nissc des Herrn Commissars mit der Regierung die Auf¬
nahme vorgeschlagen wird.

Wir bleiben'bei der ersten Strecke, der Straße vou
Schönberg nach der Vezirtsgräuze in der Richtung nach
Vleialf, stehen.

Wird ein Widerspruch gegen die Ausnahme dieser
Strecke erhoben?

(Kein Widerspruch.)
Sie ist also aufgeuommen.
2. Die Straße von Ouoler über Reuland nach der

Grenze des Regierungsbezirks Trier,
(Pause.)

Auch kem Widerspruch. Sie ist aufgenommen.
3. Die Straße von St. Vith »ach der Bezirks-

grenze bei Steinbrück.
(Pause.)

Kein Widerspruch. Ebenfalls aufgenommen.
4, Die Straße von Erkelenz nach Iackerath.

(Pause.)
Da kein Widerspruch erfolgt, so ist auch diese Straße

mit aufgenommen.
5x Die Straße von Lammersdorf über Jägerhaus

nach der Düren-Montjoieer Vezirtsstraße.
(Pause.)

Auch gegen diese Straße ist nichts criuuert, und daher
ihre,Ausnahme ausgesprochen worden.

6, Die Wegestreckc von der evangelische» Kirche in
der Stadt Iülich' nach Rro. 24 l der Dürcn-Iülich-Heins-
berger Bezirksstraße,

«Pause.)
Da tein Widerspruch erfolgl ist, so ist auch diese

Straße mit aufgenommen.
Der fernere Antrag des Alisschusses geht dahin,

>->) aus der Reihe der Bezirtsstraßen zn streichen auf
der Moutjoie - Dürencr Bezirksstraße die strecke
vou Witzcrath bis Raffclsbrand, nnd auf der Düren-
Iülich>Heinsberger Bezirksstraße die Strecke von
Rro, 2,:«) bis 2,41,

«) zu bestimmen, daß die Straßen erst anfgcnonimcss
werden tonnen, wenn sie vollständig nach Vorschrift
ausgebaut sein werden, und daß bei der Ueber¬
nahme der Straßen den bereits früher aufgenom
nieuen Straßen von Düren nach Erp, von Düren
nach ^echenich, von Düren nach Aldenhoveu n»d
von Düren über Rideggcu »ach Wollersheim die
Priorität eingeräumt werde, sowie

(l) ferner zur Instandsetznug der Straße vou ^chöu-
bcrg nach Btcialf einen Beitrag von 400 Thalern
nnd zum Ausbau eiuer Wegstrecke von der evange¬
lischen Kirche zn Iülich bis zurDüren-Heinsberger
Bezirksstraße 490 Thaler zn bewilligen.

Findet der Antrag t>. Widerspruch? —
Das ist nicht der Fall
Wird der Antrag <-. bewilligt? —
Da Niemand widerspricht, so ist er angenommen,
Ist Jemand gegen den Autrag ct. ?

(Kein Widerspruch).
Derselbe ist ebenfalls angenommen.
Im Eingange des Referates sind die Summen ent¬

halten, welche die Einnahme und Ausgabe nachweise».
Wird gegen diese Summen eiue Ausstellung erhoben?

Abgeordneter Freiherr v. Leyfam Es würde der
Etat auf 10",,. zu erhöhen fein, jetzt ist er auf dem Fuß
von 8>,, "/„ aufgestellt. Hiernach würden die Einnahme-
ziffcrn zn erhöhen sein.

Abgeordneter Graf v.Hoensbroeck: Wenn ich mich
recht entsinne, so haben wir auf dem vorigen Landtage
deu Satz bis zu !«»"/„ erhöht, mit der Maßgabe, daß der
ständische Commissar jedesmal bei einer Erhöhung bis zu
10"/o gefragt werde.
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Referent Abgeordneter Schult: Das ist ganz richtig.
Der vorige Landtag hat beschlossen, den ^a'tz auf 10"/^,
zu erhöhen und dabei den Vorbehalt gemacht, daß der
ständische Commissar sich damit eiuuerstandeu erkläre.
Der ständischeCommissar hat sich nun im laufenden Jahre
eiuuerstandeu erklärt, Demuach ist die Hache abgcschlosseu.
Mithiu treten 1»"/,, ein. Die Aufstellungen sind aber
noch zu 8>/, 'V,, gemacht worden, weil damals die Zustim¬
mung noch nicht gegeben war,

Vice-M<»rscli«ll: Es steht bei den Eiuuahmcn
für 18li5 uud 1866 hinter den Beischlägen ausdrücklich
dabei: u 8",, "„. Ich glaube daher, daß nuu Einver-
ständuiß vorhanden ist.

Wir gehen weiter.
Der Berichterstatter Abg. Schult fährt im Berichte

(Verh. Seite 325) fort:
lt. Ncssicl'lMssslicznt Coblcuz

bis Verhcmdl. Seite 328 „einverstanden zu erklären,"

Vice-Marschall: Es fragt sich also jetzt, ob diese
Straßen aufgeuommeu werden sollen, unter der Voraus¬
setzung, daß diese Aufnahme erst dann erfolgen foll, wenn
sie vollständig nach der Vorschrift für die Bczirksstraßeu
ausgebaut seiu werde». Also

1) die Zcll-Trarbacher Straße; findet deren Aufnahme
Widerspruch? — Es ist nicht widersprochen wor¬
den, die Straße ist aufgenommen,

2) die Traben-Strotzbüscher Straße;
3) die Straße vou Kaisersesch bis Eingangs Moureal;
4) die Straße vou Brohl nach Tönnisstcin;
5) die Straße vou Büchcnbcnrcn nach Cappcl uud

Castellauu, auch Militairstraße genauut;
6) die Kirn-Rhauuer-Aerutasteler Straße; — fämmt-

liche Straßen find ohne Widerspruch aufgeuommeu.
Nun kommen wir zum letzten Antrage des Aus-

fchufscs, daß der Landtag sich mit der Verweudungs-
Nachweisuug pro !865 uud 1866 einverstanden erkläre.

Ist dagegen etwas zu erinnern? -
(Panse.)

Dann ist auch dieser Autrag angeuommen.

Referent Schult:
(liest.)

^. NcsM'imsssliczu'kTüsscldorf.
Siehe den Bericht (Verhandlungen Seite 328—331)

bis zu deu Worten: „sonstigen dringenden Bcdürfnisfen
zu erweudcu sei "

Vice-Murschall: Der erste Autrag des Ausschusses
geht dahin, zu erklären, daß hinsichtlich der vou der Kgl.
Regierung vorgelegten Nachweise über die Einnahmen und
Ausgabe« pro 1862 1863 sowie über die niuthmaßlichcn
Einnahmen nnd Ausgabe« pro 1865 186«! nichts zu erin¬
nern sei.

Der Antrag wird angenommen.
Der zweite Antrag geht dahin, daß iu die Reihe der

Bezirksstraßeu aufgeuommeu wcrdeu:
l>. die Horrem-^indorfer Straße; es ist keiu Wider¬

spruch erfolgt, der Antrag ist angenommen; und
K. die Icheudorf'Moederather Commuualstraßc, wenn

dieselbe nach Vorschrift ausgebaut sein wird.

Es ist keine Einwendung gemacht, der Antrag ist also
angeuommen.

Der dritte Antrag geht dahin, aus dem Bestände von
34,000 Thlr. zu bewilligen:

:>. für Pflasterung der Straße auf dem Glacis zu
Eöln bis Ehrenfeld 15,500 Thlr.

Der Antrag ist angenommen.
uud d. für Erweiterung der CölmTricrcr Straße iu der

Stadt Münsiereifel 11,(»00 Thlr. unter der Be¬
dingung, daß die Stadt Mnnstereifel die Hälfte
der Kosten des anzukaufenden Hanfes übernehme,
dabei jedoch anzusprechen, daß die Stadt Münster-
cifel die ganze» Kosten des auzutaufeudeu Hauses
übernehme.

Der Antrag ist augcuommen.
l?. daß der Uebcrrcst von 7,900 Thlr, zn rcserviren

nnd mit Zustimmung des ständischen Eomunssars
zu dringend nothwendigen Instandsetzungen und
sonstigen dringenden Bedürfnissen zu verwenden sei.

Der Antrag wird ebenfalls angenommen.

Abgeordnete Schult:
(liest,)

v. NcgimiNlisuczirkDüsseldorf.
Siehe Verhandlungen Seite 3:>I bis 333.

Vice-Marschall: Der Nnsschnß bemerkt, daß lein
Cwnid vorliege, dem Vorschlage der Kgl. Regierung und
des släudischeu Eommissars eutgegeuzutreteu und tragt der
Ausschuß darauf a», die hohe Versammlung möge die Auf^
uahme der Straßen von Walbeck nach Arcen und von
Calcar nach Winnetendont für jetzt abweisen. Das ist jetzt
erledigt durch das Referat des Freiherr» v. Nyüsch.

Es fragt fich, ob die Herren noch etwas zu erinnern
haben in Betreff der Etat-/ pro 1^,5 l!0,

Findet sich dagegen etwas zn erinnern?
Das ist nicht der Fall, die Etats sind angenommen.

Referent Tchult (liest).

N. Ncn.icnliWbczn't Trier.

S, Verhandl. S. 3:!1—!!3l> bis „iu dicTricr-Birlew
fclder Bezirksstraße ansznsprechen."

Vico-Marschall: Die Anträge des Ausschusses
geben also dahin, i» die Reihe der Bezirksstraßeu aufzw
nehmen: ^) die St. Iohann-Brebach^Fechingener Straß?
vou der Saarbrück-Hamburger Staatsstraße über Vrebach
uud Fechiugen.

(Pause.)

Dieser Antrag findet keinen Widerspruch; die Straße
ist demnach aufgeuommeu.

2) die Prüm-Vleialf-Schöneberger Straße.
(Panse,)

Es erhebt sich kein Widerspruch, nnd ist demnach auch
diese Straße unter die Bezirtsstraßen aufgenommen,

Dauu wird ferner von der Königl. Regierung im
Einverständnis; mit dem ständischenCommissar vorgeschlagen'
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! von der Eoblenz Trierer Staatsstraße am Rmverberge
eine Strecke von ^ll<» Rnchen auf den Bezirksstraßen
Fonds zu übernehmen uud

'2> die durch die Verlegung der Codlenz Trierer Staats-
straße bei der Qniut z» benutzendeStrecke der Trier-
Bonner Bezirwstrasie, von kl", Ruthen an die Staats
straßen Verwaltung abzugeben,

«Pause.)

Auch hiergegen bat sich Niemand zum Worte gemeldet.
Es ist angenonime».

Schließlich beantragt der Ausschuß, die hohe Verscuum '
luug möge erklären, daß hinsichtlich der von der >tö»igl,
Regierung vorgelegten Nachweisuuge» nichts zu erinnern sei,

Wird etwas dagegen erinnert?
<Pause.)

Sie sind angenommen.
Nun folgt die Bemerl»ug des Ausschusses, daß für

den Regieriuigsbezirl Aachen der ständische Eoimuissar
Freiherr vou Vevlam noch Mitglied der Versammlung, für
den ausgeschiedenen Stellvertreter Ähren eine Neuwahl vor
zunehmen sei. Dies dürfte am Besten durch Aeclamatio»
auszuführen fein. Ich bitte, Borschläge darüber zn machen.

l Durch Znrnf wird der Bürgermeister Paulfsen für den
Regierungsbezirk Aachen bestimmt.)

Dann wird noch mitgetheilt, daß in den übrigen vier
RegiernngsBezirken die Eommissarien nnd deren ^tellver
treter noch Mitglieder der Versammlung sind, nnd zwar:
t) für Eoblenz die Abgeordneten t^emünd und Wachter
^) für Eölu die Abg. Schult und Frenger; 5!) für Dussel
borf die Abg. ^ores nnd Freiherr v. Rhnsch nnd für Trier
bie Abgeordneten Guitlieuue uud Vimbourg.

Daiuit ist das Referat erledigt.
Wir tommei, zn dem Referate des VII. Ausschusses

über eine Petition des Chaussee Einnehmers >ireutz

Referent Schult verliest das Referat des V>l.
Ausschusses über eine Petition des ehemalige» Chausseegeld¬
erhebers Ureutz zu Greveuberg.

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß von einein rechtlichen
Anspvnche auf Entschädigung leine R^ede sein tann, wenn auch
allerdings zu bedauern ist, daß der :c. >tre»tz so bedeutende
Verluste erlitten hat, die theilweise seiner Unvorsichtigkeit
zuzuschreiben sind, der Bezirlsftraßenfouds zn beschenke»
keine Fonds disponibel hat, so trägt der Ausschuß darauf
au, zur Tagesordnuug überzugehen.

Viee-Marschall: Die Gründe, welche den Aus¬
schuß bewogen haben, über den Antrag zur Tagesordnuug
überzugehen, sind eben vorgetragen worden. Ich frage:
tritt die Verscimmlnng dem Antrage des Ausschusses auf
^iebergaug zur Tagesordnuug bei?

<Wird einstimmig bejaht.)

Ich bitte Herrn Schult anch noch ein weiteres Referat
vorzutragen.

Referent Schult trägt den Bericht des VII. Aus
Schusses vor, betreffend die Uebernahme der Eukirch-Irme»
»acher Prämienstraße ans den Bezirtsstraßen-Verband.

Der Antrag des Ausschusses lautet: den hohen Land¬

tag zn bitten, die Uebernahme der Enkirch Irmenacher Prä¬
mienstraße ans den Bezirlsstraße» Verband Hochgeneigtest
zusichern zu wolle».

Vice Marsch«!! Ist Iemaud auderer Ansicht,
als der Ansschnß Autrag besagt?

Herr Abg. Immich bat das Wort.

Abgeordneter InlUlick: Die Petenten hatte» sich
bereits nm Uebernahme der Straße an die hohe Behörde
gewandt, es ist ihnen aber der Bescheid geworden, daß die
Steigung iui Orte Entirch zn groß sei, »»> dieselbe zur
Uebernahme zn befürworte,!. Die Steigung im Orte selbst
tann aber nicht eher geregelt werden, bis die neu zn er
banende Moselstraße ausgebaut ist.

Die Strecke vom Orte an bis an die Trarbach Irme
nacher Bezirlsstraße ist ganz ausgebaut, sonst würde der
(Gemeindeans die Strecke von 1,'</ü Ruthen die hohe Staats-
Prämie von <i<M(»Thlrn. nickt ausgezahlt worden sei»,
wenn sie nicht den Ansprüchen entsprochen hätte.

)ch stelle daher an die hohe Versammlimg de» Antrag,
daß der Gemeinde Entirch die Bitte um Uebernahme der
Straße in die Reihe der Bezirlsstraße» gewährt werden möge.

Viee-Marschal!: Es ist gegen den Antrag des
Ausschusses gesprochen wvrden, wir haben daher abzustimmen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag
des Ausschusses stimmen wollen, sich zn erheben.

! Geschieht,)

Der Antrag des Ausschusses ist mit großer Majorität
augeiiomme» worden

Wir kommen nnn zur Berathung über den Gesetzcnt-
wnrf wegen der Rechtsgeschäfte im Bezirle des Iustizseuats
zu Ehrenbrei«steiu.

Referent Frhr. v. ??Vvenlieim trägt den Bericht
des II. Ansfchusfes über den Entwurf eiues Gesetzes, be
treffeud einige Bestimmungen über Rechtsgeschäfte im Be
zirte des ^»ftizseuacs z» Chreubreitsteiu vor, 3iebe Ver
handlimge» ^, lli!»—l?:>.

Derselbe liest bis zum Beginne des Gesetzentwurfs mit den
Worteu : Der Ausschuß beantragt, die ^. I », :.' nnverändert
stehen zn lasse»,

Viee-Marschall: Ich glaube, wir müsse» hier
Halt machen, nnd die General Disc»ssio» eröffnen; wenn
diese beendigt ist, kommen nur zur Discussiou über die Fas¬
sung der einzelnen Paragraphen.

Die General Discussion über das Referat ist demuach
eröffuet.

Abgeordneter Vachem Ich »lochte de» Landtag
bitte», das (besetz in derjenigen Form anzunehmen, wie es
vom Ansschnß berathen nnd vorgeschlagen worden ist. Das
Gesetz enthält .^ Theile; der eine bezieht sich a»f die Form
nnd den Inhalt der Verträge bezüglich der locale» (besetze
auf dem rechte» Rheiuufer. Es ist ein Fortschritt, wenn
lästige Formen, nach welchen sie abgeschlossen werden müssen,

>erdeu. Ich glanbe, daß in dieser Beziehungabgeschafft wc
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Anträgen überall das Wort zn reden. Es tonnte vielleicht
' das bedeuten entstehen, ob nicht der zweite Theil des Ge-

setzes, der sich blos auf die s. g, ädilitischeil Fehler bezieht,
eine nähere Erwägung, verdient, weil dadurch Bestimmungen
anfgenommcn worden, welche von den seither geltenden C>'e
setzen abweichen. Es hat bereits der Ausschuß Bericht cou
statirr, daß »ach den Mittheilungen der Mitglieder ans
diesem Theile der Provinz der Verkehr mit Hansthieren
weit stärker mit dem linlen Rhein-Ufer, als mit der ansto-
ßenden Provinz Westphalen besteht. Deswegen wird es sich
rechtfertigen, daß das nene Gesetz über diese Materie sieb
den gesetzlichenBestimmungen anschließt, welche auf dem
linken Rhein Ufer gelten. Es taun das auch dadurch be
gründet werden, daß früher, als das Gesetz dem Provinziell
Landtag zur Begutachtung vorgelegt wurde, man von dem
Systeme abwich, das in dem Allg. ^anbrecht niedergelegt
ist; anch der Prov.-^andtag ganz den Ausichteil sich anschloß,
welche die ^taatsregieruug empfohlen hatte, deu Ansichten
nämlich, die von den gesetzlichenBestimmungen des Allg.
^andrechts abwichen. Es ist hierauf das Gesetz deu beiden
Häuser» des Landtags iu Berlin vorgelegt worden, und,
wie ich ans eigener Wissenschaft berichten kann, einstimmig
sowohl im Herrcuhause, als im Hause der Abgeordueteu
die Ansicht augeuommeu worden, daß man von dem System
der Präsunitiou des Allg. Vaudrechts abgehe», und eine
nene Bestimmung, wie sie der vom Ministerinin vorgelegte
Gcsetzentwnrf enthält, annehmen möge. Ein t^rnndzug in
dieser ueueu Bestimmung war, daß der gute (Glaube, die
6„nü 1i<!>^ iu den einzelnen Geschäfteil weit mehr gehaud
habt werden wird nach der neuen Bestimmung, als es früher
der Fall war. Wenn das alte System der Präsnmtion
beibehalten und die Verschiedenheit der ,>traulheiten auge-
nommen wird, so sind im Handel nnd Wandel alle erdenk'
lichen Kunstgriffe möglich, um Täufchuugen herbeizuführen.
Wenn das Gesetz allgemein sagt, daß zur Zeit der Ueber
gäbe das Thier gesund sein müsse, nnd nur weuueiu Fehler
irgend einer Art vorhanden sei, der Handel angegriffen
werden könne, fo wird dem gute» Glauben weit mehrRech^
nnng getragen, als bisher. Hierzu ist aber noch eiu Auderes
gekommen, nnd namentlich bei der Berathung des Gesetzes
in den beiden Häusern des Landtags erwogeu worden. Es
ist nämlich festgestellt worden dnrch ausführliche t^ntachten
der Thierarzneischnle, nnd oon Thierärzten der einzelnen
RegiernngS Bezirke, daß es nicht möglich sei, die Kategorieen
der einzelnen Thier-Mängel abzuschließen. Ein ^intachten
der Berliner Arznei Schule coustatirte ausdrücklich,
daß es ganz nnd gar nicht möglich sei, solche bestimmte
Fristen anzngeben, bmnen welcherdie Krankheit eines Thieres
sich erkennen lasse; es sei nicht zweckmäßig, wiederum auf
diese Theorie einzugehen. Es wurde damals zwar entge¬
gengehalten , die seither angenommene Theorie hätte Man¬
ches für sich, indem man ün Handel lind Wandel damit
vertraut sei, und eine gewisse Praxis sich gebildet habe. Es
wurde auf die Gesetzgebungiu Belgien und Frankreich nament¬
lich verwiesen, wonach man im südlichen Frankreich sich dafür
alisgesprochen habe, diese Präsiiintionsfriste» beizubehalten,
sowie, daß spater in Belgien ein nenes Gesetz erschienen
sei, was sich dem in Frankreich beliebtenSystenl angeschlossen
habe. Damals wurde oon Seiten der Staatsregiernng ent^
gegnet, daß die Thierarzneitnnde sich überhaupt' in Frank¬
reich nnd Belgien noch nicht ans dem Standpunkte befinde,
wie in Deutschland, nnd namentlich in Preußen, nnd daß
man deshalb genöthigt gewesen sei, diese Präsumtionsfriste»

beizubehalten, um den Handel und Verkehr aufrecht zu er¬
halte», während in Prenßen, wo wir gebildete Sachverstän¬
dige haben, es besser sei, in dem einzelnen Falle immer zu
beurtheilen, ob ein solcher Mangel vvrhanden sei, oder nicht.

Anch bei der Gesetzgebung in Belgien hat man dem
Svsteme der Präsumtion gehuldigt, und man hat in einem
bestimmten Paragraphen des Gesetzes gesagt, daß die Staats¬
regiernng befugt sein solle, nach Umständen Modifikationen
eintreten zn lassen. Dies gibt einen Beweis dafür, daß
das ganze System nicht zweckmäßigist, nnd es spricht gegen
das System des a>lgemeine,l ^andrechts. Der Ausschuß' ist
vvn der Anficht ausgegangen, daß das, was im Jahre l 85!)
für nicht gut anerkannt worden ist, einmal von der Kgl,
staatsregiernng, da,in von dem Provinzial Landtage, niid
endlich von den beiden Häusern des Landtages in Berlin,
gegenwärtig auch nicht als gut empfohlen werden könnte.
In dieser Weise hat der Ausschuß das Gesetz so modificirt,
wie dies eben von dem Referenten vorgetragen worden ist.

Ich glanbe, daß die vorgetragenen Gründe dnrchschla
geud sind, uud daß es für deu Verkehr wesentlich vvrtheil
haft sein wird, den vorgeschlageneliAnträgen des Ausschusses
beizutrete».

Vice-Marschall: Verlangt uoch Jemand zur Ge¬
neral Dismssion das Wort?

<Es meldet sich Niemand,»

Da dies nicht der Fall ist, so geheu wir zur Beratlmug
der einzelneu Paragraphen über. Ich bitte den Herrn Re'
ferenle», die Paragraphen nach den Vorschlägen des Ans-
schnsscsvvrzntrage»,

Referent Freiherr v. Ztyvenliein»: Der Paragraph 1
ist ganz uiwerändert, sowie er im Gei'elöentwnrf enthalte»
ist, zur Auuahme empfohlen,

Vice-Marschall: Wünscht Jemand hierüber das
Wort?

Das ist nicht der Fall, der Paragraph 1 ist angenommen.

Referent Freiherr v. Nyvenhcim Ebenso wird
Paragraph 2 uuveräudert zur Annahme empfohlen.

Vice-Marschall: Anch hierzu scheint Niemand das
Wort zn begehren; ich erkläre daher den Paragraphen 3 für
genehmigt.

Referent Freiherr v. Nyvcnheim: Bei Paragraph
3 wird von dem Ausschüssebeantragt, den Paragraphen ^
des C>'esetzent>v»rfes fallen zn lassen Und statt dessen den ß>
14 des Entwurfs eiuzufchiebeu, seines allgemeinen Eharakters
wegen, und dann die ^pecialbestimmungen folgen z» lassen.
Es soll aber dazu »och der Znsatz gemacht werde»: „Bei
dem Handel mit Hansthieren findet ein Anspruch wegen
Verletzung über die Hälfte nicht statt."

Vice-Marschall: Ich eröffne hierüber die Be¬
rathung. Herr v. Solemacher hat das Wvrt.

Abgeordneter Freiherr v. Solemacher Antwei
ler: Ich habe Bedenken, dem Vorschlage in dieser Fassung
das Wort zu reden. Der tz. 14, welcher die früheren Ge¬
wohnheiten aufhebt, bezieht sich auf den ganzen Inhalt des
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proponirten Gesetzes, nicht nur auf die Fälle, worüber in den
W. 1 und 2 «erhandelt wird, sondern er bezieht sich mich
auf die übrigen Paragraphen, Wenn Sie nun deu ^. 14.
unmittelbar hinter den tz. ,2. einschalten, dann würde aller»
dings festgestellt sein, daß diejenige» Verordnungen, welche
den W. I. uud 2. entgegen wären, aufgehoben seien; es
würde aber damit nicht gesagt sein, daß ume Verordnungen
aufgehoben seien, welche sich auf die späteren Paragraphen
beziehen. Sie wüßten dann am Schlüsse wiederum sagen,
alle entgegenstehenden Verordnungen sind aufgehoben.

Abgeordneter Backe«»: Die Bedeuten des Herrn
Vorredners dürften sich durch das erledigen, was bereits in
dem Vortrage des Herrn Referenten vorgekommen ist.

Der Ausschuß hatte die Ansicht, daß die allgemeinen
Bestimmungen in Vezug auf deu Abschluß von Verträgen
in den MI. 2. uud 14. enthalte» seien. Um uuu die
Sache deutlich zu machen und die allgemeiueu Bestimmnugeu
zusammenzufassen, ist der tz. I 4 vornhin gesetzt nnd dann ein
Zusatz-Paragraph gemacht, iu welchem es heißt: „Für den
Handel mit Hansthieren gelten nachfolgendeBestimmuugen."

Sodann erlaube ich mir etwas wegen Löschung der
-^orte: „auf Verletzung über die Hälfte" zu bewerten.

Das gemeine Recht erteuut allerdings die «läge,anf
Verletzung über die Hälfte bei Mobilien an; nach dem ur
iprünglicheu römischen Recht galt die «läge wegen Ver¬
ätzung über die Hälfte nur bei Immobilien.' Es schieu aber
"Mi 'Ausschuß sehr gefährlich, die «läge wegeu Verletzung
über die Hälfte beim Handel mit Hausthieren beizubehalten',
weil dabei ganz verschiedeneLiebhabereien vorkomme», wo-
°urch es nicht möglich ist, einen bestimmten Werth für ein
Hauslhier festzusetzen,uud deshalb glaubte mau, daß es im
?Ugemeiueu Interesse des Handels liege, weuu eine so ge
Ehrliche «läge uicht beibehalten werde.

Abgeordneter Freiherr v. Solemacher ° Ülntwei
ler- Wenn ich die Worte des Herrn Referenten richtig
"umfaßt habe, so kann ich mich von meiner früher geäw
tzMen Anficht nicht trennen. Der l>. lt., welcher an die
stelle des t>. 5!. komineu soll, sagt: „Alle parliknlarrechtli
chen Gesetze, Verordnungen, Gewohnheiten und Observanzen
über die Form der iu tz. l, bezeichnete» Rechtsgeschäfte uud
über Viehhandel, so wie alle diesem Gesetz eutgegeusteheudeu
Mtimmuugen des gemeinen Rechts sind aufgehoben." Nun
M aber in den beiden vorhergehenden ^. 1. und 2. von
^w Viehhaudel noch gar nicht die Rede gewesen. Wenn
^w den tz. 14. als H.' -l, einschalten wollen, so ist dagegen
'usoferu nichts zu eriuueru, als sich derselbe auf die Form
^' in den 88- 1. nnd 2. bezeichneten Vertrage bezieht.
>wll der H. 14. sich aber auch auf deu Viehhaudel beziehe»,
W würde eiue derartige Einschaltung sprachlichunrichtig sein,
"" his dahin vou den Viehhaudel» »och keine Rede gewesen.

. Abgeordneter Bachen»- Ich bitte den 8- 3 »iid den
Matz nochmals zu verlese», es wird sich da»» der A»trag
"ks Ausschusses rechlfertige».

Referent Freiherr v. ?kyvenheim Nach dein eim
schalteten tz. 14 als tz. ü folgt der Ansatz wegen der Ver^
utzung iid«- die Hälfte, dann folgt der 8- 4, welcher heißt:
'.stur den Handel mit Hausthiercu gelten nachfolgende Be-
mnnnnngen;" daran reihen sich die im Entwurf ^?. 12 auf-
-.führten Bestimmungen, nnd dann werden die Bestimmun¬

gen über die Präliminarvcrfahren aufgenommen, denen dann
8. 1!!. des Entwurfes folgen mußte. Der ß. ^. lautet also:

Alle partitularrechtlicheu Gesetze, Verordnungen, Ge
nwhnheiten nnd Obscrvanzen, über die Form der im l<, >
bezeichnetenRechtsgeschäfte lind über Viehhändel, fo wie alle
diesem Gesetz entgegenstehendenBestimmnugen des gemeinen
Rechts sind aufgehoben.

Iugleicheu treten außer «raft alle partikularrechtlichenNor
men, welche die Ungültigkeit an^onn und Festtagen geschlost
senen Verträge anordnen, welche neben einem schriftliche,,Ver
trage keine mündliche Verabredungen gestatten, welckedie Einlla-
gnng vou Wirthshansschuldeu verbieten, ,ve!che deu «auf
oder Tausch vou Sache» beschränke» »nd welche über die
Gewährleistung, die Verletzung über die Hälfte, das Wieder
laufsrecht und über dic"Widerrnflichfe5 von Uebergabe
Verträgen Bestimmungen enthalten.

Bei dem Handel mit Hausthieren findet ein Einspruch
wegeu Verletzung über die Hälfte nickt statt,

Abgeordneter Bachen»: Es ist ganz gleichgültig, wo
zuerst vom Viebdaudel die Rede ist, denn eiumal muß doch
davon zum ersten Mal die Rede sein, ich glaube, daß in
Betreff der Deutlichkeit des Gesetzes dadurcb nicbts geäudert wird.

Vice Marfckall: Ich werde de» 5. ,4, setzt ?. ,!
mit dem vorgeschlagenen Zuhitze M>' Absti!ii!»»»g bringen.
Der tz, lautet:

„!?, ü. Alle particiilarrechtliche» Gesetze, Verordnungen,
^ieivohubeiten uud 57bservanzen über die Form der iu !;. l
bezeichnetenRechtsgeschäftennd über Viehhaudel, sowie alle
diesem besetze eutgegeusteheudeuBestimmungen des gemeinen
Recbts find aufgeboben.

Iugleicheu treten außer «rast alle particiilarrechtliche»
Normen, welche die Ungültigkeit der an Ton» nnd Fest
lagen geschlossene»Verträge anordnen, welche »eben einem
schriftlichen Vertrage keine mündlicheVerabrednngen gestatte»,
welche die Eiiiklaginig von Wirthshansschulden verbieten,
welche den «auf oder Tausch vou Sichen beschränke», und
welche über die Gewährleist,lug, die Verletznng über die
Hälfte, das Wiederlaufsrecht ,,»d über die Widert »flichteil
von Uebergabe Verträge» Bestimmungen eutbalteu."

Der Ansatz lautet:
„Bei dem Handel mit Hausthieren findet ein Ansprncb

wegen Verletznng über die Hälfte nickt statt,"
<Pause,)

Der Paragraph ist angenommen.

Referent Frhr. v. Nyvenlieiu» Der 55. 4 lautet:
„Für den Handel uiit Hansthieren gelte» die »achfolge»den
Bestimmungen," Es folgt nun das Speeialgesetz,' (siehe
Verhandlungen S. 172—17!!.)

Der tz.'> lantet: „Die auf Gewährsmaugel gegründete
«läge oder Einrede muß bei Verlust derselben binnen einer
Frist vou >2 Tagen »ach der Uebergabe des Thieres a»ge
stellt, beziehungsweise geltend gemacht werde». Der Tag
der Uebergabe wird in'der Frist nicht angerechnet.

Sind mehrere Thiere gleicher Art verkauft nnd ist bei
einem derselben als Gewährsmangel eine ansteckende Krank
heit nachgewiesen, so kann der '«äufer die Zurücknahme
sämmtlicher Thiere fordern, wenn sie bei den Verkäufer!,
mit einander in Berührnng gekommen sind."

Der §. (i lautet: Innerhalb der in, tz. 1 bestimmten
-t '
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Frist und vor Anstellung Vor «läge tau» der .Uänfer das
Vorhandensein von Gewährsmängeln bei den getauften
Hausthiereu durch Sackverstäudige 'feststellen lassen, oie sich
zugleich über das wahrscheinliche Alter des vorhandeueu
Mangels gutachtlich zu äußern habeu. Es ist das n'örttich
der ls. :; dl's «Gesetzes von» !>, Äcai l^,".ü.

Vice Marsckall Ich bitte sich hierüber äußern zu
wollen.

Da niemand da«? Wort verlangt, ertläre ich die >,, 1—<»
für augeuommen,

Referent Mr. v. Nyvcnheim
l liest.,

„t;. ?, Auf seinen Antrag ernennt uud vereidet der
Nichter des Ortes, au welchen sich das Schier befindet, je
nach den Umstände» einen oder drei Tachverstäudige.

Bei Departements nnd ttreis Thierärzte» genügt die
Bestätigung des «''Mtaäitens auf den geleisteten Diensteid."

Vice Marsckall Findet sich gegen deu 8.5 etwas
zu eriuueru?

Das ist uicht der Fall, der i>. 1 ist angenommen.

Referent Frhr, v. Nyvenhein,
(liest.)

„l;. «. Der Richter verordnet gleichzeitig, daß und in
welcher Weise der Verkäufer vou der vorzunehmenden Uuter^
suchnng des Thieres in Kenntniß zn sehen ist. Auf den
Autrag des Vertäufers tau» die ^uziehuug ferucrer tach¬
verstäudige» angeordnet werden."

Vice-Marschall Weuu Riemaud fich zum Wort
»leidet, nnd dies ist nickt der Fall, so ertläre ich den tz. «
für angeuommen.

Referent Frhr. v. Ztyvenbeim
(liest.)

„§. !>. Das schriftlich abzufassendeOmachteu der Sach-
verständige» wird a»f der Kauzlei des Gerichts, welches die
Sachverstäudigeu eruauut hat, hinterlegt."

Vice Marsch« ll: Ist etwas hiergegen zu erinnern?
Das ist uicht der Fall, der Paragraph ist angenommen.

Referent: (liest.)
„8- 1^». Der in den späteren Processen erkennende

Richter kann das in dem Vorverfahren erstattete Gutachten
seiner Entscheidung zu Grunde legen, auch kann ans der
Ertheilnng des Gutachtens lein Gruud hergeleitet werden,
den Sachverständigen in den späteren Processen zn verwerfen."

Vjce-ÄN«n schall: Findet sich etwas hiergegen zu
erinnern?

Es ist nicht der Fall, der Paragraph ist angenommen.
Referent: (liest.!

„H. I I, Die Kosten dieses Vorverfahrens werden in
den späteren Processen den Kosten des letzterengleichgestellt."

Vice-Marschall Da Niemand sich zum Wort
meldet, erkläre ich den Paragraphen für angenommen.

Referent: <liest.)
„>i, l'^. Oie in 5. li ^1 > gegebene» Vorfckriften find

auf deu Tausch vou Hausthiereu anwendbar.
Im Uebrigeu behält es für deu 5tauf nnd Tausch von

Hansthieren bei den Bestiminimge» des gemeinen Rechts
sein Bewenden."

?Vice Marschall Ist etwas dagegen zn erinnern?
Da sich Niemand zum Wort meldet, ertläre ich den

ß. 1:^ für angenommen.
Es würde »us uuu übrig bleiben, das also amendirte

Gesetz zur Abstimmung z» bringe», nnd bitte ich diejenigen
Herren, die gegen das wieset; stimmen wolleu, sich zu erbeben.

(Es erhebt sich Niemand.'
Das amendirte Gesetz ist eiufliinmig angenommen.
Ich ersuche unn deu Herru Refereuteu, die Adresfe zn

verlesen. geschieht.,

Ist etwas gegen die Fassnug der Adresse zn erinnern?
^ck bewerte, daß natürlicher Weise am Schlüsse der

getrene Wortlaut des ameudineu Gesetzesmit aufgeführt wird.

Abgeordneter Bremig: Meine Herren! Ich wollte
mir eine Bemertnng bezüglichdes Schluß Passus der Adresse
erlauben. Es scheint mir nämlich, daß der Schluß Paffus
nicht mehr paßt, seitdem wir eine Verfassung und drei
Gesetz Factoren haben. Wir bitte» Se. Majestät den Köuig,
er möge befehle», daß der Gesetzentwurf zum Gesetz erhoben
werde. Das war wobl früher, als die Gesetzgebung allein
in der Hand 3r, Majestät des Königs lag, vollständig ge
rechtfertigt. Aber seit wir !> GesetzesFactoren haben, kann
meines Bednntens die Bitte nnr dahin gehen: daß Se.
Majestät der König das Staats-Ministenuiu anweise, daß
es deu Entwurf den übrigen (Gesetzes Factoreu zur Berathung
und Beschliißuahme vorlege. Aber er taun »icht befehlen,
daß der Gesetzentwurf Gesetz werde; denn bekanntlich ist
nur unter ganz besondern Verhältnissen die Octrovirung
eines Gesetzes gestattet. Ich glaube daher, es wäre correct,
wenn man in dieser Beziehung, da wir ein Staatsgrund-
gesetz haben, sich diesem Gesetze anschließt, und den Schluß
Passus in der angemessenen Weise verändert,

Vice-Marschall: Ich wollte meinerseits mir nur die
Bemerkung erlauben, daß nach meiner Meinung doch wohl
der Passus stehen bleiben tau». Jedes Gesetz fäiigt bekannt-
lich mit deu Worten au: „Wir u. s. w. verordnen, mit Zu
stimmung der beiden Häuser des Landtags" :c.
Diese Zustimmung nachzuholen, ist Sache Hr. Majestät,
Se. Majestät befiehlt also, wir stellen die Bitte, zu be
fehlen, — was Er zn thun hat, um befehlen zu können,
das geht uns nichts au,

^Abgeordneter Vremig: Ich glaube nicht, daß damit
die ^ache erledigt ist. Wir können es nicht ignoriren, daß
noch andere Factoren der Gesetzgebung vorhanden sind,
welche darüber zn berathen und zu' beschließenhaben. Wir
können unmöglich Tr. Majestät den König bitten, etwas
zu thuu, was offenbar verfassungswidrig ist. Früher, ehe
wir eine Verfassung hatten, tonnte so etwas geschehen.
Damals war es correct. Jetzt aber glaube ich, daß es sich
mit den Bestimmungen der Verfassung nicht mehr in Ein<
klang bringen läßt. >
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Viee-Marsckall Ich bitte einen bestimmte» Antrag
zn stellen,

Abg. Bremig Ick beantrag zn sageil: Se. Ma
iestät wolle befehlen, daß das Staats ^ Ministerium den
Gcsetzeutwurf den Kanliueru vorlege, damit er auf verfast
snngsmäßigem Wege zum »besetz erboben »verdc.

Vice-Marscliall Hat Jemand gegen de,i Antrag
des Herr» Bremig Etwas zn erinnern?

(Es meldet sich Niemand.»

Es ist nickt der Fall. Dann bitte ick diejenigen
Herren, die für den Antrag des Herrn Bre»üg sind, sick zn
erheben.

«Es erhebt sich die Mehrheit.,

Der Antrag ist angenommen.
Ich würde nnn Herrn Bremig bitte», über den Ge¬

setzentwurf wegen de; Güterrechts der Ehegatten Bortrag
zu halten.

Referent Bremig tragt den Bericht des II. Aus-
schnsfes über den Entwurf des Gesetzes, das Outerrecht
der Ehegatten im Bezirke des Iustizsenats zu Ehrenbreit
stein betreffend, vor. (Verband!. 'H. lll4- «>8.»

Vice-Marschall: Ick eröffne die General Dis
cnssion.

Da sich Niemand zum Wort gemeldet, schließe ich die
General Discussion. Es wird nicht die Aufgabe sein, euien
ieden Paragraphen zn amendiren, sondern nur werden zu
discutiren baden über die Annahme des ganzen Gesetzes
Mit den von dem Ausschuß beantragte,! Modifieationen,

Referent Bremig: Der erste Antrag geht dahin:
„daß alle in deut Titel I. Abschnitt ^ des gedachtenGesetz-
entwurfes enthaltenen Bestimmungen über die fortgesetzte
Gütergemeinschaft, nicht minder auch alle in deu späteren
Äbschuittcn vorlommenden Verweisungen und Bezngnahmen
auf diese Bestimmungen gestrichen werden/'

Vice-Marscliall Da Niemand das Wort ver
langt, so nehme ich an, daß die Versammlung damit ein-
"erstanden ist.

Referent Bremig: Der zweite Antrag lantet: „daß
statt dieser fortgesetzten Gütergemeinschaft der Grundsatz,
daß mit dem Tode des einen Ehegatten unter allen Nur
ständen die gesetzliche Gütergemeinschaft aufgelöst wird, mit
allen daraus folgenden Con'seqnenzen, und die Verpflichtung
des überlebeudcu' Ehegatten zur Inventur als Regel aufge-
stellt werde."

Abgeordneter Freiherr v. Holemacher Antwei
fer i Würde es nicht zweckmäßig sein, die Worte einzn-
Ichalten: auch die vertragsmäßige' Gütergemeinschaft?

Referent Bremig: Das würde nicht angehen. Der
s- 80. gestattet in dem Ehevertrage jede Modifikation iu
der Gütergemeinschaft vorzusehen, 'insoweit sie nicht gegen
°le guten 'Sitten und gegen Verbotenes verstoßen. Nnn
haben wir folgenden Grundsatz aufgestellt; es foll den Ehe

galten gestattet werden, auch über die Nutznießung des gan¬
zen Nachlasses zu dispouireu, sei es durch Ehevertrag oder
letztwillige Verfügung. Dau» würden sie, wen» sich in
dem Bezirt eine besondere Vorliebe zeigt für eine fortge
setzte Gütergemeinsckaft, in deu Fall gesetzt werden, auf
Grmid des Art. «> die fortgesetzte Gütergemeinsckaft ehe
verträglich festzustellen.

Vice Marscball Ist etwas hiergegenzn erinnern?
Das ist nicht der ^all, der Antrag ist angenommen.

Referent Bremig: Der dritte Autrag geln dahin:
daß den Ehegatten die Befugnis, ertheilt werde, bei be
erbler Ede dem Ueberlebenden von ilmen den Nießbrauch
des ganzen Nachlasses lebenslänglich oder zeitweise durch
Ehevertrag oder letzlwillige Disposition znznweisen, n»d
zwar unter den im Bericht näher angegebenenBedinguugeu.^ ,'r Ausschuß ist z„ diesen. Vorschlage dadurch hinge
wiesen worden, daß in allen Statntarrechten der überlebende
Ehegatte das volle Nutzuugsrecht des Nachlasses hat, sei es
lebenslänglich oder bis zu einem gewissen ^eitpnntt, daß
also überall nur mit ganz kleinen Abweicknngen das
Nutzuugöreckt für den Ueberlebenden besteht.

Vice-Marschall: Ist dagegen etwas zn erinnern?
lPanse.)

Der Antrag !l ist angenommen.

Referent Bremig: Dann wird beantragt, daß das
Alinea I des 8- ?t> gestrichen werde.

Damit verhält es sich folgendermaßen. Der Z, 7«!
handelt davon, aus welche,. Gründen ein Ehegatte den
Pflickttbei! des anderen Ehegatten, wozu beispielsweise die
Erbqnote gehört, durch letztwillige Verfügung entziehen taun,
wenn in dem Testament Gründe augegeben sind, aus denen
eine Ehescheidung oder eine Trennniig von Tisch nnd Bett
hätte ansgesprocben werden tonnen. Es ist das wie es im
Berichte steht, nichts anderes, als das Vermächtniß eines
fccmdalösen Processes. Der Verstorbene sagt im Testamente
beispielsweise: ich enlziehe den Pflichttheil meinem überle
benden Ehegatten, weil ein Ehebruch vorliegt. Nun sollen
die «indcr das Reckt haben, gegen den überlebenden Vater
oder Mntter Nagbar werden zu tonnen. Das haben wir
als etwas Natnrwidriges angesehen. Die Ehe, wie heilig
sie cmck ist, ist doch immer ein Vertrag, nnd es ist denkbar,
daß die Ehegatten nnter sich über die Auflösung des Vea>
trags aus irgend welchem Grnude streiten, daß man aber
zwischen Vater, resp. Mutter und Kindern einen solchen
Proceß veranlassen soll, bat wie gesagt, der Ansschnß als
etwas Naturwidriges gebalten, »nd deshalb das Alinea zu
streichen beantragt.

Vice Marschall Ist hiergegen etwas zn erinnern?
lPanse.)

Dann brauche ich nur »och die Frage zu stellen, ob
das Gesetz mit den vier Modifikationen so angenommen wer¬
den soll, resp, die vier Modificationen in der Adresse ans-
geführt werden. Es hat Niemand das Wort verlangt. Der
Gesetzentwnrf ist mit den vier Modificationen angenommen,
und wird die betreffende Adresse zn entwerfen fein.

Ich schließedie Sitzung nnd findet die nächste Sitzung
morgen um I I Uhr statt.

(Schluß der Sitzung um 3'/^ Uhr.)
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Siebente Sitzung
am 18. October 1864.

Geschäftliches. — Borznnchmmde Wahlen. ^ Eonfcrenz in Betreff
des Ständehauses. Neu eingegangene Anträge. Bericht
des IX, Ausschusses über ein Entschädignngs Gesuch des ständischen
Kanzleigchülfen Bremer. -^- Noch nicht eingegangene Referate. —
Referat des VI. Ausschusses über die Rechnungen und den Per-
waltuugsbcricht des Landarmenhauses zn Trier. — Bericht des
VIII. Ausschusses über den Berwaltuugsbcricht der Iihciuischcn
Prouinzial BlindewAnstalt für 1«6!l und 1«U^, sowie über den
Etat derselben für 18tt5 und I8N6. — Referat desselben Ansschnsses
über die Rechnung der Prouinzial»Nindcnanstalt u, I. 1«<>3.
- Referat des IX. Ansschnsses über die Berwendnngen znr

Vermehrung der ständischen Bibliothek. — Referat desselben Aus
schnfscs über die Verwendung der ständischen <3>nbsidien für die
Provinziab Archive z» Lublcüz und Düsseldorf und Bcrathnng
betr. die Hülfsarbcitcrstclle bei ersterem Archive, resp, deren Ein¬
ziehung ;n Gunsten des dort,gen Archiv > Gecrctairs. — Bericht
des IX^, Ausschusses, betreffend die Bewilligung eines Znschnsscs
aus der Prouiuzial«Hülfslassc für die Iorlsetzuug des Mittel
rheinischen Urtnudeubüch«. — Berathung über den Bericht des
VIII. Ansschnsses wegen «ewährnng einer Beihülfe zur Restau
mtiou des Weycrthors zn Züluich, ^ Referat des V. Ansfchnsfcs
betr. die Rcchnungeu nud den Vertvaltnngsbericht dcrProvinzial-
Hcbamnicn Lehranstalt M Cüln. Bericht desselben Ansfchnsscs
über den Etat der nämlichen Anstalt für I8t!5> und Mül. ^
Geschäftliches,

Die Sitzung beginnt um 1I>, Uhr unter dem Vorsitz
des Landtags - Marschalls Herrn Frhrn. von Waldbott-
Bafsenheim-Boruheim. ^

Als Protokollführer für die heutige Sitzung fnngirt
Herr Abg. Dr. Leris.

Zunächst trägt Herr Abg. Schroeder das Protokoll
über die letzte Sitzung vor, welches auf die Frage des
Vorsitzenden ohne Widerspruch genehmigt wird.

Sodann wird eine Adresse betr. die Uebernahme
der Ztraße von Weeze nach Well auf den Be¬
zirk sstraßenb a u f o >ds durch den Referenten Abg.
Zores vorgetragen und genehmigt,

Marschall: Bezüglich der vorzunehmende» Wahlen
wollte ich bemerken, daß diese ,x>.,' -n^nmlNionl'm gewünscht
worden sind; wenn es sich dabei nur um Bestätigung
früher vollzogener Wahlen handelte, so mochte dieser
Wahlmodus zulässig sein, wo es sich aber um Neuwahlen
handelt, glaube ich ni t, daß sie in dieser vorgenommen

werden dürfen. Wir haben noch die Wahlen vorzunehmen
für die Commission wegen der Provinzial - Irrenanstalt
zu Siegburg, wegen der Arbeitsanstalt zu Brauweiler,
für welche Herr Stupp ausgeschieden ist, für die Heb«
ammen-Lehra »statt zu Cöln, für die Landarmenanstall zu
Trier, daun müsseu wir noch wählen die Commission für
die Provinzial-Hülfstasse sowie für die Blindenanstalt zu
Düren. Diese Wahlen werden wir in den nächsten
Tagen vornehmen.

Ferner theile ich den Herren, welche mit der Ab-
schließnug des Vertrages beauftragt wurden sind, also
den Heircn Graf v. Svee, Äaum und Clemens, mit,
daß der Herr Landtagscommissarius mittelst Schreibens
zum nächsten Mittwoch nm 9 Uhr im Gasthofe zum
Prinzen von Preußen eine Confercnz angesetzt hat. Oie

! Schriftstücke, welche dem Schreiben beigefügt waren, hat
! derselbe jedoch wieder zurückgewünscht. Was vielleicht sonst
! noch an Schriftstücken dazu gebraucht werden sollte, wird
^ der Herr Vorsitzende des IX. Ausschusses mittbeilen tonnen.

Es ist noch ein Schriftstück eingegangen von dem
Herrn Landtags - Commissar nnd dnrch die Negierung in
Cobleuz eingereicht worden. Es betrifft die Herstellung
einer angemessenen Wcgcverbindnng von Bad Nenenahr
nach Heimersheim, resp, Zuschuß zu diesem Bau. Das
Schriftstück ist dem X. Ausschüsse übergeben, und zwar
deshalb, weil es spät eingegangen war und die meisten
Herreu schon abgereist waren'. Der I.V Anöschnß ist nuu
der Meinung, weil es sich um eiueu Fonds handelt, und
der Zuschuß zn gleichen Theilen vom Staate, der Provinz
nnd den Gemeiudeu gegeben werde» sollte, daß es zweck¬
mäßiger sei, wen» der Ausschuß für die Provinzial-Hülfs-
tasse die Sache bearbeitet. Ich übergebe es dem Herrn
Vorsitzenden und bitte, die Sache zn erledigen.

Wie Ihnen bekannt ist, meine Herren, haben wir
schon seit Jahren in uuserer Kanzlei Hcrru Bremer be¬
schäftigt und er ist namentlich für das Präsidium zur
Erledigung der Arbeiten uo» großem Nutzen, weil er ein¬
mal eingearbeitet ist, ^ er Mann ist setzt bei der Haupt¬
masse hier angestellt, und muß für seine» Stellvertreter,
um hier bei dem Landtage arbeiten zu tonne», 12 Thlr,
als Ncinuueratiou gebe». Er hat gewüuscht, daß der
hohe Landtag ihm dafür eine Entschädigung biete» wolle.
Als eiueil Antrag, der einzubri igcu sei, habe ich die
Sache nicht behandelt, weil es etwas ist, was unsere
Octonomie angeht nnd habe die Hache dem IX. Ausschuss
überwiese».

Herr von der Heydt wird das Neferat erstatte».

Neferent von der Heydt: verliest den Bericht des
I X. Ausschusses über ein Gesuch des ständischenNegistratur-
lHehülfeu Vrcwer. Der Ausschuß beantragt, für jede
Sitznngs-Pcriode des Landtags zur Vergütung der Stell»
vertret'uugstosten für denselben eine Gralifitation von 3'.»
Thaleru zu bewillige», u»d bittet die hohe Vtändcversamm-
lung, diesen Autrag zum Beschluß zu erheben.

Marsckall: Darf ich diesen Antrag als genehmigt
betrachten?

(Pause.)

(Er ist genehmigt.)
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Ich erlaube mir mm darauf aufmerksam zu machen, daß
folgende Referate bis setzt noch nicht eingegangen sind:
über daß Gesuch um laufende Unterstützung zur Hebuug
der Pferdezucht in der Rhcinpruvinz; ferner über die
Spurbreite und Achselschenkellängedes Rheinischen Fuhr¬
werkes, resp, Aufhebung des 8 1- des Gesetzes über die
Verengerung der Fuhrweite; sodauu das Referat, betr.
die Unterstützung der Maulbeerbaum- und Seideuzncht in
der Rheiuprouiiiz aus der Prouiuzial-Hülfskasse, — sowie
das Referat wegen Erlasses der Muststeuer; über die
Gebühreupflicht iu Voriuimdschaftssachen; über die Alimen-
tation der Schuldgefangenen, und noch einige Anträge in
Betreff von Straßen, Ich mache deswegen darauf auf¬
merksam, daß diese Referate noch zurück sind, weil wir
nns dem Schlüsse des Landtages nähern.

Ich bitte Herrn Gnittienne, das Referat zn erstatten
über die Rechnungen und den Verwaltungsbericht des Land-
arinenhanses zn Trier pro l8l!2 n, l««i-!.

Referent Abgeordneter Onlittienne verliest das Referat
über diesen Gegenstand, Der Ausschuß stellt zuerst folgen¬
den Antrag: Der Landtags Kommissar, ^e. Excellenz der
Herr Odcrpräsidcnt, möge gebeten werden, zn veranlassen:
1) daß die König!. Regierung zn Trier bei Aufnahme
von Hänslingen' eine gleichmäßigere Vcrthcilnng unter
den verschiedenen .Kreisen des Bezirks beachte und nur
in äußerst dringenden Fällen eine Uebcrschreitung dieser
Coutingente gestatte.

Marschall: Dies ist also der erste Antrag.

Referent Abgeordneter Oiuittienne: Die Regierung
hat nämlich das Recht, die HänSlinge aufzunehmen; ein
betreffendes (besuchmnß demnach uon'dieser entschieden, und
dem Director zugewiesen werden. Dann erst erfolgt die
Aufnahme, wobei es sich deuu gezeigt hat, daß meistens
^eutr aus dem städtischen Kreise Aufnahme finden, während
Anträge der Landgemeinden in der Regel abgewiesenwerden.
Deswegen wird nun gebeten, der Oderpräsident möge oer
anlassen, daß das nicht mehr vorkomme, und man sich
strenger an das Reglement halte.

Marschall: Ich eröffne die Discnssion.
(Pause.)

Es meldet sich Niemand. Ich bitte diejenigen, die mit
dem Antrage einverstanden sind, sich zu erheben'.

(Mehrheit.)
Er ist angenommen.

Referent Guitlienne:
«liest weiter.)

„2. zn verordnen, daß der Bedarf des Hanfes an Na¬
turalien künftig nicht ans freier Hand von der Direction,
w« es bisher zn geschehen pflegte, an Ein und denselben
p'Nlchthändler in Lieferung gegeben werde, sondern in Zu¬
kunft entweder auf dem Markte von den Producenten selbst
gekauft, oder durch Submission iu Vcrdiuq gegeben werden
niuge.

Abgeordneter Freiherr Raitz v. Frentz Garath:
>ich würde beantragen, das Eine fallen zn lassen, so daß

nur der letzte Satz stcheu bliebe: es iu Submission zu
geben.

Referent Abgeordneter Wuittienne (Niedaltorf):
Ich habe nichts dagegen einzuwenden, daß die Worte „ent¬
weder auf dem Markte von den Producenten selbst getauft,
oder" gestrichen werden, und mir die Submission beibe
halten werde.

Abgeordneter Limbourg: Ich glande, daß es zweck
mäßig ist, dem Director die Wahl zn lassen, ob er die
Lebensmittel auf dem Markte kaufe» oder sich durch Sub¬
mission beschaffenkann. Dadurch dürfte für die Anstalt der
große Vortheil erzielt werden, nach Zweckmäßigkeit in Bezng
ans die Jahreszeiten einzukaufen. Ich bitte also den im
Referate enthaltenen Antrag so stehen zn lassen, wie ihn der
Ausschuß augeuommeu hat'.

Refereut Abgeordneter lHuittienne <Niedaltdorf):
Allerdings ist es der Fall, daß man, wenn z.B. die Früchte
auf dem Markte zn theuer siud, man nicht anf einmal zu
kaufen brauch!, während, wenn fie in Verding gegebeil sind,
man fie für das ganze I.ihr theuer bezahlen muß. Deshalb
habe ich geglaubt, es in den Antrag des Allsschusses mit»
aufnehmen zu sollen.

Abgeordneter Freiherr Raitz v. Frentz: V" dem
Einkauf auf dem Markte geht jede Eontrole verloren. Es
ist dann eine persönliche Sache des Mannes, der den Ein
kauf besorgt oder ihn veranlaßt. Bei der Submission ist
dies aber nicht der Fall.

Abgeordneter Vackem: Ich möchte miä, dem Antrage
des Herrn Vorredners anschließen, und zwar aus folgendem
Grunde. Der Zweck der Submission ist, Ueberuonheiluugen
zu vermcide». Durch gewisse Manöver taun es dahin ge¬
bracht werden, daß die Verkäufer auf dem Markte auf
hohe Preise halten nnd in Wirklichkeit der Kanf nicht nw
lerlassen werden kann. Ich bin daher der Ansicht, daß es
die Regel bleiben müsse, alle Ankäufe in Verding zu gebeu.

Abgeordneter Vremist: Im Princip möchteich mich de»
beiden Herren Vorrednern anschließen. Iu der Praxis gestaltet
sich aber die Vache anders. Nämlich bei einer solchen
Submission können nur Lente concurriren, die über bedeu^
teildes Vermögen dispouiren. Dabei lehrt nnn die tägliche
Erfahrung, daß die weuigen Eoncurreuteu — wie man bei
uns zu sagen pflegt - Kippe machen, daß heißt, sie bestim¬
men einen ^atz, unter den sie nicht heruntergehen. In der
Regel werden dann auf diese Weise bei den Sndnlijsioneu
die höchstenPreise bezahlt. Ich würde bei dem Anlauf
von Früchten nicht den SndmissiouSfa!! eintrete» lassen,
namenllich >oo große Fr»ch!inärtte stattfinde».

Da hat es keine Schwieriglei te», wöchentlichoder alle
l4 Tage die nöthige» Einkänfe zumachen, und auf so großen
Märtteu ist es nicht denkbar, daß da Eollisionen eintreten
können, wie sie bei Submifsioueu vorkommen. Daher würde
ich hier, obwohl ich im Allgemeinen für das Princip der
Submission bin, den freien Antanf der Bedürfnisse auf dem
Markte vorziehen, weil die Eoncnrrenz bei Submissioueu
nur klein sein wird, nnd da anf der anderen Seite ein
Modus vorhanden ist, der besser zum Ziele führt, so wurde
ich mich dem Antrage des Ausschusses anschließe!!, daß den
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betreffenden Beamten freigestellt werde, je nach den Eon
jnnctnren entweder auf dem Wege der Submission oder auf
dem Markte die Naturalien zn beschaffen.

Abgeordneter Bachen»: Wenn der Snbmissionsweg
eingehalten wird, so bleibt dadurch nicht ausgeschlossen,das!
auch die Einzelneu mit einander concurriren tonnen; es ist
uicht nöthig, daß alle Naturalien auf einmal beschafft
werden, nnd ebenso tauu die Submission über einzelne
Quantitäten ausgegeben werden; dabei wird immer der
kleine Händler mit concurriren löuueu,

Referent Abgeordneter Guittienne »Niedaliorf):
Es ist vorhin geäußert worden, daß man durch allerhaud
Manipulationen die Preise in die Höhe bringen könne.
Dem, glaube ich, tonnen wir begegnen. In deu betreffen¬
den Städten, wo die Märtte 'statthaben, wird vou der
Polizeibehörde ein Marktpreis Verzeichnis,aufgestellt, welches
allemal in die Wochenblätter kommt. Weuu nun ein Be¬
denken in Betreff der Höhe der Preise uorkäme, so könnte
mau auf diese Preisverzeichnisse znrückgehn.

Eilt Abgeordue t er aus dem Stande der Land
gemeinden: Im Princip bin ich mit dem Herrn Vor-
redner einverstanden, aber in der Praxis ist es anders,
namentlich für die Stadt Trier. Dort finden wöchentlich
zwei sehr besuchte Wocheumärlte statt, uud die dortigen
Anstalten nehmen ihre Naturalien von diesen Märkten.
Das Uebrige muß durch Submission beschafft werden. Man
sollte also der Directiou überlasten, allemal denjenigen
Modus zu wähle», welche ibr am pasfeudsteu erscheint.

Abgeordneter Freiherr v. Solemachev Grnnhaus:
Ich bin sehr überrascht, von dem Herrn Borredner zn uer-
nehmen, daß die Fruchtmärkte zu Trier bedeutend seien. Ich
wohne dort seit längerer Zeit, und kann versichern, daß es
tanm einen Ort der Provinz gibt, wo die Fruchrmärtte so
unbedeutend find wie dort; es kommen Markttage vor, wo
nicht zwei Malter Weizen aufzntreiben sind. Es sind auch
in den letzten Jahren Versuche gemacht worden, diese Märkte
zu heben, alles ohne Erfolg; fo wurde ein Marltvercin ge-
gründet, der jedoch wegen Mangel an Theilualuue wieder
zerfiel. Die Trierer Frnchthäudler gehen, um zu kaufe»,
statt auf dc» Markt, direct auf das Land.

Abgeordneter Freiherr v. Geyr: Ich wollte mich dafür
ausfprechcu, die beiden Arten des Anlaufens stehen zu
lasfeu. Weuu wir allem Mißbrauchen vorbeugen wollen, so
kommen wir anf ein Feld, wo die Ausführung zuletzt un¬
möglich ist. Mißbrauche louueu sowohl bei Eomnlissions-
Lieferungen als auch bei Einlaufen anf dem Markte vor»
kommen. Ich bin damit einverstanden, daß im Allgemeinen
die Eommissions-Liefernngen vorzuzieheu sind, es köuuen
aber auch Fälle vorkomme», wo der Einkauf auf dem Markte
vortheilhafter ist.

Marschall: Weuu Niemand weiter das Wort be¬
gehrt, so schließe ich die Discussiou. Es siud zwei Bor-
schlage gemacht worde»; der Ausschuß gibt der Directiou
die Alternative, entweder anf dem Markte oder durch Sud
Mission anzntanfen, es ist aber auch vorgeschlagen worden,
nur durch Submission allein anzukaufen. ' Ueber deu letzten
Antrag wird zuerst abgestimmt werden, nnd wenn dagegen

kein Widerspruch erfolgt, so frage ich: Soll die Landarmen-
anstatt zn Trier angehalten werden, ihre Bedürfniffe nur
durch Submission zn beschaffen? Diejenigen, welche dafür
find, bitte ich, fich zu erbeben.

l Geschieht.)
Es ist die Minderheit.
Nun frage ich: foll die Directiou augchalteu werden,

die Naturalien entweder per Submission, oder anf deut
Markte zn taufen? Ich bitte diejenigen, welche dafür find,
fich zn erheben. Es ist die Mehrheit. Der Antrag des
Ans>chnssesist angenommen.

Referent (Huitlienne lNiedaltdorf): Der dritte
Antrag des Ausschusses geht dahiu: der Directiou seine
Mißbilligung darüber ausznsprechen, daß dieselbe bei Ver¬
sicherung der Mobilicn und Immobilien des HanseS gegen
Feuer, mehr das Interesse von Privatgesellschaften, als das
der Provinzial Anstalt befördert hat.

Abgeordneter Bachen»: Wenn die Mobilieu schon
vor der Versicherung durch die ProviuzialFeuersocietät ver¬
sichert worden sind, dann können wir keine Rüge anssprcchcn.

Marschall: Es fragt sich, ob Jemand gegen de»
Antrag das Wort verlaugt?

Das ist uicht der Fall, dau» bitte ich diejenigen Herreu,
die dem Antrage des Ausschusses zustimme» wollen, sich zu
erhebe».

«Geschieht.)
Der Antrag ist angenommen.
Herr Noeggerath wolle den Verwaltnngsbericht erstatten

über die ^!thei»ische Proviuzial-Bliudeu Aiistalt und den Etat-
Entwurf pro I8«>'> 18«!«;.

Abgeordneter Dr. Noeggerath als Referent des
vm. Ausschusses erstattet deu Verwaltnngsbericht über die
RheinischeProvinzial Blinden-Anstalt für die Jahre l5tt'! 64
uud den Etat Entwurf für die Jahre ü-lli^-l «»!»>.

Der Ausschuß beantragt: die angedeuteten Vcrbch>
rnngeu und mithin auch deu angedeuteten Etat zn genehnu-
gen, nnd diesem entsprechend die Snmme von jährlich bis
zn 4«!»«» Thlrn. für die Etals-Periode l«<!5>/I«!>«! zur Ver¬
ausgabung auf deu ihm zur Disposition stehenden Antheil
am Gewinne der Provinzial Hülfskaffe zn bewilligen.

Abgeordneter von der Heydt Ich stelle den An¬
trag, die Fassung der zu bewilligenden Unterstützung etwas
stringenter zu nehmen, und zwar in der Weise, daß viertel¬
jährlich diejenige Siunme dnrcb das OberPräsidinm ange¬
wiesen wird, welche das Bedürfniß erfordert.

Die Motive zn dieser etwas veränderte» Fassung er^
lande ich mir in wenigen Worten zn exponiren. Das Be^
streben Ihrer Eommis'fare wäre dahin gegangen, nicht blos
die Anstalt besser nnd vollständiger einzurichten, sondern auch
dem ärmeren Theil der Provinz, dem meistens die blinde»
Kinder angehöre», die Wohlthat dieser Anstalt zugängliche''
zu macheu. So lauge die Eommisfare eine directe Einwir¬
kung auf die Verwal'tuug vermissen, könnten fie nnr Wünsche
aussprechen uud diese siud von der damaligen Verwaltung
nicht weit berücksichtigtworden, als sie zu erwarten Ursache
hatten, so daß die Zahl der Blinden uicht in dem Maßt
zugenommen hat, als die Fonds es erlauben. In Folge



Rheinischer ProvinM-ßandtag. Siebente Sitzung am 18. October 1864. 33

dessen sind die Zuschüssenicht vollständig zu dem Zwecke ver-
braucht worden und es hat sich ergeben, daß eine Summe
von ^!5,l> Thlr». erspart worden ist, welche jetzt zur Ber
fügnng steht. Das hat weiter nichts zu bedeuten, als daß
dies Geld setzt zu einem Neubau verweudet werden lanu,
wozu der Vandtag früher '»'M! Thlr. bewilligt bat. Bon
dieser Summe wird daher nur soviel gebraucht werden, als
zur Ergänzung der ,,^'><> Thlrn. dient. Nm also dem vor¬
zubeugen, daß künftig von der Mnnificenz der stände nicht
in einem höheren Maße, als es der Bedarf erfordert, Ge-
brauch gemacht wird, io bade ich geglaubt, deu Antrag in
der Weise beschränken zu sollen, daß nach Anweisung des
Herrn Ober Präsidenten vierteljährig ausgezahlt wird, was
das Bedürfniß erfordert. Ich glaube, daß der Herr Referent
mit dem Antrage einverstanden sein wird.

Referent Noegfterath Ich darf wohl voraussetzen,
daß die Commission'diesem Antrage, der so reichlichmoti
Virt ist, beitreieu ivird.

Mlnschall: Ich werde demnach den Autrag als
einen Antrag des Ansschnsses zur Abstimmung bringen tön
nm, und eroffne darüber zuvörderst die Discnfsion.

,,Es melde: sich Niemand.»

Die Discnssion schließtsich von selbst.
Ich bitte diejenigen Herren, die gegen den Antrag sind

sich zu erheben.
<M erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Wir kommen zn dem Referat, betr. die Rechnung der

Nh. Prov. Blinden Anstalt für das Jahr !>^l.

Referent - Diese Rechnung vom Jahre ! .^t hat nns
blos zur Notiz vorgelegen, da !,^l die Anstalt von n»s
noch nicht resfornrte.

MarfchnU: Ist etwas dagegen zn erinnern?
<Pause.)

So ist der Gegenstand erledigt.
Es folgt das Referat, betreffend die gefcheheneuBer

Wendungen zum Zweckedes Archivs uud der Bibliothek des
Prov.^andtagS zu Düsseldorf.

Referent Dr. NoeMeratl,: Auch diese Vorlage
b"t blos zur Notiz vorgelegen.

Marsckall: Ist etwas dagegen zu erinnern?

<Pause.>

Es ist demnach auch dieser Gegenstand erledigt.
Wir gehe» über zu dem Referat, betreffend die Ber

Wendungen'zum Zweckeder Provliizial Archive.

Referent: Die eine Borlage betriff» das Archiv uvn
^'blenz, die andere das Archiv z'n Düsseldorf. Auch dies
find Beläge, die uns blos zur Notiz vorgelegt sind. Der
"USscbußhat nichts zu bemerken gefunden!

Abgeordneter Nremiss: Ich hatte zwar nicht Gelegen¬
heit, c inrn Einblick in diese Acten zu thun, ich habe aber ein

Interesse daran, mir Aufklärung darüber zu verschaffen, ob
darin - es sind doch RechnungS Angelegenheiten, die hier
zur Sprache gebracht sind - ov darin noch immer der früher
vom Landtage bewilligteBetrag für einen zweiten behülfen beim
Prov. Archiv in Eoblenz aufgenommen ist. Wenn das der
Fall ist, so würde ich mir erlauben, dem hohen Landtage
deu Autrag zu stellen: diese» Passus des Etats in der Weise
zu verändern daß es der Mmigl. Regierung aucb freigestellt
werde, diefen Betrag auf den ersten Archiv behülfen, inso
weit also der Archivar uud dieser erste Archiv ttiehülfe die
Arbeiten des Archivs allein ausführen können, nnd in der
That auch zur Zeit ansführeu, - als Gratification resp.
Geballsznlage zn überweisen.

Referent Dr. Noessgerath: Ich wollte mir nur
erlauben, über die Form folgendes zu bemerken: ich glaube,
wir können auf die Sache nicht eingehen, und zwar aus fol¬
genden «'runden: Wir haben mit diesen Etats nichts zu
schaffe»; das ist blos eine Bewilligung der Summe gewesen.
Wen» es sich also in diesem ^-alle von einer anders gear-
teten Benvendung handeln würde, ohne daß ein directer An¬
trag vorläge, so würde das einen Beschluß des Landtags
erfordern. Ader mir baben niclus anders zu thu», als daß
wir für den bestimmten Zweck das und das früher bewilligt
haben; wir haben in diesem Jahre keine Bewilligung in
dieser Art zu machen, »nd es liegt uns fein Etat vor!

Abgeordneter Vremift: Es soll anck gar tein Autrag
meinerseits gestellt werden,'eine nene Bewilligung eintreten
zu lasten, es soll nur der Antrag dahin gehen, daß es der
Ugl. Regierung freigestellt werde, die bereits bewilligten 200
Thlrn. nicht blos für einen zweiten behülfen ausgeben zu
dürfen, was bisher von der Ägl. Regiernng nur geschehen
konnte, da die ^<»n Thlr. ausdrücklich vom Landtage be¬
willigt sind für einen zweiten (behülfen. Wenn min die
Sache sich fo gestaltet, daß die itgl. Regiernng sich nicht
veranlaßt sieht, einen zweiten Gehülfen anzustellen, weil die
Arbeiten, die der zweite behülfe thun mußte »nd tbnn sollte,
von den Beiden, dem Archivar uud dem ersten Gehülfen,
übernommen werden, so bliebe es der Negierung freigestellt,
die bereits bewilligten Wo Thlrn. auch dem ersten Gehülfen
als Gratification zn ertheilen, was die Regierung bis jetzt
nickt thun konnte, weil die Bewilligung eben ausdrücklich
dahin geht, sie für den zweiten Gehülfen zu verausgaben.
Nun wird bei der >tgl. Regierung die Sache fo gehandhabc,
daß mau einem Assessor bei der Regiermig diesen Zuschußvon
!.'l><»Thlr. ^nznwendenstickt. Dieser wird nominell als zweiter
behülfe bei dem Arckiveangestellt, m der That aber ruhen die
Arbeiten immer in der Hand des Archivraths und des
ersten Gehülfen, nnd die ilgl. Negierung scheint in der That
nicht geneigt, auch wenn sich eine qualificirte Person für die
zweite Gehülfen Stelle nickn findet, nnd die Arbeiten nun
von dem ersten Gehülfen ausgeführt werden müssen, diesem
auch die >l„» Tblr». als Gratification zuznwenden. Es soll
nun eben der «gl. Regiernng die Möglichkeit gegeben wer¬
den, anck über diese 2<>l> Thlr. zu Gunsten des' vorhandenen
ersten Gehülfen disponiren zu können. Sie kann und darf nicht
anders disponiren, als für einen zweiten Gehülfen! Ick
follte also meinen, daß darin nichts Neues, nicht eine neue
Bewilligung von Geldern ausgesprochen sei, sondern nur
die Befugmß der K'gl. Regierung, auch in^ anderer Weise,
als bis setzt geschehen ist, über '
zu können.

über diese 200 Thlrn. dispomreu
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Abgeordneter v. d. Heydt Es scheint mir bedenk
lich, das) von Seiten des Landtages eine solche Aeußerung
gemacht werde. Die früheren Anträge sind auf bestimmte
Veranlassung der Regierung erfolgt. Wenn also Aende^
rungen getroffen werden sollen, so würden wir einen darauf
bezüglichen Antrag von der competenten Stelle zu erwarten
ha beil.

Marschall: Ich erlaube mir das mitzutheilen, was
mir von der Sache bekannt ist. Ich glanbe, daß nichts
erreicht werden wird, wenn es in die Befugnis; der Regie
rung gelegt wird, weil die Regierung lieber dem Assessor
die 2(»<> Thlr. belassen, als sie dem ersten behülfen zuweisen
wird. Die Sache liegt nämlich so:

Früher war ein anderer Archivar da, uud der jetzige
Archivar war der erste »behülfe. Dieser reichte allein nicht
aus. Da wurden von uns ^<»n Thlr. für einen (behülfen
bewilligt. Nachdem nun der andere Archivar abgetreten
und seine Stelle der damalige erste Gehülfe eingenommen
hat, so haben wir in ihm nnd dem jetzigen ersten Gehülfen
zwei llräfle, die vollständig ausreichen dürsten. Die Ansicht
der an der Spitze stehendeil Herren, namentlich die des
Herrn Geheimenrath vonLaneizolle geht dahin : daß, wenn sie
sagten, ein zweiter Gebülfe sei nicht nothwendig, so würden
ihnen die 2>») Thlr. gänzlich genommen werden. — Auf-
gäbe wäre es allerdings, den ersten Gehülfen besser zn stellen,
weil er es verdient. Was ist nnn zu macheil? Es ist dies
eine schwierige Frage. Die Regierung wird vorzugsweise
dem jetzt beschäftigten Assessor, der wenig zu thun hat,
trotzdem daß die Regierung behauptet, er sei sehr beschäftigt,
— die 20« Thlr. belasse,,. Ich weiß also uicht, wie es zu
machen ist, daß wir den zweiten Gehülfen entbehren können
und die ^Ud Thlr. dem Manne zuwenden, der sie verdient,
weil er mehr arbeiten kann. Wir wollen sie diesem nicht
entziehen, weil es eine Härte wäre.

Abgeordneter Brennst: Ich wollte dem, was Sie so
eben gehört haben, nock Folgendes hinzlifügen. Meines
Wissens hat die Königliche Regierung auf eine Eingabe des
ersten Gehülfen, ihm die ^m Thlr' zuzuwenden, weil er
factisch die Arbeiten des zweitenGehülfennlit ausführt, geant
wortct: „So sehr wir Ihre Verdienste um das Archiv an¬
erkennen, so sind wir doch durch einen Beschluß des Prou.'
Landtages gebunden, wonach die ,!»><> Thlr. nur einem
zweiten Gehülfen gegeben werden können." Wird nnn der
Regierung die Möglichkeit gegeben, demjenigen die 2<>l> Thlr.
als Grcitifieation zuzuwenden, der fie verdient, wie dies der
Herr Landtags Marschall so eben alisgesprochen hat, dann
würde der Einwand des Richttönnens, des Gebnndenseius
durch den Beschluß des Prouinzial-Lanotages nicht mehr ent¬
gegenstehen. Deßhalb meine ich, es würde der «Hache näher
getreten, wenn der Regierung die Befugnis; ertheilt wird,
über die 2W Thlr. zu Gunsten des ersten Gehülfen dis-
ponircn zu können. Ob es die Regierung thun wird, das
ist freilich eiue andere Frage.

Mtarschall: Es dürfte nun die Frage entstehen, ob
nicht die Sache noch einmal dnrch den Ausschuß gehen
müsse; ich glaube aber kaum, daß dies nothwendig ist, weil
ja der Ausschuß am Ende keine andere und bessere Aus¬
kunft bekommen kann, als dies durch die hier anwesenden
und mit der Sache bekannten Mitglieder geschiebt. Wir
tonne» der Regierung sagen, daß wir glauben, es sei zweck¬

mäßiger, einer jüngeren Maft die besser arbeitet, als der
angenommene Gehülfe, das Geld zn geben. Dann fiele
die Besorgnis, weg, die Herr v. Lancizollehegt, daß bei einem
bezüglichenAntrage ristirt werde, der Landtag werde seine
Subvention zurückziehen.

Wenn wir also nicht blos der ilönigl. Regierung an
heimgcben, sondern vielmehr den Wunsch cinSsprechen,daß
diese Zulage dein ersten Gehülfen gegeben werde, so kommen
wir dem, was Herr Vrcmig begebrt bat, bedeutend näher.

(Abg. Bremig ertlciet sich damit einverstanden.)

Verlangen Sie, daß die Tacke nochmals an den
Ausschuß zurückgehe?

lWird verneint.)
Dann können wir zur Abstimmung schreiten, und ich

frage: ^oll ein schreiben an die König!. Regierung
gerichtet werden, worin wir aussprechen, daß die 20(1
Thlr. fcrtgezahlt werden sollen, aber nicht euicm zweiten
Gehülfen, sondern dem ersten Gehülfen? Diejenigen,
welche dafür sind, bitte ich, sich zn erheben.

«Geschieht.)
Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Referent Abgeordneter Oi-. Noestgerath verliest
den Bericht des lX. Ausschusses, betreffend deu beantragten
Zuschuß ans der Prouiuzial'.öülfstasse von 60») Thlr nnd
resp. WO Thlr. für die Fortsetzung des Mittelrheinischen Ur<
knndcnbnchcs. Der Ausschuß stellt schließlich den Antrag:

Der Landtag wolle die beiden fraglichen Bewilligungen
im Ganzen im Betrage von 7()<> Thlr. zur Veraus«
gabung ans den Fonds der Piovinzial-Hülfstcifse geneigtest
genehmigen.

Marsckall: Wird dagegen etwas erinnert?

(Pause.)
Dann bitte ich diejenigen, welche dagegen sind, sich

zu erheben.
(Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist angenommen.

Referent Abgeordneter Dr. Noeggerath verliest
den Bericht des VIII, Ausschusses, v'eiresfeud die Be¬
willigung eines Beitrages für die Restauration des Weyer-
Thors zu Zülpich. Der Ausschuß stellt dabei deu Antrag:

zu jenem Zweck die Hälfte der beantragten Summe,
also 375 Thlr., alsdann "aus dem genannten Fonds zu
zahlen, wenn von der Königl. Regierung das Attest bei¬
gebracht wird, daß die Restauration gesichert, und darauf
die ganze Summe von 7.50 Thlr. verwendet worden sei.

MarsckaU: Es fragt sich also, ob die ganze Summe
von 759 Thlr., oder, wie der Ausschuß beantragt, die
Hälfte, also 375 Thlr. bewilligt werden soll?

Referent Abgeordneter Dr. NoeMerath: Ich hebe
noch besonders hervor, daß der M'nist'cr diesen Weg an¬
gedeutet hat. Persönlich bin ich der Meinung, für die
Erhaltung dieses ausgezeichneten Monumentes nicht die
Hälfte, fondern die ganze Summe zu bewillige,!.
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Abgeordneter Sckroeder: Da der Ausschuß von der
Ansicht ausgegangen ist, das; in diesem Falle eine solch.'
Ausgabe gemacht werden könne, so glaube ich, daß mit
Rücksicht aus >in so hervorragendes Baudenkmal wir wohl
die ganze Summe bewillige» tonnen, wie ich hiermit
beantrage, Es ließe sich doch schwer rechtfertige», wenn
der Landtag bei so bedeutenden disponibel!! Mittel» sur
einen solchen Zweck nicht mehr bewilligen wollte. Ferner
kommt noch hinzu, daß die Stadt ^nlpich jetzt nicht in
der Vage ist, die ganze Snmme aufzubringen; sie mw> in
diesem Jahr noch zwei Schnlhäuser bauen, sodann hat sie
einen Beitrag znni Eisendahnbau auszubringen, so daß
aus der ganze» Sachewohl nichts werden wird, wenn nur die
Hälfte der Summe bewilligt würde, und wenn wir die
Bewilligung dauon abhängig machen, daß die ganze Summe
vorher uir Verwendung gelangt ist,

Abgeordneter Limbourss Ich wünsche, daß der
hohe Vauotag die volle vom Herrn Vorredner geforderte
Summe von 750 Thlr, bewillige: dadurch würde ich die
Berechtigung erlangen, in der nächste» Diät zu ähnlichen
und noch wichtigeren Zwecken »och weit höhere Summen zu
beanspruchen, denn anch im !>leg,-Bez. Trier leben wir
auf classischemBoden,

Abgeordneter von der Heydt: Ich habe mich schon
in dein Ausschusse dahiu ausgesprochen, daß es besser sei,
den Autrag abzulehnen, denn es sei zu erwarten, wenn
wir diesen Weg betreten, eine Ausnahme zn machen, daß
danach ähnliche Anträge an uns gelange». Es ist daher
besser, bei der bisherigen Praris zn verbleiben »»d die
Mittel der Prouinzial' Hülfskasse nur zu provinziellen
Zwecke» zu verwenden. Ich stimme also dafür, den ganzen
Antrag abzulehueu.

Abgeordneter Hckroeder: Meine Herren! Wenn wir
bei dem Vm schlage des geehrten Herrn Vorredners stehen
bleiben, dann werden wir nie in die Vage kommen, einen
Groschen für derartige Zwecke zn verwende», denn dann
würden wir immer sage» müssen, die Calamitä! muß
eine provinzielle sein, eine Uebcrschwcmmnng und dergl.
Provinzielle Zwecke sind solche, die der ganzen Provinz
oder einem große» Theile derselben nutzen; in der Be¬
ziehung stimme ich mit dem Hrn. von der Heydt überci»,
aber ich bin auch der Meinung, daß es angemessen ist,
ein so schönes Bandenlmal, wie das in Rcoe stehende,
zu erhalte». Was uü» die Bcmeriu.ig des Hr». Vimbourg
betrifft, so glaube ich nicht, daß der randtag steh für
gebunden erachte» wird durch diesen Beschluß in der Folge
stets zu bewilligen, sondern er wird in diese»,, wk in
jedem anderen Falle prüse», für welchen Zweck das Geld
verwendet werden soll.

Marschall: Der am weitesten gehende Antrag betrifft
die Bewilligung der ganzen Summe. Der Ausschuß schlägt
die Hälfte der Summe vor. Wir werden also ^zuerst über
die Bewilligung der ganzen Summe von 750 Thlr. abzu¬
stimmen haben', imd würde ich diejenigen Herren bitte»,
die dafür find, daß der Ztadl Zülpich zur Restauration
des Weyerthores 75t» Thlr. bewilligt werden, fich zu
erheben.

Minderheit,)
Der Antrag ist abgelehnt.
Ich bitte »uu diejenigen Herren aufzustehen, die dafür

sind, daß die Hälfte der ?um»!e, also N75 Thlr. bewilligt
werde»,

(Geschieht,!

Es ist die Minorität. Der Antrag ist abgelehnt,
und würde also der auf Ablehnung gestellte Antrag des
Herrn v. d. Heydt angenommen sein.

Ich ersuche den Herr» Refereuten, das Referat über
die Rechnungen der P'wvinzial - Hebammen - Vehr« Anstalt
zu Cöln vorzutragen.

Abg. Referent !>r. NoessheratN verliest das Re¬
ferat über die Rechnungen der Provinzial - Hebammen-
^eyr-Auslal! zu Eöln.

Der Verwaltnngs-Verichl der ProvinziU Hebammen-
Vchr-Anstalt für die Fahre l^«>^ und UN hal dein Aus.
fchuffe zu keinen besonderen '.Nemerknngen Veranlassung
gegeben,

Abgeordneter Nacken»: Ich erlaube mir folgende
factische Berichtigung zu machen. Räch dem Berichte des
Aussänisses ist es die .»lrmen-Verwaltnng zu Eöln welche
das Capital von Il!^«»t) ?hlr, bergegebeu haben foll,
damit die Anstalt erhalte» werde. Das ist aber keines--
Wegs der Fall, Die Arme» - Verwaltung hat vielmehr
jeden Veitrag abgelehnt. Es sind Verhandlungen mit
der Stadt Eöln gepflogen worden. F» Folge dessen hat
die ?tc>dtveroduelen-Veriammlnng den Beschluß gefaßt,
daß man zum Ankauf des Grundstück? der Anstalt l9H>(1
Thlr, zahle» soll. Das ist »u» geschehe» aus städtischen
Mittel»- dies wird der Vertrag/den der Herr Referent
angeführt hat, nachweist», indem derselbe von mir selbst
im Name» der Stadt und im Auftrage der Stadtuerord^
neteiiverfammliiiig abgeschloffe» wordc» ist.

lDer Referent gieb! dies zu.)

Abg. Oi-, Wurzer: Icb meine gehört zu haben,
daß es in, Referate heißt „im Inierefse des Landtags."
Es müßte wohl heißen: „im ^»tcresfe der Provinz" wäre
der Vertrag gemacht ordc».

iHeilerleit.!

Abg. Referent Dr. ?toeftsterath An den, Oe-
schlussc selbst ändert das wobl ni'chls,

Marschall: Tie Veränderung must wohl vorge¬
nommen werde». Wird sonst etwas erinnert?

(Pause.,

Demnach darf ich das Referat als erledigt betrachten.
Es kommt nun das zweite Referat, denselben Gegen¬

stand betreffend.

Abg. Referent t)r, Vtoeftfterath Es ist das der
Etat, wozu der Ausschuß keine' Bemcrlnngen z» machen
hat. Er wird nach dem Regulativ vom Oberpräsidenten
genehmigt. Bei den einzelnen Rechnuugen ist das genau
derselbe Fall.

Marsckall: Da nichts erinnert wird, ist auch diesem
Referat die Zustimmung ertheilt.
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Ich bitte nun den Frhru. u, Solenmcher-Orünhaus,
zwei Adressenzu verlesen,

Hbg, Referent Frhr. v. Solemacher-Grünhaus
verliest die Adresse, die Erhebung der Stadt Cleve zu
einer Servis Stadt l. Klasse betreffend.

Marschall: Ist etwas dagegen zn erinnern?
Es ist nicht der Fall. Die Adresse ist genehmigt.

Abg. Referent Frhr. v. Solemacher-Grünhaus:
Die zweite Adresse betrifft die aMhrlich vorkommenden
Petitionen um Abhülfe der drückenden Einquartieruugslast.

(Verliest dieselbe.)

Marschall: Auch diese Adresse ist genehmigt.

Die nächste Sitzung beraume ich auf morgen früh
10 Uhr an. In dieser Sitzung werden allerdings noch
einige sehr wichtige Angelegenheitenvorkommen, wie die
Petition des Abg. Bachem,die Reform derProvinzial-Anstalt
zu Siegburg; die Konigl. Proposition wegen der Grund¬
steuer; dann wegen des ^andwehr-Pfcrdegelderfonds; die
Verwendung wegen des Rordtanals; die Angelegenheit
von Orauweiler, soweit wir damit kommen und endlich
die noch erforderlichenWahlen.

Da das Protokoll über die gegenwärtige Sitzung
fertig ist, so bitte ich dessen Vorlrag noch zn hören.

Die Verlesung des Protokolls erfolgt durch den Hrn.
Schriftführer l^r. Leris, und findet dasselbe Genehmigung.

i Schluß der Zitzung l,^ Uhr.)

^
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,

Achte Sitzung
a iü ^ !), Qc't^l'ei- i 8<i4.

^ei«il,i,„g über o«, Bericht des !, Ausschusses,betr, dir Allerhöchste
Propositioii Nr, 1 wegen Feststellung und llntervcrtheilung der
Gruiidsleueihaupliumincu. — Berathnng über den Bericht bei
VI. Ansichusses, betreffend die Wahl einer Spczial^ Conuuifston
;ur Negutacktnug einer vollständigen Neorgnnifatiou oder Vcr!>
gung der Prouiiizial-Irreuheilanstalt ;u Siegburg. — Vcrathuug
über das Nefcrat oesselben Ausschusses,betr, dir au der Anstalt
zu Sicgburg nothwendigen Neubauten und Reparaturen — Vera-
lhung über den Bericht deß V. Ausschusses,betr, die Neorgani'
iation der Arinengcsctzgcbnng iu der Nheiupromuz, — Nachträgliche
Berathung über den bereits bei der Genera!> Debatte über die
linksrheinischenBczntsstraßen zur Sprache gelommenen Antrag,
betr. die Uebernahme der Slraßc rwn Stolberg nach Würjelen
auf den Be;irtestrllßcnionds. — Verathung über den Bericht des
VII. Ausschusses,betr, die Erhöhung des Varriercgcldc«für schwe¬
res Fuhrwerk ans Bc^irlsstraße». Beraihung über das Referat
desselben Ansschusscs, betr. die Streichung der dnrch größere
Städte führenden Straßcnstrecken uom Bcziilsstraßciietat. ^ Ne°
ferat dessctbcu Ausschitsses,betr die Bewilligung eines Zuschusses
uon 40l» Thlru. zur Instandsetzung einer Strecke auf der Cölu-
Trierer Nezirtsstraste. - (Äeiehättlichrs: Vcrlefnng und Geueh
migung uiehrrrer Adressen,— Wahl der ständifche'n Commission,
fuwic der auberordentli^ieü Uutcrsnchungs Conüuifsiou für die
Anstalt zu Ziegburg,

Der Marschal! eröffnet die Sitzung um w> , Uyr.
Das Protocoll der heutige» Sitzung fübrt der Abg.

">- Vexis,

Marscball: Wi'- begiimen zuerst mit der Vorlage,
°ttrcho„d die Festslelluug ilild Unterverlheiluug der Grund«
Neuer, Da der Bericht des !. Ausschussesgedruckt vorliegt,
und auch der Berathung iul Ausschüsseviele Mitglieder bei-
Vvohnt haben, fo würde es sich fragen, ob eiue allgemeine
^lsclisfiou gewünscht wird?

, Dies scheint nichl der Fall zn sein; dann lonnei: wir
gleich zur Berathung der einzelnen Paragraphen übergehen,
"Nd bei jedem Paragraphen würde ich schließlichdiejenigen
Herren, welche dagegen sind, bitten, sich zn erHeden.

Adg„ Referent Sckroeder: Der Ausschuß schlägt
l-4 unverändert55Ihnen uor, die Einleitung und die

^nzilnehuien, Sie lauten':
„Wir Wilhelm von Gocteü Gnaden.U'ünig von Pren

ßen «., verordnen aus Grnnd der ^. l) und l l des Ge-
fetzes vom ^l. Mai !«<N, detr. die anderweite Regelung
der Grundsteuer, ,ind im Perfolg des, Gesetzes vom W.
September l,^l>2, detr, die Aufhebung der Verordnung über
die periodischen Revisionen des l^rnndste,ler Katasters luden
Provinzen Rheinland und Westfalen vom ^>. October I«44,
in Abänderung der bezüglichenVvrschriften des Grundstener-
gesetzes vom 2!. Januar !Kü», nach Anhörung Unserer
getreuen Stände dieser Provinzen, was folgt:

^ach den Ergebnissen der stattgefnndenen Ermittelung
des Reinertrags der Liegenschaften wird die Grundsteuer Haupt-
snmnle gemäß 8- -'! des Gesetzes vom 2>, Mai !8<!l, betr.
die anderwcitc Regeluug der Gruudsteuel, festgestellt:

,,,. für die Provinz Westfalen auf......
!>„ für die Rheinprovinz auf........

Jede der beiden Provinzen hat die ihr hiernach zu¬
fallende Grnndsteuerhauptsnmme nach den Vorschriften dieser
Verordnung anfznbrmgen und dem Staate gegenüber mit
den durch das Gesetz festgestelltenEiuschräniuuge'uzu vertreten.

5. ^.

Die Verwaltung der den technischen Betrieb oes rheinisch-
westfälischen Gruüdsteuer Katasters betreffenden Angelegen¬
heiten bleibt auch in Zuluuft für beide Provinzen eine gc^
meinfchaftliche und lvirö unter der obern Leitung und nach
den Anordnungen des Finanzministers fortgeführt.

Zu dem Grundsteuer Deckuugsfouds tt'des Regieriings-
dezirks (^ ^ zu b. des Grundste,!ergesetzes uom 2l'. Januar
IeM1) ist vom !.Ia,inar I8<!5> ab'statt der seither gezahlten
I>2"„ nur > ^ 5,^ W^nndstener als Zuschlag zu"erheben.

Der Beitrag, welchen die Grundstenerpslichtigei' beider
Provinzen zn den kosten der Erhaltung des Grundsteuer-
Katasters, insbesondere der Erneuerung' der .^atasterlarten,
Flurbücher und Mutterrolleu, sowie der Berichtigung und
Vervollständigung der Parzellaruermessnngen zn leisten haben
G. 2 zn o des Grnndsteuergesetzes voni 2l.Ia,iuar l«^9),
wird ovm !. Januar !«<i5>'ab auf I "„ der Grundsteuer
festgestellt und fließt dem allgemeinen Katasterfonds zn,
welcher, wie seither, so auch künftig für beide Provinzen
gemeinschaftlichverwaltet wird,"

Marsckall: Ich ersuche diejenigen Herren, welche
gegell die Annahme der Einleitung nnd der z^. ! —4 siud,
sich zu -rh.-beu.

(Es erhebt sich Niemand.)

Sie sind angeuommen.

Abg. Referent Sckroeder: Die Aenderungen im 8-5
sind ans der Erwägung heruvrgcgangen, daß die Fassung
des Entwurfes eine Tautologie' enthalte; durch jeden Er¬
werb ist nämlich ein Eigenthu'mswechselselbstredend bedingt;
daher schlägt der Ausschuß vor, in der ?.Zeile „jenigen
und in der 8. und !». Zeile „in deren Eigenthums
Verhältniß ei» Wechsel eingetreten" zu streichen,
weil diese Worte überflüssig sind. Der tz. 5 lautet dem¬
nach also:

„Der Beitrag zu den durch die Fortschreibuug des Guter-
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Wechselsentstehenden Kosten t^. ^! zu ,1. des Grundsteuer
gesetzesvo,n ^1, Januar 1«^!H, wird, wie er bisher schon
geleistet ioordeu, auf den Betrag von <! Psg. für jede i,n
Kataster fortzuschreibendeParzelle festgestelltund ist von dein
Erwerber der Parzelle nach bewirkter Fortschreibung zu
entrichte,,,"

Marschall: Auch hier würde ich diejenigen Herren,
welche gegen den 5;, .'> uach dem Antrage des Ausschüsse?
sind/ bitten, sich zu erbebe»,

^Niemand erhebt sich,)
De ist angenommen.

Abg, Referent Tchroeder Im t>, ll, Zeile '> sino
zwischen „des - bei" cinzuschaiten senigen Reinertrags der¬
selben, der sich aus den"-, in Zeile K, „ermittelten" zu streik
chen, und statt dessen zn setzen „erfolgten", in Zeile I I das
Wort „Reinertrags" zu streichen, und statt dessen zu setzen
„Einschätznngeu „ach Knlturarten und «lassen ergieb!,"

Der i?, <i würde demnach also lauten:
„Die llnlervercheiluug der festgestellte,, Gruudsicuer

hanptsnmme» <^, 1, ans die einzelnen grnndstenerpflichiigen
Liegenschafteninnerhalb der einzelnen Gemeinden seder Pro
vinz erfolgt nach Verhältniß desjenigen Reinertrags derselben,
der sich ans den bei Ausführung destVesetz.esvom '.N.Mai
I^lN, beir, die anderweite Regelung der Grundsteuer uud
der dazu gehörige» Anweisung' für das Berfabren bei Er^
Mittelung des Rein Ertrages der Viegenschaften erfolgten
und in den Karten und Eiuschätzungsregisteru verzeichneten
Einschätzungen nach Kullurarten und «lassen ergiebt,"

Diese Fassung mußte dein ?. !^ gegeben iverden, weil
er in seiner ursprünglichen F-assuug eine Unrichtigkeitenthielt,
indem in den Eiuschätzuugsregistern nicb! die Reinerträge,
sondern nur die Tariftlassen eingetragen sind,

Marschall: Ich bitte diejenigen, ivelche dagegen sind,
sich zu erheben.

Der >-, li ift angenommen,

Abg, Referent Hchroeder Znul !;. / ist zn bemerken,
daß das letzte Alinea <i, welches lautet- „wegen vorgekom
mener Fehler bei den anfgesleillen Berechunngen" gestrichen
werden M. Der i;, 1 lautet demnach, wie folgt:

„Gegen das Ergebniß der Parzellar Einschätzung steht
den Grund Eigenthümern das Recht zur Erhebung vou Re
clcimatiouen zu

n,» wegen unrichtigen Amayes einzeluer l^riinostücke:
h>> wegen unrichtiger Augabe des Flächeninhalts derselbeni
c:) wege» »»richtiger Einschäyuug in die Klassen des Tarifs."

abgeordneter Limbourss : Ick bitte das Alinea >nli
ä. stehen zu lasse». Wenn Fehler bei den Berechnungen
vorgekommen sind, die den Vtenerpftichtigen zum 'Nachtheil
gereichen, ,'o iväre es nicht zu rechtfertigen, wenn diese des-
halb einen erhöhten ^teuerbetrag zahlen sollten. Daß solche
Berechuuugsfehler aber möglich sind, geht ans den Regie °
rnugsuorschlägeu selbst hervor, und ick weiß aus eigeuer Er
fahrnng, daß solche Fehler vorgekommen sind.

Abg. Referent Schroeder: Der Grund, aus welchem
der Ausschuß die Streichung dieses Alineas ,!. vorschlägt,
ist folgender. Die Berechnung der Reinerträge muß durch
die Kataslerbeamteu geschehen -, es ist das eine' sehr umfang¬
reiche und schwierige Arbeit; dieselbe ist noch nicht abge¬
schlossen,wie von den betreffenden Herren Fachmänuer» 'im

Ausschüsse versickert worden ist. Würde also diese Berech¬
nung stattfinde,, müsse», ebe das Reclamationsverfahreü
eingeleitet ist, so würde zunächst der Beginn des Reclama-
tionsverfahrens und der Abschluß des ganze» Abschätzung^
Werkes in die Ferne gerückt werden. Der zweite Grnud ist
der, daß die Reinerträge sich in Folge von begründet be
fnndenen Reclamationen ändern, z V. in Folge der Bcr<
setznng eines Grundstückes in eine andere Tar'ftlasse, und
daher glaubte die Eommiision zur Vermeidung der sonst für
die ttamsterbeamten erwachfendendoppelten Arbeit das Alinea
c! streichen zn müsse». Außerdem geschieht dadurch dem
Neckte der (Grundbesitzer kein Abdruck, weil im 5,:.'" gesagt
wird: Insofern jedoch »ach Beeudiguug des Reklamations
Verfahrens gegen die Parzellar Einschätzung in den anfge'
stellte» »e»e» Mutterrolleu Irrthümer ^n!>',i,. i>, « nud <>
eiltdeckt werde» ,ol!te», so bleibt deren Berichtigung vor
behalten. Berichtig,,»gen können also immer noch stattfinde,!
und ist der Weg, auf welchem dies geschehe»taun, gesetzlich
regulirt. Es ist souach kem »^ruud vorliaudeu, die I^ii. >i. ,,Re-
klamation wegen irrtbümlicker Berechnungen" stehen zu lassen.

<Abg. ^imbourg zieht in Folge dieser Vemertnng seine»
Antrag zurück,

Marschall: Wenn sonst nichts erinnen wird, so iß
der 5?. 'I nach der Fassung des Ausschusses augeuommeu.

Äbg. lieferen! Tcliroeder: (i» ^. " hat der Ans'
sckuß keine Veränderung vorgeschlagen. Derselbe lantet:

„Jede,» «ttrund Eigen! hümer ist ein Auszug aus dein
Einschätznngs'Negister, ivelcher die dem Ersteren gehörende»
Grundstücke mit Einschluß der grnndslenersreieu und der
unter eine» Morgen großen Hofräume und Hausgärte»
<i>, ! zn ,'l, nud'8. l des Gesetzes ooni '.'>, Äiai l,^<i!)
nachweist, durch den Bnrgerineisier lAinlmann) mit de,»
Eröffnen zuzustellei,, daß:

n> eine etwaige Neelamatiou biuileii vier Wochen pa'^
clusivischer Frist anzubringen sei',

l,) die «osten unbegrüudeler Reelamationen dem Recla-
manten zur ^asi fallen, und von demfelben im^ep
waltnngswege eingezogen werden ,oürden.

<^> die Gilterauszuge,' gleichviel ob eine Reclamation/,'.,
hoben sei oder nicht,»ach Ablauf der Reelamalionsfrw
dem Geineindevorstande unversehrt znrückzngebensei^^
widrigenfalls dieselben auf «oslen des «^ruudeig»'»
lbümers neu angefertigt werden würde».

Abgeordneter ^imbourg: Es hieß in dem 5. d, dak
jedem Grundeigenthümer ei» Auszug aus dem Einschätzung
register mitzutheilen sei. ^<b nun blos die Parzellen "^
zeichnet werden oder auch die «lassen, das ist nicht denlM
hier ausgedrückt. Ich möchte daher beantragen: in ^.
Zeile ^ hinter dein Worte „Grundstücke" einzuschalten- ,,»"'
der Klaffen."

Äbg. Referent Schroeder: Ick glanbe, wen» ""
Auszug aus dein Eiuschätziiugsregister mitgetheilt wird, !
ivird der Auszug auch die Tarifklasse» enthalten. We> .
der Auszug uicht mitgetheilt würde, fo müßte Jeder ^1
die Bürgermeisterei gehen, um zu sehen, in welche mc>"
die Grundstück eingetheilt sind,

Abgeordneter itimbourft: Die Worte „Auszug" u»
„Abschrift" haben verschiedene'Deutung. Um nun eine p^,
eifere Fassung ',,, ermöglichen, wänsche ich, daß gesagt wei" '
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,,Iedem Gr»,ideigenthüuier ist eme Abschrift ai,s den» Eiu-
!chätz»»gsregister'mitzutheile»."

Äbg, i)tefere»t Hchroeder: Es häugt dies znfamme»
>»il der Bezeichnung, die überhaupt bei Kataster Auszügen
gebräuchlich ist, Das, ivas aus deut Kataster mitgetheilt
'wird, n.'ird eben Auszug genamit: man bittet um einen
"Uszng aus dem Griindsteuer Kataster, welcher usuell deu
ganzen Inhalt der Mutterrolle ioiederzugeben bat,

Abgeordueter Verger Ich halte deu Borschlag
unter >-, für bedenklich uüd wünsche, daß derselbe gestrichen
werde, Da»» ivürde ich beantragen, daß über den richtigen
Empfang eine Bescheinigung ertbeilt werde, weil consiatirt .
werden iuuß, oaß der A»sz»g dem '^ruudeigenthiiiner über !
gebe» ist,

Abaeorbueler Vecfer Dieser Güterauszug, der den !
^rimdl'igeutbümeru mitgetbeil! ioird, enthält ebenso wie die !
Aüitlerrolle de» Namen der ^lur, der Parzelle, die Be
ucnuung der ^l»r
"e Klasse, Auf

abtheilimg, oeu Flächeninhalt nnd dann
>!>'Niud dieses Auszuges wird die Rolle

angefertig!, Wem, ein Herr Vorredner angibt, die Ans
züge tönnie» aus demselben Material angefertigt werden,
Woraus die l^üleranszüge gefertigt worden sind, so in das
^ebtig, cwer es erfordert eine bedeutende Mehrarbeit, Auf
^ruud dieser mitgetheilten Auszüge wird für die Mutter
l°lle ciue einfache'Abschrift gefertigt. Es würde nun eine
bedeutende Mehrarbeit erwachse», wem, die Gnterauszuge
°M Grundeigenthümern in den Handen belasten würden,
^s kommt aber noch hinzu, daß jeder Güterauszug nicht
s?nz vollständig ist, ioeil erst dann, wenn das Neelama
twnsverfahren ' beendig! ist, noä' umuckeS hineingetragen
Wird, ^ ' ''" "' '
Ui
3i

U'eistern zu erspare»

Abgeordneter Bersser: Ich ,ehe nicht em, >oarum
^e Rückgabe dieser Auszüge so uothiveudig sein soll, be
Ivnders auch, weil nicht zu erwarten ist, daß die Mehrzahl
^ zurückgebenwird, oder wenn dies geschieht, so sind sie in
"""» stch'v schlechten Zustande,

Abgeordneter Vecker: Ja, wollte darauf nur be
''Mm,' daß eiu großer Unterschied ist zwischenden Aus^
M«!, die den Hausbe'cher» mitgetheilt werden, nnd denen
lur die Bescher'der Liegenschaften, Es ist bekannt, daß es
^undeigenthümer gibt, die Hunderte von Parzellen besitzen,
^esttzer von .^nnderien von Häuserii würde es aber kaum
geben.

Weglassnng der
motioirt wor^Abgeordneter zii,«bourg: Die V.

. "-'Züge ist durch Herrn Berge'r vollständig i»»,,»».^^».>..
^"' Bon großer Wichtigkeit' erscheint es aber, daß der
^undeigenlhümcr ersehen kann, welcher Klasse die ihm ge-
senden Grundstücke angehöre».

Marschall: Gegen den tz. « sind zwei Einwände
rhoben. Ich vitte, zunächst bei der Debatte den Einwand
^ Herr» Abg, Limbourg, daß nämlich in der dritten Zeile

hinter dem Worte: „t^ruudstücke" die Worte eingeschaltet
werden sollen: ,,sowie deren Klassen" zn erörtern,

Abgeordneter Hores: Es ist dies stillschweigend
schon darin enthalten und muß auch darin enthalten sein.
Es scheint mir also überflüssig, wenn noch gesagt werden
soll, daß der Auszug die Klaffe enthalten soll.

Abgeordneter (3onhen Mir will scheinen, daß der
Ausdruck „Auszug" Alles enthält, was man nur wünschen
kann. Wenn es heißt, er bekommt eine» Auszug, so heißt
dies, er bekommt eine Abschrift der betreffendenPosition des
Einschätzungs Registers. Auf mehr kann man nicht An¬
spruch mache», der Auszug kann doch nichts Anderes ent¬
halten, als was eben in dem Einschätznugs Register enthalten
sein muß,

Abgeordneter Vleusch Es ist allerdings oorgelon^
men, daß die Klasse bei den Grundstücken „icht eingetragen
ist. Da ich diese» Mangel kennen gelernt habe, so bin ich
für den Antrag des Herrn ^imbourg.

Marsckall Es hat sick Niemand mehr über diesen
Gegenstand zu Wort gemeldet, wir könne» also darüber
die Discnssion schließen.

Das Amendement geht dahin: In dem l. Alinea des
8- 6 in oer dritten gedruckten Zeile hinter de» Worten
„gehörenden Grundstücke" die Worte „so wie deren Klasse"
einzuschalten. Ich bitte diejenigen Herren, die für diesen
Zusatz sind, sich zn erheben.

(Geschieht.)

Es ist entschieden die Minorität, der Zusatz ist ab
gelehnt.

Nun kommen wir zu dem Anstand, de» Herr Bergci
erhoben hat, daß nämlich der Absatz ^nd l. gestrichen lind
dafür gesetzt werde: „Ueber den richtigen Empfang ertheilt
der Grnnoeigenthümer eine Bescheinigung."

Abgeordneter Graf v. Nesselrode: Ich glaube,
daß es gänzlich»»erheblich ist, Empfangs-Bescheinigungen zu
ertheilen. Man muß doch zn den Behörden das Vertrauen
haben, daß sie die Termine notiren, durch die ^ocalblätter
deu Reclamationstenuin verkündigen und die Beendigung
derselben bekannt macheu werden. Der Antrag würde also
nur eine unnütze Schreiberei hervorrufen. Ich bitte also
den Paragraphen so beizubehalten, wie er von dem Nus>
schuß vorgeschlagen ist.

Abgeordneter Frhr. v, <?erde: Die Zustellung ist
zugleich die Insinuation, also ein Documenc darüber, daß
der Betreffende sie erhalten hat. Mehr braucht nicht gesagt
zn werden. Bei der Gebändesteuer heißt es auf der Zu¬
stellung „das Gebäude ist so und so eingeschätzt"und dar¬
unter steht der Insinuations-Vcrmert, welcher abgeschnitten
wird nnd als Beweis der geschehenen Zustellung für die
Behörde gilt. Dasselbe wird wohl mich bei Zustellung der
Auszüge aus der Grundsteuer Mutterrolle geschehen können.
Ich bin also der Ansicht, daß der Punkt «. im 8- 6 stehen
bleiben kann.

Abgeordneter Hores: Es ist schwierig, die Aus-
züge zurückerhalten zu köuueu; man bekommt sie bisweilen
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gar nicht, «der vielleicht sehr besckädigl zurück. Ick würde
also für den Borschlcn, des Herr» Berger stnnmen, daß
einfach eine Bescheinigung von den, Eigenthümer darüber
gegeben werde, daß'er'den Auszug erhalten habe. Die
Bescheinigung von dem Bürgermeister ausgehen zu lassen,
Hai Schwierigkeiten uud leicht dürften daraus noch weitere
Kosten erwachsen.

Abg. Referent Schroeder: Wenn ich den Antrag
des Herrn Berger richtig verstanden habe, so soll dadurch
die Rückgabe der GNtera'uszüge em für alle Mal ausgeschlos
seu werdeu; wenn also das Aniendement angenommen wird,
dann müßte auch Alinea I im tz. l5 in seiner Fassung uer
ändcrt werden, indem dieses mit dem t>. ^ zusainmeu'hängt.

Eiu Abgeordneter aus dem Slande der
Städte- Ich glaub«., daß der Autrag des Herrn Berger
um so mehr gerechtfertigt ist, und daß weun dir Behörde
jedem Einzelnen die Verpflicht,mg auferleg!, den ihm zu
geschickte» Auszug zurückzugeben und sie sich von ihm eine
Empfangsbescheinignng darüber geben läßt, sie ihm auch bei
der Ablieferung eine Empfangsbescheinigung ertheilen muß;
sonst tonnte es vortommeu, daß auf seine Kosten ein zweiter
Auszug angefertigt werden würde.

Abgeordneter Nerger: Ich glaube auch, daß im
8- l^. die Worte wegfallen müssen „und die Güter Aus¬
züge"

Marschall: Wenn Niemand welter das Wort
vcrlaugl, so würde ich die Diskussion schließen. Nach dein
Autrage des Herrn Berger würde die I.it. o, des tz. 8 zu
streichen sein; statt dessen würde es heißen: über den rich
tigeu Empfang dieses Auszuges ertheilt der Grnndeigew
thümcr eine Bescheinigung. Ich bitte diejenigen Herreu,
welche damii einverstanden sind, sick zu erbeben.'

(Geschieh!.)
Der Antrag ist angenommen.
Nun würde ich diejenige,! Herren, welche den Para¬

graphen 5 in der amendirten Weise annehmen wollen, sich
zu erbebe».

l Geschieht.!

Der tz. l- ist angenommen.

Abg. Referent Schroeder: Den 8- !», schlag! der
Ansschuß vor, in der gegebenenFassung beizubehalten. Der
selbe lauttt:

Gleichzeitig mit der Ausgabe der <>',üterauszügeist eine
Abschrift des Einschätzungs Registers nebst den betreffenden
Karten wahrend eines Zeilraumes uou mindestens 14 Tagen
zur Einsicht aller Betbeiligteu auf demjenigen Bürgermeisterei
(Amts) Bureau auszulegen, in welchem das'Gemeinde
falaster^Archiv aufbewahrt wird und, daß dies geschebe»,in

machen
jeder Gemeinde wiederhol! in ortsüblicher Weise belauitt zu

Marsckall: Ich bitte diejenigen, welche dagegen
sind, sich zu erhebe«.

Der 8. 9. ist angenommen.

Abg. Referent Schroeder: Beim tz. <>i. ist der
Ausschuß der Ansicht gewesen, daß die einzelnen Bestim¬

mungen unter i. und n. bleibe» luiinen-. zu >!>. sind nur
einige lleine Aenderungen oorgenomulen. l V. soll gauz ge
strichen werden. Die einzelnen Bestimmungen lauten:
„I. Einwendungen wegen nnrichligen Ansatzes einzelner

Grundstücke sind insbesondere zulässig:
!l) wenn in dein Güterauszuge steuerfreie Grundstücke

als steuerpflichtig eingetragen sind und umgesehn;
l>) wenn Grundstücke, welche wegen ihrer Benutzung

zn öffentlichen Ziveckeu ertraglos sind iß- 2. !i.
der Haupt ^Anweisung vom iil. Mai I>><!1), ein»
geschätzt und als ertragsfäbig iu den Auszug
übernommen worden find;

c) wenn Hanggärten, ,oelcke von der Gebäudesteuer
betroffen werden, desgleichen Hofräume nnier den
grnndstenerpftichtigenGrundstücken verzeichnetsind;

<i) wenn in den Güteranszügen Grundstücke aufgeführt
sind, welche dem ans dem Titelblatt verzeichneten
Eigenthümer nie!» gebore».

ll. Ausstellungen wegen unrichtiger Angabe des Flächen,
inhalts der in dem Güleransznge aufgeführten t^rund
stücke sind zulässig:

!>) wegen unrichtiger Uebernahme der in den Kataster-
mutterrollen angegebenen Flächeninhalte in die
Eiuschätzungsregister.

!') wegen »»richtiger Feslste»»»g des Flächeninhalts
der gegen die Uamstertarten »»d Mniterrollen
eiugelreteucn Berauderuugeu iu dem Bestände, be¬
ziehungsweise der Unigränznng der von der Grund¬
steuer tüüftig befreit bleibenden Viegeuschaftcn(8-
l. zn ->, und ^. l des (^ruudsteuergesetzes vom
,^I. Mai !«,!!);

c'> wegen unrichtiger Ermittelung des Flächeninhalts
der Grundstücke in der KatastermntterroUen selbst;

Bei Beurtheilung der Ricbtigteit der zn !>. nnd >'. ge¬
dachten Feststellung des Flächeninhalts sind diejenigen Be
stimuuingeu niaßgebend, welche für die Ausführung der dies'
fälligen Ardeile» erlasse» morde» sind."

Marschall: Ist dagegen etwas zn erinnern?
lHanse.»

Dann erkläre ick i>. ><>. l. nnd ll. für angenommen-

Abg. Referent Schroeder: Der Ausschnh schlägt zu
8. 10. tll. ->. vor, zwischen „der" und „Külturart" eiuzu'
schieben „zur Zert der Einschätzung vorhanden gewesene"',
von „sofern" bis zn Ende alles zu streiche», und statt dessen
zu sagen „spätere ^ultnrveräuderuuqen siuden leine Berück'
sichtigung"; so daß I.it. i>. lance» würde:
„!!!. Einwenduuaen wegen nnrickiiqer Einsäiätzniig sind z»"

lassig;
-<) >vege,i unrichtiger Aufnahme der zurzeit der Ei«'

schätzungvorhanden gewesenen «ulturart einzelncl
Grundstücke; spätere' Knltnrverändernngen finde»
feine Berücksichtigung."

Diese Fassung erschein! also corrccter nnd ans Bel-
idung von Mißverständnisse» bereckuei.Meldung

Marschall: Ick ^bitte diejenigen, sich zu erheb"»'
welche gegen die Fassung der I-.it. u. des 8- w, l!I. st"°

I^it. n. ist angenommen.
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Abg. Referent Sckrooder: 5 10 III. I^it. 1,., c. und ,l.
sollen unverändert bleiben. Sie lauten:

1>) „wegen unrichtiger Einschätzungin die Massen des Tarifs,
falls Reclamant für einzelne Grundstückeeine ab¬
weichende geringereBonität von der betreffenden Elast
sificationsmasse, oder aber behauptensollte, daß für
dieselben die von letzterer abweichendehöhere Bonitäts-
tlasfe nicht begründetsei;

o) wegen ungleichmäßiger Einschätzung einzelner Elassificc^
tionsmassen gegen andere speciellzu bezeichnende der
nämlichen Gemeinde -.

<1) wenn zwischenden in den Güterauszug übergegangenen
Angaben der Eiufchätzuugsregister und der Kätasterkartc
ein Widerspruchstattfindennnd als solcher nachziuveisen
sein sollte.
Zu Nummer l V". ist vorgeschlagen worden, dieselb e

ganz zu streichen, nnd zwar bernht dies ans der Streichung
M tz. ?^ welche genehmigtworden ist.

Marschall: Sind die Herren damit einver¬
standen ?

Der Antrag des Ausschussesist angenommen.

Referent Hchroeder: Als letztes Alinea ist der
Zusatz gemacht wurden:

„Jede Neelamation muß alle Neclamationsgründe
gleichzeitigenthalten."

Es scheint dies ein wesentlicherVerbesserungsvor-
lchlag zu sein, weil sonst bei den Grundbesitzern die
U'rthümlicheAnsicht auftauchen tonnte, daß für einen
icden Reelamationsgrund eine besondere Reelamation
Zugereicht werden niüsse, wodurch oas ganze Verfahren
"Ichwert würoe.

. Marschall Ich bitte diejenigen Herren aufzu¬
lohen, welche dagegen sind.

Der Vorschlag ist angenommen.

. Abg, Referent Sckroeder Zu ^. 11 ist ebeu-
Mls ein Amenoement gemacht, dahingehend, daß die
^ltgliedcr der Reclamations-Commission, welche durch
vie treisständische Vertretung geivählt werden, mu eine
-Person vermehrt iuerden sollen. Der §. 11 lautet demnach:

„Die Untersuchung der eingehenden Reclamationcn
"nd die Entscheidung darüber gebührt der für jeden
. ^ls zu bildenden Reclamations-Commission. Dieselbe
^'«ht unter dem Vorsitze eines hierzu von der Ne-
Mrung z» ernennenden Commissars ans sechs Mitgtie-
."'». von welchen vier von der treisständischen Vertre-
, .V gewählt, zwei aber auf den Vorschlag des Com-

"ars von der Regierung berufen werden.
^ ^'ür die Fälle einer dauernden Behinderung einzelner
gewählter Mitglieder der Reclamations-Commission sind
°n der kreisständifchenVertretung zugleich mindestens

zwei Erfatzmänncr zu ivähleu.
Die Beschlüsse der Commission werden nach Stim¬

menmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gibt die
^umme des Vorsitzenden den Ausschlag,
ali ^ ^ Vorsitzendeder Commission beruft deren Mit-
^eder und bestimmt den Gang der zu erledigenden

Abgeordneter iiimbourst: Ich möchte bitten, das
Rcclamationsvcrfahren den Genieinden zn üherwcisen
und nicht derKreis-Coimnission, denn wer ist im Stande,
die Verhältnisse besser zn tcnnen, als die Mitglieder der
Gemeinde selbst. Auf der anderen Seite glaube ich
auch, daß das Recht der kleinen Leute besser gewahrt
wird durch die Gemeiudc-Behördeuselbst, als durch die
Kreis-Commission, indem die Kreisstände größtcntheils
aus Vertretern des großen Grundbesitzesbestehen.Wenn
die Gemeinde-Vertretung das Recht hat, Klassensteuer
zu veranlagen, Einguartiernngslast auszuschreiben, sv
glaube ich, wird es auch hierfür keine bessere Vertretung
geben, nm Allen gerecht zu werdeu, als die Gemeinde-
Vertretung.

Abgeordneter l),-. Wurzer: Ich bin dafür, daß
die Gemeinde so selbstständigwie möglich verfährt, aber
es handelt sich hier bei dem Reelamations - Verfahren
nicht darum, wie die Gemeinde eingeschätzt ist, sondern
wie sie zum Kreise steht. Ich nuiß mich daher gegen
diesen Vorschlag anssprechen.

Cs würde also nothwendig sein, daß der ganze
Kreis berücksichtigtwird, um zu eutscheiden, ob das
Grundstücknach dem vorgeschriebenenTarif in der rich¬
tigen Art bonitirt ist. Aber ich möchte Sie noch auf
die praktische Ausführbarkeit aufmerksam machen. Denken
Sie sich, daß in der Gemeinde .> oder 4 Leute berufen
werden sollen, die ihres Nachbarn Grundstück noch ein¬
mal tariren sollen, und es soll nachgesehenwerde», ob
in der Gemeinde Jeder das Grundstück zu hoch, oder
ob er es hoch genug eingeschätzt hat. Ich glaube.
Diejenigen, die mit dem Gemeindewesenbekannt sind,
werden es für unmöglich halten, daß sich uuparteiische
Leute genug finden, die das ermitteln; wenn es aber
der Fall wäre, so wird es doch nur zu Haß uud Un¬
frieden iu der Gemeinde führen, wenn dies Leute be¬
urtheilen sollen, die Rachbarsleute sind. Wenn aber
wie bisher die Kccisstände, die Kreis-Commissionendies
übernehmen, so wird die Sache leicht auszuführeu seiu.
Ich zweifle nicht, daß entweder durch die Ernennung der
Regicruug oder durch die Wahl der Kreisstäude teilte
in diese Reclamations-Commissionkommen, die tüchtige
Leute siud und mit den ganzen Verhältnissen des Kreises
bekannt sind. Diesen Leuten wird es leicht sein, in dem
einzelnen Mlle über die gegebenen Unterschiede zu
urtheilen nnd das Reclaniatioiisverfahren in der kürze¬
sten Zeit durchzuführen. Aber durch die Gemeinde
selbst würde keine unparteiische Beurtheilung der Sach¬
lage zu erwarten sein

Abg. Referent Hchroeder Hieine Herren! Ich
trete den Ausführuugen des Herrn Dr. Wurzcr voll¬
ständig bei, und erlaube mir nur noch hinzuzufügen, daß
eine einheitliche Entscheidung was gewiß der allge¬
meine Wunsch ist ^ nur dann erreicht werden kann,
wenn Einheit der Personen, denen die Entscheidung ob¬
liegt, innerhalb der Kreise stattfindet. Bei Durchsicht
der eiuzclucu Bestimmungen des ii. werden Sie finden,
daß der größte Theil der Gründe,' auf welche hin recla-
mirt werden kann, auch in der Stube entschiedenwerden
kann. In diesen Fällen aber ist es gewiß besser und
förderlicher, wenn in den Händen einer einheitlichen
Commission die Entscheidung liegt. Andererseits muß
aber auch die Regierung eine Garantie dafür haben,
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daß die Eiitsckciduugenrichtig aussalleu; daher will sie
eine Commission, die unter der Aufsicht des Commissars
ihre Entscheiduugeu trifft. Wie nothwendig dies ist,
ergibt sich schon z. B. ans einer Betrachtung der Bestimmung
8nb ». gemäß welch« ein als steuerpflichtigeingeschätz¬
tes Grundstück, aus einem der gesetzlichen Gründe als
steuerfrei reclamirt werden kaun.

In diesen Fällen muß die Staatsregicruug eine
Garantie für eine dein Gesetze entsprechende Entscheidung
haben, da der Steuerbetrag eines zur Steuerfreiheit
berechtigten Gruudstückes von dem Kontingente abgeht.
Diese Garantie wäre nicht gegeben, weun iuuerhalb
jeder Gemeinde eine nicht c'ontrollirte Reclamations-
Commission bestände; nur dann ist diese Garantie vor¬
handen, wenn eine Commission für deu ganzen Kreis
besteht, die unter der Aufsicht eines von der Regierung
ernannten Commissars ihre Entscheidungen fällt, und in
die Männer gewählt sind, deren Kenntnisseuud Charakter
eine richtige und unparteiische Entscheidung sichert.

Wie schwer würde es sein, in jeder Gemeinde die
geeigneten Personen zu fiudeu, abgcfchen davon, daß in
den meisten Fällen, diejelbcn gewissermaßen Richter in
eigener Sache sein würden. In dieser Beziehung näm¬
lich mache ich daranf aufmerkfam, daß das Coiitingent
der Gemeinden durch deu Ausfall der Entscheidungen
über die Reclamationen sich nicht ändert; daher die
Steuer, die iu /wlge einer Neclamation dem einen
abgenommen, den übrigen Grundbesitzein der Gemeinde
auferlegt wird. Dies Motiv, welches Herr I)i'. Wurzerfchon
hervorgehobenhat, ist ein sehr wichtiges, da der Egoismus
bei der Entscheidung über Reclamationen innerhalb der
Gemeinde eine bedeutende Rolle spielen würde.

So ist es also viel besser, Männer zu wählen, die
der Sache fern stehen, uud dürften aus diesem Gesichts¬
punkte betrachtet, die Gründe die scheinbar für die Ent¬
scheidung der Reclamationen innerhalb einer jeden Ge¬
meinde durch eine besondere Commission sprechen, eher
dagegen sein.

Abgeordneter Berster: Dem Antrage, das Recla-
mations-Verfahren in die Hand der Gemeinde zu legcu,
kann ich mich anch nicht ansthließcn. Es muß eine Ein¬
heit vorhanden bleiben, uud diese wird mir vom Kreise
selbst erzielt. Ich sehe außerdem die Nothwendigkeit
nicht ein, daß die Regierung bei Ernennung der Mit¬
glieder concurrire. Die Regierung hat ihrerseits kein
eigentliches Interesse für diese Reclamationen. Das
Interesse ist vielmehr bloß in der Gemeinde felbst vor¬
handen. Ich würde daher beantragen, dies zu streichen,
und die Wahl der kreisständischen ' Vertretung allein zu
überlassen.

Abgeordneter Schult: Ich schließe mich dem von
dem Herrn Vorredner und dem vou Herrn U'r. Wurzer
Angeführten vollständig an. Es fehlt jedenfalls in der
Gemeinde an der gehörigen Unparteilichkeit, um mit
Sicherheit auf das Vorhcmdcuseinvon Männern rechnen
zu tonnen, die die Grundstückedes Andern tarircn sollen.
Denn, wie ganz richtig erwähnt wurde, iu solchenDin¬
gen wird immer dem Einen gegeben, was dem Andern
genommen wird.

Abg. Referent Schroeder: Auf die letzte Be¬
merkung des Herrn Berger erlaube ich mir zu erwidern,

daß die Regierung allerdings tciu besonderes Interesse
bei der Cntscheidnng der Reclamationen hat, da die
Grundsteuer - Hauptsimimeu durch dic Cutscheiduugüber
die Reclamationen sich nicht mehr ändern. Ich glaube
aber, daß es im Interesse der Reclamnnteu liegt, der
Staatsregieruug nicht alle» Einfluß bei Entscheidung
der Reclamationen zu eutziehen, da, wie ich schon die
Ehre hatte, auszuführeu, ihre Einwirkung dazu angethan
ist, eine richtige Entscheidung im betreffende» Mlle her¬
beizuführen. Auch wird die Staatsregicruug daraus
bedacht sein, dnrcb Zuordnung technischer Beamten in die
Commissioneneine Erleicbtcrünq nnd Vereinfachung des
Verfahrens zu erzieleu.

Es betrifft das besonders die Fälle, in welchen z.
V. wegen nurichtiger Augabe des Flücheninhalts recla¬
mirt wird, wobei es zur Entscheidung auf technische Er-
mitteluugcu ankommt, die sofort geschehen tonnen, wenn
sachkundigeMitglieder in den Commissionen sind. So
glanbe ich also, wird ein nicht uubedeuteudes Gewicht
darauf zu legeu fein, einen Einfluß der Regieruug im
Reclamatiousverfahreu zu gestatte».

Marschall: Die Discussion ist geschlossen, da
sich Niemand mehr zum Worte meldet. '

Wir komme» zuerst zur Abstimmung über den An¬
trag des HerruLimbourg: daß die Commissiougewählt
werde nicht aus dem Kreise, souder» der Gemeinde über¬
tragen werden solle. Ich bitte diejenigen Herren, die
dafür siud, sich zu erheben.

(Geschieht.)
Es ist die Minorität, er ist abgelehnt.

Ein anderer Antrag des Herrn Berger geht dahin:
daß in der Commissionkeine Person sein soll, dic von
der Regierung gewäblt wird. Ich bitte diejenigenZerren,
die dafür sind, sich zu erheben.

(Geschieht.)
Auch dieser Nutrag ist abgelehnt.

Nun werden wir darüber abzustimmen haben: ob
die Fassung, wie sie Ihnen der Ausschuß vorschlägt,
cmger.ommeu wird. Ich bitte Diejenigen, die dagegen
sind, sich zu erhebe».

(Geschieht.)
Es ist angenommen.

Abg. Referent Schroeder: tz. I I Alinea 2, und
ebenso :!, 4 und 5> des Paragraphen ichlägt Ihnen der Aus'
schuß iu der Fassung des Entwurfs vor. Sie lauten:

„Für die Fälle einer dauernden Behinderung einzelner
gewählter Mitglieder der Reclamations. Commissionsind
uon der kreisstäudischeuVertretung zugleich mindestenszw"
Ersatzmännerzu wählen.

Die Beschlüsseder Commissionwerden nach Stimmen¬
mehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheitgibt die Stimme
des Vorsitzenden den Ausschlag.

Der Vorsitzende der Commission beruft deren Mitglieder
und bestimmtden Gang der zu erledigenden Geschäfte.

Die Commissionselbst ist ohne Rücksichtauf die Zahl
der erschiene»«! Mitglieder beschlußfähig."
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Marschall: Ich bitte diejenige,,, die dagegen sind,
sich zu erheben.

Der Ansschußantrag ist angenommen.
Wir kommen zn 5. 12.

Abg. Referent Schroeder Znm i,. 12 schlägt der
Ausschuß vor, in Zeile ."> nnd ll die Worte „nnd anf vor-
gekommene Berrchnuugsfehler" zu streichen. Es bangt dies
zusammen mir der Streichung von I V zu 5. 10, ^cachdem
dieses weggefallen, muß dieser Passus auch fallen, 5, 12
soll also lauten:

„Sobald sämmtliche Neclamationen oorliegen, sind alle
diejenigen, welche sich auf den „«richtige,, Ausatz einzelner
Grundstücke ^. X» zn i.), auf dir unrichtige Angabe der
Flächeninhalte »5. ll»zu l!.> beziehen, übersichtlich zusammen¬
zustellen uud mit den erforderlichenllnterlagen der Kataster
mspection vorzulegen, u,n sie einer nähere» Prüfung zu
uuterwerfeu nnd, soweit sie als begründe, anzuerkennen sind,
deren Erledigung herbeizuführen, soweit sie aber „„begründet
erschauen, die zur Beurtheilung derselbenerforderliche,,Unter¬
lagen zn beschaffen, beziehungsweise die nähere Anstiinft
darüber zu ertheile,,,"

Marschall: ^ch bitte diejenigen, sich z» erheben, die
cs „icht aunehmeu wollen,

^!Geschieht,<
Es ist angenommen.

Neferent: Der 5, >3 ,oird Ihnen 00m Ansschussein
der Fassung der Negierunqs Vorlage znr Annahnie enipfohlen.
Derselbe soll lauten:

„Behufs Untersuchung der gegen die Einschätzung erho
denen Neclamationen (5. U» zu lU.) werde» in jedem «reise
durch die ReclamationsEommission selbst besondere Necla-
matiousbezirte gebildet, innerhalb deren je zwei Mitglieder
der Commission als Reclamations Deputation die Unter
suchuug der Necla,„atio„e„ zu bewirten und über den Befund
ein Gutachten abzugeben babeu.

Auf Gruud der einzuziehenden t^ntachten der Kataster-
mspection i^. I2< nnd der Neclamatious Deputationen,
Eventuell der oou den letztereu weiter «„zustellenden Unter¬
suchung uud Erörterung entscheidet die Eommission über die
angegangene,! Nrclamaliouru,

liegen die getroffene Entscheidung ist ein weiteres
Nechtsmittel uicbt' zulässig: jedoch steht es den, Neclamauteu
binnen einer präclusioischeu Frist oou zelm Tage» „ach Cm
pfang der Entscheidung frei, offenoare Unrichtigtriteu oder
Irrthümer iu derselben der Eommission nachzuweisen, in
welchem Falle die letztere eine nochmalige Prüfung der Re¬
klamation vorzunehmen „nd anderweitig darüber z„ e„t
scheiden hat.

In der Entscheidung ist zugleich festzusetzen, ob und
w wir weit der Rrclamaiit dir kosten der Rrclamation zu
nagen hat."

, Marschall: Ich bitte diejenigen, sich zu erheoen, dir
den t;. i:>, ,,^chs annehmen wollrn.

(Geschieht.)
Der «>. 13 ist angenommen.

Abg. Referent Sckroeder: Als 5. 14 wird eine
tl"nz nei'ie Fassung vorgeschlagen. Es sollen nämlich die
^ommissionsmitglieder' nach der neuen Fafsung auch in

den Fällen Tagrgrldrr erhalt », >oo sie leine Reisekostenzu
berechnen haben, also wo sie am Wohnorte Geschäftezu bc-
forgeu habe». Die Höhe wird norniirt nach den, «osten-
regnlatio 00m 2'». April I«',ll.

Der ^. 1^ lautet also:
„Dir Eommissionsmitglieder erhalten Tagegelder, resp.

Reisekosten, dirHöhr drrsrlbeu wird „ormirt nach den, Kosten-
regulativ von, 2-'). April 1,^:u!,"

Marschall: Wird Etwas dagegen erinnert?
(Pause.)

^. l 1 ist augeuouimen,

Abg, Nefrrrnt Hchroeder Zn <§. i.'> schlägt der
Ausschuß vor, Alinea I „,,d 2 beizubehalte», das 3. AIi„ea,
beginnend mit dem Worte „von" nnd schließend mit „be¬
wirten" ganz zn streichen. Der Ausschuß ging uämlich von
der Ansicht ans, daß es zweckmäßiger erscheine, die Hebung
ans Grnnd der neuen Eiuschmmug, wie in allen Gemeinden
der Provinz, gleichmäßig eintreten zu lassen, nicht aber nach
drr Bestimmung des Entwurfes.

sodann schlägt der Ausschuß zu H. ! «i vor, den zweiten
Satz, beginnend mit „für diejenige!," nnd schlirßrnd mit den
Worten „sein wird" zu streiche», und statt dessen zn sagen:
„sobald das neue Kataster fertig ist."

Drr Ausschuß glaubtr, daß dirsrBeräuderuug eiue volle
Berechtigung habe anfgrnommr,, zu werde», da bei Hebnngen
drr Grimdstener-Vummen nach Vertheilnng anf die einzelnen
Gemeinden anf (^rnnd des allen Katasters nothwendiger
Weise Härten entstehen müßten, indem die nrnrn Ein¬
schätzungenwesentlich von denen des bisherigen Katasters ab¬
weichen, sonach die Fälle nicht selten sein werden, in welcher
ein Grundbesitzer wesentlich weniger uud audrrr rrhrblich
mehr bczahlrn wrrdrn, als ihnen' nach den Rrsultatri, drr
neuen Einschätzung gebührt. Es ist daher riur Ausglrichung
nvthwrndig, Drr Änsschnß schlägt Ihnen „im durch die
dem 5. gegebrnr Fassung rinr Ausgleichung dirsrr Mißvrr-
hältnissr und gleichzeitig die Art ui,d Weise ovr, in welcher
dieselbe am zweckmäßigsten zn bewirte,, ist. Es müssen
selbstredend zn diesen, Zwecke vorher Ermittelungen statt¬
finden, und Listen angefertigl werden. Diese sollen vvn
den Bürgermeistern abgefaßt werden, Dieselben wrrdrn für
executorijch rrtlarl nnd der ^taats^Stener Empfänger wird
beanftragt, hiernach die Ausgleichungen vorznneh,nen.

In, H. 15 niüssen iu Folge des augeuommeueu Amen»
deinrnts zu tz. « dir Worte „und die Güterauszüge" weg¬
fallen. Ferner schlagt der Ausschuß die Streichung des 3.
Alineas vor; so daß der 5. 1-"» »uu lauleu würde:

Die künftighin als Flurbücher dienenden Abschriftender
Einschätzungsregister <5. !>> sind nach den Entschridnnge»
drr Rrclanialionsconimission, brzirhnugswrisr dru Ergrbnissei,
der durch die Katasterinspection angestellten Untersuchung
<!?. 12) zn berichtigen nnd durch die'Nachtragung aller seit
Anfertigung der ' Einschätzuugsregister stattgehabten Fort¬
schreibungenzu vrrvollstäudigrn.

Auf Grnnd drr solchergestalt brrichtigtru Eiuschätznugs-
rrgistcr sind dir nrnrn Flurbücher nnd Mnttrrrollrn der ein¬
zelnen Gemeinden jedes Kreises nach und nach in der zu
bestimmendenReihenfolge aufzustellen und von der Regierung
zu bestätige,,.

Abg. Becker: Ich glaube, meine Herren, daß, nach¬
dem Sie den Passus im H. « verändert haben, ^.e auch

6»
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das 2. Aliuea des ^. 15» ganz streichen müssen, das ist eine
nothwendige Folge davon. Die Güter Auszüge eristiren
nicht mehr, alsu könneil auch die Flurbücher und Mutter-
rollcn danach nicht mehr angefertigt werden; daher ist das
ganze Alinea 2 überflüssig.

Abg. Referent Hchroeder Ich glaube, daß der Herr
Vorredner insofern recht hat, als auch im 2. Alinea „und
Güterauszüge" gestrichen werden muß; aber das ganze
Alinea zu streichen, würde zu weit geben, denn ans Grund
der in Gcmäßheit des Reclamationsoerfahrens berichtigten
Einschätznngsregister muß die Mntterrrolle angelegt werden.
Wollen wir aber die Reclcnuantcn sichern, daß die berich¬
tigten Einschätzuugsregister dabei zu Grunde gelegt werden,
so müssen wir das Alinea 2 beibehalten, uud biu ich des¬
halb der Ansicht, daß dasselbe nicht gestrichen werden darf.

Abgeordneter Vecler Das Eiuschätzuugsregister ent¬
hält weiter nichts, als die Massen und die Reinerträge. Die
Guterausziige enthalten Alles vollständig, was die neue
Mutterrolle enthalten soll; auf Grund der Eiuschätzuugs-
registcr ist es unmöglich, Flurbücher uud Mutterrollen an¬
zufertigen. Deshalb ist das 2. Aliuea gauz zu streichen,
oder ihm eine andere Fassnng zu geben.

Abg. Referent Hchroeder: Ich bitte zu beachte»,
daß es im 2. Alinea heißt: „Ans («rund der solchergestalt
berichtigten Einschätznngsregister sind die neuen Flurbücher
und Mutterollen anfznstell'en." Der tz. soll daher weiter
uichts besage», als daß bei Anfertigung der neuen Mutter¬
rollen die berichtigten Einschätzungsregisicr zu Gründe ge^
legt werden sollen. Wir dürfen uichl überscheu, daß die
Berichtigungen, die in Folge der Reelamatiouen erfolgt sind,
nnn in die Einschätznngsregister eiugetrageu und aus diesen
iu die Mutterrolleu übertragen werde!, tonnen, deshalb müssen
wir bei der Streichung der Worte „uud Güterauszüge"
stehen bleiben.

Abgeordneter Iores spricht gleichfalls für den Wegfall
der Worte „und die tt'üterauszüge",

Abgeordneter Vecrer Wenn Sie damit ^geu wollen,
daß ans Gründ der berichtigten Einschätzlmgsregisler auchdie
bereits uorhaudcueu Flurbücher uud Mutterrollen sollen am
gefertigt werden, dann würde doch zu setzen sein, daß das
Flurbuch und die Mutterrollen danach zu berichtige» seien.
Eine A»fertig»»g danach ist unmöglich, weil darin die er¬
forderlichen Angaben fehle», eine Berichtigung tann nur er-
folge» n»d zwar anf Grund der berichtigte» Einschätzung^
register.

Abg. Refereilt Hchroeder: Der Schwerpunkt dieses
Alinea liegt allein in den Worten: „anf Grund der solcher¬
gestalt berichtigte n Einschätzungsregister.

Abgeordneter l^r. Wurzer: Ich stelle den Antrag,
den Passus so stehen zn lassen, wie der Ausschuß ihu vor
gefchlagen hat. Es bleibt ganz dasselbe, ob der Wortlaut
auch etwas verändert wird.

Abgeordneter Iores: Rack meiner Meinung würde
es eine richtige Folgerung sei», we»» wir hier wie in tz. 8
das Wort „Guterausziige" wegließen.

Marschall: So viel ich aus den verschiedenen
Meinungen entnehme, ist ein weiterer Autrag nicht vor¬
handen, als im ersten wie im zweiten Alinea des tz- 15
das Wort „Outerauszüge" zu streichen.

Diejenigen Herren, die sich dafür aussprechen, daß
das Wort „Guterausziige" gestrichen werde, wollen sich
erheben

(Geschieht.)

Es ist die Majorität.
Dann soll nach dem Antrage des Ausschusses das

letzte Alinea des 8. 15 gestrichen werden.
(Die Majorität entscheidet sich bei der Abstimmu»g

für Wegfall des letzten Alinea.)
Der ß. 15 ist mit Streichung des Wortes „Guter¬

ausziige" und des letzten Aliuea nach dem Vorschlage des
Ausschusses angenommen.

Abg, Referent Schroeder: Zu H. 16 hat der Aus¬
schuß folgende Aenderung vorgeschlagen:

ß. 16. Der zweite Satz, beginnend mit „für die¬
jenigen" und schließend mit den Worten „sein wird" ist
zu streichen und statt dessen zu sageu:

„Sobald das neue Kataster einer Gemei»dc fertig und
die Grundsteuer auf die einzeluen Besitzungen in der
Heberolle vertheilt ist, wird die Ausgleichung unter
den Beschern für das Jahr 1865, beziehungsweise für
diejenigen^ Jahre, i» welche,» vom 1. Januar 1865
ab die Steuer» »och nach Verhältniß des bisherigen
Katllstral°Reiuertragcs erhoben worden ist, bewirkt.

Zu diesem Behufe werden Rachwcifuuqeu der an
einzelne Besitzer .^i erstattenden und der von de» andern
nachzuzahlenden Belräge durch die Bürgermeister auf¬
gestellt, von den Gemeiude - Vertretungen geprüft, von
der Regieruiig für exemtorisch erklärt und durch die
Steuerklasse ausgeführt."

Der ganze tz. 16 würde demnach lauten:
„Bis zur Beendigung des Reclamatiousuerfahreus

gegen die Parzellarciuschälmnq nnd der Vollendung der
neuen Mutterrolleu (tz. 15» erfolgt die Nntervertbeilung
der Gemeindegrnndslnier - Hauptsnünne aus die einzelnen
steuerpflichtigen Liegenschaften,vom 1. Januar 1865 ad
nach den Unterlagen des bestehenden Grundsteuertatasters
der beiden westlichen Provinzen mit der Maßgabe, daß
d,c bisherigen Mutterrolleu, beziehungsweise biruudsteuer-
Heberollen, durch Änsscheionng der Kalcislralerträge von
den nach den Vorschriften des Grundsteuergesetzes
vom ^1. Mai 1861 der Grundsteuer tunftighiii nicht
unteruegeudeu Grundstücke» berichtigt werden Sobald
das nene Kataster einer Gemeinde fertig uud di. Grund¬
steuer nach dem wirtlichen Nei»ertrage auf die einzelnen
Besitzungen in der Heberolle vertheilt ist, wird die Aus'
glelchuug unter den Besitzern für das Jahr 1865, be¬
ziehungsweise für diejenigen Jahre, in welchen von dem
1. Januar 1865> ab die Steuer noch nach Verhältniß des
bisherigen Katastral - Nein - Ertrags erhoben worden ist,bewirkt.

Zu diefem Behufe werden Nachweisungen der au ein¬
zelne Besitzer zu erstattenden und der von de» andern
nachzuzahlenden Beträge durch die Bürgermeister aufge¬
stellt, von den Gemeiude - Vertretungen geprüft, von der
Regierung für crecutorisch erklärt und durch die Steuer'
Kasse ausgeführt."
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In welchen Gemeinden hiernach zu verfahren ist,
hat der General - Director des Katasters zu bestimmen.

Marsckall: Es würde sich auch hier fragen, ob
gegen die vorgeschlagene Fassung etwas zu erinnern ist?

(Pause.)

Das ist nicht der Fall. Der ß. 16 ist nach dem
-Vorschlage des Ausschusses angenommen.

Abg. Referent Schroeder: Zu §. 1? hat der Aus'
lchuß tciue Veränderung beantragt.

Derselbe lautet:
„Mit der Fertigstellung der neueil Mittlerrollen ist

die im tz. 26. des Grundsteuergcsetzes für die beiden West-
Uchen Provinzen vom 2t. Januar 1839 vorbehaltene
Revision der Katastral-Abschätzung der cultivirtcn Grund¬
stücke als ausgeführt uud beendigt anzusehen. Dagegen
'st die bereits begonnene geometrischeRevision durch Aus¬
führung der für' nothwendig erachteten und ferner für
nothwendig zu erachtenden Neumcssungscirbeiten fortzu¬
setzen und zn beenden.

Die zur Eintragung der Einschätzuugsresultate ge¬
brauchten, in den Archiven der Gemeinden aufbewahrten
Copicen der Katasterfluricirten sind als Nbschätzungs-Do¬
kumente zu den Archiven der Kataster-Inspectionen nach
u»d nach einzuziehen und durch neue Copieen der bei
letzteren beruhenden Originalkarten, nachdem dieselben auf
die Gegenwart berichtigt worden, zu ersetzen."

, Marsckall: Da nichts gegen den tz- t7 erinnert
wird, crckäre ich diesen Z, für angenommen.

.. Abg. Referent Hcliroeder: Zn S. 18 hat der Aus¬
schuß beantragt:
. Zeile 1 die Worte „dnrch die vorstehenden Ge-
mnimnnqen ^8 6—l6)' zu streichen, ebenso Zeile 3 das
^o« „einschließlich" uud statt dessen zn sagen: „werden
^mäß ^. »z des Grundgesetzes vom 21. Mai 1861 auf¬
gebracht: die übrigen Kosten."

Der ß. 18 würde demnach lauten:
»Die Kosten der angeordneten Parzcllar-Einschatzung

werden gemäß §. 6 des Grundsteuergesetzcs vom 21 Mai
7s ,1 aufgebracht; die übrigen Kosten der zur Unterver-
lheili,ng der Gemeindegrundsteuer-Hauptsummen crforder-
nchen Arbeiten, inglcichen der Erneuerung der Karten«
lop'eeu für die Gemeinde - Archive, der Berichtigung der
"nginaltarten auf die Gegenwart und der Nenmessungs'
""'Veiten sind, soweit sie nicht nach tz. 8 zu >». den Nec-
'awanteu zur Last fallen, auf den im tz. 4 dieser Verordnung
fZeichneten, nöthigenfalls durch zeitweilige Erhöhung des
^gestellten Zuschlags zu verstärkenden Fonds zur Erhalt
"">g des Katasters zu übernehmen."

Marsckall: Ist etwas dagegen zu erinnern?

(Pause.)

^. Diejenigen Herreu, die den tz. 18 iu der vorgelesenen
"^sstiug annehmen wollen, wollen sich erheben.

(Geschieht.)

Der tz. i« ist angenommen.

Abg. Referent Schroeder: Zu den s§. 19, 20
und 21 sind ieine Aenderungen beantragt, (Siehe Verb.
Seite 161 -1«>2).

Marschall: Findet sich gegen die W. 19, 20 und
21 etwas zu erinnern?

(Pause.)

Es hat Niemand das Wort verlangt, die §§. 19,
20 und 21 sind angenommen.

Jetzt würde über das ganze Gesetz abzustimmen sein.
Ich bitte diejenigen, die das ganze Gesetz, wie es

amendirt worden ist, annehmen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht.)

Das gauze Gesetz ist angenommen.
Wir können nnn die Adresse über den eben berathenen

Gegenstand hören.
Der Referent Schroeder trägt diese Ndresse »or

und wird dieselbe genehmigt.

Marsckall: Ich bitte nunmehr Herrn 1),-. Riegel,
das Referat in Betreff Sicgburgs zu erstatten.

Abgeordneter Referent Dr. Rieael verliest das
Referat des VI. Ausschusses, betreffend dir Wahl
einer Speeial - Commission zur Begutachtung der Volt,
ständigen Restauration oder Verlegung der Prouinzial-
Irrcn-Anstalt von ^ieqburq, event. Errichtung mehrerer
rheinischen Proviuzial-Irren-Nnstalten.

Meine Herren! Es liegt gleichzeitig ein Bericht
(S. Verhdl. S. 2?',—80) der Verwaltungs-Commission
vor; nnd da in diesem Berichte der Standpunkt, den
die betreffende Commission einzunehmen hat, etwas scharf
markirt ist, so erlaube ich mir, auch diesen Bericht der
hohen Versammlung vorzulesen. (Vergl. Verhandl. S.
280^81.) ''

(Geschieht.)

Gleichzeitig ist ein Promemoria des Herrn Geb,-
Nath Nasse (Verhdl. S. 281-2!»?) beigefügt worden,
nnd da dasselbe den Mitgliedern der Versammlung im
Druck vorliegt, so erlaube ich mir kurz auf einzelne
wesentliche Momente anfmertfam zu machen. Es gebt
ans dem Promemoria heruvr, daß die Anstalt an zwei
wesentlichen Gebrechen leidet.

(Unterbrechung.)

Abgeordneter Grafv.Tpee: Dieses Promemoria
befindet sich in den Händen der einzelnen Mitglieder;
es wird daher Wohl nicht nöthig sein, darauf noch zu¬
rückzukommen.

Marschall: Ich glanbtc, daß Sie in die Dis-
cnssivn eingehen wollen, ob Überhaupt diese durchgreifen¬
den Veränderungen gemacht werden folleu, und ob Sie
jetzt schon zur Anbahnung derselben die nöthigen Fonds
bewilligen wollen. Der Ausfchuß schlägt vvr, den Weg
der Information einznfchlagen über diese Frage, die
beim nächsten Landtage näher an uns herantreten wird,
nnd zwar soll nicht eine Commission neben unserer jetzi¬
gen Commission, sondern gleichsam ein Ausschuß zur
Verstärkung der jetzigen Commission gewählt werden.
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Sie sehen aus dein Schreiben des Herrn Negiernngs-
Commissars, daß er sich gegen unsere Cummissarein der
Majorität befindet. Zn den Berathungen, die dann er¬
folgen sollen, sind also jetzt schon bestimmteMitglieder
zu wählen, die sich mit unseren Commissaricu und mit
dem Director der Anstalt, nicht mit der Commission als
solcher, wo die Regierung die Majorität hat, in Ver¬
bindung setzt, um uns daun später die erforderlichen
Informationen zu gebeu. Wir brauchen alfo das Pro-
memoria wohl jetzt' nicht zu hören.

Abgeordneter lir. Wurzer: Meine Herren! Ich
habe im Ausschuß uud iu einem nachher uoch versammelten
besondernAusschuß meine Grunde vollständig dargelegt,
wärmn ich gegen die besouoere Lomnnssion bin, und will jetzt
nur noch auf einige im Referat vorkommende factisthe
Irrthümer aufmerksam machen. Es wird darin behauptet,
daß erst jetzt die Unzulänglichkeit der Einrichtung vo»
Siegburg an uns neu herantrete. Ich glaube, seitdem
ich die Ehre habe, Mitglied des Landtages zu seiu, ist
diese Unzulänglichkeit iu jeder Scssiou zur Sprache ge¬
kommen, und siud die Mittel zur Abhülfe angebahnt
wordeu, die Sache zieht sich schou seit 1<) Jahren hin,
Ferner fußt der Ausschuß darauf, daß der Director der
Anstalt eine solche Commission heantragt habe. Aus
dem Schreibet: des Direktors werden Sie ersehen, daß
allerdings der Director diese» Vorschlag gemacht hat,
aber in'der Mciuuug, der Landtag werde dieser Com¬
mission die Vollmacht geben, schon bevor der Landtag
wieder zusammen komme, etwas Vestimmies zu unter¬
nehmen uud ausznführeu. Ich habe ihm gesagt, der
Landtag werde sich uicht darauf einlassen, der Commission
diese Vefugniß zu ertheilen. Erst der nächsteLandtag
werde genehmigen; der werde sich freie Hand behalten,
das ihm vorgelegte Projeet zu prüfen. Darauf ist der
Director von dem Vorschlage abgegangen.

Was eudlich die Ausführung des'Herrn Htarfchalls
aulangt, fo beruht auch diese theilweise auf einem
Irrthum. Der Präsident ist nicht iu der Majorität.
Die ganze Commissionbesteht aus 4 Mitgliedern, dein
Mediciualrath, den beiden Mitgliedern der ständischen
Commission,denen der Ansialts-Director als berathendes
Mitglied beigegeben ist. So lange ich die Chre habe,
Mitglied dieser Commission zn sein, ist es niemals zn
liner Abstimmung gekommen. Bei Gegenständen medi¬
zinischer oder technischer Ratur, gab die Meiuuug des
Directors oder Technikers den Allsschlag. Wenn es sich
nm Sachen der Zweckmäßigkeithandelte, so hat die
Commissionznsammen beratheu; wer in der Majorität
oder Minorität dabei blieb, war gleichgültig, denn die
Sache mußte hier auf dem Landtage zur Cntscheidung
kommen,und da batten die Commissions-MitgliederGe¬
legenheit, ihre Meinung zur Geltung zi, bringen. Es
handelt sich einfach darum, daß die ständischenCom-
missanen hier die Sachen mit den Pro's uud ccmtra's
vortragen, die dort zur Berathung gekommensiud; Sie
werden dein Einen oder dein Andern beitreten. Es
handelt sich nur darnm, ans dem kürzesten und einfach¬
sten Wege das Material zu beschaffen. Der Director
Rasse, welcher von dem Gesichtspunktausging, daß die
Commission mit einer weitgehenden Vollmacht betraut
werden würde, hat auf meinen Rath die Ernennung
der Commissiondaher fallen lassen.

Abg. Referent l)r. Niestet. Ich erlaube mir
Herrn !)r. Wurzer zu bem'erkcu, daß ich feit drei
Iahreu Mitglied des Landtages bin und jedesmal dem
Ausschüssesür Siegburg zugetheilt wurde. Wie mir
bekannt geworden, und die Anträge, die Seitens der
Verwaltungs-Direction auf Verbesserung gestellt wurden,
uicht alleiit vom Ausschuß befürwortet, sondern auch der
Landtag bat demselben immer Gehör geschenkt. Ich gebe zu,
daß bei der Prov.-Austalt Siegburg eiu wesentlicher
Fehler vorgekommenist, nämlich der, daß immer nur
specielle Zwecke ins Auge gefaßt wurden, aber nicht ein
vollständiger Plan zur Regeueration der gauzeu Anstalt.

Was den zweitem Puutt des Herru Vorredners an¬
geht, so glaube ich denselben berichtigen zu töuuen Die
Initiative zu dein Autrage geht nicht vvn dein Director
der Aw'talt aus, soudcru'lvie aus dem Schreiben ersicht¬
lich ist, voit der Verwaltliugs-Commission.

Was den dritten Punkt aubetrifft, so erlaube ich
mir die Vemerkung, daß weuu bis jetzt bei der Vcr-
waltungs - Commifsiou, die ans 4 Mitgliedern besteht,
eure solche Meiuungsdisferenznicht vorgekommen ist, daß
eine Stimme den Äusschlag gegehcn'hätte, doch der
Fall eintreten kann, daß eine Meiuungsverschiedeuheit
sich noch geltend macht.

Abgeordneter Simons: Ich beehre mich, ein
von Ä! Mitgliedern unterschriebenes Amendement der
hohen Versammlung vorzulegen. Es enthält dasselbe
keine Abänderung des Äusschußantrages, fouderu es
will vielmehr dcus'elben in anderer Form, weiter ausge¬
führt uud näher präcisirt wiedergeben. Ich glaube,
dem hohen Landtage liegt die driugeude. Pflicht oh, vor
der Peschlusmahmeüher'eine Frage, die so große Opfer
von den Vewohnern fordert, vorher die sorgfältigsten
ortlichen Untersuchungen zu beschließen,uud dies hat die
Mitglieder, welche dies Amel'.dement uuterschriebeuhaben,
auch bestimmt, dein Antrage des Ausschussesbeizutreten.

Das Ameudement lautet wie folgt-
„Der Prov-Lcmdtag wvlle aus' seiner Mitte eine

Cvmmissionvou <! Mitgliederu wählen nud ihr die Be¬
fugnis; beilegeil, sich stach ihrem Ermesseu auf Kosten
der Proviuz durch Hiuzuziehuug eiues qualificirtcu Arz¬
tes uud eines geeignetenBantechuikers mit gutachtlichen
Stimmen zu ergänzen. Diese Eommissiou wird sin)
mit der Verwaltungs - Cvm»iissiouiu Verbindung setzen,
über den Antrag eiue örtliche Uutersuchung voruehmen,
eventuell die vorliegende Frage in besonderer Couferenz
iu Erwägung ziehen, ihr separates motivirtes Gutachten
erstatten, und demselben die Gutachten der zugezogenen
Sachverständige» anschließen.Es wtrd dieser Cvmmission
überlassen, zn ihrer besseren Information Irrenheilaw
stalten des Inlandes, und wenn sie es für angemessen
findet auch des Auslandes auf Kosten der Provinzen w
Äugeufcheinzu nehmen.

Abgeordneter Bremist. Wie Sie eben uernoM-
meu haben, habe ich dieses' Amclldement mit ullterschrl^
beu und kann selhstredend,das, was ich in dieser Saw^
vorzutragen habe, sich mir au das anschließen, was dcl
geehrte Vorredner bereits bemerkt hat. Es sind »m
iiämlicl) in den letzten Tagen verschiedeneDenkschriften
zugcgaugen vou Äerzteu des Regierungsbezirks Coblenz,
eine'des' Negierungs-Medici lalr'athes l)>-. Waldan, we
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aufs allerdringendste die Bitte an den hoben Landtag
gestellt wissen möchten, die Frage doch ja nickt zu über¬
eilen, das beißt, alle die Bedeuten in Erwägung zu
ziehen, die sich bei der Frage auswerfen, ob ein so be¬
deutender Betrag für die Erweiterung der Anstalt Sicg-
burg aus provinziellen Mitteln bewilligt werden solle.
Ich kann selbstredend die Denkschriften hier nicht ganz
verlesen, aber ich halte mich verpflichtet Ihnen mitzu¬
theilen, daß dieselben im wesentlichen darauf hin¬
weisen, möglichst dahin zu Wirten, daß siegbnrg nicht
in der Weife ausgebaut und vergrößert werde, wie von
dem Director der Anstalt gewünscht wird, sondern daß, -
wenn mich mit größeren Opfern, — in den Regierungs¬
bezirken neben und mit den setzt bestehenden Pflege-
Anstalten auch Irren-Anstalten verbunden würden.
Die Aerzte weisen daraus hin, daß die Pflege-An¬
stalten, sich mir als Detentionsanstalten darstellen.
Daß also ein eigentliches Heilverfahren in Bezug auf
die Krankheit, die das einzelne Individnnm in die
Anstalt gebracht hat, in dieser Austalt nicht mehr statt¬
findet, sondern daß nur dann, wenn außergewöhnliche
Krankheitsfälle vorkommen, der am nächstenOrte woh¬
nende Arzt zugezogen wird. Es wird ferner darauf
hingewiesen, daß man bei dem großen Andränge der in
die Heilanstalt Siegbnrg aufzunehmenden Kranken fehr
rasch geneigt ist, Individuen für unheilbar zu erklären,
um sie nur ans dem Heilverfahren weg und in die
Deteutions-Anstalt, genannt Pflege-Anstalt, unterzubrin¬
gen, und daß, trotzdem hier ein eigentliches Heilverfahren
M der Anstalt gar nicht stattfindet, dock, immer Fälle
vorkommen, daß Leute ans der Pflege - Anstalt geheilt
entlassen werden, obgleich ein eigentlichesHeilverfcchren
bezüglich der Geistes-Krankheit 'gar nickt mebr stattge¬
sunden hat. Dicfe Gutachten, meine Herren, sind sehr
ausführlich, und würden ein fehr vortrefflichesMaterial
>ür die zu erwäbleude Eommifsion fein, der ich sie gern
zur Disposition stelle. Diese Gutachten haben aber ge¬
wiß mich für nns den Effekt, daß wir den Anträgen
"'s Ausschusses,,^8p. dem weiter gehenden Antrage dcr
von den Mitgliedern, die Herr Simons genannt hat,
gestellt worden ist, beistimmenmüssen. Es'ist i'ehr wohl
Zu überlegen, ob es gerathen ist, ein so großes Kapital
auf einen Platz zu verwenden, der nach den Ansichten
der Aerzte ganz uud gar nicht geeignet ist, dasjenige zu
erreichen,was er seinem Zwecke nach erreichensoll, und
N stimme den Ansfübrnngen des Herrn Vorredners
Simons bei: Sie wollen beschließen, daß eine besondere
Kommission gebildet werde. Es ist dabei ganz gleich¬
gültig, von wem der ursprüngliche Antrag, eine solche
Immission zu bilden, ausgegangen ist^ ob das der
^neetur der Anstalt gethan' hat 'oder nicht, — wenn
?w der Meinuug sind, daß zn Ihrer Information,
damit 2ic definitiv und bestimmt in der Sache entschei¬
den tonnen, das nöthige Material gesammelt werden
M, dann kommen Sie von selbst zn dein Resultate,
"aß eine solche Eommifsion zu bilden ist.

Marschall: Verlangt Niemand mehr das Wort?

(Pause.)

Die Discussion ist geschlosseu.
Der Ausfchuß wird mit diesem Verbesserungsvor-

'chlag, der dasselbeenthält, wie dcr Autrag des Aus¬

schusses, uud nur etwas präciser gefaßt ist, wohl einver¬
standen sein?

Abgeordneter Graf v. Hsiee: So habe ich ihn
wenigstens verstanden; mir scheint auch, es ist dasselbe,
was der Ausschuß beantragt bat, nur besser ausgedrückt.

Abgeordneter Simons: Der Vorsitzende und
mehrere' Mitglieder des Ausschusseshaben ihn ja unter¬
schriebenund ihr EinVerständnißbekundet.

Marschall: Also ist der Antrag verständlich.
Oder soll ich ihn noch einmal vorlesen?

(Ruf: Reiu!)

Dann bitte ich diejenigen Herren, die für diefen
Verbesserungs-Antrag sind, sich zu erheben.

(Geschieht.)
Er ist angenommen.
Ich bitte' die Herren, sich in der Pause, die wir

nachhermachen werden, darüber gegenseitig auszusprechen,
wen sie wählen wollen, indem wir am Schlüsse der
Sitzung die Wahlen vornehmen werden.

ReferentDr. Wurzer verliest das Referat in Betreff
der in der Anstalt Siegburg nothwendigen Reparaturen.

Der Ausschuß beantragt:
1) Den Betrag von 1UM» Thlr, für die Aus¬

führung der Wasserleitung in Siegbnrg bewilligen
zu Wolleu.

^) Zur Aulagc der neuen Küche in der Irren-Heil¬
anstalt zu Siegbnrg oen Betrag von 4500 Thlr.
bewüligen zu wollen.

Abgeordneter v. d. Heydt: Ich stelle den An¬
trag, daß die Bewilligung dieser Gelder abhängig ge¬
macht werde von der Zustimmung derjenigenEommifsion,
welcheSie in der Angelegenheit wählen werden. Wir
haben in den letzten Jahren für Siegburg fo viel Geld
bewilligt, von dem es wenigstens zum großen Theile
heißt, daß wir es unnütz verausgabt haben! Ich habe
mich in der That erschreckt, ans der vernommenen Mit¬
theilung zu höreil, daß die dringende Ausgabe, für
welche jetzt die Mittel verlangt werden, dazu dienen foll,
um nur die Anstalt für Menschenbewohnbar zn machen!
Das ist denn doch eine Sache, die die Verwaltnngs-
Eommifsion, die Regierungsbeamten fowol als die Herren
Eommissarien des Landtags schon längst hätten in Er¬
wägung ziehen müssen. Ich fmde darin eine Schmach
für unsere Provutz und für dieses Haus, wenn wir es
dulden sollten, daß die Anstalt sich in einem Znstande
befinde, daß sie, wie man sagt, für Menschen erst bewohn¬
bar gemacht werden müsse, nnd namentlich für solche
arme Gcfchöpfe! Dann ist cs um so mehr nothwendig,
daß die besprocheneEommifsion dabei nutwirke und be¬
vor wir daher wiederum eine so große Summe von
16,0N0 Thalern bewilligen, stelle ich den Antrag, die
Ausführung der projectirten baulichen Anlagen ab¬
hängig zu machen von dcr Zustimmung der zu wählen¬
de,» Commisfare.

(Lebhaftes Bravo.)



48 Rheinischer Prouinzial^Landtag. Achte Sitzung am 19. Oktober 1864.

Marschall Meine Herren, die Sache gestaltet
sich bei näherer Betrachtung doch einigermaßen milder.
Sie müssen bedenken, es ist ein Wechselin der Direktion
eingetreten. Das frühere Siegbnrg war so zu sagen
ein'Schoostind des damaligen Direetors, und ich hätte
schon jetzt dem Herrn Berichterstatter, als er sagte, daß
es ganz neu sei, daß man diese Uebelständein Anregung
bringe, — so hätte ich ihm sagen können: der Landtag
hat allerdings von Uebelständeu gesprochen vis-lr-vi«
dem alten Direetor; d.-.gegen hat aber immer der Direetor
gesagt, nein, es muß so und so verbessert werden, so ist
es gut. Jetzt haben wir aber einen neuen Direetor,
und der sagt, das System taugt nichts, es muß geän-
dert werden. Um uns nur willfährig zu machen, sind
vielleicht doch — nnd zwarmit auf Kosten unserer Herren
Commissarien— die Ausdrücke,die wir über den'übeln
Zustand der Anstalt von dem Direetor in seinen ver¬
schiedenen Eingaben gehört haben, etwas sehr scharf.
Ich möchte da doch eigentlich unsere Herren Commissarien
in Schutz nehmen. So schlimmwird'es wohl nicht aus¬
sehen, was wir auch von eiuigen Herren gehört haben,
die sich Siegburg angesehen haben, und die'zu der Ueber¬
zeugunggetommensind, daß es wirtlich nicht so schlimm sei,
wie der Direetor gesagt hat, gesagt hat er es wohl mehr,
um uns gleichsam einen Sporn zn geben, das ganze
System zu ändern. Indessen habe ich' für meine Person
nichts dagegen, daß wir dem Amendement des Herrn v.
d. Heydt beistimmen nnd sagen! wir machen^die Be¬
willigung abhängig von der Zustimmungder Commission.
Ich gebe aber nnr anheim, ob Sie diese beideu Dinge
nicht trennen »vollen. Nach meiner Ueberzeugung —
nnd vielleichtwird einer der Herren, die sich jetzt die
Sache näher angesehenhaben, darüber Auskunft gebeil
ist die Sache wirklich nicht so schlimm, daß es eine
Schmach für uns, nnd namentlich flir die Commission
genannt werde, und daß die Anstalt nl Siegburg ein
für Menschenunbewohnbarer Ort sein sollte!

Abgeordneter Gontzen: Ich setze voraus, daß der
Hr. Abg. v. d. Heydt uicht die Absicht gehabt hat, der
Commission ein gewisses Mißtrauens - Votum zu geben.
Ich glaube, ein solches Mißtrauensvotum wäre unge¬
rechtfertigt. Die Commifsion hat stets, wenigstens wäh¬
rend der drei Sessionen, wo ich die Ohre hatte, Mitglied
des Landtages zu sein, von großen Unzuträglichkeiten
lu der Anstalt gesprochen, sowohl in Beziehung auf die
Eiurichtuugeu, als auf die Räumlichkeit. Der Provin-
zial - Landtag hat leine Veranlassung genommen, auf
Grund der Gutachten des Ausschusses'derartige Verän¬
derungen eintreten zu lassen, wie sie heute vorgeschlagen
sind, und ick glaube wenigstens hat es auf mich diesen
(Andruckbeim ^escu des Promemorias gemacht — daß,
wenn auch Vieles zu ändern ist, womit auch uusere
Commissionstets einverstanden war, die Sache doch in
ciuem Lichte vorgetragen wird, nm es uns nur recht
plausibel zu machen, daß das Alte nicht mehr beibe¬
halten werden könne; und wenn man Neues will, so ist
es ja gang und gebe, daß mau das Alte recht schlecht
macht! Deshalb glaube ich auch, daß selbst iu dem
Promemoria des Hrn. Direetors die zum Theil sehr
scharfen Ausdrücke etwas gemildert werden müssen, und
ans dem Wnnsche zu erklären sind, daß an Stelle des
Unvollkommenenetwas Besserem hergestelltwerden möge.

Abg, Referent l>,-.Niestet: M. H., ich war vor einigen
Tagen m Gesellschaftmehrerer geehrten Mitglieder der
hohen Versammlung in Sicgburg, und muß mich freuen,
Ihnen sagen zu können, daß nicht allein auf mich, son¬
dern auch auf die auderen Herren die Anstalt den Ein-
drnck gemacht hat, daß sie in einem so desolaten Znstand
doch nicht ist. Mihstände sind allerdings da, und will
chrer mit wenigen Worten Crwähnung thnn. Es haben
sich insbesondere einige der Gesundheit nachthcilige Ein-
flüsse erwiesen. Dazn gehört u. A., daß der Wasser¬
abfluß ein ungeeigneter ist, daß die Appartements nnd
dre Dünggrubc uicht entsprechend angelegt sind. Das
sind aber meines Crachtcns keine so wesentlichenGegen¬
stände, wenigstens nicht Gegenstände, die solche bcdeu-
teude Snmmcn zu ihrer Beseitigung erfordern In
Betreff der Verlegung der Küche, 'die 'zu 4,'M» Thaler
uormirt ist, glaube ich auch, daß da wenigstens noch ein
Drittel erspart werden könnte. Die Verlegung der Küche
ist allerdings nothwendig, und wäre eine wesentliche
Verbesserung, da die Küche nicht allein feucht ist, sondern
auch der Zugang ein für die Anstalt nnbequcmer ist.
Die Küche liegt im Souterrain uud neben der Küche
besmdet stch in dein Gewölbe die Waschküche. Der
Koch-Apparat für die qewöhulichcuKranken besteht leider
in größeren hölzernen Stübchen, iu die dircet der Dampf
geleitet wird; >ie sind nicht hermetischverschlossen, und
wrrd hierdnrch nicht allein die Dampfkraft unnütz ver¬
geudet, fouderu auch ein gehöriges Weichkochen der
Speisen höchst erschwert. Eine Veränderung in dieser
Beziehung ist also driugeud geboten, uud glaube ich,
daß an der veranschlagtenSumme ein bedeutenderTheil
erspart werden kann. Was die Beseitigung des Wassers
in den Höfen anlangt, so ist das auch sehr leicht zu
bewerkstelligen,denn die Anstalt liegt auf einem Hügel,
der nach allen Seiten abschüssig ist,'und da werdcu auf
deu verschiedenenHöfen tiefe Punkte zu gewinnen fein,
wo man durch gepflasterte Rinnen das Wasser hiulei-
teu kaun.

Was zweitens die Reinlichkeit aulangt, so wird
dieselbe vielleicht ohne so bedeutenden Geldaufwand
erreicht werden können. Namentlich wird dadurch auch
der Salubntät der Anstalt bedeuteud aufgeholfen wer¬
den, wenn dre Oekonomie, welche sich jetzt in einen: der
Thorflngel befindet, an den Fnß des Berges verlegt
sonne gleuhzeckg die Düuggrube entferut wird, und
damrt dre schädlichen Ämmouiatdüuste beseitigt werden.
Wenn serner die beiden parallel laufenden'Thorflügel
für die Unterbringung von Kranken beuutzt werden kön¬
nen, so wird, namentlich wen» eine zweite Etage aufge-
bant wird, derjenige Theil, welcher von dem Beamten-
personal bewohnt wird, für die Unterbringung von
Kraukeu frei, und wenn man noch weiter geht, und die
Unterbriugnng der Pensionaire etwas beschränkt, oder
überhaupt aufgiebt, so wird der schönste Theil der An¬
stalt für die allgemeinen Zwecke gewonnen; nämlich der
nordwestliche Theil. Dieser nnd der nördliche Tbeil
sind, ,ovrel sich das bei der Kürze der Zeit wabrnehmen
lrcß, dreienlgen Theile, welche am besten erhalten sind
nnd überhaupt mit einem gewissen Comfort, was das
Innere angeht, eingerichtetzu sein scheinen. Wenn also
dre beiden Thorstügel neu aufgebaut, die Oelonomie an
de " ,,.'..« ^,.,
nän
^ >^li^n ^.>^>,,>,l>!,ui,neu ausgeoaul, e>re ^erouuiille «»
)en Fuß des Hügels verlegt, und die Zahl der Pensio-
läre beschränkt wird, so ist' alles das leicht zu erreichen,
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was der Anstaltsdireetor wünscht, nämllch, daß die' An¬
stalt ans eine Vermehrung nm NX» Kranke ausge¬
dehnt werde.

Wenn vorhin der Abgeordnete aus Eoblcnz erwähnt
hat, daß es rathsam sei/ sich nicht mit der Frage über
die Verlegung der Anstalt zn übereilen, so fällt diese

' Frage allerdings mit der Beschaffung der Wasserleitung
und^ der Kanalisirnng zusammen, Soll jedoch die An¬
stalt beibehalten werden, sei es als Irrenanstalt, oder
soll sie selbst nur als Äufbewahruugsanstalt für Irren-
Pfleglinge Verwendung finden, so ist es „„bedingt doch
nothwendig, daß die bohe Versammlung die nöthigen
Mittel schon jetzt bewilligt, nm alle der Gesundheit nach-
theiligcn Einflüsse m beseitigen und so nach Kräften mit
beizutragen, das Schicksal dieser so sehr zn beklagenden
Ncbrnm'enschen möglichst zn erleichtern,

Marschall: Würde Herr !>>. Niegel, nachdem er
die Anstalt gesehen, glauben, daß sie eiu gesunder Auf¬
enthall für'Menschen sein kann, auch ohne die vorge¬
schlagene Hebung des Wassers?

Abgeordneter Dr. Messet: Nein, vor der Hand
nicht!

Marschall: Wenn also die Anstalt dort bleiben
soll, so würden Sie diese Verbesserungen für nothig
halten?

Abgeordneter I , Nie«,el: Ja! ich halte diese
Verbesserungen für dringend geboten, es können jedoch
nach meinem Erachten nicht unwesentliche Eyparmße
dabei eintreten.

Abgeordneter Bache«»: Ich glaube, daß, ehe wir
über die Anträge des Ausschusses, und den Antrag deo
Herrn v. d. v»eydt uns entscheiden, wir einer Anstlarung
bedürfen. Es werden M'M' Tble: für verschiedene
Bauten gefordert. Nun frage ich, ob darüber ein Kosten¬
anschlag/vorlmtt und wodurch es begründet wird, datz
dw'sc Stimme ' und überbaupt die Anlage in der Ans-
dclmuug uötbig ist. ,>b babe den Sitzungen des Aus¬
schusses'nicht beigewolmt und weiß daber uicht, m w«
weit eine solche Summe nötbig ist, nnd wie überhaupt
^c Wasseeleitung gemacht werden soll. Wenn wlr zu
d"n Antrage des .§crrn v. d. Heydt übergehen, so wnrdc
darin ein Mißtrauensvotum liegen gegen den ständischen
Ausschuß. Wenn aber gehörig motivirt wird, daß cme
solche Summe nolbivendig ist, so würden nur ne ve-
willlgen können, obne daß wir die Bewilligung erst ab¬
hängig machen voii der Zustimmung der sechs Ntitgucdee.

Abgeordneter Dr. Wurzer: Ob das ein Miß-
rauensvotum gegen mich ist, will ich dahin gestellt lem

.^ssen; aber historisch muß ich bemerken, daß der Aus¬
schuß nnr in Erwäguug zieben kann, was ihm vorgelegt
wnd. Aus meiner eigenen' Erfahrung ist mir eben nnr
3« sehr bekannt, daß in der Stadt Siegburg dcr TpPhU"
epidemisch ist, aber bisher niemals in der Anstalt, ^u
Mein Jahr trat diese Krankheit auck dort auf, ob durch
>6ufall, oder ob das au der Salubrität lag, weiß ich
Nlcht; ich kann nur fageu, daß unter den Opfern stch
"« Frau des Directors befaud, obivobl >ic iticht euunal

in der Anstalt wohnte. Der Direetor bar aber früher
einer andern nnd zwar ganz neuen Anstalt vorgestanden ;
er ist mit größereu Anforöernngcn hervorgetreten als
seine Vorgänger. Er hat die Verwaltungs-Eommission
aufmerksam gemacht, daß fich in Tiegburg viele Nebel¬
stände befinden. Darauf hat dieVerwaltungs-Eommissiou
die Initiative ergriffeil, nnd ihn beauftragt, sämmtliche
Mißstände von technischen Beamten untersuchen zu lassen,
und sie zusammen zu stellen, um dies dem Proviuzial-
Landtage vorzulegen. Das Nesnltat der Nutersnchung
ist, daß er eine Snmme von >l>«»M>!>Thle. forderi,' um
allen Uebelständen uothdürftig ab'glhelfe». Ob diese
Snmme nothwendig ist, oder ausreichen wird, kann ich
nicht benrtbeilen.

Bei diesen Bauten ist die Hauptsache, daß auf die
vorhandenen «Gebäude noch ein Stockwert aufgesetzt
werden soll. Das Gebäude ist ein Ourdrat, in dessen
Mitte die Kirche siebt, diese verdunkelt die Höfe und
verhindert den Luftzutritt. Wenn wir nnn noch ein
Stockwerk aufsetze», so werden die Höfe noch mebr uer-
duukelt, und dies ist der Grund gewese", daß die Eom-
mission gerathen bat, die projeetirten Bauten nickt vor¬
zunehmen, weil möglicherweise andere Näume dadurch
unbrauchbar gemacht würden. Es ist vou Seite» der
Eommission geschehen, was sie hat ausführen können.
Bei deeGeneral-Nevisio» hat sich herausgestellt, daß ein
großer Theil der Fußböden faul war, uuo daß sich
unter den Gebäuden ans der srühere» Zeit her Eisternen
befinden, die im Laufe der Jahre »»wicht geworden sind,
und daher Wasser durchsickert, sogar bis in der Küche. Das
sind Uebelständc, die weder die Verwaltungs-Eomniission,
die nicht allwissend ist, nocb ein Direetor vorher seben
konnte.

Endlich ist noch ein großer Ncbelstand, der immer
da gewesen ist, zn erwähneil, nämlich die Appartements.
Es sind alle möglichen Vorschläge gemacht worden, und
die Herren, die dem Alisschusse angehöre», werde» sich
dessen eriimern, z. B. Water-Elosets einzurichten, U.A.,
Einrichtungen, die sich nicht bewährt haben, weil man es
dort mit Leuten zu thun hat, die sich nicht a» Ordnung
gewöhnen wolle» und können. Der Gehcimrath Nasse
hat »ach Ä»alogie der früher vo» ihm verwalteten Anstalt
darauf angetragen, daß das Wasser auf den Kirchtbnrm
gepumpt werde» sollte, wie es auch nrsprüuglich im
Plane gelegen. Die Baubeamten erklärtem aber, der Tburm
vertrüge die Belastung uicht. Nu» ist oee Vorschlag ge¬
macht worden, ein Neservo'.r ans dem höchste» Punkte
des Hauses anzubringen und vo» da ans sollte eine
Nöhrenleitling durch das ganze Gebäude angelegt wer¬
den, nm sämmtliche Nänme mit Spülung zn versehen,
und diirch diese Spülung zu veranlassen, daß derUnrath
mi den Fuß des Berges gebracht werde. Der Direttor
behauptet, daß dadurch allen schädlichen Einflüsse», welche
Krankheiten erzeuge», vorgebeugt werde. Es liegt cm
Kostenanschlag vor, in welchem der Kostenbetrag auf
1l!,l»<»i» Dblr. festgestellt sind, '.''ch bemerke, daß der Plan
von dem Kreisbaumeister in Siegburg gemacht ist, und
ich habe desbalb auch in dem Referate mir ertaubt, Sie
darauf aufmerksam zu machen, daß es zweckmäßig seiii
wird, diesen Plan von einem Mamie prüfe» zu lasse»,
der bereits solche Bauten ausgeführt bat, damit wir
nicht wieder in die Verlegenheit kommen, Experimente
zu macbcn, die sich nicht bewähren uud uns viel Geld
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kosten. Wenn an den Summen erspart werden kann,
versteht sich das von selbst. So ist es mich mit dieser
Wasserleitungs-Anlage, für weiche 16M0 Thlr. veran¬
schlagt sind.

Abgeordneter 1^, Noeggerath: Ich wollte nur
in Betreff der Summe von 1ÜM0 Thlr, etwas bemerken,
da aber Herr !)>-. kurzer eine vollständige Auskunft
darüber gegeben hat, so sinde ich es nicht mehr erfor¬
derlich, das Wort zn nehmen.

Abgeordneter ^timbourss: Bei der oberflächlichen
Besichtigung vou Siegburg 'unter gefälliger Führung
des Geb. Medicinalraths Herrn llr. Nasse haben sich
allerdings bedeutende Uebelstände herausgestellt, unter
deren Einfluß ich thcilweise felbst zn leiden hatte. Ich
stimme den Anführungen im Referate des Hrn. l)/.
Wurzer bei, daß fchou letzt MM! Thlr. bewilligt werden
möchten, nm die nothwendige» Aenderungen vornehmen
zu lasseu. Aus dein Referate geht aber auch hervor,
daß zu dem Techuiker nicht das nöthige Vertrauen
herrfcht, und daher der Antrag gestellt wird, daß noch
ein anderes technisches Mitglied hinzugezogen werde.
Man sieht daraus, wie vorsichtig man sein muh, den
Technikern blindlings Zutrauen zu schenken und deshalb
halte ich den Antrag des Hrn, v. d. Hehdt für gerecht¬
fertigt, daß neben den Technikern noch andere praktische
Leute ihr Votum abgebeu sollen. Demnach würde ich
in Verbindung mit dem Antrage des Hrn. v, d. Hehdt
für die Aewilligung der Summe von' 1<!,(»00 Thaler
stimmen.

Abgeordneter Zores: Ich bin der Ansicht, daß es
gut sei, nicht eher zu dem Bau, resp. Neparatnr-Bau über¬
zugehen, bis vollständig und gründlich untersucht ist, was
Noth thut und was im Interesse der Sache liegt.

Mir will scheine», daß Uederciluugeu bereits stattge¬
funden habeil; ja ich muß gestehen, daß die jetzige Vorlage
des Herrn Medicinalraths Oi-, Nasse auf mich den Eindruck
gemacht hat, als wolle dieselbe eine Uebereiluug edeu nicht
ausschließen.

Abgeordneter Himons: Nach dem, was wir gehört
habe», scheine» die Uebelstäude nicht in dem Maße Vorhände»
zn sein, als wie sie dargestellt w»rde», »nd es dürfte daher
um so weniger enlem Bedellten unterliegen, dem Antrage des
Herrn u. d.' Heydt nachzugeben »nd im Auschluß daran,
die z» wählende Commission zn ermächtige», die gefor¬
derte» Gelder sofort im Auftrage des Prooinzial-Landtagcs
zu bewilligen, falls die Nothwendigkeit dazu von ihr am
erkannt wird.

Abgeordneter v. d. Heydt: Nach dem, was ich
über die Sache gehört habe, werden i» der Anstalt einige
Anlagen zu macheu seiu, die uicht gut auf Jahre hinaus-
geschobeuwerde,, tonnen. Ich gehe uon der Ansicht aus,
daß, wenn überhaupt ein Neubau beschlossenwird, dieser
doch nicht schou i» der nächsten Diät ausgeführt wird, I»
der Zwischenzeit wird es aber nicht zu vermeiden sein, in
dem altcu Gebäude Aulageu vorzunehmen, die zu machen
dringend nöthig ist. Deshalb bin ich dafür, daß die von
dem Ausschusse beantragte Summe bewilligt werde, immer¬
hin mit der Maßgabe, daß die Verwendung von der Zu¬

stimmung der Commissarien abhängig z» macheu sei. Ich
schließe mich also dem uon der Ritterschaft ausgegangenen
Autrage an, daß die Commission ermächtigt werde, für drin¬
gende Fälle sofort eine gewisse Summe zu bewilligen.

Abgeordneter .Horst: .«ein einziger der Herren, welche
die Anstalt zu ^iegbnrg besucht haben, hat sich gegen die
unzweckmäßigeVage der Gliche ausgesprochen; die Küchenan-
lage ist eine sehr unpraktische. Sämmtliche Ausdüustuugeu
von deu machen, die gelocht werden, theilen sich dem gauzeu
Hause mit -. ferner befindet sich dauebeu die Waschküche.Das
Gebäude mag benutzt werde», z» was es wolle, fo wird die
Küche doch uicht bleiben können, wie sie jetzt ist, sondern unter
allen Umständen einer Aenderung bedürfen,

Marschall: Auf dieKüchenangelegeuheit kommenwir
später zn wachen. Jetzt handelt es sich um deu Antrag des
Ausschusses, der dahin geht, den Betrag vou l<!,00ttThlrn.
für die Wasserleitung bewilligen zn wollen, und zwar nach
dem Autrage des Herrn u, d, Heodt unter dem Vorbehalt,
daß die zu wähleudc Commission sich mit der jetzigenCom¬
mission in Verbindung setzt, um über die Nothwendigkeit der
Ausgabe zu beschließe». Ich glaube somit coustatireu z»
tonnen, daß darin kein Mißtrauensvotum gegeu die jetzt be<
stehende Commission enthalten sein soll.

Ich bitte mm diejenigen Herren, welche gegen deu Au
trag sind, den Betrag von tl>,,»!„ Thlrn. unter Vorbehalt
der Anerkennung durch die Commission bewilligen zn wollen,
sich zn erheben,

(Es erhebt sich mir Herr Bachem.)

Der Antrag ist augeilommen,
Nuit kommt die Frage wegen derKüche.

Abg. Referent I),, Wurzer verliest den auf die
Küche bezüglichenTheil des Berichtes.

Marschall: Verlangt Jemand hierüber das Wort?

Abgeordneter «imbourss: Ich bitte deu Autrag des
Ausschusses uuter dcnselbeuModalitäten cumehmeuzn wollen,
wie dies so eben befürwortet worden ist,

Abgeordneter Guittienne (Niedaltorf): Ich war
auch iu Siegburg und fiude es dringend nothwendig, die
Küche auf der Stelle zu verlegen, und nicht erst die Ent^
scheiduug darüber von der Coufereuz einer Commission
abhängen zu lassen.

Es ist allseitig anerkannt, daß die Küche höchst um
zweckmäßig belegen ist,

Marschall: Wenn wir nach der Aeußerung des
Abgeordneten «imbonrg die Ausführung der Verbesserung
der Küche an Hindernisse knüpfen wollen, so werden wir die
ständischeCommission in Vertegenheit setzen. Wenn uämlich
der Uebelstand so groß ist, wie er von allen weiten c»"
schildert wird, so sollte ich glauben, daß wir die Bewilligung
ohne Beschräiltnug aussprccheu können.

Abgeordneter ztimbouvq: Ich bedanre, nicht derselben
Meinung sein zu können. Die Mißstände in der Küche
glaube ich dem Kochuerfahren zuschreiben zu sollen und die¬
sem könnte durch Anbringung einer geeigneten Ventilation
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Abgeholfen werden. Ich bin lein Techniker, nm positive
Angaben machen zn tonnen. Ader es scheint mir dock sehr
wickt möglich, daß später Anlagen beschlossen werden, welche
den Abbruch der projeeiirten neuen Mche erfordern dürften

51

Abgeordneter von (innern: Wir befinden uns in
der zweiten Hälfte des Monats October, wo man Neubauten
nicht mehr anzufangen pflegt. Der Ban wird also wohl
bis znni Frühjahre verschobenwerden, und bis dahin dürfte
die Commission Gelegenheit haben, die Prvjecte zn prüfen.

Abgeordneter Simons: Der vorhandene Uebelstand
M von Allen anerkannt, welche die Milche gesehen haben.
Die 'Abhülfe ist dringend. Die Summe, die dafür gefordert
wird, ist uicht groß, und ich würde es für bedeutlick halten,
bte Bewilligung au die Bediuguug einer spätern, nochmaligen
Uutersnchnng zn tuüpfen.

Abgeordneter Nolsboven: Ich erlaube mir die Bitte
um Auskunft darüber, ob der Uebelstand in der iiüche ein
nener ist, oder ob er schon seit Iabren besteht, Für den
Fall, daß er ein nener wäre, würde die Abhülfe allerdings
wringend geböte,! sein; bestände er aber schon seit Jahren,
W möchte ich bitten, die Ausführung noch bis zur Cutschei-
duug durch die Commission, die aus 0 Mitglieder» des
Dauses gewählt wird, zn beanstanden.

Abg. Referent De. Wurzor Was die Ventilation
""langt, fo ist der Uebelstand ein alter, sedoch seit die Cister-
'wn undicht qewordeu, nud nach dem Durchsickerndes Wassers
ourch die Mauer sind die Wände mit Wasser durchzogen
und dieser Uebelstand ist in den letzten Jahren neu hinzu¬
komme»,

Abgeordneter Nolslioven: Ich würde den Antrag
M'llen, die Verausgabung dieser 4500 Thlr. für die Restau¬
ration der Gliche so lange aufzuschieben, bis die Coin-
"Ulsion, „,,^lche wir wähle» wolleu, ihr Urtheil darüber ab¬
gegeben hat. Sie wird iu der ^age sein, in 2 Monate»
^cnumenzntreten, nnd ehe man 1500 Thlr, für Bauten
"^'ausgabt, die möglicheriveise im nächsten Jahre wieder
wegkrochen werden müssen, tonnte man so lange warten,
"ls die Commission darüber beschlossen hat.

Abgeordneter Gongen: Es scheint mir, als wenn
Mai, die Sache so ansehen wollte, als hätte unsere ständische
Immission tein Urtheil darüber, und daß der Ausschuß
"olstandig das Urtheil für uns in Händen haben soll. Wir
^ben jahrelang ganz andere Ausgaben auf den einseitigen
Antrag der Cominissio» bewilligt. Die Dringlichkeit der
^cicho s^,st ^-^ ^,^„ ^^^, Seiteii anerkannt wordeu, und ich
glaube, daß wir heute keine Ursache haben, das Gutachten
I?s .mmissw» i» Bezug auf die Verwendung der 1500
ack ^'^' ^'^' ^'^^ "ls' nicht maßgebend für uns zu er-
chteu. lH^ würde für mich ausreichend genügen, daß die

Immission die Dringlichkeit nnd Nothwendigkeit der Aus-
'^ung anerkannt hat, und daß wir uicht noch länger warten

us das Gutachten eines Ausschusses, der auch mir aus
Üblichen M^hafte» Menschen besteht, wie die Commission

Marschall: Da sich Niemand mehr mm Wort
^meldet hat, so würde die Frage die sein, ob ^ie die Be¬

willigung dieser Summe, wie die der audereu, auch an die
Zustimmung der zn wählenden Commission knüpfen wollen,
nnd ich bitte diejenigen, welche das wollen, sich zn erheben,

l Geschieht,)
Cs ist die Minorität, der Vorschlag ist abgelehnt.

Referent Dr.ZVurzer: Der Landtag hat eben beschlossen,
die von dem Ausschüssebeantragten 1<!,000 Thlr, für bciw
liche Anlagen resp. Reparaturen zn bewilligen mit der Be¬
dingung, daß über die Zwcckmäßigkeitsfrage die ueu
für ^icgburg zn erwählenden Couimiffare sich mit derVer-
waltnngs, Commission in Verbindung setzen nnd sich mich
ihrerseits vorher von der Zweckmäßigkeitnud Nothwendig¬
keit überzeugen, daß demnach die Auszahlung der verlangten
^umme nnr mit Zustimmung der gedachte» Cvmmissarcerfolge.

Das zweite Petitnm geht dahin, für die Anlage der
itüche den Betrag von t500 Tblr. ohne Bedingungen be¬willigen zn wollen.

Marschall: Ich bitte diejenigen, fich zu erheben, die
den Antrag des Ausschusses, 4500 Thlr. für Herstellung
der Mche zn bewilligen, annehmen »vollen,

(Geschieht,)
Die 4500 Thlr. sind genehmigt.
(Die Sitzung wird ans '4 Stnndcn vertagt und um

12^ Uhr wieder aufgenommen, nachdem durch Namens-
Aufruf die Beschlußfähigkeitder Versammlung festgestellt ist.)

Marschall: Ich ersuche den Herrn von der Heydt,
das Referat über die Petition wegen des Armenwesens' vor¬
zutragen.

Abg Referent von der Heydt trägt den Bericht
des ^', Ausschusses über eiue Petition der Stadt Coln, das
Armenwesen betreffend, vor. <^?. Verhdl. weitet?!)—1«1.)

Der Ausschuß beantragt folgende Resolution des Prov,-
Landtags: „Die zum 17. Rheinischen Prvv, Landtage oer-
sammelten Stände bitteu i» einer Petition an ^?e, Majestät
den !,tönig um Allerhöchste Vorlage eines Gesetzes znr Or¬
ganisation des Armenwesens in der Rheinprooinz auf nach¬
stehender Grundlage:
„1) Die Verwaltuug des Armeuwesens erfvlgt durch eine

von der Gemeinde-Vertretung gewählte Commisfion
unter Aufsicht der Gemeinde Behörden. Der Orts-
Bürgermei>ter ist geborneS Mitglied dieser Commission,
welche den Name» Armen Verwaltung führt,

2) Wo für Stiftungen statutgemäß oder gesetzlichbesondere
Verwaltungen angeordnet sind, verbleibt es bei de»
betreffenden Bestimmungen.

^>) Für die Verwaltung des Armen - Vermögens sind die
für die Verwaltung des Gemeinde - Vermögens bc-
stehenden Vorschriften maßgebend."
Ich habe diesem Berichte noch hinznznfügen, daß nach

Abfassung desselben eilte Entgegnung der Arme» Verwaltnng
zn Cöln 'eingegangen ist, welche, da sie gedrnctt »»d ver¬
theilt w»rde, wohl sämmtlichen Mitgliedern bekannt ge^
worden ist, , ^ .

Wir haben in dem Berichte keine» l^iebranch davon
mache» könne». Ferner bemerke ich, daß wie von DlM.
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dorf und ' Ziegbnrg, nachträglich auch noch von einigen
anderen Orten, von Erefeld,' Dahlen u. s. w. Petitionen
eingegangen sind zu dem Zweck, die Petition der Stadt
Eöln' zu unterstützen. Auch dieser Petitionen hat in dem
Berichte teine Erwähuuug geschehenkönnen.

Marsckall Ich eröffne hierüber die Discufsion und
hat zunächst Herr Bachern das Wort,

Abg, Vackem: Meine Herren! Es ist bereits durch
den Herrn Referenten der Entgegnung der ArmemVerwal-
tuug zu Köln Erwähnung geschehen,welche gegen die Pe¬
tition gerichtet ist, die ich in meiuem Namen und im Namen
der Vertretung der Stadtgemeinde Eöln dem hohen ^and-
tage einzureichen die Ehre gehabt habe.

Zunächst möchte ick meinen Tank aussprechen, daß diese
Entgegnung der ArmemVerwaltung dem hohen Landtage
gedruckt überreicht worde» ist, indem dadurch Gelegenheit
gegeben wird, einige factische Unrichtigkeiten derfelben zu
widerlegen.

Mit dieser Entgegnung oerhält es sich also, wie ich
aus den Acten der Armeu Verwaltung der ^tadt «öln
constatiren tann. Am 27. «eptember c. wurde eine Ver¬
sammlung des Plenums der Armen Verwaltung abgehalten
und dabei folgender wörtlicher Beschluß gefaßt:

„Es wurde Herr Iustizralh Haaß ersticht, sich mit
einem Mitgliede des Prooinzial Landtages in Verbindung
zu fetzen, um diesem davon Mittheilung zumache», daß die
Armen Verwaltung wüusche, mit ihreu Aufichleu gehört zu
werdeu gegen den von dem Herrn Oberbürgermeister refp.
der >Vtadt zu stellen beabsichtigten Antrag auf Aendernng
der bestehendenArmeugesetzgebnng."

Seit dem 27. September, au welchem Tage dieser
Beschluß gefaßt wurdc, bis zum l4. Oclober d'. I. hat
keine Pleuaroerfcnnmlnng der Armen Verwaltung in Eöln
mehr stattgefunden. In der Versammlung vom 1 l. October
ist dieser Entgegnung keine Erwähnung geschehen; sie ist
also nicht etwa ratificirt worden.

Ich muß dem Landtage anheimgeben, ob in demjenigen,
was vorliegt, eine Eulgeguuug der Armen Verwaltung zu
Cöln als solcher auzuuehmeu fei. Ich bemerke hierbei, daß
die Entgegnung unterschrieben ist von „Maaß"; es ist das
ein Irrthum, 'es foll heißen „Haaß." Ich glaube, daß,
wenn das Plenum der ArmemVerwaltuug die Denkschrift
entworfen hätte, deren Fassung nnd Iuh'all anderer Art
sein würde.

Ich erlaube mir in dieser Beziehung nur auf Einiges
aufmerksam zu inachen. Auf Seite 5! heißt es: „Das
Recht der Gemeinde zum Einspruch gegen die bestehende
Organisation der Armenuerwaltnng ans dem urrmeiutlichen
Grund, weil die Gemeinden nach dem Gesetz vom '!l. De¬
cember l«42 zur Deckung der aus der Armenpflege sich
ergebenden Bedürfnisse verpflichtet feien verschwindet,'weuu
erwöge» wird, daß diese Verpflichtung bereits vor diefem
Gesetz in der Rheinprovinz und zwar mittels des in der
angeführten Petition der Stadt Eöln übersehenen Gesetzes
vom 21. August I8U» formell und materiell bestand, nnd
daß die die Bribchaltnng der Organisation der Armen-Ver-
waltuug betreffenden Gesetze vom ?>I. Inli t«45 und vom
15. Mai 185,. erst später, mithin ungeachtet dieser anf's
Neue anerkannten Verpflichtung der Gemeinde erlassen
wurden.

In dieser Vezirhuug muß ich erwähnen, daß das Gesetz

vom 2l. August l8I<» gar uicht angeführt zu werdeu braucht,
deuu ni diesem Gesetze steht gar nicht dasjenige, was die
Entgegnung der Armeuverwal'inng darin sticht.' Wenn sie
auf ältere Gesetze zurückgebeu wollte, so mußte sie einen
ganz anderen Zeitraum aufsuchen, in welchem die betreffenden
Bestimmungen in Bezug auf die Armenpflege nnd die Vcr-
pflichtung der Gemeinden zur Unterstützung der Armen vor¬
kommen. Die Petition der Stadt Eöln 'erwähnt blos des
Gesetzes vom ül. December I.->l2 resp, der darauf erlassenen
Novelle, 'weil diese eigentlich ^'<l<^ i!!.->!»^i!!<>ist. Alle
diejenige», welche mit der Gemeindegesetzgebimg bekannt
sind, werden mir zugebe», daß i» keinen, der anderen Gesetze,
welcke früher gegeben worden find, die Verpflichtung der
Gemeinde so slringent ausgesprochen ist, als in diesem,
und man wird mir zugestehen, daß nach keinem einzige»
Gesetze die Gemeinde» so herangezogen werden können, wie
grade nachdem von!, ^,2. Gerade der Umstand, daß seitdem
die Beitrage der Gemeinde», der Armeuverwaltnng gegen,
über, im steigen begriffe» sind, hat das Bedürfniß' einer
Reorganisation, einer größere» Müwirtnng der Gemeinde
selbst, herbeigeführt.

Die Eiitgegmmg der Arme»verwalt»ng erwähnt ferner
in demfelben Passus auf Seite 5!:

„Ebeu so uuhaltbar ist die Bezugnahme auf die Städte-
Ordnung vom I!j. November l808,'indem dieses ältere in
der Rheinprovinz nickt pnblicirte Gesetz durch das neuere
abgeschafft sein würde."

Ja, meine Herren, in der Vorstellung der Stadt Eöln
ist nie und nimmer behauptet worden, daß die Städteord¬
nung von <>0,-> als Gesetz anznseben sei, es ist nur erwähnt,
da,; die Grundsätze der Städteordiinng von ll^>8 resp, die
der Gesetzgebung, welche im Anschluß au dieselbe gegeben
worden, gegeuwärlig »och zur Geltmig kommen.

Wenn die Petition der Stadt Eöln dahin anstrebt,
bessere Zn,iande herbeizuführen, so möchte ich wissen, wärmn
es nichl zulässig sei» sollte, auf die östlichen Provinzen, wo
jene Grundsätze gelten, zu recurrireu.

Dauu sagt dieselbe ArmemVerwaltnng: „Auch mangelt
es cm den übrigen durch dieses Gesetz geschaffem», die pra-
ttl,che Ausfnhruug desselben bedingenden Einrichtungen in
der Rheinprovinz."

Ich muß gestehen, meine Herren, daß ich diesen Satz
uickt gauz verstebe. Iu deu westlichen Provinzen ist der
.pauptnnterMed uur der, daß während in den östlichen
Provinzen an der Spitze ei» Magistrat steht, hier die Vcr^
waltuug in dem Bürgermeister concentrirt ist. Im Uebrigen
sind die Hauptzüge ganz dieselbe» nnd es hat daher dieser
Pastns eigentlich keinen rechten Sin».

Sie fmde» ferner in derfelben Entgegnung der Armem
Verwaltung ans Seite .', folgenden Passus: „Diese Zweige
werden jedesmal von dem 'betreffenden Eollegium richtiger
als von einer uubestimniten allgemeiueu Versammluug von
Wähler!, aufzufassen und nach Maßgabe des Bedürfnisses
zu erledige» sein."

Nnii steht in der Petition der Stadt Eöln lein Wort
davon, dan eine unbestiniinte allgemeine Versammluug von
Wählern die nene Orgauisativu 'der Armeuverwaltnng ins
Ä-ben rnsen soll, sondern es sieht darin, daß die Stadtver¬
ordnetenversammlung mit berufe» sei» soll, um die Armem
Verwaltung ms ^eben zu rufe», und es taun also unmöglich
von einer unbestimmten Versammluug von Wählern die
Rede sein, wenn von der Stadtverordnetenversammlung die
Wahl geschieht. Am meisten muß ich mich aber wundern,
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wen» in einem andern Passus der soge»an>ue»„Entgegmiiig
der Armeuverwalluug" gewarut wird vor coufessiouellei,
Conflicte!!, Anf^ der fünften Seite heißt es öden beim
eyleu Absatz: „schließlich darf hier die Betrachtung nicht
unterdrückt werden, daß das Verkennen dieser hier'vorge¬
tragenen Grundsätze leicht, sehr leicht cmf den doruenreicheu
und gefährlichenWeg der möglichstz» beseitigendencousessio
Nellen Conflicte führt. Bis jetzt ist iu der ganzen Rhein>
pwoinz leine «läge über Verletzung der Parität hinsichtlich
der Armenpflege vorgekommen; wenigstens ist eine solche
«läge bei der Abfassung des (Gegenwärtigen uubelauut
geblieben. Insbesondere' lauu für deu Bereich der Stadt,
gemeinde Eöln auf deu Grund der officielleu Verhaudluugeu
derfichcrt werden, daß weder von katholischen, noch evauge
u,!cheu, uuch indischen Bewohnern über Verweigerung oder
-bertürzimg der m das Bereich der Armenpflege gehörige»
Unterstützungsmittel eine Beschiverde bei der Ariueuverwal.
tung bis jetzt geführt worden ist,"

Meine Herren, die 2tadtverordnetenversammluug von
^olu besteht, wie mir dies ein Mitglied derselben, das auch
^gleich Mitglied dieser hohen Versammlung ist, Hr. Horst,
Mengen wird, aus Mitglieder» aller christlichen Confessionen,
u»d sind i» derselbe» 'die verschiedenartigste» Richtungen
""treten; aber das kann ich constatiren, daß daselbst auch
'Ucht im mindesten an einen Unterschied der Confessivn
gedacht wurde, sondern daß einstimmig die Petition an diesen
Landtag gerichtet worden ist; nnd, meine Herren, ich muß
Wehen, ich war mit Rücksichtans die den Cölnern bekannten
^M>Utnisfe versucht, indem ick diesen Passus las, au den
^ud zu schreiben/,.!','.»!,, N'üo-ni« -,!»,>>.- Doch, meiue
^nreu, h^Z ,^^. nebenbei.
^ Wenn ich mir nuu erlaube,! darf, über die Petition der
stecht (Mn einige Worte zu sprechen, so möchte ick zwei
Hauptpunkte betonen. Der eine ist der, daß die ^tadt
^oln durchaus nichts Besonderes für sich beantragt hat, sondern
Ue beantragt nur dasjenige, was in einzelnen Städten der
^heuiprovinz durch die Gunst der Umstände bereits einge
M't ist, auch bei sich eingeführt zu sehen, sowie eine Gleich
lMung in derjenige» <Irga»isation, die deu slädtisckeuVervcilf',.,' ' — " ^ '^

We!."altnngen der östlichen Provinzen zn Theil gewordeil istir ^ - " ' " ......

^ltung" gefragt wird, ivvdnrck die Stadt Eöln die Mission
nii von Seiten der?r sog. „Euigegnuug der Armenver

, ivodurck die Stadt'Eölu die Mission
^'"lten habe, nicht blos Namens dieser Stadt, sonde...
Samens der anderen Gemeinden der Provinz zu pecitiouireu,
>" anlluorte ich darauf, diese Missiou hat sie zunächstdadurch
"halten, daß sie nicht blos bei sich selbst diese Uebelstäude
""yrgeuommen hat, sondern daß es auch zn ihrer «enntm,;

»"ouunen, daß in anderen Gemeinden gleiche Uebelstände
^walten, und daß die Verbesserungen, die in einzelnen
Städten hervorgetreten sind, eben in Folge der Wahrueh-

uug ^>sn- ^^,^,^^^^ h«^^'i,i^fi,hn ivorden find. Wenn
f!" gesagt wird, andere Städte 'hätten nicht gleiche klagen ge
»>', ?' >d lomnit niir das so vor, als wenn mau einem Kranken,
^M>er nng ,>in ^ndeu klagt, sagen wvllte, da ist anck, eiii
, uuiter, der ist gesund geworden, und klagt nicht. Darf
um der Kraiile nicht eiüru Arzt augeheu?

ein >,?,"" frage >ch, wenn die städtische Verwaltung zn Eöln
«^' "bhülft bewirkenwollte, welchen loyaleren und legaleren
"^.tonnte sie wählen, als den, daß sie sich an das kgl. Staats-
^""Nerium und au den hohen Landtag wandte? An das
^""^Ministerium hat sie sich gewau'dt, weil von diesem
s, Muze Gesetzgebung ausgehen muß; au den Landtag hat

Uch gewandt,' weil es sich hier um eiu provinzielles Gesetz

handelt, nm Abändernng derjenigen Gemeinde resp. Städte-
Ordnnng, die blos für die Rheiuproviuz gilt; und wenn
das Worl Göthe's „Es erben sich Gesetz' und Rechte wie
eine ew'ge Kraulheic fort," nicht anch hier eine Wahrheit
werden svllte, bann uiußte die städtischeVerwaltung diesen
Weg einschlagen. Es blieb ihr nur uvch eiu anderer Weg
übrig, um die Magen der Städte ebenfalls laut werden zn
lassen, sich nämlich erst mit de» anderen Städten und
einzelnen Gemeindebehörden im Einvernehmen zn fetzen.
Aber, meiue Herreu, dieser Weg ist uns weniger angemessen
erschienen. Mir schien die «ache so zn liegen, wenn irgeud
eiu Gebreche,, vorhaudeu ist, so »lag es vou Eiuer Seite
erwähnt werde,!, nnd die anderen 3'tädte werde» zn dieser
Verbesserung gerne zustimme,,.

Nuu möchte ich aber noch einen anderen Pnntt betonen.
Es handelt sich nämlicb bei dem Antrage der Stadt Eöln
in keiner Weise darum, daß irgeud eiu Angriff auf die vor
handenen Stiftungen stattfinden solle; vielmehr diese Stif
tuugeu müsse» für sich bestehen bleiben, wie sie sind : deren Ver
mögen soll znsammengeballen und im Sinne der Stiftung
verwaltet werden: deren Reveuiieu sollen auch ferner nur
im Siuue der Stiftung verwendet werden. Auch hier, meiue
Herreil, bietet die fog. „Entgegnung der Ärmeuverwaltnng"
einen Auhaltspuntt z» einer Beschwerde, Es ist nicht geradezu
gesagt, aber zwischenden Zeilen ist es zu lesen, als ob die
städtische Verwaltung von Eöln ein Gelüste hätte, auf die
Stiftungen einen Angriff zu machen, und dies, meine Herreu,
ist specialisirl, indem man an einer Stelle dieser Entgegnung
der Eonvente nnd deren Vermögen erwähnt, Ich glaube
mich leiner Abschweifung schuldig'zu machen, wenn ich auch
diesen Pnnlt näher berühre, nm zn zeigen, daß die Petition
der Stadt Eöln von einer ganz anderen Ansicht ausgegangen
ist, Iu Eölu gibt es sog^ Eouveute, nämlich Häiijer, iu
denen ehrbare alte Inugfranen und Wittwen Aufnahme
finden. Diese sog. Eonventhänser sind gestiftet durch alle
Urkunde,,, in welchen es gewöhnlich heißt, daß das Hans
oder Hospital gestiftet sei zur Aufnahme vou Beginne»,
zm Aufnahme von gewissen Personen, z, B, bei der Stiftung
von Gereon für die Diener von Geistlichen u. s, w.

Zur Zeit der französischen Revolution ist das Vermögen
der Eonvente den Armenverwaltnngen übergeben worden.
Es war fraglich, ob dies Vermögen nicht als zu religiöse»
Eorpvrationen gehörig anzusehen uud vvn dem Fiscus eiu
zuziehen sei; es ist aber damals geltend gemacht worden,
daß von Vermögen einer religiösen Eorporatiou nicht die
Rede sein töuue, weil die Beguiuen teiiie religiöse Eorpo
ratiou seien, indem sie nicht die bekannte»Gelübde ablegte»,

Nuu, meine Herreu, ist seit der französischen Revo
tion die Angelegenheit in der Weise behandelt worden,
daß mn» die Eonveutshäuser benutzte, um alten ehr
baren Jungfrauen nnd Wittwen eine Wohnnug darin
zu geben, uud ihnen auch diejenigen Spenden zu Theil
werden zu lasse», welche stiftnugsüiähig ihnen gebührten,
aber es hat immer die Anschauung Rann, gewonnen,
daß zum Theil die Stiftung nicht mehr erfüllt werden
könne, indem es keine Beginnen mehr giebt, uud iu
soweit als jene Häuser auch Hospitäler genannt werden,
das beißt Krankenhäuser, deren Zwecke jetzt iu anderer
Weise erfüllt werden und deshalb ist ein Theil der Con-
vents-Nevenücu stets zu anderen allgemeinen Zwecken
verwendet worden. Das ist der Zustand der Dinge seit
der franzosischen Revolution. Aber man Hut iu neuerer
Zeit zu anderen Grundsätzen übergehen wollen, ab-
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weichend von den Grundsätzen, die auch voil der Königl.
Negiermlg aufrecht erhalte» wurden waren und zu denen
sich Männer bekannt haben, die mit der französischen
Gesetzgebung aufgewachsen sind, Ich erwähne von solchen
Männer!, den früheren Oberbürgermeister u. Mhlius und
den Präsidenten der Armeuverwaltuug E. v Groote.
Nun hat die städtischeVerwaltung, nachdem von der
Armenverwaltung andere Grundsätze angenommen sind,
gegen diese Aenderung protestirt, weil die Zuschüsse der
Stadt dadurch bedeutend vcrmebrt werden würden.

Die Armenverwaltnng ist keineswegs darin über¬
einstimmend gewesen wie überhaupt dieses Vermögen
verwaltet werden solle, sie hat zum Theil die Ansicht
ausgesprochen, daß das Vermögen der Lonvente in eine
Masse geworfen werden solle, während von meiner Seite
als Vertreter der Stadt Eöl» bebauptet worden ist, das;
wenn diese Stiftungen als folche zu erhalten sind, dann
müsse für jede ein Etat aufgestellt werde», damit dar¬
nach die Spenden verwaltet werden. Dabei wurde von
mi'. nnd so aucl, von deu Vtadtverorductcn der Grund¬
satz aufgestellt, daß, insoweit das frühere Sliftnngs-
vcrn.öge» nicbt mehr ;» den alten Zwecken verwendet
werden kann, wenn z. V. die Beginnen so wie die
Dienerschaft der Geistlichennicht mehr existire» nnd die
Stadt die Stiftnngszwecke in anderer Weise erfüllt, die
Neuenüen ancb zn anderen Zwecken verwendet werden
können. Die Armenverwaltnng ist aucl, mit jenen An¬
trägen nicht durchgekommen, und ich erwähne dies nur
deshalb, nm zn coustatiren, daß die städtische Verwal¬
tung nicht etwas 'Neues gewollt hat, sondern die Neue¬
rung in der Sache von der Armen - Verwalning aus¬
gegangen ist.

Ich erlaube mir also, »reine Herren, zn wiederbolen,
daß ich zweierlei hervorgehobe» habe, »ämlich daß die
Stadt »ichts Vesonderes für sich zn habe» wünscht, und
andererseits, daß sie weit davon entfernt ist, dem Stif-
tnngsuermögen zu nahe zn treten. Aber, meine Herren,
wenn wir die Frage in Erwägung ziehe», ob die ganze
Organisation der Armeiiverwaltung in der Nheinprovinz
eine Abhülfe nöthig hat, dann innß »lau sich den jetzigen
Zustand derselben vergegenwärtigen.

Man kann für diese Angelegenheit drei oder vier
Gruppe» bilde». Zuerst finden Sie das rechte Nhein-
ufer, de» Theil der Provinz, der nicht unter der Fremd¬
herrschast gestände» hat. Da finde» Sie eigentlich gar
keine Organisation der Armenverivaltnng, sondern ans
früherer Zeit her einzelne Bestimmungen, wie das Ver¬
möge» der Stiftungen verwaltet werden foll, aber von
einer eigentlichenOrganifation ist nirgends die Rede,

Die zweite vorbandeneGruppe ist da.' Vergische Land,
nnd diese theilt sich wieder in 2 Theile, in Bezug ans
denjenigen^Theil, der zn Eleve, und den, der zn Berg
gehörte. So lange in diesem Theil der Provinz die
Fremdherrschaft bestand, hat man sich bcstrebt, die fran¬
zösischen Gesetze cinznführen, und ist sogar eiu beson¬
deres Decret erschienen,in welchem alle die verschiedenen
Bestimmungen, die auf dem linken Nbeinnfer maßgebend
sind, in ein Gesetz zusammengetragen werden. So sollte
mit einem schlage die französischeGesetzgebungaucb
dort eiugeführt werden, und zum Theil ist es aucl)
wirtlich der Fall gewesen. Nun hörte die Fremdherr¬
schaft auf, und seit der Rückkehr dieser Landestheile
nnter deutsche Herrschaft, uuter die Krone Preußen,

wurde durch eine besondere Kabinets - Ordre festgesetzt,
daß die Einführung der französischen Gesetzgebungsistirt
werde; man ließ die Sachen in derselbenWeise bestehen,
wie früher vor der französischen Gesetzgebung. Was
daher die sogenannte Entgegnung der Armenverwaltnng
in dieser Beziebnng erwabnt von den verschiedenen
Vorschriften, die dort im Bergischen gegeben seien, das
hat wenig Gewicht, es ist blos eine der Gesetzeskraft
entbebrende Z»samme»stell»»g verschiedener Verordnnn-
gen. In Bezug auf die Bergischen Lande läßt sich noch
eine kleine Gruppe ausscheiden, nämlich die Städte Elber-
felv, Barmen uud Düsseldorf. Diese sind onrch glück¬
liche Umstände zu einer besondern Organisation der
Armenverwaltnng gekommen,nnd zwar zu einer solchen
welche wir erstreben, dadurch, daß die Städteord»u»g
v. I. 1850 eingeführt war und mau diese bcnntzt hat,
nm die Organifation so zu treffen, wie fie im Interesse
der Gemeinde liegt. Die größere .->. Gruppe ist nun
das linke Rhein-Ufer, wo die französifche«esetzgebnng
gilt. Da, meine Herren, giebt es 2 ,yauptgesetze,nämlich
dasjenige i» Betreff der'Hospital-Verwaltnng uud das¬
jenige in Betreff der eigentlichenArmenpflege', An diese
reiheir sich verschiedene'andereGesetze, Nnn handelt es
sich, »teure Herren, nm die Frage: Ist dieser Zustand
der Gescizgeimng für die Arme» - Berwalt»»g i» der
Rhemprovmz ei» a»gei»esse»er Angesichts der andern
Bestimmnnge», die durch das Gesetz von 1842 und die
Novelle voil 1855 gegeben sind, wodurch de» Gemeiilden
so bedente»de Verpflichtlinge,!auferlegt sind. Wir glau¬
be», daß i» dieser Beziehung eiue Verbesseruug noth¬
wendig ist, »iid deshalb ist der Antrag gestellt worden:
daß der Landtag dazu beitragen möge/daß eine Neor-

anisation der Armcu Verwaltung vor sich geheil mögez.Ich erlaube nur nnn noch Einiges zu erwähnen in Be¬
zug auf deu Antrag des Ansfchnsses, Die Petition
welche die Armen-Verwaltnng zn Eöln an den Landtag
gestellthat, geht dahin, sie dein Königl. Staatsministerium
mit dem Antrage zu überreichen, den beiden Hänsern
des Landtags in der nächsten ^eit ein Gesetz vorznlegen,
durch welchen die bisherige Organisation' der Armem
Verwaltung aufgehoben, und die Selbstständigkeit der
Verwaltung ancb in diesem Tbeile des Gemeinwesens
gesichert werde. Ich bemerke bierbei daß der 'Antrag
auf Ueberweifnng an das Staatsministerinm gerichtet
ich anf 0>rnno de., 5. 4', des Gesetzes vom 27. März
1824, wo es beißt:

„Bitten und Beschwerden der Stände können mir aus
dem besonderen Interesse der Provinz und ihrer einzelne,!
Theile hervorgehen. Individuelle Bitten und Beschwerde»
hat der ^andicig gleich an die betreffenden Bebör"
den oder an Uns „nmittelbar zu verweisen."

Ich bescheide mich jedoch, daß die Bitte an Se.
Maj, den ,^önig gerichtet werde. Der Ausschuß des
Landtags hat jich nun etwas entfernt von dem Inbaltt
der Petltlvn felbst, insoweit, als er sich nicht blos an
diese allgemeine Bitte gehalten, sondern an die einzelnen
Bestim»l»ngen, welche unter Nro. 1 bis U der T>e>"/
schnft aufgeführt sind. Sie sind blos zu dem Zwecke
angeführt, um un Allgemeiuen zu zeigen, daß die Lage
der gegenwärtigen Gemeinde-Gesetzgebungdie Möglich'
keit gebe, daß man ein anderes Gesetz in Bezug aus die
Organisation der Armenverwaltnng erlasse. Ich mochte
also a,l den hohen Landtag den'Antrag stellen, nick)!



Römischer Provinzial-Landtag. Achte Sitzung am 1!). Oetolier 1864.

nach dem Antrage des Ausschusses die Petition an Se.
Mj. den König zu richten, sondern dahin: dein lwhen
Landtage wolle es gefallen, die Petition der Vertreter
der Stadt Köln vom 15. Sept. 1864 Sr. Maj. dem
^'inge mit der Bitte zu überreichen, daß Allerhöchst-
dcrsclbc zu befehlen gcrnbcn wolle, den beiden Häusern
dcs Landtags in nächster'Zcit einen Gesetz-Entwurf vor¬
zulegen, durch welchen die bisherige Organisation der
^rmen - Verwaltung in der Nheinprovinz aufgehoben,
und die Selbständigkeit der Verwaltung auch in diesem
theile des Gemeinwesens gesichert wird.

Sollte aber der hohe Landtag der Ansicht sein, daß
^zweckmäßiger sei, die Vitte nicht so allgemein zu
Itcllm, sondern sich demjenigen anzuschließen, was der
^Uöjchuß beantragt hat, so möchte ich mir ein kleines
^mendement zu dein erlauben, ums der Ausschuß bean-
3'agt hat; nämlich den Antrag: im zweiten Satze unter
/"o. 1 hinter dem Worte ,/Ortsbürgcrmeister" einzn-
Datten „und Pfarrer" ist geborenes Mitglied u. s. !v.
^ch glaube nämlich, daß wenn anck, mehrere Pfarrer
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"» nnem Orte sind, es zweckmäßig ist, wenn sie in der
^nneucoimnission vertreten sind; das macht sich in der
^raris von selbst, daß, wenn in der Versammlung
mehrere Pfarrer vorhanden sind, dennoch jeder nur über
"ne Pfarrkinder spricht. So wird es übrigens ander-

""Us gebalten. Princivaliter erlaube icb mir vor allen
fingen vorzuschlagen, den Antrag in der Allgemeinheit
l^"zuhalten, wie er in der Petition der Stadtverwaltung
^n Köln aufge'nonnncn ist.

^ . Kleine Herren, ich kann es nicht genug bervorhebcn,
N? die Stadtverwaltung von Eöln durchaus nichts

"ondcres haben will, nnd daß sie in gar keiner Weise
,' der,«age war, für sicb etloas Besonderes zn ver-
m>gm. ^^,„„ ,^ ^,^^ ^^>o^a„isation verlangt, so hat

^> «c mir herbeizufübren gewünscht dadurch, daß die
^Mmsation der Verioaltnng in der ganzen Provinz
j ""0"'t »vird. Mr die Stadt (5öln hebe ich nochmals
da<- ^ ^"^' "^' daran, gedacht worden ist, irgendwie
d"/ Stiftuugs - Vermögen anzugreifen. Insofern also
N<^ M'ch Bedenken daran geknüpft hat, kann ich diefe
von I"' »viderlegcn. Denn, meine Herren, ich bin immer
scl'lw Ansicht ausgegangen, die Armcnverwalt>,ng ist
ihr!,> "big, sie ist Vianncs genug, um Eingriffe auf
s,,i^^nuügen zurückziüoeifen, und ich vertraue andcrer-
lität '-^ ^^"'"^ die städtische Verwaltung so viel Loya-
auZ
das
lrau^

^.^ ^nn^i-^^waltuug so etwas zuließe, oder wenn die
UwhalUät der städtischen Gemeinde irgendwie in dieser
h.,'/")liug Angriffe machen wollte, sich nicht wird ab
""m lassen, dem Gesetze Geltung zu verschaffen.

.^ ""U überall dw jtädttjcbe Verwaltung jo vut^opu-
"n u„d Nechtsgefühl in sich hat, daß sie nie die Hand
strecken werde nach fremdem geheiligten Vermögen,
' 3» bestimmten Zwecke» dienen soll. Endlich uer-

d,ü ^ "h, daß die .^önigl. Staatsregierung, wenn auch

von der Heydt: Indem ich den
des Vortrag.es des Hrn. Abgeordneten für

c!M> ^"' l!"viß ein von 'uns allen°mit Interesse gehörtes
i,h« "'^ Plaidoyer gegen die Armenvenmltnug enthalt,
^ !M,o, klaube ich mir zunächstIhnen meinen persönlichen
„," ndpuMt zu dieser Angelegenheit mit wenigen Worten
von ^"len. Ich glaube/ daß ein solches Gesetz, wie es
M^ ' ^iajestät erbeten werden soll, wenn auch noch ,o

"'""ßig abgefaßt, doch immer nur den mechanischen

6öl,

^ Theil der Armenpflege regeln würde. Nach meiner Neuer
zeugung sollte die Armenpflege nicht beruhen auf einem
Gebote der Obrigkeit, sondern, weil sie eine christliche
Pflicht darstellt, oon Rechtswegen der Kirche angehören, durch
die Organe der ilirchenverwaltung, nnbeirn und selöslständig
von der bürgerlichen Behörde verwaltet werden. Weil wir
aber hier mit gegebenenGrößen zu rechnen haben, so gehört
diese Anschauung jetzt nur in das Gebiet der frommen
Wünsche, uud deshalb ist in diesen, Berichte davon keine
Erwähnung geschehen.

Was min den beantragten Zusatz hinsichtlichdes OrtS-
Pfarrers betrifft, so könnte er in dieser Fassung wohl nicht
zugelassen werden. Wegen der verschiedeneu Eonfefsionen,
und im Hinblick ans einzelne Städte, wo die Pfarrer in
so großer Zahl vorhanden sind, würde es immerhin einer
genaueren Präcisirnng bedürfeu, welcher oder welche vou
diesen Pfarrern das Recht haben sollen, geborene Mitglieder
der Armenoerwaltnng zu sei». Es kann unmöglich die Ab'
ficht sein, sämmtliche Pfarrer in die Verioaltnng aufzu¬nehmen.

Ich würde also jedenfalls das geehrte Mitglied für Eöln
bitten, dies etwas näher zu präcisiren, in welcher Weise er die
Theilnahme der ztirchenbehördenverwirklicht zu sehen wünscht.
Principiell habe ich meinerseits nichts dagegen einzuwenden,
uud auch der Anssuuß wird, wie ich glcmbe, damit einver-
standen sein,

Abgeordneter Frhr. v. (Hevr-Hcliweppenbul<l
Meine Herren, es liegt nus eine Petition vor von dem
Bürgermeister nnd den Stadtverordneten der Stadt Eöln,
die den Zweck hat, die Uebelstände, welche in dem Arme»
wesen bestehen, zn beseitigen, um da, wo unzweckmäßige
Bestimmnngen bestehen, diese dnrch zweckmäßigerezn ersetzen.
Um mm zu einem guten Ziele zu gelangen, scheint es vor
alle,: Dingen nöthig, daß wir die bestehenden Verhältnisse
der Armen Verwaltung vorher ins Auge fasse», nnd aus
den factischen Verhältnissen untersuche», wo Uebelständesind,
nnd ob die vorgeschlagenenMittel geeignet sind, diese Uebel
stände zu beseitigen,' oder ob nicht am Ende die borge
Magmen Mittel, uns neue Uebelstände schaffen können.
Ich halte mich zunächst an die Verhältnisse der großen
Städte; es haben in der Commission, in welcher nur
Petitionen von Städten vorhanden waren, nur die Verhält¬
nisse der letzteren in Erwägung kommen können, und nament
lich sind dort nur die Verhältnisse der größeren Städte
maßgebend gewesen, weil da auch die Uebelstände am meisten
ins Änge fallen.

Das Armeinvesen besteht wesentlich ans zwei Theilen,
der Verwaltung des Armen-Vermögens, und dem Unter-
stübimgs - Wcsc», Das Arme» - Vermöge» ist i» den ver
schiedensten Zeiten entstanden und demnach auch zusammen¬
gesetzt.

Es besteht nicht allein ans speciellen Stiftungen, sondern
auch aus Schenkungen, aus eigenen Erwerbungen der Ar-
nieiwerwaltnng, es besteht ferner aus theilen, welche aus
geistlichen Stiftungen hinzugekommen sind. Ans alle diese
Theile des Armen - Vermögens hat die ^tadtgemeiude lein
Eigenthnmsrecht, es ist das specielle Eigenthnm der Armen
Verwaltung, uud ich bin der Meiuuug, daß auch bei der
neuen Gesetzgebung man davvn ausgehen muß, daß nicht
allein die speciellen Stiftungen, sondern das ganze Armen-
Vermögen gegeil eine Verschmelzung mit dem Gemeinde-
vermögen gesichert wird. Man muß nicht glauben, daß
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dieser Bemerkung eine »»begründete Be^orgniß zn Grunde
liegt. Die Erfahrungen ans der Vergangenheit haben nns
vielmehr gezeigt, daß solche Grundsätze in den Bestimmungen
über die Verwaltung des Armen-Vermögens nothwendig sind.
In früheren Zeiten hat in den freien Reichsstädten Eöln, Aachen
!c, allerdings eine derartige Verschmelzung stattgefunden-,
das Armen Vermögen wurde damals durch die Gemeinden
mit verwaltet. Das Kapitalvermögen floß in bedrängren
Zeiten in die StadtHassen und die Studie wurden dadurch
Schuldner ihrer Armenaustalten, Schließlich ist es dahin
gekommen, daß durch die französische Gesetzgebungdie sämm,
liche» Schulden, welche die Städte gegen ihre Armen
ausialten hatten, annullirt morde,: sind, das Ecipiraluer
mögen war, soweit es in die städtischen lassen geflossen,
verloren. Das, meine Herren, sind Erfahrungen, die man
sich recht znr Warnung dienen lassen muß.

Man wird sich wohl zu hüte» habe», die Möglichkeit
der Wiederholung herbeizuführen. Die Verwaltung des
Armenuermögens war bis jetzt, unter der Aufsicht der Kgl.
Regierung, ick spreche ans eigener Erfahrung, eine gnt'e;
die Armen Verwaltungen sind angehalten worden, als
gute Hausväter das ihnen anvertraute Vermögen zn ver
walten.

Es haben allerdings anch hier manche Uebelstände be
standen, von denen es wiinschenswerth ist, daß fie beseitigt
werden. Die Oberaufsicht der ^önigl. Regiernng dehnte
sich in vielen Fällen wohl weiter ans als es nöthig war,
so daß es denjenigen Persvnen in der Annen. Verwaltung,
welche ihre Thätigkeit diesem Zweige des öffentlichen Wohles
widmeten, mitunter leid gemacht wnrde', ein solcher Uebeln
stand laßt sick aber leicht beseitigen, Für alle Fälle müssen
aber die Bestimmuugeu so gefaßt werdeil, daß eine Trenuuug
des Armen - Vermögens vvn dem städtischen Vermögen für
alle Zeilen gesichert ist.

Es ist nun der Petition der Stadt Eöln eine Deut
schrift als Anlage beigefügt worden, welche auch dem
Ministeriv zugegangen ist- in derselben find sechs Punkte,
welche ich nnr so habe auffassen können, daß sie eine Er¬
läuterung sein und aussprecheu solle», wie die ^tadt Eöln
ihren Antrag ausgeführt zn seheu wünscht.

Der erste Punkt, gegen den ich mich schon soeben erklärt
habe, ist der, daß die ganze Verwalluug des Armenwesens
durch die Gemeindebehörden nach den Gesetze» über das
Gemeindevermögen erfolgen soll. Hiernach würde also die
Möglichkeit der Verschmelzung des Eapitalvermögens mit
dem städtischen Vermögeil entstehe». Ist dieser Anstoß be^
scitigc, dann wird eine Einigung über die anderen fünf
Punkte nickt' schwierig sein. Ich glanbe, daß die Vvrschläge
der Eommission alle'Uebelstände beseitigen, welche jetzt mit
Recht ans die Verwaltung vorgebracht werden können. Die
Armen - Eommission soll durch die «Gemeinde Vertretung
gewählt werden; das ist eine Bitte, die ich für sehr billig
halte, obschon ich nach den gemachten Erfahrungen leinen
besondern Werth darauf lege. Die Armen Verwalt,ingen
sind Eommissionen, die ohne irgend einen Ersatz für ihre
Bemühungen ein sehr mühsames Amt verwalten. Sie
machen der itönigl. Regiernng zum Ersatz für die aus-
tretende!! Mitglieder Vorschläge, und es liegt in der Natur
der reiche daß sie sich übrigens nach Persönlichkeiten umsehen
von deren Brauchbarkeit sie überzeugt siud. Bei deu Wahleu
durch den Gemeinderath wird es sich ungefähr eben so
hcransstellen. Wenn die Armen-Verwaltungen so gestellt
sind, daß sie das Vermögen mit einiger S'elbststän'digteit

verwalten, dann werdeil die Gemeinden auch die geeigneteil
Persönlichkeiten zu finden suchen. Wenn nnn die Armen
Verwaltung einer Eontrolle nmerworfen wird, sei es von.
der Gemeinde Verwaltnng oder von der Regierung, die sie
nöthigl, das ihnen anvertraute Vermögen als guter Hans^
vater zu verwalte», dann glaube ich, befindet sich dieser
Zweig des Armenwesens in einer gnlen '^age

Der ander" Zweig ist das Uulerstützuligsweseu, und
da trete ich dein Herrn Abgeordneten ans Eöln vollständig bei,
da sind Uebelstände,die durchaus beseitigt werden müssen. Das
Gesetz vom Jahr l-U^ spricht in dürren Worten die Ver-
pflicbtuug der Eivilgemeiudeu zur Unterstützung ihrer Armen,
aus. Ich balte es überhaupt für eiu Uebel, daß eine solche
Vervfllchtuug gesetzlich ansge,prochen wird.

Ich bin zwar sehr weit davon entfernt, eine solche
Verpflichtung überhaupt zu bekämpfen, denn es ist eine
Ehristenpflicht, daß mau für seine Armeil sorgt, und ich
weise es weit ab oon mir, daß diese Pflicht nicht in vollem
Maße geübt werde. Es ist aber eine andere reiche, ob
gesetzlich eine solche Verpflichtung bestehtund der verpflichteten
Stadtgemeinde gegenüber den Armen ein Reckt ans Unter
sliitzuug zusteht. Das siud Bestimmuugen, die zu große»
Uebelstände,, führen tonnen. Es führt das zunächst dahin,
daß die Organe der Armen Verwaltung auch die Ver-
pflichtnng der Ttadlgemeinde im Ang'e haben, und
daß sie aus dieser Verpslichruug deduci'ren können n»d
theilwcise ancb dednciren, daß sie sich nach den Bestii»
luungen der Stadtverordneten ^ Versammlung nicht z»
richte,! haben, sondern mehr ihre eigene Ueberzeugung znw
Maßstabe nehmeu müssen. Sie oerfiigeu dabei über Gelde,'
der Gemeinde, ohne daß diefe dagegen etwas thun kann,
uud schließlich kommt die ^ache soweit, daß die Armen-
Unterstützung die Kräfte der t^emeinde übersteigt.

Der Begriff von „arm" kann sehr verschieden aus'
gelegt werde,, uud weuu man dadurch dahin tommi, daß
der Tagelobn ans öffentlichen Mitteln ergänzt, das nia»
dem Manne dessen Tagelohn nicht so groß ist, nm eine
Familie eruähren zu können, deuselbcü aus öffentliche"
Mitteln vervollständigt, so ist das eiu großes Uebel, M
bin der Meinung, daß der Mauu, welcher fleißig arbeitet,
iu gewöhnlichen Zeiten durch 'eine Arbeit auch die Mitt"
habe» muß, seine Familie z» ernähre». Wen» man ab"
die Mttel daz», die durch die Arbeitgeber uicht in h'^
reichendem Maße den Arbeitenden gewährt werden, ",<-'
öffeutlicken Mitteln vervvllstäudigt, 'so thut man etwas,
was dem öffentliche» Iiiteresfe 'uud dem der Gemeinde
wobl nicht förderlich ist. Mau lann auch die Unterstützung"'
sehr verschiedenbemesfen. Wir habe» eben von dem H"'"'
Oberbürgermeister aus Eölu gehört, daß dort einer Anzal?
Persoueu Untrrstützuugeu gegeben werde,!, die derselben »>°>
würdig uud bedürftig siud. Es muß alfo bei den beantragt"
Vorschriften über das Unterftützuugsweseu der <>'e,nei»d"
das Mittel gegeben werden, den bestehenden Uebelstän?"
entgegenzutreten, Fragen wir nns uuu, wie wird in d"'
größeren Städten jetzt das UnterstützungSwcsen geleitel u»^
wie wird den zur Sprache gebrachten' Uedelstäudeu abg>
holst» werden tonnen? In Aachen und Eölu besteh"'
belspielswcise Armen - Evmmissionen, - ° ich weiß nB'
wieviel Mitglieder die Armen - Eommission in Eöln >M
— in Aachen hat sie 18 Mitglieder. Davon habe» ^
die Verwaltung des Vermögens und D das Unterstütz»"^,,

, wcsen zu besorgen. Es liegt auf der Hand, daß in ei»e
l großen Stadt, wie Aachen ist, wo 15—^0,000 Me»M
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Anspruch auf Unterstützung mache,,, diese 9 Personen nu-
möglich alles das besorgen tonnen, was nothwendig ist.
^s si„d also Bezirtsvereine als Organe der Armen-
"Moaltnng eingerichtet, in jeder Pfarre einer ans 4—5
Mitgliedern bestehend. Diese Bezirtsvereine sind als
Organe der Armen-Verwaltnug mit der Vertheiln,,«, der
"nterstntznngen beauftragt, ihnen steht die Verfügung'über
°lc Beiträge zn, die die Gemeinde aus ihren Mitteln für
°" Unterstützungen ^cbt. Die Mitglieder anderer Vereine
' no iu fortwährender Berührung mit den Armen, sie
!«yen immer deu leidenden gegenüber und da ist es
M'z erklärlich, das, sie häufig veranlaßt find, aus offene
ucyeu Mitteln Untelstütznngen zu gewähren, die sich nicht
lechqertigcn lassen, die der Privatmann wohl gebe» kann,
">c aoer. aus öffentlichen Mitteln zu geben, nicht gerccht-
l"ngt erscheint. Es ist anßerordeutlich schwierig, geeignete
PN'louen fj^. ^,^^.„ ^^^.^ ^ Armenwesens' zn finden,
^^^'hnlich steht die Sache io, daß ein Mitglied in dem
greine sich der Besorgung unterzieht nnd' die andern
"Mi nur beipflichte!,. Es scheint nun aber docb vollständig
gerechtfertigt, wenn die Gemeinden verlangen, daß die
^dahl dieser Vereins-Mitglieder ihnen überlasten ist! daß

Wenigen Personen die init einem io großen Theile der
^eiueiude-Eiutüufte schalten und walten' können auch der
"eineuide gegenüber oeranV . ___ ntwurtlich sind, nnd von dem

orstaude ihre Instruetioncn erhalten.
.„ Wir unsererseits können im Allgemeinen nur Grund-
lu«e ausstellen, „ach dcneu wir glauben, daß das Gesetz
, °nniri werden solle; Einzelbcsliinniungcn vermögen wir
> öt mcht zu treffen, es würde auch dazu die Zeit zu kurz
liess ^ glaube daß die Vorschläge der CommissionAlles
e», - ?' '""6 in dieser Beziehung erforderlich erscheint und

"psehle )i)„eu die Annahme dieser Vorschläge.

^abgeordneter Berber, Die Ansicht, welche der Herr
rn'eter für Eöln ausgefprocheu, theile ich im Allgemeinen.

c„n i '"' ^^rgi,cheu sind schon längst im Besitze der Einrict>
die.'^ '^^^^ '-''"^ ^"' Antrag angestrebt werden sollen,
deü^ch bei uns überall als nützlich bewährt haben. Bei m,s
l,ens " ^'lber nur kirchlicheArmenverwaltnngeu, die Kirche
dafür "^" "^^ '"^'^' ^'^' -'-'''"cht,n»l die erforderlichenAiittel
^,<' aufdringen zu können, die Verhältuifse hatten sick ge^
griff '"^ ^ "lußte überall auf die Gemeinde znrüctge>

!'/ lmd bürgerliche Verwaltungen eingeführt werden-
M 'elbstredend, das, wer die Mittel für die Ver-

^stn ^,,^ bürgerliche Verivaltnngen eingeführt werden
Pfle, >^bstredend, das, wer die Mittel für die Ver
der, ,/'^ der Arme,! aufbringt, anch die Verwaltung
liche «" ^'"^'"' "'"ß- Die Kirche verwaltet das tirch-
Ii„,,,""'ueuvermögen, die bürgerliche!: Ärmenvcrtval-
Äeo'^. ^"l.'e„ «der, biervon abgesehen, überall eine
Mi.x 5,'.^ gen'onnen, das, sie die'Gemeinde uicht inehr
sti,,'',,,"'Hand geben kann. Zu einer gedeihlichen Wirk-
^,,,.„, , >!t aber eine möglicl'st freie Bewegung in der

"unltung durchaus erforderlich.
Huscib"?. ^"^ ^^'u ^"-"l Herrn Bachem^vorgcschlage»eu

spiele anführen wollte, so lönnte ich Ihnen Gemeinden
nennen, worin die Armcuverwaltnug ans ü Personen
besteht, zu denen noch ^ Pfarrer ans .'! verschiedenen
Confessionen tominen würden, wenn der vorgeschlagene
Ansatz zum Gesetz erhoben wäre. Niemand wird aber
mir Erfolg bestreuen können, daß mit einer so zusammen¬
gesetzten Ärmenverwaltuug nicht mit Nutzen uud Frieden
das Ziel zu erreichen ist, das die Pflege der Armen
überall als Bedürfnis; erheischt. Ich muß mich daber
für Ablehnung des vorgeschlagenen Zusatzes auosprecheu.

Abgeordneter Vaum: Die Organisation der Armen-
verwaltimg in Düsseldorf schließt Üch den Anträgen des
Äiisschusses volltomnien an. Man ist hier mit der Ver¬
waltung sebr zufrieden. Der Bürgermeister ist gewähltes
Mitglied dieser Verwaltung; sie wird überhaupt c
deu Stadtverordnete,, gewählt; und
Beziehung keine Klagen vorgekommc,.. ^« ^l,i

'wohl empfeblen, daß der Bürgermeister geboreues
glied der Verivaltung sein soll.

Wir gebe» Seitens der Stadt ansehnliche Zuschüsse,
im Betrage von ungefähr 4?,««»!» Tblr. Die Eapitalien
der Armenuerwaltnng Iverden streng von de» übrige»
gesondert erhalten und beaufsichtigt. Die Armexpflege
n»dct i» W Bezirke» statt und stvar durcb den Hinzu¬
tritt von gewählten Vürgern, die sich dieser Pflichtunterziehen.

Indem ich mich den Anträgen anschließe, gla»be ich,
daß dao erste A»ie»deme»t, ein Ärmeugesetz zu erbitten,
ivohl zn allgemein gefaßt ist. Es müsse» jedenfalls
Grnnozüge angegeben werde», »ach welche» dao Gesetz
gefertigt werde» soll.

Was das z»veiteA»!e»deme»t anbetrifft, so glaube ich,
daß der Hinzutritt der Pfarrer nicht wünfcbenvwerth ist.
Sobald dies geschieht, werde» alle Religionsbekenntnisse,auch die Ifraeliteu, mit '"
ibrer Vertreter wünschen,

Kiupt aus
sind in dieser

Es läßt sich
Mit-

bure?. ^"^' iuonach nämlich die Ortspfarrer" ge¬
ölten,

freiu^^^/^«'wnltung '"'^ dadurch ein kirchliches und
"v Element gemifcht, das nicht zu ihrem Nutzen

su >,,,. -"utglieder der Är,nen-Ver>ualtnngen sein
blir,i, ,-' /^' di^'c Neuerung für sebr bedenklich. .'>

KZ"' wird. Auch jetzt sind die Pfarrer Mitglieder
Htim^!"^"'waltuugen, aber blos mit einer berathenden
rn„„,..^' ihnen eine größere Wirksamkeit dabei einzn-räume.

halte ich für sehr gefährlich. Wenn ich Bci-

zleicheni stecht den vinzntritt
n.

Durch Anhäufung von geborenen Mitgliedern wird
einerseits die Verwaltung erschwert, und andererseits
,ver0en die eonfcsstonellen Nüchstchten, welche leichl Miß¬
stände erzengen, hervortreten.

Ich bitte also, es bei dem ersten Antrage des Aus¬
schusses,bewenden zu lassen.

Abgeordneter Blicken»: Ich stimme im Allgemeinen
der Ausführung des Herrn von Gcyr bei, daß man
nnterscheiden müsse zwischen Verwaltung des Annen-
Vermögens und der Armen-Unterstützung. Ich habe
aber weder iu der Denkschrift, noch heute behauptet,
daß die Verwaltung der Stiftungen nicht eine besondere,
eine für sich besteheude sein solle! Aber, meine Herren,
es ist zu beachten, das, die Ncvennen des Capital-Ver¬
mögens ihrer Stiftung gemäß verwendet werde» müssen;
und in dieser Bestehung ist es wünschenswert!), daß
diese Verwendnng anch von solchen Personen mit in
die Hand genommen werde, welche überhaupt für das
Unterstützungswesen sorgen. Ist dies nicht der I-all, so
erwachsen Nachtheile.

Nun wird'behauptet, daß es ein Uebelstand sein
könne, wenn sämmtliche Ortspfarr^r in der Ärmen-Eom-
mission seien. Ich mnß bemerken, daß ich in dieser Be¬
ziehung qegentheilige Erfahrungen gewonnen babe. >V0
viel scheint mir richtig zu sein,' daß die Ortspfarrer zur
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Mitwirkung bei der Armenpflege berufen werden können.
Doch müssen wir uns hierbei nicht auf de» Staudpuntt
stellen, den die Armenpflege früher hatte.

Unsere Armenpflege ist seit dem Iabre 1«4^ ciuc
ganz andere gewordeii, als sie früherhiu war. Das
gan^c Armeuwesenwar früherm den banden der Kirchen¬
gemeinde; es muß aher nothwendig die Mitwirtung der
Civilgemeinde eintreten, da sich jetzt die Verhältnisse
geändert haben. Die nene Gesetzgebung,namentlich das
Gesetz von t842, hat die Verpflichlnng der Gemeindeu
zur Armenpflege in specieller Ameise anerkannt uud so¬
bald diese Gesetzgebung eingetreten war, mußte »oth-
wen dig das Feld der bürgerlicken Armenverioaltnng ge¬
schieden werden von der konfessionellen, letztere möge
immerhin nach wie vor ans ihrem Gehietr Wirten. Wenn
gleich nichts überflüssig oder doppelt geleistet werden
soll, so muß diese Trennnng doch gehandhabt ioerden.
Wenn die Civilgemeinde, sei'es auch nnter Mitwirkung
der Ortspfarrer, das Uuterstützuugswesen in der Hand'
hat, so entwickelt sich ein ganz anderer Geist in der
bürgerlichen Armenpflege; und die Herbeiführung dieses
andern Geistes soll eben der Zweck der Reorganisation
sein.

Meine Herren, das was ich sage, hat sich bereits
anderwärts bewährt. Ieb brauche unr auf die Nachbar¬
städte, zu verweise», welche Erfolge es in Clherfeld, Bar¬
me,!, Crefeld, Düsseldorfgehabt hat. Dort ist eine wesent-
lich bessere Arinenpflege, namentlich hezüglichdes Unter-
stnlmngsU'esens, erreicht worden, während das Gebiet
der christlichenArmenpflege unberührt bleibt. Das Ge¬
biet der christlichen Armeupslege ist ein altes; die Grund-
sätze derselben werden immer, ü'ie bisher, hestehen bleiben.
Hier handelt es sich aber nm das (Gebiet der bürger¬
lichen Armenpflege; für diese soll ein bessererWeg'be¬
reitet werden. Das ist aber nur möglich, wenn die ein¬
zelnen Bürger angegangen werden, zu prüfen, ob und
in wie weit Unterstütznngennothwendig sind. Der Bürger
Prüft besser, als mancher andere, weil er weiß, daß
hierhei die Stenertraft der Bürger herangezogen wird,
dazn ist also die Reorganisation nothwendig. Daß sie
da, wo sie stattgehal't hat, einen gnten Erfolg Halle,
darüber belehren uns so manche Städte.

Icl' glaube aber, daß es praktisch sein wird, »nenn
die Ortspsarrer ihr Gnlachten bei einzelnen Unlerstntznngen
abgeben; sie werden über die Würdigkeit der einzelneu
Pfarrkinder, st>wie darüber, ob nnd welche Unterstütznng
sie ans kirchlichen Mitteln erhalten, Anstunft zn gehen
hahen, damit die bürgerliche Verwultnug in speciellen
Fällen ermessentonne, wie weit sie bei Unterstütznngen
einzuschreitenhabe.

Abgeordneter Hcliult: Ich bin der Meinung, daß
der Ausschuß den richtige,'.Weg eingeschlagenhat, er
gibt m, daß (5üln in der Verwaltung' des Armenwesens
Mängel hat; er hat aher vermiede!», deshalb ein voll¬
ständiges Gesetz hinzustellen, sondern er hat nnr die
Grundzüge zu einem künftig zu erlassenden Gesetze auf¬
gestellt. Für das platte Land ist dies weniger noth¬
wendig. Wir hahen eine geregelte Armenverwaltuug.
Die Mitglieder der Verwaltn»« werden dnrch den Land¬
rath ernannt und damit tonnncn wir auf dem Lande
gut ans. Wir haben übrigens auch kein großes Ver¬
möge» zn verwalten.

Um nun aber dem Antrage der Stadt Cöln Genüge
zu leisten, hat der Ausschuß Grundzüge eines Gesetzes
entworfen, welche mir ganz richtig zu sein scheiue».

Daß eine eigene Verwaltung des Armen-Vermögens
in großen Städten nothwendig ist, ist bereits ausführlich
erörtert worden; ich glaube daher davon Abstand nehmen
zn können. In jeder großen ^tadt wird der Bürger¬
meister mit der städtischenVerwaltung die Hände voll
haben und es wird geniigen können, daß der Bürger¬
meister geborenes Mitglied der Arnien-Verwaltung'ist,
und die Mitglieder derselbenvon der Gemeindevertretung
gewählt werden.

Ich glanhe, eine jede große Stadt hat die Mittel
in der Hand, wenn der Bürgermeister gelwrenes Mit¬
glied der Commissionist nnd wenn die Gemeindevertrcter
die Commission wäblen. Bei einer so großen Verwal-
tuug wird eine Persou allerdings vollständig in Anspruch
genommen. Daher schlage ich vor, daß Sie dem An¬
träge des Ansschnssesbeitreten.

Abgeordneter GonKeni Ich bitte nm Entschul¬
digung, daß ich, nachdem die Sache schon vielfach er¬
örtert worden ist, das Wort ergreife; ich tlmc dies als
Mitglied des Ausschusses, um' dessen Antrag zn ver¬
theidigen. Herr Bache», hat im Eingänge feines Ver¬
trags darauf anfmertfmn gemacht, daß der Hinsschnß
gewissermaßen über sein Ziel binausgehe, der Antrag
der Stadt Cöl» besage »ur, ma» möge ei» Gesetz über
eine anderweitige Organisation des Ärmenwcsens vor¬
legen, worin die Se'lbstsländiqteit der Verwalumg als
Grnndsatz aufgestellt werde. Die derPelitiou beigefügte
Denkschrift enthält sechs Grundsätze für die lünftige
Organisation des Armenwesens; deshalb' müßte der
Ausschuß auch die Grundlage dieser Denkschrift einer
Prüfnng unterwerfen. Ann ertanhe ich mir, hervor¬
zuheben worin die beiderseitigenAnträge sich nach meiner
Ansicht am meisten unterscheiden. Die Denkschrift sagt
Pos. > „die Verwaltung des ganzen Armenwesens er¬
folgt dnrch die Gemeindebehörden nach den Gesetzen
über die Verwaltuug des Gemeiudcvermögens" Bei
Annahme dieses Grn'ndsatzes wird die Armciwerwaltnng
zu einer Gemeindeverwallnng, besonders, wenn nach
5. '.' eine besondere Commissiongemäß tz 5>4 der ^tädte-
ordnnng für die Verwaltuug des I'.rmenwesens ge¬
bildet werden soll, nnd dieser'ij. spricht ans, daß für
einzelne Theile der Gemeinde'-Verwaltung besondere
Commissionen nnd Ansschnssegebildet werden tonnen.
Also, meine Herren, dieser i>. in Verbindung mit der
Pos. 1 besagt, daß die Armenv'erwaltnng gewissermaßen
eine Gemeinde-Verwaltnng werden soll.' Ich sehe nicht
ein, warum uicht eiue andere Verwaltung nebe» der
Gemeinde-Verwaltung ins Leben treten soll, nm die
Interessen der Armen-Verwaltnng nnahhängig von der
Gemeinde-Verwaltnng wahrzunehmen. In Pos. ^ wird
schon darauf aufmerksam gemncbt, was aus der Bestim-
muug der Städteordnuug von selbst erfolgt, daß an der
Spitze dieser Gemeinde- Commission der'Bürgermeister
stehen soll, der sich durch seinen Beigeordneten'vertrete»
lassen tonne, nnd hierans folgt nach »'.einer Ansicht
»nieder,wie sehr nach diesen Vorschlägen die Gemeinde«
Verwaltung iu Heu Bereich der Armen - Verwaltung
hinnbergreisen soll. Dagegen schlägt der Ausschuß
vor, es möge ein Gesetz erlassen werden, nach wel
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chem eine besondere Commission geivählt »'erde durch
die Stadtverordneten - Versammliiilg. Cs ist hierdurch
eiu freier Spielrau,» gebliebeil, daß eine Commissiou
Mlders gewählt werde, als wie sie nach der Städte-
ordnnng gebildet werden muß, wo ihre Zusammensetzung
genau bestimmt wird. Warum an die Spitze einer
solchen Commissionnothwendig der Bürgermeister treten
soll, vermag ich nicht einmschen. Der Alisschußdagegen
schlägt Ihnen vor, den Bürgermeister als geborenes
Mitglied eintreten zu lassen, überläßt aber der Com¬
missiou , sich den Vorsitzendenselbst zu wählen. Was
bereits Herr Schult gesagt, trifft vollständig in großen
Städten zu, daß'nämlich die Bürgermeister mit so vielen
anderen Äugclegenheiten überhäuft sind, daß sie der
Armeu-Verwaltung die nöthige Fürsorge und Aufmerk¬
samkeitnicht schenken können, besonders wenn diese, wie
in den großen Städten, über cm ganz bedeuteudes
Vermögen verfügt. Die Sache betrifft nicht blos die
großen Städte, soudern auch das platte Land. Sie
wissen,daß nach der Gemeindeordnnng vom ^ahr l^ll»
der Gemeinderath gar keinen Einfluß ans die Wahl des
Bürgermeisters hat, iudem dieser von der Regierung hin¬
gestellt wird; Sie wissen auch recht gut, daß oft ganz
frenldartige Clemente in die Gemeinde hineinge>oorfeu wer-
den, versorgungsbcrechtigte Militairs und Personen, die
häufig den Wüufcheuder Gemeindegar nicht entsprechen.
Warum soll nun eine (Gemeindeeiuen Mann, den sie
vielleicht für ihr Grmeindewesengar nicht wünscht, nnn
auch noch nothwendig au die Spitze der Ärmenverwal-
tnng gestellt sehe» müssend >^si der Bürgermeister über¬
haupt' dazu geeignet, dann bat es die Commissionin
der .Hand, ihn zum Vorsitzenden zu wähleu, ist der
Mann aber nicht dazu geeignet, dann wird es besser
sein, wenn der Bürgermeister nur geborenes Mitglied
bleibt und einfach mit zu berathen und abmstimmen
hat, die Leitung aber in andere,! Händen liegt. Ich
erwähnte vorhin, daß die Sache auch für das Platte
Land ihre Bedeutung babr. In den Vorschlägen der
Stadt (5öln, wie auch in denen des Ausschusses, finoru
Sie eineil 8, wo es heißt: „Für die Verwaltung des
Armcuvermögens sind die, für die Verwaltung des Ge-
uicindevermögeiis bestehendenVorschrifteil maßgebend."
i)ie Gemeindeordnung sagt: „In Begebung auf das
Armenwesen, das Schulwesen und in Poli',eiangelcgen
halten sind die Beschlüssedes O'emeinderatbs nur Gut¬
achten uiid bedürfen der Genebmigung der vorgesebten
Königs. Behörde." Kommt nun die hier vorgeschlagene
Nestuuiiluug nicht hiueiu, so wird es auf dem platteil
Laude dabei verbleibe», daß die Armenuerwaltuug keiuen
^cfchlnß ausführeil kauu, der ilicht vorber die Geneb-
'»igling der Bebörde erhalte» hat. Wenn also ;. B.
tt>uas'reparirt oder verpachtet werdeil soll, muß vorher
die Genchungnng eingeholt werden.

Nun vermochte der Ausschuß nicht einzusehen, in
welcher Bezielmug auf das Ärmcnwesen die Gesetzgebung
nicht eine ebenso freie Stellung einnehmen soll als in
Aeziehung auf das Gcmcindewescnund deshalb ist der
Paragraph hineingesetztworden.

Was die Stiftnnaen betrifft, so hat Herr Ober¬
bürgermeister Bachem schou ausgeführt, daß es nicht in
der Absicht des Gemeinderaths gelegen hat, in dieselben
anzugreifen. Ich kann Ihnen nur empfehlen, oem An¬
nage des Ausschussesbeizutrclen.

Abgeordneter Himono Voi» Standpunkte der
Landgemeinden ans liegen, soweit meine Erfahrungen
reichen, keine dringenden Grüude vor, eine audenoeitc
Organisation der Är»ie,lgefetzgebu>lg zu iviiusche,!, »och
Wüuscheu, die i,i dieser Nichtimg ausgesprochenwerden,
entgegenzutreten. Die bezüglichen Instände in den großen
Städte» siild eindringlich beleuchtet wordeu n,id wir
haben gehört, daß die Wünsche sehr auseinander gebe».
Die Eine» »vollen znm Vorsitzenden den Bürgermeister
als geborues Mitglied dieser Armen-Commission, die
Ander» treten dein entgegen. Von der eine» Seite wird
gewmischt, daß die Pfarrer Mitglieder der Armenver
waltung fein möchten, währe»d von der anderen Seite
daranf bingewiesen wird, wohin das führen solle, wenn
17 oder >.^ Pfarrer iu der Ärmenvenualtniig sich be¬
fänden. Cs schein! inir also, daß bei diesen wider¬
sprechendenAnsichten und Meinungen es hier darauf
ankömmt, ein Mittel zn sinden, diese widerstreitenden
Ansichten nnter eiiiein Äme,lde,nent iiiöglichst z» ver-
cinigeil. Will die Staatsregierung auf die Wünsche des
Provinzial-Landtages eiiigeben, so ist nicht zn bezweifelii,
daß sie ,licht allein durch ihre Organe über das Sach-
verhältuiß sich noch geilailere ^nformatioueu wird gebe»
lasse», sondern sie wird auch >te»»t»isi vo» oe,i Ver^
haiidluuge» nehme», die he»te i» diese,» Hause gepfloge»
wordeu sind. Ich glaube daher, daß eiu Ameudement,
wie es der Herr Oberbürgermeister Bachem gestellt hat,
geeiguet sein dürfte, sich der Iustiiumung des Hauses zu
erfreueu, jedoch mit der Abänderung, daß der Entwurf
nicht sofort den beiden Häusern des Landtages, sondern
muächst oem Prooinzial-Laudtage möge vorgelegt werden.

Abgeordneter Zlolöliovon: Cs ist Iner gesagt
worden, das platte Land hätte kein Interesse sür Cma-
uatiou eines neuen Ärmengcsetzes. ^ch möchte dein
widersprechen, besonders was die rechtsrheinischeSeite
der Pwrinz betrifft. Cs gibt dort viele Gemeinden, die
keine Stiftungen haben, und viele sind in der ^iage, dem
Ärmenvorstande die Zuschüsse aus der Gemeindifasse zu
zableu, uud cs verfügen alfo ganz fremde Leute über
das Ocmeiude-Cigeuthum. Daß diese Gemeinden des
platte,i Landes nicht den Wunsch einer anderen Negc-
lnng des Ärmenwesens haben sollten, das wollte ich be-
streiteu, imd ich bitte Sie, dafür zu stimme», daß der
Ansschuß-Autrag angcnommcn ioird.

Abgeordneter Hardt Auch i,i Leiinep besteht
bereits eine Armen-Verwaltung, wie wir solche gegen¬
wartig dnrch das Neferat be',ei'chnet sehen und ebenfalls
ist eine msti'mmendePetition Seitens der Stadtverord¬
neten bei,» hohen Landtage eingegangen, aber weil etwas
zn spät von mir übergeben, nicht augeführ! worden.

Ich muß offen bet'.'Mlen, daß ich »icht begreife, daß
irgend etwas mit Begründung ge.^en das angestrebte
Armengesctzeülgeweudct werden kann; cmch ist es ganz
folgerecht, daß, wenn die Gemeinde-Vertretnngdie Mittel
zur Unterstützung für die Arme,^Verwaltung bereit zu
stehen bat, folchc auch auf deren Verwendung durch die
Wahl der Mitglieder derselben eine Mitbestimmung
haben muß.

Ferner ist's gewiß gilt, daß das Gefühl recht belebt
werde, in der Gemeinde dasjenige zuthun, was in der¬
selben zn thun Bedürfniß ist. Sind nnn Mittel für dle
Armenverwaltnng zu beschaffen, so mnß anch die Willich-
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keit, solche zu gewähren, da sein, und sicherlich wird
solche durch eine Betheiligung der Gemeinde-Vertretung
cm jener Verwaltung an, meisten hervorgerufen uud
gefördert.

Ich unterstütze daher den Antrag.

Abgeordneter Vncheul Meine Herren! Der Herr
Abgeordnete der Ritterschaft, Simons, ist im Ganzen
mit meinem Autrage, den ich heute gestellt habe, einver^
standen. Ich erlaube nur, ihn nochmals znr Annahme
zu empfehlen, und bemerke nur uoch folgendes: Ich
habe den'Autrag gestellt, daß Se. Majestät möge ge¬
beten werden, zu befehle», daß den beiden Hänsern des
Landtags iu der uächsten ^eit ein Gesetz vorgelegt werde,
durcb welches die bisherige Organisation der Armen-
Verwaltung am Rhein aufgcbobeu uud die Selbstsländig-
teit der V'erwalt»»g mlch i» diesem Theile des (Gemein¬
wesens gesichert N'crde. Ich hahe deshalb die Verlage
an die beiden Häuser des Landtags in Vorschlag gebracht,
weil es nur zweckmäßig erscbeüu, daß die ueue Orga¬
nisation so bald als 'möglich vor sich gehe, während,
wenn wir die Sache nochmals an uns gelangen lassen,
nothwendigerwerse ein weit größerer Zeitraum carüber
verstreiche» wird. Wir werden dann erst in " Jahren
die Vorlage betomnie» und bis sie alle Stadien durch
das Ministerium uud durch den Landtag durchlaufen
hat, wurde ein weit größerer Zeitraum verstreichen. >VH
bemerke nur noch folgendes- Die Reorganisation, wie
sie in ihren allgemeinen Zügen bezeichnet worden ist, ist
eben diejenige, wie sie in den Städten Elberseld, Barmen,
Düsseldorf, Erefeld wirtlich besteht, nnd wie sie in allen
Städten des östlichen Theiles besteht. Indem wir also
etwas in diesen allgemeiueu Zügen beantragen, so be¬
antragen wir eben nichts weiter/ als einen Anfchlnß au
etwas bereits Bestehendes uud vo» der töuigl. Staats¬
regierung Anerkannte«. Wir in der Rheinp'rouinz tön¬
neu »u» zu dcmjeuigen, was in den uns henachbarteu
Städte» gegeuwärtig vorhanden ist, nicht gelange», u»d
zwar deshalb, weil'die Städte Elöerfeld,'Barme» nnd
Düsfeldorf dahiu gelangt sind im Wege der Städteord-
nnng vom ^ahre l^'>>»', indem sie diese benutzt hal'eu,
um die Reorgauisalion anszuführeu. Erefeld N'ar dazu
nicht iu der ^age, foudern hat das später gethan; aher
nach meiner Meinung to»»te Crefeld fo weuig als an¬
dere Städte dies thuu und wir würden daher, indem
wir im Allgemeinen eine solche Petition an die Stam^-
regiernng richten, nnr erklären: daß diejenigen Städte,
die das Gute haöen, dasselbe behalten, und daß dieje¬
nigen, die es noch nickt baben, zn etwas Besserem ge¬
langen solle».

Abgeordneter Himons Wen» der Herr Ahgeoro-
ncte für Cöln eine Verzögerung diefer Angelegenheit
durch meine» Vorschlag fürchtet, fo wird er' sich wob!
selbst bescheiden müsse», daß das nicht der Iall sein
kann. So rasch geht die Staatsregierung nicht vor mit
der Vorlage von Gesetzentwürfen, es werden wenigstens
noch ^ volle Jahre vergehen, ehe sie die erforderlichen
Informationen eingezogen hat, uud alle die bezüglichen
Organe der Verwaltung gehört worden sind. Ich halte
also dieje Befürchtung für unbegründet, uud glaube/daß
füglich meinem Vorschlage zugestimmt werde» tauu.

Marschall: Herr Vachein hat das Wort zu einer
faetischen Bemerkung.

Abgeordneter Vachcm Als faetifche Bemerluug
wollte ich erwähnen: Ich babe die Befürchtung keines
wegs deshalb, weil ich das Zustandekommen des
Gesetzes besorge, indem belanni ist, daß die,^gl. Staats-
regiernng den Gegenstand bereits berathen und ihn auch
in früherer Zeit bereits erwogen, nnd sich daher gehörig
infonuirt hat, fondern ich habe die befprocheiwBefürch-
tuug einer Verzögerung nur dnuu, wenn die Sache erst
»nieder an uns gelangen soll.

Marschall Es hat sich A'ieinand mehr zum
Worte gemeldet, die Diseussion ist geschlossen.

Abg. Referent von der Heydt Der Antrag des
Abgeordneten von der Ritterschaft besteht aus zwei Theilen.
In dem ersten theile schließt er sich principiell dem Antrage
des Mitgliedes für Cöln an und macht sodann den neuen
Borschlag: ^eine Majestät zu bitte,!, daß das zu erlassende
Gesetz zuvor dem Provinzial Landtage vorgelegt werde.
Das letztere ist auch im Ansschussezur Sprache gelommen.
Aber man hat dort schließlich aus denselben Gründe,! davon
Abstand genommen, die das Mitglied für Eölil aufgestellt
har; man hat nämlich befürchtet, daß dadurch eine zu
große Verzögerung entstehen würde. Ich glaube unn, was
den Principal Autrag des Mitgliedes für Cöln betrifft,
daß es sich durch Den Gang der Berhaudluugeu klar herauf
gestellt hat, daß es wünschenswerth ist, wenn man die
Abschaffung eines bestehenden Gesetzes und den Erlaß eines
neuen intendirt, mindestens die wesentlichen ("rnndlagen zu
bezeichnen,welche man für das neue lR'setz wünscht. Jeden-
falls würde es für den Landtag angemeifener nnd würdiger
sein, wenn er sich in Bezug ans das neue Gesetz nicht auf
vage allgemeine Angaben l'eichrcinlle, sondern wen» er be
stimmt die wesentlichen Grundlageii für dasfelde bezeichnete.
Ich bin deshalb in der Vage, diefeu Doppel-Antrag be¬
kämpfen zu muffen; den einen weil er die ^ache verzögern
würde, nnd den ander», weil er ans den angegebene»
Gründen sich nicht gezieme» würde, und somit beantrage
ich schließlich,den Antrag des Ausschusses anzunehmen.

kommen wir nn» »ach geschlosteuer Disc»sfio» zw'
Fragestellnng so würde meines'Trachtens die nächste ,^-rage
die lein, oo überhaupt in ciner Petition an Ee. Maj. den
.König um die Borlage eines Gesetzes über die Organisatiou
der 'Armenpflege in der Rheinprovinz gebeten werden folb

Marschall: Damit würde nichts gethan fein. Ich
glaube daß diese ^rage au den Schluß gehört. Es nüchü'
die Borfrage vorher gehen: Loll eine solche Petition, wenn
sie üöerhanpl gemacht wird, soll sie die b>irnud,zngeent
halten, die wir in das besetz gelegt ,vün,chen, — oder
sollen wir, wie der Herr Äög. Simons beantragt hat, die
Bitte anssprechen. es möge ein solches lR'ietz ausgearbeitet
werden zum nächsten Landtage. Dies ist eine Mod'ificatio»,
welche vorher gehen müßte, stm nachher zu fragen: sotl mit
dieser Modifiealion ein Gesetz erbeten werden?'

ganz.
Abg. Referent von bor Heydt Ich oescheide mich

Marsckall: Also, meine Herren, wenn ein Gesetz
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crbelen wird, sollen dann die ü Pnntte, die der Ausschuß
Ihnen vorschlägt, in dieser Petition angegeben werden?
hierüder, über jeden einzelnen Pnntt, müßte erst abgestimmt
werden'. denn der Ei»e tau» ja möglicherweise nur den
einen Pnntt, der Andere nnr den anderen aufgenommen
wünschen. Wir müssen »»s also nothwendigerweise erst über die
>> Pnntte vereinigen, die nur dem besetz zn t^irnnde gelegt
wünschen,

Herr Bachen, bai das Wort zur Fragestellnng.

Abg. Vncliem Ich glaube, das; mein Anlrag der
am weitesten gehende ist, nnd es vielleicht am zweckmäßigsten
wäre, daß mein Antrag, den ich hiermit überreiche, znerst
zur Adslin,mnng tänie. Wird dieser verworfen, so wird die
andere Frage sein: ob etwa der Antrag des Ansschnsses zur
Abstimmung tommen st'll, nnd es würden dann die einzelnen
Veslimmnngen znr Abstimmnng gelangen,

Abgeordneter Simons: Ich wollte . dasselbe für
uieinen Antrag gellend machen; der ist eigentlich der am
weitesten gebende, und dürfte daher die Priorität haben,

Mar^cbnll: Wenn die Bersammlnna, annimmt, daß
dasjenige das am weitesten Gebende ist, was am längsten
Zeit erfordert, sv dürfte Herr Simons Neckt habeu. 'Aber
das ist bei der Fragestellung bis jetzt noch nicht znr Sprache
ssetoninien.

^Heiterte,!.)

^ Beide Anträge gehen nnn dabin, nnd selbst der Antrag
dcs Ansschnsses, 'also alle drei^, gehen dahin; „Ja, ein
^'c'setz möchten ,oir, was die ^acbe regeln soll. Wie nnn
das «l,;^-^ aussehen soll, darüber sagt der eine Äulrag, der
dos Herr» Simons: das legt dem Provinziallandtage vor,
7" der Antrag des Abgeordneten für Eöl» sagt: das legt
dou beide» Hänsern des Landtages vor, lind endlich der
Ausschuß, der sagt: das nnd das siud die ^ Puutte, die
wir jedenfalls in 'das Gesetz gelegt zn haben tvüuscheu. Ant
'""testen geht dann entschiede,,,was der Ausschuß vorschlägt,
'""l der ' gauz bestimmte Pnntte vorschlägt, die er hiueiu
M>e„ will,' während bei den andern Anträgen lein Unter
>l>''ed ist, als die Frage der Zeit.

Abgeordneter Brenn»,: Ich glaube, wir würden
"ohl daran gethan haben, der Ansicht des Herrn Referenten
""zutreten; dann würde die jetzt stattgefuudeue Discustion
M>z weggefallen sein, Weuu zuerst über die^ Frage abge-
UMinu tvird: ,vvllen >vir eine Petitivu an ^e, Maj. den
'^unig richten nm eine anderweite Regelung des Armen
^!>ns? nnd die,e ,oird bejahl, so^ist meines Erachtens der
"»trag der Herru Bacheiu »nd Simons in seinen allge
"leineu Theile» bejaht, nnd es würde nnr die Frage sei»,
^" wir, ganz abgesehen von de» Grnndzüge» des »Gesetzes,
^"> Ennvnrf dire'ct den beiden Häusern des Landtags, oder
vorher dem Provinzial Vaudtag vvrgelegt z» sehen iviiufcheu.
^.,,'Mo, weuu festgestellt tst, daß wir überhaupt eine
^ttiou ,„n eine neue Regelung des Armemvefeus an Se.
Majestät den itönig richte,', wolle», so sind die beiden An-
^a,e erledigt, nnd dann tonne» wir z» der Frage, welche'
..Zündsätze solle» in das neue Gesetz a»fge»ommen werden,
'"-'"gehen.

Marsckall: Danil gebe ich zu bedeuten, was wir

wob! anfangen würden, wenn nur fagen, wir wünsche» ei»
tR'se,,; z»r Regelung der Armenverwaltnng, ohne daß wir
weiter darüber gehör! werden, vhue daß wir augeben, wie
das «besetz gefasu werden soll. Also, entweder müsse» wir
die Grnndzüge angeben, oder nur müsse» aiissprecken, daß
erst diejenige Provinz, für die es gelten soll, zuvor gehmv
""den uwge. ^ustimmnug,)

Es frag, fich also, ob wir diese Puutte iu das Gesetz
aufgenommen zu sehe» wünschen. Sind sie nns nicht tlar
genug, danu lehuen >vir sie ab nnd sagen: ^egt uns andere
vor, aber befragt erst den uächsteu Vaudtag.' Das ist der
erste Antrag. Fällt der, dann tommt der Antrag des Hrn.
Bachen, znr Abstimmung.

Referent v. l». H»s»»dt: Der erste Grundsatz lautet
also, wie fvlgt:

„Die Beru'altuug des Armenwesens erfolgt dnrch eine
von der (Gemeindevertretung geivählte Eonunission „uter
Aussicht der t^euieindebehör'de/ Der Drtsbürgermeister ist
geborenes Mitglied dieser Commission, welche de» Rame»
„Armenverwaltuug" führl.

Abgevrdueter Freiherr v. t?erde: Es ist vorhi» das
Amendement gestellt worden, daß anßer den, Drtsbürger
Meister auch der Ortspfarrer geborenes Mitglied der Tom
nnfsiou sein soll.

<Abgeordneter Bachen, zieht das von ihn, gestellte
Amendement zurück.)

Dann nehme ich es wieder ans, wenn es „och zu¬
lässig ist.

Referent v. d. Hevdt: Diese Bestimmung bietet
doch große Bedeute,,, weil iu deu größeren Städten mehr
als ein Pfarrer vvrhanden ist.

Abgeordneter Freiherr v. t^erde: Ich wvllte diesen
Grundsatz nnr im besetz ausgesprochen haben.

Mavscktlll: Ich frage also, ob gewünschlivird daß
in dem vorhin verlewne» Grundsatz hinter den, ^v,t
„Ortsbürgermeister" aufgenommen werde „nnd Ortspfarrer".

Diejenigen, welche dafür siud, bitte ich, sich zu erheben.
(Geschieht.)

Es ist die Miuorität, der Zusatz ist abgelehut.
(Der Refereut verliest nochmals den Evmmissions - Antrag

wie oben.)

Diejenigen, welche diesen Antrag als Gruudsatz für
die Aruieu - Verwaltung aufgeuommen wüuscheu, bitte ich
sich zu erhebe».

(Geschieh!.)
Der Antrag ist augeuumme».

Refereut v. d. H»eydt Der zweite Satz lautet:
„Wo für Stiftungen stacmeugemäß oder gesetzlich be¬

sondere Berwaltuugeu angeordnet sind, verbleibt es bei den
betreffenden Bestimmungen."

Mnrscknll: Ich bitte die Herren, sich zu erheben,
welche diesen zweiten Satz annehmen 'vollen.

(Geschieht.)
Er ist angenommen.
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Nefereut v. d. .Heydt Der dritte ^atz lautet
wie folgt:

„Für die Verwaltung dos Älrmeiioermögens sind die
für die Verwaltung des Gemeiiideuermögeus dastehenden
Borschriften maßgebend."

Marschall: Diejenigen Herren, welche auch diesen
Satz annehme» wolle», bitte ich, sich zu erHede»,

»Geschieht.)
Anch dieser Satz ist angenouiuien.
^iun werde» wir darüber abstimmen, ob nur überhaupt

eine Adresse an die «roue richte» wolle»,
(Der Referent o, d. Hevdt oerliest die Adresse,)
Ich ersuche diejenigen Herren, welche für diese Adresse

sind, sich zu erhebe»,
<Geschieht.)

Die Adresse ist mit einer Mehrheit von - , der An
wesenden angeiwmmen,

Abgeordneter Simons: Ich »vollte mir die Be¬
merkung erlauben, daß wohl über den Theil meines
Ameudements, nach welchem das erbetene (besetz den:
Provinzial - Landtage erst nochmals vorgelegt werden
möge, eine Abstimmung nicht stattgefunden hat,

Abg, Referent von der Heydt ,^ch bin der
Meinung, daß durch die geschehene Abstimmung >,>,j>!^
«»«' das fchon erledigt ist,

Marschall Wenn der Herr Abg. Simons will,
daß unfere besondern Wünsche noch in das Gesetz hin¬
eingebracht werden solle», dann ist die Sache noch nicht
verfett, und es müßte noch darüber abgestimmt werden.

Abgeordneter Nolsboven Ich glaube, daß der
Antrag fchon in der Abstimmung enthalteil ist,

Abgeordneter von der H»elidt Räch meiner
Memnng muffen entweder i» der Petition bestimmte
Gruudlageu aufgestellt werden, oder man lann das
Gesetz,, was erbeten wird, nur im Allgemeine» bezeichnen.
In dieser Beziehung habe ich gemeint, daß das durch
die Abstimmung bereits erledigt sei.

Abgeordneter Frhr. v. Oieyr Ich glaube, daß
über den Antrag des Laudralh Simons abgestimmt
werden taun. Wenn wir noch über einen Airtrag ab¬
stimmen wollten, der den ersteil Beschluß alterirte, so
Würde das nicht angeben.

Abgeordneter Schult: Der Beschluß ist gefaßt, und
zur Ausführung desselben muß eine Petition an den König
erlasseil werden, und damit ist nach »reiner Meinung die
Sache abgemacht.

Marschall: Wenn der gefaßte Beschluß auf irgend
eine Weise tangirl würde, so dürfte ich eine weitere'Ab¬
stimmung nicht zulassen. Wenn Sie aber die Sache fo
auffasseii, daß das nach den von uns aufstellteil Gruud-
züqen abgefaßte Gesetz erst noch dein Prov. - Landtage
vorgelegt werde, um ermessen zu können, ob das Gesetz

auch ganz unsern Wünschen entspricht, so ist das
eine offene Frage, und ich tanu darauf eingehen, daß
darüber abgestimmt werde.

Wolleu Sie also, daß das Gesetz, was Sie von
Se. Majestät mit den bestimmten Grnndzügen erbeten
wollen, erst noch einmal dem Provinziallandtage vor¬
gelegt werden möge, und daß dies in der Adresse gesagt
werde, so wäre dies eben die Frage, über welche noch
abzustimmen sein würde.

Ich stelle demnach die Frage: >^oll in der Adresse
gesagt werden, es möge ein solcher Entwurf dem Prov.-
Landtage nochmals vorgelegt werden?

Diejenigen, welche'wünschen, daß dieser Passus in
die Adresse aufgenommen werde, wolle» sich erbebe».

(Geschieht.)
Die Aufnabme dieses Passus in die Adresse ist mit

.".^ gegen .'<l> Stimmen abgelehnt.

Abgeordneter Frhr. v. Leytam Bei dem Referate
über die Aufnahme von Straßen ist übersehen worocn,
daß ein Antrag der Gemeiudeu Haaren und Würselen
eingereicht worden ist, mit der Bitte: „Die Uebernahme
der Prchmienstraße von der Aachen - Crefelder Bezirks-
strasie über Würfelen, Haaren nnd Berlantenhcide bis
Atsch ans den Äezirksstraßenfonds des Regiernngsbestrkes
Aacben beschließen ',n wollen."

Ich bitte, den Antrag jetzt nir Abstimmnng zu
stellen.

(Der Vortrag des schriftlichen Berichtes erfolgt.)

Marschall: Begebet Jemand hierüber das Wort?
Herr <5o»tzen bat das Wort.

Abgeordneter Gontzen Meine Herren! Es ist
weder in dem gedruckten Berichte, noch in dem Bortrage
einer Petition der Gemeinden Haaren und Würselen
erwähnt worden, worin dieselben den hoben Landtag
bitten, die Strecke des fragliche» Weges in die Kate¬
gorie der Vczirtsstraßen aufzunehmen. '

werde» möge, in Berbinduug mit eine»! Theile eine'
Weges, der in der Gemeinde Stolberg liegt. Sowoh
der Bürgermeister von Slolberg, als'auch der dortig'
<l,t„»,,>!,,^,>,',-,s<> i>^,!>,„. c-:., ------. ^ ... ------>.,».:------>......,">'

gewonnen, und dieser hal bestimmt, daß ohne den Willeil
der Gemeinden ein Weg zur Bezittsstrahe nicht erhoben
werden könne. Der Antrag geht nun dahin, daß das,
was der Landtag für die ganze Strecke bercils beschlossen
habe, auch für die beide» Gemeiudeu Haaren und Wür¬
selen gelten zu lassen, selbst für den Fall, daß Stolberg
nicht beiträte. . .

Os ist also kein neuer Beschluß, sondern es M
dies nur in Folge eines früher gefaßteil Beschluß
eintrete».
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Bei der Berathung des Referates über die Anwen¬
dung des Bezirksstraßenfonds, ans dein linken Rheinufer
ist es dein Herrn Eommissar überlassen worden, einen
Versuch zn niacheu, ob vielleicht die Gemeinde Stolberg
den Weg freiwillig abtreten »volle. Jetzt ist nun der
Antrag dahin gestellt worden, daß, falls der Versuch
nicht gelänge, dennoch für die bereits genelnnigtenstrecken
der frübere Beschluß aufrecht erhalten werden möge.

Abgeordneter Schult: Ueber die Straße ist be¬
reits Beschluß gefaßt worden. Die Kö'nigl. Regierung
zu Aachen bat die Sache angeregt und von den Ge¬
meinden Haaren ist eine Petition um Uebernahme der
Straße eingegangen. Die Regierung sagt nun in ihrem
Antrage: daß die Ueberuabme der Straße von Stol-
bcrg nach Nttrselen nicht habe bewerkstelligt werden
tonnen, weil die Gemeinde Stolberg die unentgeltliche
Abtretung der in ihrem Gebiete liegenden Strecke ver¬
weigert hat nnd nach einer Entscheidung des Königl.
Ober ^ Präsidii ein Zwang in dieser Beziehung nnstatt-
haft ist, mich die bisher geführten Unterhandlungen
über eine der Gemeinde Stolberg zn gewährende Ent-
schädignng keinen Erfolg gebabt haben, nnd es ist daher
ihre Ansicht, die ganze Maßregel vor der,öand ans
sich beruhen zu lassen.' Dieser Ansicht, sagt der Bericht,
tann der Ausschuß im Interesse der bei der Straße be¬
theiligten Gemeinden sowohl als der Straße selbst, nur
insoweit beitrete,i, als die Ausführung sied nicht erzwingen
läßt, jedoch fei soviel als tlmnlich dahin zn wirken, daß
die Sache zum Abfchlnß gebracht werde.

Diesem Befchlnß ist' die ^tändevcrsammlrmg bei-
gctreten. Dann beißt es weiter: Der Ausschuß erlaubt
stch demnach der hoben Versammlung vorzuschlageu:
Cie möge beschließen/daß die Unterhandlungen mit der
Gemeinde Stolberg wieder aufgenommen und der pro-
vnizialständischeEommissar mit' der Leitung derselben
beauftragt werde.

Der Ausfchusi hat also die Vorschläge gemacht imd
°lese siud aeeeptirt worden. Die Straße ist in die Reibe
der Bezirksstraßen aufgenommen; nur fehlt es an der
lettische» Uebernabme; diese liegt gewissermaßenin der
Hand der Regierung. Wenn die Regierung nnd der
ständischeEommissar einig sind, dann kann die Strecke
ubernmumcn werden. Ich meinerseits würde nichts da¬
lassen baben nnd wünschen, daß diefe Strecke aufgenonnnen
werde.'

,,. Marschall: Ich richte die Frage an den Herrn
Vorsitzendendes Ausschusses für die Straßenbau-Referate,
"b über das, »vorüber 'jetzt gesprochenist, von dem hoben
Landtage bereits beschlossen worden ist?

<Ia!)

Dann ist die Sache erledigt.
,. Icb bitte jetzt den Herrn Referenten Dr, Wnrzer
über das Barru>regcld für schweres Fuhrwerk auf Be-
Mtsstraßen zu berichten.

. Abg. 'Referent U,'. Wurzer trägt vor das Rc-
lNat des VI l. Ansfchnsses über den Antrag ans Er¬
dung des Barrwrcgeldes für fchiveres Fuhrwert auf
Vezirtsstraßen.

Der Ausschuß tritt dein Antrage bei, nnd stellt der
hoben Versammlung das Petitum znr Aiinahme: für
die Fuhrwerke auf Bezirtsstraßen den Tarif stnch nach
Maßgabe des Gewichts der Ladung feststellen m »vollen.

Marsckall: Ist Etwas dagegen zu erinnern?
Herr Frhr. von Eerde hat das Wort.

Abgeordneter Frhr. v. Eerde: Ich inöchte den
Herrn Referenten bitten, sieb darüber erklären zu »vollen,
in welcher Weise das Oewicht festgestelltwerden soll,
nnd ob dies wohl leicht ausführbar sein wird?

Abg. Referent Dr. Wurzer: Es ist frhr leicht zu
ermitteln, wieviel ein Fuhrmann geladen hat. Wir haben
auf verschiedene Straßen hiezu Waagen. Es bandelt
sich dabei nicht um Kleinigkeiten,sondern nm tasten, die
10 Eentner und mehr übersteigen.

Abgeordneter Oonhen Es tritt hier dasselbe
ein, wie bei dem Gesetz über den Vertcbr ans dcnKnnst-
strasien von IW<j, worin vorgeschriebenist, wie breit
die Radfelgen bei einer gewissen Ladnnq fein sollen.
Wie wir nun ein Gesetz haben, welches dir Radfelgen-
Breite von der Ladung bereits abhängig macht, so wird
eine solche Bestimmung mich hier aus'siibrbar sein.

Marschall: Ich bitte diejenigen Herren, welche
mit der Ansicht des Ausschusseseinverstanden sind, sitzen
zu bleiben.

(Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag des Ansfchnssesist angenommen.

Abg. Referent ! >e. Wurzer: Mein zweites Referat
betrifft den Antrag, die durch die größeren Städte in der
Provinz führenden Strecken der Bezirtsstraßen ans der
Reihe der Bezirtsstraßen zu streichest, resp, den Unter¬
halt dieser Strecke» den betreffendenStädten zu über¬
lassen.

Der Ausschuß trägt darauf an: den Antrag zurück¬
zulegen, und znr nächsten Sitzuug bei vollständigem
Material, weitere Anträge an die' hol,e Versammlung
zu stellen.

Marsckall: Ich eröffne hierbei die Debatte.
Herr Contzcn hat das Wort.

Abgeordneter Gonhen Ich habe nichts dagegen,
daß die Sache aufgeschobenwerde, aber ich erkläre niicb
gegen den aus der Kurze der Zeit hergeleiteten Grund.
Diefe kann kein Motiv fein, wo die Gerechtigkeitfpricht.
Man verlangt, daß die Städte nnd die größeren Ort¬
schaften, welche vor »vic nach die großen Zuschüsse zn
den Bezirksstraßenbanfonds tragen follcn, iu Zukunft
auch noch die Straßen, die dnrch ihren Bereich gehen,
zil unterbalten haben sollen. Nachen gibt zu den Bezirts¬
straßen als Beischlag zur Mahl- uu'd Schlacht-Steuer
Ü1M Thlr., ferner'einen Anschuß nach Maßgabe der
Gciverbestener von ^70» Thlr. und znr ('irundsteuer
ohne die Gebäudestener einen Beitrag von MX» Thlr.
also einen Zuschuß von eirca I^M» Thlr. Daß ber
diesen Opfern künftighin die Unterhaltungskosten auch
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noch auf den Gemeinde - Etat gefchoben wcrdeil folleil,
ist, glaube ich, in höchstemGrade uiibillig uud ungerecht¬
fertigt.

Abgeordnete ^ryr. v. «eykam : >>h habe den
Antrag'gestellt, daß diejeuigeil Straßen, die durch die
größeren Stndte geheil, dem Beckrtsfouds abgeilounueii
werden, Man hat diesen Antrag unbillig gefnnden, ich
muß ihn daher näher begründen. Wir haben ein Prä-
eedens auf dem letzten Landtage gebabl, >vo der Antrag
der Stadt Düren auf Uebernahme verschiedeiler dnrch
diese Stadt filhrenden ^traßenstreclen auf den BezirtS-
steaßeilbaufouds abgelebnt worden ist, indem die hohe
Versammlung der Ansicht war, daß diejenigen Streckeil,
die vorzugsweise durch städtisches Fuhrwerk benutzt we»
den, auf Kosten der betreffeuden Städte erbalten werden
sollen

Wenn die Städte Beitrage mr Unterhaltung der
Bezirksstraßen geben, so erhalten sie auch ein Aegui-
vateut dafür dadurch, daß ihnen die Straßen vom Lande
ans bis au die Thore der Stadt gebracht werden, und
daß ans diese Weise die Verprovia'ntirnng der Städte um
Vieles erleichtert und im Preise ermäßigt wird. Daß
aber die Unterhalt.'.»«, derjenigen Strecken, welche uon
den städtischen Fnhrwerlen fast'allein benutzt werden und
deren Unlerhaltuug nach Maßgabe ihrer Anlage weit tost«
barer lst, als die der Straßen auf dcm Vcmde, den Städten
ausschließlichüberlasten werde, scheint mir allerdings ooll>
ständig gerechtfertigt znsein. Ich mache wiederholt darauf
aufmerksam, daß auf dem letzten Landtage der Antrag der
Stadt Düren schon aus dem Grunde abgelehnt worden
ist, weil mau sich sagte, daß diese Strecke durch die i3tadt
Düren hauptsächlich'mir durch städtische Fuhrwerke, und
zwar in einer Weise benutzt werde, daß die Abuutzuug
dieser Straße eine weit größere sei, als sonst, indem die
Waaren, welche die Eisenbahn massenweise nach Düren
bringt, durch schwere Fuhrwerke iu die betreffenden iu-
dnstrictlen und in der Stadt Düren selbst gelegeneu Eta¬
blissements gebracht werden - es wird aber von diesem
Fuhrwerte lein Barrioregeld erhoben weil dasselbe nur
im Innern der ^tadt circulirt uud keine Hebestelle passirt.

Iu anderen großen Städten trägt das städtischeFuhr¬
werk, welches für den Personenverkehr cnstirt, zum Bar-
ricrcgelde wenig bei, da es gleichfalls leine Hebestelle
passirt. Die Straßen auf dem ^ande werden Vorzugs'
weife ans den Beiträge» der ländlichen Bevölkerung ge¬
baut und erhalten; es wird aber anßerdem noch Barri^re-
geld erhuben; ich taun es daher nicht für unbillig finden,
daß den Städten zugemnthet werde, ihre Straßen auch
felbst zu bauen und zu imterhaltcu, znmal sie viel kost¬
spieliger sind, als die Straßen ans dem ^ande. Der Aus¬
schuß war aber der Ansicht, daß die reiche nicht genügend
vorbereitet sei, und man hat sich dahin geeinigt, einem
späteren Landtage vorzubehalten, auf die Sache selbst
näher einzugehen.

Marschall: Der Antrag des Ausschusses geht für
jetzt ans Tagesordnung; das hindert aber nicht, daß die
Versammlung in die Discnssiun selbst eingeht, und sie
wird sich zu fragen haben, ob sie genügend infurmirt ist,
um auf den Antrag selbst einzugehen, oder ob sie sich
dem Autrage des Ausschusses anschließt.

Abgeordneter Hchult ^ch stimme auch gegen den
Antrag. Wenn ans einen solchen Autrag eingegangen
werden soll, dann wird es nöthig sei», zu wissen, ob die
Straßen iu den Städten wirtlich eiueu solchen Werth
haben, und ob die Sache von der Bedeutung ist, um bei
2r. Majestät die Nnckuahme einer erlassenen E.rbiuets-
urdre zu beantragen. Wir haben in der Stadt Aachen
nur eine Straße, die au dem Kcartt anfängt, welche Bc-
zirksstraße ist.

In den übrigen großen Slädteu. ich oeritebe unter
diesen diejenigen, welche 1N,<)!»<» Seelen haben, sind mir
keine Bezirtsstraßen betannt. (5ülu, Bonn, Düren, Eoblenz,
Trier haben keine Bezirtsstraßen.

Rur Erefeld wird von Bezirtsstraßen durchschuitten
und schlage ich demnach vor, den Antrag abzulehnen.

Abg Referent I),-. TOur^'r: Ich glaube wir streiten
uns um des Kaisers Bart. Da der Antrag felbst dnrch
nichts begründet wird, und es uns auch an dem nöthigen
Material fehlt, so hat der Ausschuß beantragt, den Gegen¬
stand zurückzulegen, und ich taun daher nur bitten diesem
Antrage beiznlrcicn.

Abgeordneter Vachom Wen» ich richtig verstanden
habe, so hat der Ausschuß beantragt, daß wir znr ^>eit
zur ^.agesordnnng übergeben; ich stelle aber den Antrag,
daß wir überhaupt zur Tagesorduuug übergehen. Es ist
oon seilen meines Herrn Eollegen von Aachen die UnbiT
ligteit des Antrages schon hervorgehoben worden, und ich
will nur einen Belag dazu liefern in Bezug auf die Stadt
Eölii. ^ch weiß zwar augenblicklichnicht anzugeben, welche
Siraßen iu Eöln Bezirksstraßen find; ich will aber unr
allführen, welche bedentende» kosten die ^tadl Eöln zn dem
Bezirtsftraßenfonds zahlt: sie öelaufen sich für die )ahre
l«5."> ^«!l anf circa I :!«,<»!»,» ^hlr., und zwar find die
Beiträge theilweise ans die Mahl uud Schlachlsteuer, theil'
weise ans die ^'ruudstener, theilweise auf die Gewerbestener
umgelegt worden.

Wenn man nun sag!, das Vand hätte teiueu Bortheil
davon, fo bemerke ich, daß der Vortheil in diefer Beziehung
fowohl dem Vande, wie den Städten zu Gute tommt. Denn
wenn das Vand keine guten Straßen hat, so taun es feine
Produkte nicht zn Markte bringen und angemeffeu uerwerthen.

Ich habe noch einen Uebelstaud zu erwähnen, der die
Städle uud oovzüglich Eöln betrifft. Man legt nämlich
die Barriere dich! an die Stadt heran, nnd da es noth-
wendig ist, daß alles Banmaterial oon außerhalb der^tadt
geholt werden muß, so ,nnß alles Fuhrwerl das Barriere
geld bezahlen. Deshalb bal die Stadtverordneten Versamim
lung Veranlassung genommen, mich zn erinchm, eine Be^
schwerde darüber zu führe». Die Regierung hat aber
abgelehnt, darauf einzngehen, nnd gesagt, die Barriere läge
nicht zu nahe bei der Ztadt. Deshalb stelle ich deu Autrag,
daß mau nicht znr ^eit, sondern überhaupt znr Tagesord-
uuug übergeht.

Abgeordneter!>e.V3urzl'r: ^ch „lochtebemerken, daß
das in der Vache^keinen Unterschied »lacht, denn es steht
Jedem frei, die reiche in der nächsten Diät wieder anf.zm
nehme». Der Herr Vorredner sagt, daß ihm das Material
nicht zu Gebote stehe, der Ausschuß ist eben der Anficht.
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Mnrschnll: Ich glalibe ini Gegentheil daß dem Horn,
Abgeordneten für itöln sehr viel Material z>l Gebote ge^
standen hat, was il,n veranlaßt hat, näher ans die Vache
einzugehen.

Der Antrag des Ausschusses geht ans Tagesordnung;
weuu sich neues Material findet, tau» selbst in der nächsten
Diät wieder darauf zurückgekommenwerden. Ader heute ist
der Antrag ans Tagesordnung gestellt uud ich dilre die
senigen, welche mil dein Antrage des Ausschusses aus lieber^
gang znr Tagesordnung eiuuerstaudcu sind, sich zn erHeden.

(Geschieht.)
Der Antrag des Ausschusses ist angenommen.

Abgeordneter Dr, Wurzer erstattet ein Referat
des Vi>. Ausschusses über den Antrag der Königlichen
Negierung zu Aachen auf Bewilligung eines Zuschusses
vou 40t» ^hlr. zur außerordentlichen Instandsetzung einer
Strecke auf der Cöln-Trierer Be^irksstraszc aus dem be¬
treffenden Bezirtsstraßenfonds.

Der Ausschuß beantragt die hohe Versammlung wolle
den geforderten Betrag uon 400 Thlr. zur außerordent¬
lichen Instandsetzung der angegebenen Wegstrecke ans den
Etat pro i865 —66 genehmigen, sofern der ständische
Connuissar sich mit dem Projecte nach Einsicht der Vor-
aclen uud nach örtlicher Besichtigung einverstanden er-
klären werde,

Mnrscknll Ist etwas dagegen zu erinnern?
(Pause,)

Das ist nicht der Fall, oer Antrag des Ausschusses
>st somit angenommen.

Meine Herren, wir wollen noch die Wahlen für
SieaMrg vornehmen,

Abg. Neferent von der Heydt: Ist es nicht
vielleicht gefällig, die Adresse in der Armensache zu hören ?

MarsckaU: Gewiß, Alle Adressen gehen vor.

Äbg, Referent von der Heydr verliest die
Adresse in Betreff der Petition der Ztadt Cöln wegen
des Armenwesenv,

Mnrfchall: Ist gegen die Adresse etwas zu er¬
innern?

(Panfe,)

Sie ist angenommen.

Abgeordneter Brenn«; verliest die Ndresse in Be¬
zug auf Güterrccht und Gütergemeinschaft im Bezirke des
Iustizscuats zu Ehrcnbreitstein.

Marschnll: Wird etwas dagegen erinnert?

(Panfe,)

Auch diese Adresse ist angenommen.

Meine Herren, zum Schluß wolle» wir unsere Com¬
mission für Sicgbnrg wählen. Räch dem Reglement muß
von jedem Landtage, von dem einen zum andern, gewählt
werden. Allerdings ist es vorgekommen, wenn dic'Herren
noch beim Landtage waren, daß dann nur eine Bestätigung
stattgefunden hat. Indessen wird es zweckmäßig sein, daß
Sie dieses Mal die W.chl vornehmen.

Also erst die beiden Herren, die in die ständische
Commission hineiu kommen; und dann haben wir zu
wählen die 6 Mitglieder in die Special-Commission für
die Irreu - Heilanstalt in Siegbnrg, Wir wählen also
zuerst uusere beiden Cummissarc, und würde ich die Herren
u, Dalwigk nnd Becker als Scrntatoren zu fuugiren
bitten, uud für dic zweite Wahl bitte ich die Herren v.
Veytam nnd u, Eerde als Scrutatoren fuugiren zn wollen.

Meine Hcrrcn. das Resultat der Wahl können wir
wohl morgen hören. Ich setze die morgende Sitzung um
10 Uhr an uud schließe die heutige.

(Schluß 4/, Uhr,)
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Nennte Sitzung
am 20. October 1864.

Geschäftliches: Refnltat resp Beendigung der Wahl von zwei Mit-
gliedern der Verwallnngs - Eommifsiou sowie der 6 Mitglieder
der Special - Commission für die Irrcnhtilansto.lt zn Sicgliurg.
Verlesung des Protokolls der 8. Sitzung und nachträgliche Be¬
merkungenzn demselben,nach deren Erledigung zur Tagesordnnng
geschritten wird, — Bericht des X, An«schnsfes, betreffend den
Rheinischen Landwchrpferdegclderfonds.— Geschäftliches, betr.
die vom Landtage an den Herrn Landtags - Commiffarius zn
richtend.-»Schreiben nnd Borleiuug mehrerer derselben. — Wahl
der Eonimission für die Verwendung und Vertheiln»«, des Land-
wchrpfeidegeldcrfoud«,— Berathung über das Referat des VIII.
Ausschusses,betreffenddie Bcwilliguug eines Zuschüsse«von 30Utt
Thlr. zur Herstellung einer Wegevcrbiuduug von Bad Ncncuahr
nach ,hcimer«heim. — Gcnchungnng eines Schreibens an den
Herrn Landtags - Eommisfar, betreffend das Archiv zu Loblenz
und Publication der Namen der in Angelegenheitdes Landwehr'
pferdegelderfondsgewählten Commissare.— Referat des X. Aus¬
schusses betr. die im AllerhöchstenLandtag« ° Abschiedebewilligte
Summe »us deu Intraden des Rordtaual«. — Wahl zweier
Commissare für die fernere Verwaltung dieser Summe. — Be¬
richt des VIII. Ausschusses, betreffend die Förderung der Taub-
stunimensachc in der Rheiuprovinz. ^ Bericht desselben Ans«
schusse«, betreffend die Ncchnnngen der Taubstunnnen-Schnlen zu
Kempeu, Brüht, Moer« und Neuwied, fowie die Verwaltung
der Taubstummen - Lehranstalt zu Cöln. — Es wird zur Wahl
der ständischen Commission sür die Taubstumme» ° Lehranstalt
geschritten. — Bericht des VIII. Ausschüsse«, betr. die Ueber-
weisnng eine« Theiles des f. g. Cholcrafonds an da« Taub»
stumnlM'Institut zu Aachen. —' Referat des V. Ausschussesüber
eine Petition der Rheinisch - Westfälischen Gesängniß - Gesellschaft
wegen Unterstützung der Auswanderung entlassener Sträflinge
uud Debatte in Betreff dicfes Antrages. — Die Versammln»«,
vollzieht darauf die Wahl der stäudifchm Commissaricu sür das
Laudannenhan« zn Trier. — Bericht des V. AnSschnsses über
die Rechnungen der Arbcits - Anstalt zu Brauweilcr pro 1862
und 1863 uud deren Verwaltnugsbericht pro 1883 und 1864.
^ Es ersolgt die Wahl der ständischen Eommission für die
Anstalt zu Brauweiler. — Bericht des V. Ausschussesüber den
Etat derselbenAnstalt für 186.'> und 186'!. — Gefchäftlichcs:
Berküudiguug des Resultats der Wahleu für die Anstalten zu
Trier uud Brauwciler. — Wahl eines Stellvertreters für das
Lllndarmenhaus zu Trier. — Debatte über einen Antrag des
III, Ausschusses, betr. die Gewährung einer laufenden Unter¬
stützung zur Hebung der Pferdezucht in der Provinz. Der
Autrag wird zurückgezogen,weil derfelbc nicht vou einem Abg.
eingebrachtist. — Referat des VIII. Ausschusses über die aus
den ständifchcn Fonds der Prouiuzial - Hülfslassc beschlossenen
Verwendungen. — Bericht des V. Ausschussesüber ein Schreiben
des Herrn Landtag«> Commissars, worin auf die Anträge des
16. Landtags wegen Festsetzung der Wahlperiode und Verstar»
lung der Zahl der ständische»Eommissarien für die Provinzial-
Institute erwidert ist. — Berathung über einen Antrag 'des

Abg. I)r. Wurzer betr. Sistirung der weitere» Auozahlung
von 1862 z»n> Baue eines Hauses für tobsüchtigeWeiber in
Sieglmrg bewilligte» Fonds. - Ncserat des VII, Ansschnsses
betr. eine Ucrsiichswcisceinzuführende »nie Iiistrueliuu bchuss
billigerer Verwaltung der Bczirl«straßcn. Eiu deshalb a»
de» Herr» Landtags Counuissar zn richtende«Schreibe» wird ge¬
nehmigt. — Eiu Antrag wegen Anfbcunug dc« Gesetzesvom'5.
Juni l863, betr. d,c viebiihvcu i» VormnnLschnstssachc»,wird
zurückgezogen. — Für ^ronweiter erfolgt noch eine engereWahl. —
Berathung «bei den Bericht des III /Ausschüsse«, betr. die Ab-
ändcrung des An. ?!»1 der Civil - Proceß > Ordnung und
des 8. 5 des Gesell vom l?. April 1833 wegen Nli-
uicutaliou der Schnldgcfangcneu. — Für Brcmweiler wird
noch ei» Stellvertreter gewählt. - Referat dc« III. A»»fch»sse«
über einen Antrag, bctr, dir Unterstutznng der Seidenznchl in
der Rheinpruuiu;.' ^ Bericht des l>I. Änsichnsscs über die
Petition, bctr. den C>.laß der Moststeuer für 1864. — Vertun-
dignussdes Resultat« dcr Wahl für Brauweilrr. — Wahl der
Cumiuissarieu sür die Proviuziat Äliudeu Anstalt. — Wahl
zweier Ztcllucrtrcter zur Coiumtssiuu sür die Hebammen Lehr-
Anstalt in Coln, -^ (Geschäftliches, bctr. dic noch übrigen Referate.

Anfang der Sitznng 1^/., Uhr.
Den Vorsitz führt der LandtagsMarschall, Hr. Frhr.

von WaldbottHassenheimÄoruheim.
Das Protokoll für dic hcutigc Sitzung führt der

Schriftführer Herr Dr. Veris.

Marschall: Meine Herren! Das Resultat der
Wahl von zwei Mitgliedern zn der Verwaltnngs-Commission
zu Siegburg ist folgendes: Es find 5« Stimmen abge¬
geben wordeu, die absolute Majorität beträgt also3U; davon
haben erhalten die Herren Horst 47, nnd Dr. Wnrzer 3t>
Stimmen; mithin find die beiden Herren gewählt.

Zur Wahl dcr N Mitglieder in den Ausschußsind
5ü Stimmzettel abgegeben worden; die absolute Majorität
beträgt also 31. Davon habeu erhalten dic Herren v.
Ocyr 51, Contzen :-'.!), von der Heydt 3<i, Dr. Riegel 35,
v. Frentz 31 Stimmen.

Diese fünf Hcrrcn haben also die absoluteMajorität
crhalten. Herr Fouck erhielt außerdem23, Hcrr Brcmig
1<!, v. Eyucr,l l5 Stimmen. Nach 5. 4 des Wahl Regle-
ments ist also zluischenden Herren Fouck uud Brcmig zu
wählen.

AbgeordneterFonck: Meine Herren! Ich bitte die
Wahl ans jemand Anders fallen zu lafseu, um so mehr
als schon zwei Mitglieder aus meinem Negiernngsbezirl
gewählt worden sind.'

Marfchall: Das ist nicht meine Aufgabe zu ver¬
anlassen; die beiden Herrn haben in dcr ersten Wahl die
meisten Stimmen erhalten, einen von ihnen müssen wir
wählen. Ich bitte die Herrn Dr. Riegel und u. Dalwigt
als Scrutatoren zu fungiren.

(Geschieht.)
Das Resultat der Wahl ist folgendes: Es hauen «5

Mitglieder gestimmt; davon sind gefallen 45 Stimmen auf
Herrn Bremig. Derfelbc ist also gcwählt. Nun bitte ich
das Protokoll der gestrigenSitzung zu verlesen.
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(Der Schriftführer I),-. Lexis verliest dasselbe.)

Abgeordneter Dr, Wurzel': Es ist in den Antragen >
für Siegbnrg durch Versehen vergesse,! rooeden aufzi,nehmen, ,
daß die I!',/!!«» resp, i'rü» Tblr. ans den lleoer,chü,seu
der Prouiuzial Hülfs^asfe geuomiuen ioerdeu focieu, — ,
ob das ein neuer Antrag werden, od^r d>m Antrag/ sott
zugebt!verden? !

Abgeordneter von der Hevdt: Ja, >
schlagen, das; noch c!n generetter Be,chl,,ß ^,, st^^,,
"''ezng auf die Provinzia! Hülss'asse; es find in die".B
zieluing u^'ch einige Äucräge rückständig. Icl, oerd
die (ihre geoen, eiu betreffendes Sck:eibeu a> den
Oberpräsidenleu vorzutragen, ,vor!n dre v.'ez^hied^ !.,!
meu genannt find. Bei diefer Oelegeilhei! iöl,:!.e de
schlich gesaßt werde», daß die Bewilligungen für ^,e
auch aus diesem Fonds entuoiniueu ioerdeu. Dies
nachtraglich ins Protokoll anfzuuehmeu, scheint mir
bedenklich.

(Nachdem von diefem Punkte abftrahirt ist, >v
der Verlesung des Protokolls fortgefahrn,.)

N'ur'' vor.
se, in
e Ve-
e nur !
H,eru ^

r '!x ,

aber
doch

rd in

Abgeordneter Backe,«: Icb glaube, daß der Aus
druck in' dem Protokoll von dem V o r si tz e n d en der Annen
Verwaltung entfernt werden mnß. Er ist uicht Vorfitzender,
souderu niir Mitglied, uud hat auch nicht in seiner Eigen,
schaft als Vorsitzender die Denljchrifl »uterschrieben, souderu
Mir im Auftrage. Ich glaube, d.,,, der Ausdruck weg-
fallen muß.

(Der Ausdruck „Vorsitzender" wird auf Auorduuug
des Marschalls iu „Mitglied" verwandelt und danach das
Protokoll geändert.)

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird genehmigt.

Marsckall: Nun ist die Sitzung für heute eröffnet.
Herr Schroeder wolle das Referat erstatten über die Ver.
wendnm. des Pferdegelderfonds.

Referent Abg. Schroeder trägt das betreffende
Referat vor.

Der Ansfchuß beantragt fchließlich:
>. Daß der Landwehrpferdegelderfonds den daran

betheiligten Kreisen resp, «reistheilen als ihr Eigen
thum zurückgegeben iverde, n,n bei eintretender
«riegsbereitscbaft oder Mobilmachung zur Erleichte,
rung der die Meise resp. Gemeinden betreffenden
tasten nach Maßgabe ihrer Betheiligung veriveudet
zu werden.

2. Daß bei den Beschlüssenüber die Veriualtnng dieser
Fonds nur die Vertreter derjenigen Gemeinden
»iitznwirken haben, welche an dem Fonds betheiligt
find.

l< Daß die Rückzahlung desselben an die betheiligten
«reife und «reistheile in dem Maße erfolge, wie
dieselben zur Bildung des Fonds im Jahr 1«.',!»
beigetragen haben.

4. Daß von dem Plenum eine Deputation ernannt
iverde, bestehend aus je einem Mitgliede aus einem
irden Regierungsbezirk, innerhalb dessen Kreise resp.

«reistheile an dein Fonds betheiligt sind; welche
Deputation nach dein Schlüsse des Landtages, gemäß
den vorstehend getroffenen Beschlüssen mit'dem Herrn
Ober - Präsidenten hinsichtlich der Rückgabe dieses
Fouvs erforderlichenFalls zu verhandeln haben wird.

V'arschclll. Es ist die Debatte hierüber eröffnet.

(Es beg'^vt Niemand das Wort.)

Ich möchte ^ .'e annehmen, daß Sie mit dem Re¬
ferate einverstanden find: — uud bitte ich die Herreu, die
dagegru find, fich zu evh) >,.

(Es erhebi fich Niemand.)

Das Einverständnis! ist erklärt.
Danach würde aus jedem Regierungsbezirk je ein Mit-

glied zu der Deputation zn wählen sein.

Abgeordneter l»on der Oeydt: Dürfte es nicht fich
empfehle,,, um iu die Wahl eiu größere Uebereiustimmnng
zn bringen, daß der Anschuß Personen hierzu vorschlüge?

Marsckall: Der Ausschuß köuute zu diejem Behuf
einen Angenblick zi,sa,i!,nentreten.

(e^eschieht.)

Wir nehmen inzwischenetwas Anderes uor.
Ich möchte bezüglich des Schreibens an den Herrn

Landtags Comnnssar wegen Siegburgs beinerkeu, daß indem
lVcbreibe» ausdrücklich zu jage» seiu iuird, weshalb nnd
wofür die Eonunijsion von li Mitgliedern gewählt worden
ist, auch würden die Mitglieder namhaft gemacht werden
müssen.

iVodauu macbe icl, darauf anfmerksam, daß alle unsere
Arbeiten, welche für den Landtag einen Ausdruck nach Außen
hin bezwecken,der Eile benölhigt sind, weil wir morgen
wahrscheinlich schließen „nd sobald geschlossen ist, hören alle
Funclioueu ans.

Herr I),-. Noeggerath hat noch einige Schreiben vorzu«
tragen.

Abgeordneter Referent Dr. ?toeMerarh trägt eine
Anzahl an den Landtags. Eouunissar'gerichteter schreiben
vvr, welche ohne Widerspruch genehmigt werden.

Es sind Folgende:
1. Wegen des Verwaltiings-Berichtes über die Rheinische

Provinzial Blinden Anstalt pro 18«!:', i!4 und deren
Etat für die Jahre I«»>5>—tNi.

2. Betreffend die Rechnungen der Provinziell - Blinden-
Anstalt zn Dürcn pro 'l«62—U3.

3. Betreffend den Verwaltnngs-Bericht der Provinzial
Hebamnien Lehranstalt zii Eöln pro I8t!3—t!4 nnd
die Verlegung derselben in eine andere Localität der
stecht Eöln/

4. Betreffend den Etat der Prouiuzial. Hebammen.
Lehranstalt pro I «>>.">—M>.

.'». Betreffend die Rechnungen der Provinzial-Hebammen-
Lehranstalt zn Eöln pro I«U2—63.

-). Betreffend die Nestanration des Wcverthorcs zu
Znlpich.
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7. Betreffend den Zuschuß- ans der Provinzial - Hülfs¬
kasse von NA' Thlr. und resp. l«N Thlr. für die
Fortsetzung des Mittelrhcinischen Urtundenbuches.

Ferilcr verliest derselbe Nefercut zur Keuutuißnahme
zwei Berichte, die Prouiuzial - Archive und das ständische
Archiv betreffend, welche zu den Akten gehen.

Abgeordneter Vremift verliest das Schreiben, betr.
die jährlich zu zahlende Summe von 200 Thlr. als Zulage
für deu zweiten Archiv Beamten in Eoblenz.

Marsckall: Da gegen die Schreiben in dieser
Fassung nichts erinnert worden ist, so erkläre ich sie für
genehmigt.

Abg. Referent Echroeder: Als Mitglieder der Com^
Mission zur Berathung über die Verwendung des Pferde
gelderfonds schlägt der Ausschuß Ihnen vor nach den Re^
gieruugsbezirteu

für Aachen den Hrn. Frhru. u. Geur,
„ Eolu deu Hru. Simons,
„ Düsseldorf den Hrn. Zores,
„ Eoblenz den Hrn. Landtags-Marschall

Frhru. v. Waldbott^Basseilheim-Bornheini,
„ Trier den Hrn. Gnittienne l^iiedaltorf.)

Marsckall: Ich bitte nun die Wahl durch Stimm«
zcttel vorzunehmen.

lAls l^crutaturen fuugircu die Herreu Zores und
Schult.)

Während die Herren das Resultat ermitteln, tonnen
wir wohl in der Berathung weitergehen.

Abg. Referent von der Oeydt berichtet für den
Vltl. Ausschuß über das (besuch um Bewilligung eines
Zuschusses vou ?>W<, Thlr. zur Herstellung einer Wegever¬
bindung von Bad Reueuahr nach Heimershcim.

Der Ausschuß beantragt: „daß der Landtag erklären
möge, auf das (besuch der König!. Regierung zn Coblenz
nicht eingehen zu tonnen, und der Herr'Landtags Marschall
ersucht werde, die Akten unter abschriftlichcmBeischlnß dieses
Berichtes an den Herrn Ober-Präsidenten zn «mittlren.

Marschall: Ich eröffne die Discnssion über diesen
Gegenstand.

Abgeordneter Frhr. v. Geyr Meine Herren! Im
Referat wird als Grnnd der Nichtbewillignng angegeben,
daß es gegen die Praxis bei Bewilligung von Geldern
aus der Hülfskassc fei, solche für nicht allgemeine provinzielle
Zwecke zu bewilligen. Räch meiner Anficht trifft dieser
Grund hier nicht zu. Räch meiner Auffassung sind die
Gelder aus der Provinzialhülfskasse für gemeinnützigeAnge¬
legenheiten, welche im Interesse der Provinz oder eines
Theiles derselben sind, zu verwenden; und da frägt es sich
zunächst, ob die Beförderung des Bades Neuencihr eine
gemeinnützige Angelegenheit und ein Interesse der Provinz
oder doch eines großen Theiles derselben ist. Ich glaube,
daß wir diese Frage nur besahen tonnen. Das Ahrthal
war seit lange in bedürftigen Verhältnissen; das Thal ist
nicht sehr breit, die dortigen Einwohner tonnen nur den

Grund und Vodeu, der im Thale liegt, fiir den Ackerbau
verwenden, die Abhänge der Höhen sind großenthcils auf
der einen Seite mit Wein, auf der andere» Seite mit
Holz angebaut, welches letztere nur von geringen Rntznngs-
werth ist. Anch der Weinban wirft in manchen Jahren
nur eiueu geriugeu Gewinn ab. Das sind Verhältnisse,
welche die Verarmung der Bewohner herbeigeführt haben.
Seitdem aber das Vad iu dem Ahrthal entstanden ist,
niiunit die Gegend einen bedeuteudeu Aufschwung. Es find
eine Menge Gelder durch die Bauteil iu das Thal gekom¬
men; der Fremdeuzuzuq aus den entfernten Gegenden hat
sich vermehrt und es fließen so Gelder von allen weiten
dahin. Es ist aber nicht blos das Thal allein, welches
dadurch gewonnen hat; der Fremdenbesuch beschränkt sich
nicht auf dieseu einzigen Ort, daß Geld wird überall in
der Umgegend verzehrt, nnd je länger dies Verhältniß dauert,
je mehr' das Bad in Aufnahme kommt, destomehr wird sich
die wohlthätig' Wirkung auf die ganze Gegend erstrecken.
Daher glaube ich, daß es allerdings im Interesse emcS
großen Theiles der Provinz ist, daß das Aufblühen des
Bades gefördert werde, nnd der vorgeschlagene Weg wnd
sehr wesentlich dazu beitragen. Ich bin daher der Ansicht,
daß es nicht richtig sei» würde, wenn man daran festhalten
wollte, daß die Fonds der Provinzial Hülfstasse mir fiir
Zwecke verwendet werde» solle», die die ganze Provinz mit
einem schlage betreffe», schafft man heute eine»! grossen
Theile der Provinz eine» Vortheil »»d morgen einem andern
Theile, fo gewinnt doch zuletzt die ganze Provinz dadurch.

Die wesentliche Frage ist immer die: hat die Provinz
eiu Interesse dabei, daß das Bad Reuenahr gedeihe nnd iu
Blüthe komme? Und diese Frage muß ich bejahen. Wenn
ferner die betreffenden Gemeinden sich im Allgemeinen zu
der an sie gestellten Anforderung »icht bereit erklärt haben,
so liegt das wohl in den Verhältnissen. Es kommt hier
in diesem Falle nicht zum ersten Male vor, daß ifolirt
liegende «andgrmeindcn, die bis dahin mit dem öffentlichen
Verkrhr wenig zn thnn halten, Bedenken tragen, neue Wege
auzulegeu, vou denen sie gewöhnlich glauben, daß ihnen
nnr Kosten daraus erwachsen; während sie nicht einsehen,
welche Wohlthat für sie damit verbuuden ist. Die Bewohner
des einen Ufers fürchten jetzt, daß wcnn auf dem andern
Ufer eine Straße angelegt wird, ihnen der Verkehr entzogen
werde. Sie sehen nicht' ei», daß ans einem erhöhten Ver¬
kehr, wie ihn das Aufblühen des Bades jedenfalls mit sich
bringeil wird, den Bewohnern auf beiden Ufern Vortheile
erwcichfen.

Werdeil dagegen dem Aufölühen des Bades Hinderm,^
in den Weg gelegt, so trifft der Rachtheil die Bewohnet
des eiueu Ufer's so gut, wie die des cmdcrn. Dieses scheint
aber den Renten bis 'jetzt nicht recht klar zu seiu. Ich glaube
also, daß wir im Interesse der Provinz handeln, wenn wtt
dem Antrage der Regierung beitreten.

Abgeordneter Nacken»: Ich glaube nur uoch hervor¬
heben zu müssen, daß die Gründung eines Bades, wie es
in Reuenahr geschehen,allerdings nicht bloß für die dortige»
Gemeinden, fondern auch für den größern Theil der Provinz
fchr wichtig ist. Das Bad Reuenahr bildet eine sehr gute
Concurrcnz mit dem Bade Ems nnd ist es überhaupt sckM
ein Vortheil, wenn in unserer Provinz eine solche Eo»
currenz hervortritt. Es bleibt aber diese Eoucurrenz i»1^
weit noch mehr zu wünschen, wenn man bedenkt, daß EM'
ein Luxus-Bad ist, in welchem mehrentheils nur die Wohl
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habenden und ReichenHeilung und Pflege finden können. Es
ist zwar bekannt, daß auch eiu Armen Bad in Eins vor-
Handen ist; jedoch das wird nur Einzelnen auf Grund be-
sonderer Zeugnisse bewilligt. Für Neueuahr taun mau
aber geltend machen, daß dahiu uicht bloß diejenigen gehen,
die aus bloßer Liebhaberei eiu Bad besuchen, sonder» auch
solche weniger Bemittelte, die dort wirtlich Heilung nnd
Genesung suchen, nnd ich glaube, daß das eiu Vortheil für
die ganze Provinz ist, wenn mau ihrcu Bewohnern Gelegen
heit gibt, Genesung an einem Orte zu siudeu, wo sie uicht
so großeu ztosteuaiifwand haben, wie in andern fremden
Bädern.

Dann möchte ich noch hervorheben, daß dadurch, daß
dieser Weg gebaut wird, der gauzeu Gegend eiu Vortheil
zuwächst, üud daß gerade dir beideu zunächst gelegenen Ge^
Meinden einen großen Vortheil davon haben werden. Wenn
der Ausschußberichtsagt, daß man Beneficien uicht octroyirt,
so ist das allerdings im Allgemeinen richtig; allein es mnß
doch dabei bemerkt'werden, daß die Gemeinden selbst wohl
deshalb sich das Beneficium uicht wollen octroyiren lassen,
weil sie auf der andern Seite auch ein unu« bekommen.
Sie sollen nämlich WW Thlr. ans eigenen Mitteln auf-
bringen, und wie einmal die Lage der Gemeinden ist, so
ist es schwer für sie, so bedeutende Kapitalien aus eigenen
Mitteln anfzubriuge» und deßhalb glaube ich, daß das ein
Gruud ist, warum sich Gemeinde» selbst fürs Erste nicht
betheiligen wollen. Ich möchte auch bemerken, daß vielleicht
die Gemeinden zn anderen Beschlüssen komme» möchte».
Wen» es feststeht, daß die andern <i«»«m Thlr. von den
nothwendigen !»«»!»!» Thlr. sonst bewilligt werden. Wenigstens
habe ich bei Landgemeinden oft die Erfahrung gemacht, daß
dieselben sich hüten, Znsichernugen zu geben, sobald sie nicht
wissen, daß ihnen die zugesagte Hülfe wirtlich zu Theil
wird. Sie greife» lieber selbst mit aus Wert, weuu es
nur feststeht, daß die Hülfe bereit ist; so lauge das aber
noch »icht feststeht, ziehe» sie sich zurück. Ich glaube daher,
daß wenn vou weiten des Landtages W<><» Thlr. und
ebenso vom Staate üUNN Thlr. bewilligt werden, die Be¬
reitwilligkeit weit eher herbeizuführen ist, uud deshalb möchte
lch darauf antragen, daß man gegen den Antrag des Aus
schusses die Bewilligung von WUtt Thlr. ausspreche.

Abgeordneter Dr. Wurzer: Meiue Herreu: Ich
habe mich zum Worte gemeldet, um dasselbe zu sage», was
>ch bereits bei früherer Gelegenheit gesagt habe. Ich glaube,
^ kauu keinem Zweifel mehr unterliegen, daß das Bad
Aeueiiahr ei» Interesse für die ganze Provinz hat. Die
"cschräntnng übrigens, daß wir unsere Mittel uur zu pro-
vwziellen Zwecke,: verwenden sollen, verstehe ich nicht, und
^ erscheint mir überhaupt gar uicht deutbar, irgend emen
«5all zu finde», wo im vollen Sinne die ganze Provinz
Und jeder Einzelne in der Provinz gleich betheiligt wäre;
^Uenn z. B. der Winzer etwas fordert, wird wahrscheinlich
der Ackerbautreibende sagen: was gehen mich die Winzer
"«! Ich glaube, daß. wo überhaupt ein allgemeines Interesse
vorliegt, wir auch die Mittel, die uns gegeben sind, aw
wenden können. Ich wollte nun näher beleuchten, was der
Herr Vorredner gesagt, daß nämlich die beiden Gemeinden
!'ch geweigert haben,' vorläufig zn dem Wege etwas beizw
^ageu. Wer die beide» Gcmeiuden kennt, der wird wissen,
°aß sie weder über 1UN Thlr. disponiren tonne», »ock für
^0 Thaler Kredit habe» (Heiterkeit), daß sie sich daher

»icht darauf einlasse» werden, wo es sich um eineu Wege¬
bau handelt, der üttW THlr. tostet. Wenn die Vcute nur
erst überzeugt sind: Wir unsrerseits geben das Geld, den
Rest, der erforderlich ist tonnt Ihr durch eigeue Arbeit ver¬
dienen, werden sie nichts dagegen haben, um so weniger,
da die Sache ja eine Lebensfrage für die Orte ist. Nur
dadurch, daß der Weg gebaut, wird es möglich seiu, einen
geregelten Plan in die Bauten zu bringen. Jetzt baut
Jeder wie er will, kreuz »»d quer, und weuu es so fort¬
geht, wird bald eine Schlangengasse durch die Gegend ge¬
führt werden müssen. Wird das Geld bewilligt, so wird
ein ordentlicher Weg abgestochen und jedem Neuban sein
Platz gewiesen ein. Das ist von der größten Wichtigkeit.
Je länger es dauert, desto schwieriger wird es werden,
eine ordentliche Eommnnication herzustellen. Es sind von
Aktionären des Bades ungeheure Opfer gebracht, es find
iu Aussicht gestellte Unterstützungen nicht bewilligt worden,
nnd ist es gewiß ^ache der Provinzialstände, wo es möglich
ist durch verhältnißmäßig tleine Beiträge dein Unternehmen
aufzuhelfen, einzutreten.' Ich bitte den Antrag, wie ihn
der Abg. für Cöln gestellt hat, anzunehmen.

Abgeordneter Hcliroeder Ich habe schon neulich die
Ehre gehabt, die Bitte zu befürworten, daß die Verfügung
über den Fonds der Provinzial Hülfstasse nicht in' der
rigorosen Weise festgehalten werde, wie bisher und wie
sich die Praris im Ausschüsse bei Verweudniig des Hülfs¬
fonds ansznbilden scheint. Damals sprach ich in etwa
pru <Iulnu, heute spreche ich nicht jir» !l»m«> und tann
mich daher freier bewegen. Hente glaube ich uachweiseuzu
dürfen, daß der Ausschuß, indem er bei Vorschlägen über
die Verwendung des Fonds die Regel aufstellt, derselbe
dürfe nur nnd allein zn provinziellen Zwecken verwendet
werde» — eigentlich statntwidrig verfährt. Es heißt uäin
lich im 5. 1»; des Statuts vom 14. März l85>^>:

„Ein Viertel wird dem Itamnwennögen der Hülfs¬
kasse, behufs dessen aümähliger Vermehrung, sowie zur
Deckung etwaiger Verlnstc zugeschlagen, über das letzte
Viertel tonne» die Stände zu öffeiitlichen Zwecken
innerhalb der Provinz frei verfügen."

Dort ist also nickt gesagt: blos zuproviuziellenZwecken,
sondern zn öffentlichenZwecken. Wir haben also zn prüfen,
ob in dein einzelnen Falle, wo wir nm eine Hergabe ange¬
gangen werden, öffentlicheZweckevorliegen. Zu öffentlichen
Zwecken rechne ich aber svlche, an deren Erreichung das
gebildete Publikum eiu Interesse hat und haben mnß;
deren gibt es zahlreiche auf dem Gebiete der Knust, der
Wissenschaft, des Verkehrs nnd der Industrie; uud in
diesen Fällen darf nicht blos die Frage erörtert werden,
welcher materielle Nutzen ans der Förderung eines solchen
Zweckes entstehe, sondern vielmehr, ob es die Würde eines
gebildeten Staates erfordere, die Erreichung desselben zu
unterstützen.

Es gehört gewiß aber auch zn den öffentlichenZwecken,
wenn wir Institute, die der Förderung der Gesundheit auf
billigere bequemere Weise dienen, deren Aufblühn wir gewiß
Alle wünschen, uuterstützen, wie dies vorliegend bei dem
Bade Ncueuahr der Fall ist. Insofern wir da zn der Straße,
die sonst nicht zu Staude komme» würde, eine» Theil der
nöthigen Mittel hergeben, tragen wir, wie dies in der
Eingabe an uns erörtert ist, znm Emporkommen des Bades
Neu'euahr und des Ahrthales bei. Es ist aber auch cm



70 Rheinischer Provinzial-^llMag. Nennt.,- Sitzung am ^O^October 186^,

t, das der Provinz zusteht, daß dieser Fonds vertheilt
an verschiedenenPnnllen verwendet werde, denn eine
oaltnng die uon der Art wäre, daß sie un eigentlichen
le als segensreich in ihren Folgen für dieg a n z e P r o v in z

Recht, das der Provinz zusteht, daß dieser Fonds^ vertheilt
nnd an
Venva
Sinne ^,>,x>̂ ^vn»»>,^>/ ><l ,l^^,^i>,l^>,>l ,>>^ >. ^ >^vl,,,,^ ^ > >, ^ >,>„
bezeichnetwerden könnte, wird sich vielleicht niemals finden.
Warum sollen wir den Fonds stets sich ansammelt^lassen,
und ihn nicht vielmehr dahin wo er Gutes nnd schönes
stiften Kinn, hingeben. Und ich möchte behaupten, daß wir
einen guten nnd nützlichenZweck fördern, wenn wir zn dem
in Rede stehenden Straßenban Mittel bewilligen. Außerdem
hat auch dee Ausschuß n'cht immer co". equent das
Princip, welcles er uns heule als eine feststehende Praxis
vorhält, beobachtet. Ich ann aus deut Nachweis über
die Verwendung der Provinziell ^ Fonds aus deu Jahren
1^«i,^ nnd l^,iN Beispiele vortragen, die diele »leine Be
hanpcung erhärten. So ist znin Beispiel gegeben wordeil
für den' Wiederanfban der Wmdbachbrücke'der Gemeinde
Datzeroth !«><»l»Thlr., ferner sind ^»<«>Thlr. den Oe,nei,iden
Niedcrbreisig nnd Vnrgbrohl gegeben lvorden zur Wieder-
herstellimg der zerstörten Straße nnd Brücke,! in Brohlthal.
Welchen Beifall ich anch dieser Verwendung zolleil muß,
so frage ich doch, ob dadurch prooiuzielle Zwecke im ^inne
des Ausschusses gefördert worden find? Und doch hal man
damals diese Bewillignngen befiirivorcet.

So liegen denn also mehrere Fälle vor, in denen
erhebliche ^niumen aus dieser Kasse gegeben worden sind'
zn Zwecken,die man nicht im eigentlichenSinne des Wortes
als provinzielle bezeichnenlann. Ich wiederhole, ivenuSie
die Absicht des Statuts erfüllen wollen, so dürfen ^>ie nnr
fragen, ob ein öffentlicherZweck vorliegt lind ob derselbe der
Unterstützung würdig ist. Und im vortugeuden Falle glaube
ich kühn behanpten zn dürfen, daß es gewiß eiu sedr schöner
öffentlicher ;',wecl ist, wenn wir d^,zu oeitrage» , das
uns allen bekannte Ahrthal zn verschöneen und zugänglicher
zn machen, ^ie lönnen bei einer l^ieldbewickigilugin diesem
Falle des Beifalls der Provinz gewiß >ein. Ich schließe
mich daher dein Antrage e,n, das; der Antrag des Aus-
schusfcsabgelehnt nnd der Betrag von :>0<>l>Thlr. bewilligt
werde.

Abg. Referent von der Heydt: Ich habe die Ans.
gäbe, den Antrag des Ausschusses gegen die geschehenen
Angriffe zn vertheidigen. Ich unterscheide diese Augriffe
theils in in generelle oder principielle, und in folche, die
zur Sache selbst gehöre». Was nun die allgemeine Angriffe
auf das Princip betrifft, so wird es gewiß dein Ansschnjfe
nicht einfallen, dem Landtage die Befngniß zn bestreuen,
diese zu seiuer Verfügung stehenden Gelder anch zu öffent-
licheu und nicht ausschließlich provinziellen Zwecken, zu ver¬
wenden, dazu hätte es der Hinweisung auf das Statut
gar nicht bedurft. Wenn das Statut diese iu Rede stehende
Verwendung ausschlösse, so töuute ja von einer Verhandlung
darüber überhaupt nicht die Rede sein. Daß aber die bis
herigen Verwendungen ans diesem Fonds, die der Provin¬
ziell Landtag getroffen hat, nicht statntenwidrig find, sondern
vielmehr stets den Beifall der obersten BeHorden gefnuden
haben, geht wohl am deutlichsten daraus hervor, daß nach
einer Mittheilung des Herrn Ober - Präsidenten der Herr
Minister sich dahin ausgesprochen hat: die Verwendungen,
die der Provinziell - Landtag getroffen, feien stets fo zweck-
mäßig und sachverständig gewesen, daß es hinfort für dcr^

artige Verwendungen einer Petition an Se. Maj. deu Honig
nicht mehr bedürfe.

Der zweite Angriff gegen oas Couclnsum des Aus¬
schussesbetrifft die Sache selbst. Da lst uuu zuuächst her-
vorzuheben; daß hier teiu Antrag von dem Bao Nenenahr,
auch nicht von den betreffenden Gemeinden, sondern uon
der ^önigl, Regiernng zu Coblenz vorliegt Die b.idcn
Gemeinden, für die die Sache eine Lebensfrage >ein i,oll,
von denen man ewer doch voranssetzen darf, daß fie wohl
ihr eigenes Interesse auch zn würdigen wissen werden, die
sagen: Nein! wir wolleu d.imit nichls zu lhuu h.i.'en.
Das liegt aber niche olos daran, daß sie eiuen Beitrag
uon ^W>>Thlrn.geoe» solle», sonueen weic sie auch die Umer-
haltnngswsten des Weges zu ü^rnehmeu habe»; denn oie
Regiernng zn Cobleiz hat lhne» g,.lgl, es ,ei nicht daran

bisher befolgten Praxis eine ^nmme von ^!»<»» Thlr. aus
dem Fonos der Provinzial-Hülfslasse dafür hergeben tonnen.
Dagegen ist zn erinnern, daß wenn es »ach der Meuumg
des Mitgliedes der Ritterschaft ginge, das ich erst in^dieser
Zession die tLhre habe inner »»s z» sehe», jener Fonds
nicht ausreicheil würde; deu» der Anträge ans Bewilligungen
für öffentliche banüche Zwecke find ,o viele gekommen, daß
der Fonds dazu nicht ausreichen würde, wenn er auch noch
doppelt nnd dreifach so gro>; wäre; ganz abgesehen von
Bewilligmige» für archileltoilijche Deulmäler, wie fie eben
erst augetouuueu siud. Ich glaube, daß der Provinziell-
«andlag ,ehr weise thut, wenn er sich bei Bewillignngen
ans den zu ,einer Verfügiiüg stehende» Fonds eine gewisse
Beschränkung auferlegt, und wen» er es vermeidet, auf
Anträge einzugehen, welche nicht ausschließlich provinzielle
Zwecke betreffen. Wenn mau fragt, was unter provinziellen
Zwecke» zn verstehen sei, so ,ie»»e ich Bewilliguilgen für
die Bauten zn ^iegbnrg, oder Branweiler, Bewillignngen
für oie Blindenanstalt ' und für Taubstumme» Unterricht.
Das sind proviuzielle Zwecke,bei welchen ein jeder Bewohner
in der Provinz eineil gewisse» Aulheil hat, während eine
Verwendung für deu vorliegenden Zweck nur einem Theile
zn Gute kommt. Gne solche Verweiidiing würde aber die
Folge haben, daß die Anträge sich von allen Seiten herbei-
drängen, man würde sagen, was dem einen recht, ist dem
andern billig. Deshalb bitte ich Sie, nehmen Sie den
Antrag des Ansschnsses, das Gesuch der Regierung zu
Eoblenz abzulehnen, an.

Marschall: Wenn mein Herr Stellvertreter zugegen
wäre, sv würde ich ihn bitten, meinen Platz einznnehinen,
weil ich in der Lage bin, einige Ansknnft über die Ver¬
hältnisse zu geben. Was den 'Grnnd anbelangt, weshalb
sich die Königl. Regiernng für die Angelegenheit interessirt,
die Gemeinden aber nicht, bemerke ich, daß es zwei Ge¬
meinden, Beul nnd Wadenheim, sind, welche znsammcn den
Badeort Nenenahr bilden. Die Majorität in der einen
Gemeinde ist gegeil den Weg, weil sie nicht will, daß d^
durch die audere Gemeinde aufblüht; darm habe» Sie die
einfache Löfung des Räthsels, warm» die Gemeinde»
dagegen sind. Daß die Gemeinden sich trennen müssen
und werden, das ist Sache der Verwaltung, die Sache M
bereits angeregt. Die Regiernng hat zn ihrem großen Bc-
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ölehuuq erwiedere ich darauf, daß ich bedauereden Herrn
vlcferenten^ i nicht schon im Jahre 1801 ans dem Landtage
gesehen zn haben, dann wäre seine heutige Bemerkung überflüjs'g
geworden.Sofern aber Referent mich als Iiuinu nuvu^ hat be¬
handeln wollen, dem es nicht zustehe, gegen eine lang bestam
?ene Praris des Hauses anzugehen, so bitte ich nicht zu
"besehen, daß vollständige Gleichbercchtigiuigunter den M:t>
gliedern des Hauses herrscht und nberdieß kann ich vcr-
stchern, daß auch außerhalb des Hauses Gelegenheit geboten
'", sich mit den Gegenständen bekannt zu machen, die innere
^1b des Hauses verhandeltwerden.

. AbgeordneterDr. Wurzer: Meine Herren! Ich
glaube, daß die Sache sehr einfach liegt nnd daß es fehr
«'unsüMswerth ist, die Sache in das richtige Gelerfe zu
fangen. Wenn der Provinzial. Landtag ans den über-
^leßcuden Mitteln 3000 Thlr. bewilligt, fo glaube ich, daß
^ sich leinen Vorwurf zu macheu hat. Der Herr Referent
M, wem, wir Alles bewilligen wollten, so würden wir
"^,t auskommen. Aber, meiiie.Herren, wir tonnen Nicht
"ehr bewilligen, als wir haben, und müssen dann von
^.lbst aufhören. Die Summe der ProoiiizialHiilfskasseist
'Ucht eine geschlossene, in jedem Jahre können neue Am
Meruugeu'gemacht werden. Es handelt sich hier um das
^mzip, daß wir deu Impuls geben in eiuer Sache, die bls

dauern ertaiuit, daß es keine Möglichkeitiu der Gesetz- !
gebuug giebt, eiuer entstehenden Stadt ein Aliguementzu
geben; sie hat aber doch ein Mittel gefunden, wie sie das I
AUgnemcnt andeutet,wouach die Gemeinde baut. Ich wünschte,
wir hätten den Maun hier, der für dies Projett schwärmt,
den Laudrath Herrn Funck, der große Verdienste hat nicht blos
um die dortige Gegend, sondern anch um die ganze Eifel;
derselbesieht in diesem Projett die Möglichkeit,was nicht
zu bezweifeln ist, daß der Ort später einigermaßenwie eine >
wirtliche Stadt aussehenwird, damit die «eute später nicht ,
sagen: wie schade, daß wir damals nicht daran gedacht j
haben. Das sind die Gründe, warum die Negierung die !
Sache in die Hand gcuommcnhat, nnd es find nicht einige
Mitglieder der Gesellschaft, die die ^ache angeregt haben,
sondern die Behörde, und der Vorstcmd des Bades hat Ja
dazu gefagt, weil die Regierungihm den Fingerzeiggegeben
hat. Der Regierungspräsidentnnd der Baurath sind dort
gewesen, sie haben sich für die Sache iuteressirt, uud habeu
nicht durch die Gesellschaft, souderu aus sich heraus durch
den Oberpräsidentengesagt, daß es endlich einmal an der
Zeit sei, den Gemeindenzn zeigen, wie nützlich das Unter
nehmenist.

AbgeordneterHchroeder: Ich habe mir das Wort
zu einer factischen Nemertnng erdeten. Der Hr. Referent
hat angenommen, ich hätte gesagt, die Verwendung der
Gelder der ProvinziabHülfstassewäre statutwidriggeschehen.
Ich habe das nicht gesagt, wohl aber, daß das Princip,
welches bei Verwendung dieser Gelder vom Ausschüsse fest^
gehalten wird, statutwidrig sei, dem, uach deu Statuten
sull das Geld für öffentliche Zweckeverwendet werden, mcht
blos für provinzielle; die Provinz hat ein Recht darauf,
daß ihr die Gelder, iu deu Fälleu, wo fie für wohl motl>
virte öffentlicheZwecke begehrt werden,nicht versagt werden.

Eine fernere Berichtigung verstatte ich mir noch ui
^ezng auf die nicht ohne eine gewisse Beziehungvon dem
Herrn Referenten gemachte Bemerkung, daß er mich zum
erstenmale ans dem Landtage erblicke. In factischer Ve^

jetzt ohne alle Unterstützung geblieben. Ich empfehle Ihnen
den Antrag anzunehmen,

Marschall: Es hat sich Niemand mehr zum
Wort gemeldet, und damit wäre die Discnfsion ge¬
schlossen Da es sich um ciue Vorlage handelt, die
durch den König!,. Landtags-Eommissar' hierher gelangt
ist, und der Ausschuß auf Ablehuuuq anträgt, so muß
ich den Antrag positiv stellen, ob Sie die 300N Thaler
unter den gegebenen Umständen bewilligen wollen, vor¬
ausgesetzt, daß die 3000 Thlr. vom'Staate gegeben
werden uud die «ruderen 3000 Thlr. von der Gemeinde
aufgebracht werden.

Dicjeuigen, welche die 3000 Tl,lr. bewilligen»vollen,
bitte ich, sich zu erheben.

(Geschieht.)
Der Antrag des Ausschussesist angenommen.

Hierauf wird die Wahl der Commission für den
Landwehrpferdegelder-Fouds publicirt.

Gewählt sind folgende Herren:
der Abgeordnete Simons mit . . . . 62 Stimmen
,, ,, Zores „ ... 62 „
„ ^rechcrr vonWaldbott-Basscnheim mit 61 „
„ Abg. Gnittienne ans Nicdaltorf mit . 61
„ Freiherr von Geyr mit..... 60 „

Referent Abgeordneter Zores trägt das Referat
des X. Ausschusses,betreffend die un Allcrh. Landtags-
Abfchicdebewilligte Summe von 15,000 Thlr. für den
Nordeanal vor. ' Der Antrag des Ansschnsses lautet:
ans dem Bezirke Düsseldorf'2 Mitglieder zu wählen,
um über die Bertheiluug der Summe zu berathen.

Marschall: Die Discnfsion ist hierüber eröffnet.
— Da Niemand das Wort zu haben wünscht, so nehme
ich an, daß der Antrag des Ansschnssesangenommenist.

Abgeordneter Freiherr von Rynsch: Ich möchte
mir erlauben, zu dieser Eounuissiou die Herren Zores
und Frings vorzuschlagen, welche in der Sache sehr
bewandert sind.

Referent Abgeordneter Iores: Der Ausschuß ist,
gleichwie in dein'vorigen Falle, zusammengetreten und
hat 2 Mitglieder aus' dem RegierungsbezirkeDüsseldorf
zu wähleu vorgeschlageu, weil die Vearbeitnng dieser
Sache bei der Regierung zu Düsseldorf verhandelt ist.

Marschall: Ich bitte also auf einen Wahlzelle!
die 2 Mitglieder aufzuschreiben,welche sie hierzu wählen
wollen.

(Die Verthcilung nnd Einsammluug der Wcchlzettcl
erfolgt).

Es ist noch ein Bericht wegen der Taubstummen-
Anstalt vorzutragen.

Abgeordneter Referent v. d. Heydt trägt den
Bericht des V11I. Ausschusses vor, betreffend den Antrag
des Abgeordneten Freiherrn von Leytam und Genossen,
wegen Bewilligung eines Beitrages aus den zur Ber-
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fügung der Stände disponibel,, Züisüberfchilssen der
Rheinischen Prov.-Hülfskasfe, um die Ausbildung aller
bildungsfähigen Taubstummen in der Provinz zu er¬
möglichen.

" Ich glaube, daß ich mich enthalten kann, zur
Empfehluug des Antrages noch ein Wort hinzuzusetzen.
Ich kann aber diesen Platz nicht verlassen, ohne dem
Herrn Abgeordneten der Ritterschaft das Verdienst zu
vindieiren, was ihm als Antragsteller gebührt, und ich
spreche die Zuversicht aus, daß, 'wie Sie für eineu ähn¬
lichen Zweck, sie auch für dies wahrhaft fcgensrciche und
Gott wohlgefällige Werk durch einstimmigen Bcfchluh
die nothigen Mittel gewähren werden.

Marschall! Ich eroffne die Discussion,
(Pause.,

Sie schließt sich von selbst, und ich bitte, sich für
den Antrag zu erheben.

(Geschieht.)
Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Ich habe noch nachznholen, und es würde in dem

Schreiben, das Herr Zorcs an den Herrn Landtags-
Eommissar zu entwerfen hat, aufzunehmen sein, daß die
beiden von Ihnen für die Angelegenheit des Noidkanals
gewählten Herren: Zores 48 und Frings 47 Stimmen
erhalten haben.

Abgeordneter Referent Horst trägt den Bericht des
VII!. Ausschusses vor, betreffend die von der Negie-
rungs-HauPttasse zu Düsseldorf über die Einnahmen und
Ausgaben der Taubstnmmenschulen zu Kempen, Mocrs,
Vrnhl und Neuwied vorgelegten Rechnungen, sowie den
Nerwaltungsbericht der Taubstummen-Lehranstalt zn Eöln.
Der Ansschuß hat dabei nichts zu erinnern gefunden.

..Der Referent fährt dann fort:
D«. früheren Mitglieder der ständischen Commission

für die Anstalt zu Coln waren Herr Oberbürgermeister
Stupp und meine Person. Da ersterer nicht mehr Mit¬
glied des Landtages ist, so schlage ich an dessen Stelle
Herrn Oberbürgermeister Vachem vor.

Marschall: Wollen Sie blos die Wahl für den
ausgetretenen Herrn Stupp vernehmen, und Hrn. Horst
durch Acclamation bestätigen, oder wollen Sie zwei
Namen auf den Wablzettel schreiben?
sFreiberr v. Levtam und Andere schlagen vor, nur ein

Mitglied zu wählen.)
Dann wird also nur ein Mitglied an Stelle des

Herrn Stupp zu wühlen sein; es ist Ihnen dazu Herr
Bachem vorgeschlagen worden, nnd ich bitte die Wahl
vorzunehmen.
(Die Abgeordneten Bouinger und v. Cynern sungiren

als Scrutatoren.j

i Inzwischen bttte ich mit den Berichten fortzufahren.

Abgeordneter Referent Horst trägt den Bericht des
VIII. Ausschusses vor, betreffend den Antrag, einen
Theil des fog. Cholerafonds dem Taubstummen-Institut
zu Nachen zu überweisen. Der Ausschuß beantragt
Ablehnung und Uebergang zur Tagesordnung.

ieu

Marschall: Die Discussion ist eröffnet.
(Pause.)

Es meldet sich Niemand.
Ich bitte diejeuigeu Herrn, sich zu erheben, die gegen
Antrag des Ausschusses sind.

«Geschieht.)
Die Tagesordnung ist angenommen.
Ich trage das Resultat der eben vorgenommenen Wahl

nach! nämlich für die Taubstummen Anstalt in^Cöln ist
an Stelle des Herrn Stupp einstimmig mit 50 Stimmen
gewählt Herr Bachem,

Wir kommen zn dem Referat des > . Ansschusies,
Mittheilungen uud Beschlüsse der rheinisch - westphalischcn
Gefängniß-Gesellschaft betreffend.

Abg. Referent Horst verliest den Bericht des V.Aus¬
schusses über diese Angelegenheit. Der Antrag des Ans-
schnsses geht dahin, dem 'hohen Landtage Folgendes zur
Genehmigung vorzuschlagen:

l) der hohe Landtag geht auf die Anträge versuchs¬
weise ein, unter der Boraussetzung, das; für Diesenigen,
welche fich für die Auswanderung nach Nordamerika ent¬
schließen, bei ihrer Ankunft daselbst umfassende Fürsorge
qotroffen werde; H> es soll für jeden Regicrnngs Bezirk

Veiirug ^^ zu i^< 'pvoeein u.j^„..,, ...
der Personen, die in die Kategorie der 88- l>5 ^l! des
Strasgejetzbnchs gehören, zu fördern, wenn die betreffende
Person damit einverstanden ist uud sie die nöthigen Körper-
träfte besitzt, um sich in: Auslande durch Arbeit ihren
Lebensunterhalt zu erwerben.

Marschall: Dies haben Sie Alles gedruckt in
Händen, nnd es fragt fich nur, ob Sie nach dem Autrage
des Ausschusses mit den Motiven einverstanden sind?

Herr Bremig hat das Wort.

Abgeordneter Vremig: Meine Herren, ich habe dem
betreffenden Ausschüsse beigewohnt, und tonnte leider bis
zur Beschlußnahmc nicht verweilen. Ich hatte aber schon
Gelegenheit genommen, meine Bedenken gegen die Petition
und dasjenige, was darin angestrebt wird, auszusprechcn.
Es ist allerdings dasjenige, was mau erreichen will, gar
nicht zu verwerfen, aber ob es auch wirklich erreicht werden
kann, das scheint mir sehr zweifelhaft.

Es sollen die tteute, die wiederholt iu der ^age sind,
„ach Nrauweiler dctiuirt zu werden, veranlaßt werden,
auszuwandern, und sie follen danu uou der weiteren De-
tentiou entbunden werden. Es follen ferner die Mittel
oazu beschafft werden, um die Kosten der Ueberfahrt zu be¬
stleiten. Dort aber müssen sie nothwendiger Weife ihrem
Schicksale überlassen werden, und es mnß gehofft werden,
daß fich in Amerika Vereine oder sonst Jemand finden wer-

' den, die sich der teilte annehmen, um sie auf den rechten
! Weg zu führen, auf welche« wir sie zugestandener Maße»

nicht bringen tonnten. Das Hanptbedenten dagegen ist,
daß wir uns damit ein solches Armnthszcugniß ausstellen,
wie man sich ein größeres gar nicht ausstellen kann. W"
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wollen von Vereinen lind Instituten in Amerika verlangen,
daß sie dort diesenigcn Veute, die wir hier, in einein viel
tultivirtcren ^cmde, nicht ans den rechtenWeg haben dringen
tonnen, zn fleißigen, arbeitssamen Menschen machen oder
ihnen doch die Mittel an die Hand geben sollen, dies zn
werden, Ist es deutbar, daß sich dazu Jemand in
Amerika finden wird? Und wird der Vagabund in Amerika
denn auf eiumal so lenksam? In dieser Beziehung wird
angeführt. Die Ortsverändernng trüge dazu bei, ' - eiue
Gemüths' und Sinnesändernng zn bewirleu, — etwa
wie bei einem Kranken, der auck uicht selten durch eiue
Ortsverändernng lurirt werde. Meiue Herren, das Bei
spiel paßt nicht i ^st der Mauu hier ein Vagabnnd, Hai
er hier Arbeitsscheugehabt, hat er wiederholt uach Brauweiler
gebracht werde» müsse», weil er so war, so weiß ick leinen
Grund, weshalb derselbe in Amerika sofort ein Anderer
werden sollte. Man sagt nun zwar: ja, in Amerika hat er
nicht die Hülpquellen wie hier; er weiß, daß er hier nack
dem Armengesetzeverpflegt werden muß, wenn er verarmt,
dort aber wird er von seineu Körperkräfte» Gebrauch
machen und sich zn eruähreu fucheu. Nun frage ich, meine
Herren, warum wollen wir nicht dahin streben, daß das
hier geschieht!' warum wollen wir nicht solchen Veuten
schon hier die Mittel verschaffe,,, die geeignet find, fie auf
eine» besser» Weg zu briugeu. Das wäre meines Eracb
tens die Aufgabe 'für die hiesigeu Vereine und Institute, eine
lohnendere Aufgabe, als die Vente anf's Ungewisse »ach
Amerika fvrczuspediren!

Meiue Herren, ich habe mir im Ausschüsseerlaubt, zn
sagen, ich hielte das, — allerdings etwas start ausgedrückt
^ für einen Seelen-Vertanf. Wir bringen Veutc, die gar
nicht anf dem Standpunkte stehen, sich selbst helfen zu
tvimeu, iu eiu ^aud, wo sie nicht einmal die Gesetzgebung
kennen, und wahrhaftig auch nach ihrer Fähigkeit gar nicht
leimen lerne» könne». ' Bagaömidage geht stets mit Dieb
stahl Hand in Hand. Wird nun ein solcher Mensch nach
Amerika gebracht, und »icht sofort durch dieVuftveräuderung
ganz gebessert, bleibt er vielmehr ans dem Wege der Vaga-
bundage, so verfällt er dem Verbrechen, uud was hier viel¬
leicht blos mit einer Detenlion in Brauweiler oder einer
unbedeutenden »Nefängnißstrafe geahndet wird, das wird
dort möglicher Weise mit dem Strange bestraft. Wir haben
also dann einen solchen Mann in eine Laufbahn gebracht,
die fogar für fein ^eben gefährlich werde» kann.' Dazu
dürfe,, wir aber uicht die Haud bieten. Ich glaube aber
auch, daß man nicht annehmen kann, daß es drüben Vereine,
Milde Stiftungen u.s.w. gibt die eine besondere Liebhaberei
dafür bezeigen würden, dergleichen Vente oon »ns zu
nehmen, nm für sie zu sorgen. Meine Herreu, ich sollte
»toiue», daß des Gesiudels auch drüben genug ist und daß
Man dort vollauf mit solchem zu thun hat. Meine Herren,
offen gestände» gebe ich für das in der Petition entworfene
Proiect gar nichts n»d tömie» wir nichts Besseres thun, als
über dieselbe znr Tagesordnung übergehen, uud es den
Detenten überlassen, geeignetere Mittel in Vorschlag zu brin
Heu, »in den angestrebten Zweck zn erreichen.

Das ist auch, sollte ich meinen, nicht schwer. Wenn
die ungewöhnlich strengen Maßregeln, wie sie gegen Vaga-
bunden' von den Bürgermeistern ausgeführt werden müssen,
M der Weise gchandhabt würden, daß den beuten auch
hier die Wege angegeben würden, wie fie sich Verdienst nnd
Unterhalt verschaffen tonnten, so meine ich, wäre damit ein
viel besseres Werk gethan, als wenn wir sie von hier ins

Ungewisse fortschicken,um sie, grade heraus gesagt, los zu
werdeu.

Dazu können und dürfen wir aber kein Geld bewilli¬
gen. Ich trage deshalb darauf an, den Ausschuß Antrag
zu verwerfen.

Abgeordneter Dr. Wurzer: Meine Herren, wir
»lögen nnser Privatrecht, wir mögen unsere Rechte als
politische Körperschaft so hoch oder so niedrig anschlagen,
wie wir wollen, in sedem Falle halte ich das für sehr ge-
fährlich, was wir hier in Bezug auf unsere Vagabunden
thun wollen. Was würden wir wohl dazu sagen, wenn
Korporationen oder Institute in Amerika einen ähnlichen
Beschluß faßte» und ihre Vagabunden :c. znnns herüber^
befördern wollte«. Das wäre nach meiner Meinnng ganz
folgerichtig nnd nur eine Reciprocität. Wenn sich Vereine
bilden und wenn diese es uuter sich abspreche», wie sie
sür dergleichen Vrnte sorge» wolle», so ist das eiue andere
Zache, das tonne» wir »icht hindert,.

Ich möchte bloß wissen, was Sie dazu sage» würdeil,
wenn Corporationen in Amerika beschlössen, ihre Vagabnn-
de» bierher z» schicke», das wäre aber »ach ineiner Mei
»li»g ganz folgerichtig. Wen» Vereine beschließen, wie sie
für die Vagabnnde» sorgen wollen, tonnen wir das nicht
hindern, daß wir aber in nnserer tiigenschast als Landtag
eine» Beschlitß fasfen, nnverbefserliche Vagabunden nach
Amerika zn schicken, halte ich für unzulässig. Ich glaube,
daß man dort drüben schvn reich genug an solchen Sub-
jecten ist.

Abgeordneter Fhr. v. <Heyr: Ich spreche für den
Antrag des Ausschusses. Nack meiner Meinung würde das
Resultat nicht so schlimm sein, wie es nns geschildert wor¬
den ist. Ein Armnthszeugniß müssen wir nns allerdings
geben: i» de» »leiste,, Fälle» sind wir uicht im Staude,
die ^eute, welche ei» paar Mal i» Bramveiler oder soust im
(Gefängniß gewesen sind, zn ordentlichen Menschenzn mache»,
und auch die Vereine gestehe» selbst ein, daß sie damit
nicht dnrchdringen können. Wer aus dem Gefäuguiß kommt
nnd wirtlich ein ordentlicher Mensch werden will, wird
überall zurückgestoßen,wo er sich zeigt, er fällt also in seine
alte (Gesellschaft zurück und bleibt Vin Vagabund. Wenn
er dagegen nach Amerika geht, so kommt er ans den alten
Banden, die ihn hier anf dem schlechten Wege festhielten,
heraus uud weuu er den guten Willen hat, fo wird er sich
dort forthelfen können, oorausgesetzt, daß er dort nicht gleich
auf die Straße gestoßen wird, fondern die nöthige Fürsorge
findet. Deshalb hat der Ansfchnß sei»e Zustimmung zu
dem Antrage an die Sicherung dieser Fürsorge geknüpft.

Wir haben den Herrn Regierungsrath Illing, der mit
dieser Angelegenheit vollständig oertmut ist, zn' den Be¬
rathungen hinzugezogen und der hat versichert, daß dem
Vereine von Personen nnd Vereine,, iu Amerika, die er
namhaft gemacht hat, die Zusicheruug ertheilt sei, daß diese
Fürsorge eintreten werde. Dauu ist es aber für diese teilte
nicht so schlimm. Aroeitskräftige ^eute finden in Amerika
leichter Brod und Beschäftigung, wenn aber einer dort nicht
arbeiten will, so hat er sich auch zuzuschreiben,wenn es
ihm schlecht geht. Er hat dann dort allerdings keine Ge¬
meinde, die ihn unterhält und ist um so mehr anf seine
Arbeit angewiesen. Wenn man sagt, die teilte kämen in
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cm fremdes Vand, wo sie die besetze gar nicht kennen, so
taun ich auch darauf lein großes Gewicht lege», diefe
Leute keimen auch bei uns nicht uiel oon deu Gesetzen. Hier
kehren sie sich nicht au die Gesetze, und weuu sie das dorl
auch uicht thu», so haben sie sich dort, wie hier, die Folgen
.zuzuschreiben Weun ma>, uim sagt, wenn wir unsere
Vagabunden nach Amerika schicken, so töuuteu die Vente in
Amerika ebensogut nns ihre Vagabunden zuschicken- ja,
meine Herren, das uiüffeu wir uns anch jetzt sckon ge
fallen lassen. Man wird es aber nicht thu», weil man dort
Arbeitskräfte nöthig hat. Wie schlagen weiter nichts vor,
als daß denjenigen Personen, welche freiwillig auswandern
wolle» und die Absicht haben, sich dort zu bessern und
branchbare Menschen zu werden, geholfen werde, indem man
außerdem, daß sie die Mittel zur Ueberfahrl erkalten, dor>
dafür sorgt, daß sie gut untergebracht werdeu.

Abgeordneter Schult: Es bandelt sich nicht darum,
daß »tan Vente nach Amerika unfreiwillig oerbaunen will,
sondern es sollen ihnen, wem, sie gern dort hin wollen,
und sich hier nicht ernähren könne», die Mittel dazu ge
währt werdeu. Es ist bekannt, daß solchen Veuten, die ein¬
mal in Prallweiler gewesen sind, es bier schwer wird, Ar
bcit zn erhalten, diele» Vente» »»», we»» sie Vusi haben,
um in der Welt ehrlich fortzukommen, »>id die freiwillig hi»
über wolle», diesen sollen dazn die Mittel gegeben werde».
Daß sie dort auch arbeite» müsse» wie hier, ist gewiß.
Warum so» ma» nicbl de»jenigeu, die arbeilen wolle»,
die Mittel dazn geben?

Abgeordneter v. d. .Heydt: ^ch betrachte den An
trag des Ausschusses von einem auderu Gesichtspunkt aus,
als das Mitglied für Eoblenz, das sich dagegen stränbl,
daß wir uns eiu solches Armntbszengniß ausstellen. Die
Verhältnisse siud aber einmal so nnb die Anstalt zu Brau
weiter ist selbst ein solches Armnthszeugniß Den Amrag
des Ausschusses abweisen, wie oon dem Abgeordneten für
Eoblenz vorgeschlagen wird, das kommt ans nichts weiter
heraus, als zu sagen: Wir wollen überhaupt nichts darin
thu»; die Hinweisnng ans das Arbeitsfeld, welches hier im
Vaude offen liege, betrachte ich für nickt vielmehr als schöne
Redensarten — denn die Sache bleibt dann ihrem 3chick
sal überlasse». Jetzt tritt nnn einmal ein Project vor uns,
nm in praktischer Weise dem offentnndigen Roihfland in
etwa abzuhelfen. Dasselbe ist allerdings zuuäcbst oou eiuer
Privatgesellschaft ausgegangen, aber die Ausführung soll ja
in die Häude der königlichen Regierungen »nter Beirath
und Iiistimmnng eines ständischen Eommissars gelegt wer
den. Ei» Mitglied der Düsseldorfer Regierimg, Herr Re
giernngsrath Ilting, ei» Ma»», der i» jeder Beziehung ge
achtet ist, hat den Berathungen des Ansschnsses beigewohnt,
und hat jenen Borschlag sehr warm uud eiugeheud empfoh
len. Der Ausschuß ist sodann ei»stimmig der Mei»n»g
gewesen, daß wir versuchsweise den Vorschlag annehmen.
Wenn auch gesagt wird, es werde »ickts dabei heraus
kommen, so muß das eben die Erfahrung zeigen^, ist dies der
Fall, so war die Sache wenigstens des Versuches werth,
und die «often sind nicht erheblich, wenn wir angenommen
habe», daß der Betrag für Branweiler um nicht'mehr als
10 Proeent überschritte» wird. Deshalb empfehle ich Ihm»
die Annahme des Vorschlages des Ansschnsses.

Marschall - Ich erlaube mir eiue faetische Bericht

riguug. Der Autrag ist nicht von der «öuigl. Regierung
ausgegcmgeu, sondern oon dem Ausschuß der rheinischwrst
Mischen 'Gesellschaft für das Gefängnißwesen, und die
Herren 'iores und Genossen haben ihn zn dem ihrigen ge
macht. Allerdings gehören zu diesem Ausschuß uicht allein
Mitglieder, soud'eru' auch selbst der Präsident der «öuig
lichen Regierung

Abgeordneter von der Heydt Ich wollte auch
nicht sage», daß der Antrag oou der Regierung cmsgegau
geu ist, sondern nur, daß die i-cichr durck die Haud der
Regierung gegangen ist.

Abgeordneter Vaum: Der Vorschlag ist von der
rheinisch westfälischen Gefäuguiß Gesellschaft ausgegangen,
einem Verein, der sich Jahre lang schon nm das Wohl der aus
deu 2trafhänsern Entlassenen bekümmert. Es muß wohl
nichi so leicht sein, wie oon eiuer Seite behauptet wird,
für diefe im Inlcmde ein Unterkommen zu finden uud ihm»
eiue besfcre ^uluuft zu bereiten. Wir sehen auch, daß trotz
dieser Fürsorge das Arbeitshaus Brauweiler mit den Ent
lassenen sich stets wieder füllt, da diese Individuen
„»gebessert i» die Gesellschaft zurücktrete». 3ehe» wir nun,
wie seit Iahreu bie dessere» «raste »ach Aulerita answcm
der», so kann auch der Bersuck gemacht werden, den hier
niltanglichen «rasten »nter die Arme zu greife», nm ihueu
dort eine bessere Existenz zu verschaffe».

Es war die Rede davon, daß für jede» aus die Weise
Beförderte» '»l> Thlr. nöthig sei» würden. Er soll dorl
unter die Aufsicht von philan'tropiscken Gesellschaften gestellt
werden, die ihn nach dem Wefleu befördern, uud wenn wir
wisse», daß dort »och große strecken für de» Ackerbau z»
cnltiviren sind, so glanbe ich, daß für diese Vente ein besseres
Umerkomme» dort zu finden ist, als hier. Es gibt bei
uns wenig «^elegenheii, diesen Veuteu wieder aufzuhelfen,
während sie dort viel leichter ihr Fortkomme» sindeu.

Ick trete dem A»trage des A»Ssck»ssesdaher bei.

Abgeordneter Bachen» Der Anlrag, der uns
eben beichciftigt, schein! mir von großer Wichtigkeit zu
sein, denn indem wir zn einer solchen Maßregel greifen,
tonnen wir uns nicht verbeblen, daß wir eigentlich über
das Schicksal von Mitbürgern verfügen, die mehr oder
weniger uicht in der ^age sind, frei über sich zn bestim¬
men, ^cb glanbe jedoch, daß das, was vorgeschlagen
ist, nicht so gefährlich fein wird, wie es uns von eiu.'r
Seite geschildert ist.

Wenn man davon ausgehl, daß die Freiwilligkeit des
Eutschlnsses zur Auswanderung vorausgesetzt werde, nm
Jemanden nach Amerika hinüberz,,schassen, so muß doch das
Bedeuteil aufgeworfen werdeu, daß die Freiwilligteit nicht
immer genan festgestellt werden taun, indem die mcnmig
fachsten Einflüsse 'stattfinden können, Jemand z» dem E»l

^ scblnsse zn bri»ge». Ich für meiueu Theil würde mm nichl
> gegen einen Versuch sein, allein ich hätte gewünscht, daß

oevor eutschieden wird, ob schon jetzt zn diesem Versncke
überzugehen sei, mehr Material zur Beurtheilung beige
bracht worden wäre. Man sagt, diejenige,!, die uach Amerika
geschickt werden, würden dorl von ph'ilaulropischeu Gesell
schafteu aufgeuonlmeu werden und durch deren Ver¬
mittelung ein Unterkommen finden. Das schcnnt mir
dasjenige zu sein, worüber man genaue Auskunft baden
müßte/denn es geuügt uicht, daß ma» im Allgemeinen
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nur sagt, es existire» dort solche Gesellschafte», die in
dieser Weise für die Ankommenden sorgen werden. Es
müßte da« näher belegt werden durch praktische Bei¬
spiele, durch Namhaftmach»»g von Personen, die solchen
Gesellschaften angehören, weil das Mitte!, welches man
anwenden null, immerhin eine starke Medicin ist Ich
glaube, daß wir gegenwärtig noch nickt in der ^age
sind, alles das genau z» überseben. Desbalb scheint
es mir bedenklich, das Mittel in der Weise anzuweudeu,
wie es von Seiten des Ausschusses beanlragt ist. Ans
der andern Seite uertranc ick zwar denjenigen, die bier
die Sache in die Hand genommen haben, daß ue mit
grußer Vorsicht hierbei zu Werke gehen werden. Ich
mochte aber nicht eine zn große Latitüve in Bezug auf
die Mittel gewäbren und desbalb meine ich, daß es
zweckmäßig sein würde, dem Ausschuß Antrage soweit
nachzugeben, als nur ein Bersu^, gemacht werden soll.
Es lässt sich nicht lengneu, daß, wen» den biesigen Be¬
hörden eine Garantie geboten würde, diejenigen, die
hinüber geschickt werdcu, ein besseres Schicksal finden
könne». Es fehlt mir aber noch die Kenntniß davon,
wie das geschehen soll, und so lange nicht bessere Be
weisc beigebracht werden, werde ich Bedenken baben,
diese». Antrage in fei,lein vollen Umfang z,iznstiminen.

Ich stelle oem hoben Landtage anheim, ob es sich
vielleicht empsieblt, daß man eine bestimmte Smnme znr
Verfügung stelle, aber bei weitem nicht Ü> Proc., die
für Branweiler aufkounneu sollen, sondern daß man
lieber eine rnnde Snmme eineni Pereine anvertraue,
damit er eine» vielleicht glücklichenBersncb macbe» könne.
Später, we»n man ersiebt, ivelche Resultate erzielt wor¬
den sind, wird es an der Ieit sein. Namens der Pro¬
vinz eine solche allgemeine Maßregel in die Hand zu
nelnncn. So lange Uns aber nicht besseres Material
3«r Benrtbeilling beschafft wird, will es mir bedenklich
"sckcinen, im Allgemeinen den, Ausschüsse beizustimmen.

Abgeordneter Wtackter Ich kann mich nur der
^»ssiibruug des Abg. für Eobleuz .öerrn Bremig und
^'»ijeuigen, was Herr l>!- Wurzer geäußert bat, an
fließen, dere» Ansichte» dahin geben, den Ausscbuß
Antrag znrückzuweiseu. Es baudelt sich daruni, kräftige
^ute, die sich freiiuillig bessern wollen, dorthin ',»
stocken. Aebnliche Bereine sorgen ja aucb bier, nament-
^ck fi,i' »oeibliche Persoilen. Ein Berein, die Ätagdalenen-
nlftung, ist ein'solches Institut, welcbes zn besitzen »oir
?> Boppard so glücklicl, sind. Es kommen dortbin gc'-
!^le»e Mädcben,' die sicb besser» sollen, /air diese sorge»
°^ Bereine. Diese Mädchen sind ebenso demoralifirt.
!?n> die männlichen Bagabiinden; eine jede Iamilie fchent
"ch, vergleiche,l i» Dienst zu nehmen. Nichts desto >oeni
^'>' Und nach Angabr des Berivallnngsberichtes dort
A'chz gute Resultate erzielt worden. Nach Aussage der
""Mebemmen baben sich diese Mädcbe» gebessert, nnd
'»an s»^t dafür, daß sie ein Nuterkommen finde». Viele
l)stbe„ ,»,>' fchöne Stelle» dnrck Bermittelnng des Ber-
nnes bekommen, viel bessere als vollständig unbescholtene
Mädchen. Solchen Bereinen mm, deren Zwecke icb sehr boch
?,!"chlage, würde aufzugeben sein, in derselben Weise, wie
^ die' zu bessernden Mädchen, auch für die männlichen
^gabnnden Sorge zu trage». Ick biu also gegen den
"«trag des Ausschusses.

Abgeordneter Vremist: Meine Herren, es ist von
Seiten des Abg. v. d. Heyot gesagt worden, das was
ich in Bezug auf die Pflichten die wir gegen das Land
hätten, gesagt babe, das seien schöne Redensarten, von
denen man nicht wisse, ob fie einen praktischen W.rth
crbalten tonnte».

Meine Herren! Ich habe mich, offen gestände», mit
der Irage, wie die Bagabnnden zn bessern Menschen zu
macheu sind, noch nicht beschäftigt. Es ist der Nbein.-Westf.
b!efä»g»iß'Berein gewesen, der die Sache angeregt bat
und diesem müsste man also anbeim geben, wenn nur
seinen jetzigen Borschlag verwerfen, uus fpätcr eiuen
besseren vorzulegen,»weil er es ist der die ans dem Ge¬
fängnisse Entlassenen in seine Obhut nimmt. Ich war
uu Ausschüsse zugegen, als der Regierungsratb Min,
sich weitläufig iiber' den Gege»stand verbreitete, »»d auf
die /Mge, welche niebrere '.Mitglieder an ibu stellten,
ob man bereits i» Amerika mit pbilantropifchen Bereinen
Berbinonngen angeknüpft und positive Erfahrnngen ge¬
macht bätte, mit Nein antwortete und bemerkte daß es zu
große» Weiterunge» geführt baben würde, wenuman Unter
bandluuge» angeknüpft bätte und der Provinzial-^an)tag
binterber die Mittel nicht bewilligen würde, nm die Sache in
Scene fenen zu können, es würden dann die Amerikaner
es übel nebinen, daß man sich mit ibne» in Berbindnug
gesetzt und ibnen vielleicht umsonst viele Mühe ver¬
ursacht babe.

Also der Negiernngsrath Illing wußte ganz und
gar nicht zn sagen, was aus deu Renten.in Amerika
werden sollte nnd ob »ran sich ihrer nach irgend einer
Nicbtung hin annehmen werde. Er meinte zwar, die
Bereine würdeu die Veute dort anfnebmen nnd ibne»
eüle Direetion angebe», wie sie ibren Lebenswandel
drüben einznrichten'bätte». Dies war alles, was wir
erfabren baben.

Ob Ibnen meine Herren, dies gellügt, um die
teilte so in's Ungewisse biuüber zn spediren, inuß ich
Ihrem Ermessen überlassen. Mir scheint es ein Erveri-
ment zu sein, dessen (Gegenstand Äienschen sind, und da
mit erperilneutirt man, nach meiner Auffassung nicht!

Werner wnrde von dem Abg. Schult gesagt, es
bandle sicb um diejenigen, die freiwillig die Bahn der
Bessernng betreten wollen, und die so viel Körperkraft
bätte», um sich ernabren zu könneil.

Meine Herren, es handelt sich u'n Bagabuuden, die
wiederbolt in die ^age gekommen sind, in das Detentions-
halls gebracht zu werden Weitn mau diesen Leute»
die Alternative stellt, ob sie nach Branweiler geschafft
sein oder auswandern wollen, dann wird der Baga-
bnnd sich fragen, wie ist es iu Brauiueiler gewesen? Hat
er sich dort wobl befunden, fo wandert er nicht aus,
hat er sich daselbst uuwobl gefüblt, so wird er sagen:
icb will auswauoer». Was ist nun damit erreicht? Der
Ma»n gewinnt ^eit bis zu dem Pnnkte, wo er einge¬
schifft wird, nnd er kann sich bis dahin überlegen, ob
er in die geheizten Ränme nach Branweiler gehe,! oder
in's Schiff steige» will. Im erstere» Ialle ,nuß erznrück
»ach Brauweiler transportirt werde» und das Geld für
die Reise uach Hamburg nnd zurück ist weggeworfen.
Wenn der Bersucb gemacht wäre, mit den pbilantro-
pischen Bereinen in Berbiuduug zn treten, so würde ge¬
wiß der erste Paragrapb der Eouvention die Reeiproeität

sein, also würde der Nm'!','. Wests. Gefäugniß-Berei» lu d,e
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!^age kommen können, auch Vagabnndcn von dort hier¬
her gesandt zu erhalten und dafür sorgen zu müssen.
Ich sollte meinen, der Gcfäuguiß-Vercin müßte ein Mit¬
tel ausfindig machen, um die Vagabunden hier auf den
Weg des Nessern zu bringen. Der .Hr. College Bachen, hat
darauf Hingewiese», welche Einflüsse für den Vagabunden
bei der Auswauderungsfrage bestimmend sein können. !

Es ist also wohl zu überlegen, ob wir für ein solches ^
Experiment Geld bewilligen, bevor wir erfahren, was
aus den Menscken werden soll. Ein Vertreter der Ritter¬
schaft hat gcfagt, es sei gleichgültig, ob die ^entc die
Gesetze' drüben kennten oder nicht. Es ist dies doch
wichtig, denn wenn sie die Gesetze drüben nicht kennen,
dann kann es eintreten, daß sie für eine straffällige
Handlung, für die sie hier mit Gefängniß- oder Zucht¬
hausstrafe belegt, drüben strangulirt werden - wir schicken
also die Leute ins gewisse Verderben.

Wir sind deshalb ich wiederhole es nicht in
der Lage, Geld bewilligen zu köuneu für ein fo gefäbr
liches Erpcriment, dessen Gegenstand Menschen sind.

Abgeordneter ^rhr. v. Oicyr-Tckweppenburg
Zur sactischen Berichtigung bemerke ich, daß ich den
Herrn Negieruugsrath Illing vorher gesprochen habe,
ehe er an der Satzung des Änsschnsses Theil genommen
hat. Er hat mir persönlich gesagt, daß der Verein mit
Korporationen und einzelnen Personen in Verbindung
getreten und ihm die Zusage gemacht worden sei, es
werde in Amerika für die Leute gesorgt werden; man
habe aber die Bedingungen nicht feststellen können, weil
man nicht gewußt habe, wir der Provinzial-Landtag
entscheiden werde. Ich glaubte anch, diese Aeußerung
im Ausschüsse gehört zu haben, jedoch ist hierbei ein
Mißverständniß möglich. Daß er persönlich' mir über
die Vorbereitungeil Mittheilung gemacht hat, ist gewiß.

Nuu geht der Wortlaut des Antrages dahin, daß
nur solche Personen nach Amerika geschickt werden sollen,
von denen man Gewißbeit habe, daß Fürsorge für sie
getroffeu sei.

Die zu erwählenden Eommissaiien würden aller«
dings Vollmacht bekommen müssen, daß sie ihre Zustim¬
mung nicht geben, bis sie die Ueberzeugung haben, daß
in Amerika sür die Weiterbeförderung der ^eute ge^
forgt sei.

Das Hauptbedenten wäre also unter diesen Verhält¬
nissen vollständig gehoben. Ich kann nur den Ansschnsi-
Antrag znr Annahme empfehlen.

Abgeordneter Dr. Wurzer Ich glaube, wir Alle
wissen von den Zuständen in Amerika mehr, als wir zu-
gestehen Wolleu. Wir kennen aus deu Zeitungen die
Warnnngen unserer Eonsule und Beamten, berste nach
Amerika zu schicken. Selbst ^eute, die mit Vermögen
hingehen, geheil durch die Uutcuulniß der Verhältnisse
zu Grunde, wie vielmehr wird es mit Leuten der ^all
sein, die nebenbei bösen Willen haben. Wenn auch au
Meeresufern Leute sind, die sich des Mannes annehmeil;
wie weit hat der dann noch in's Land zu gehen, ehe er
eine Stelle erreicht, wo seine Arheit lohnend wird. Wir
hören wohl voil dem^hohen Lohne an den Lüsten Ameri¬
kas, nicht aber wie theuer die Ernährung dort ist. Wird
der Mann mehr nach Westen geschickt, dann oört alle
Aufsicht auf, weil kein Mensch da ist, der sich überbanpt
um seinen Nachbar bekümmert.

Wolleil Sie einen Versuch machen, so treten Sie
mit einem Staate '.»sannnen, der eine Verbrecher-Eolonie
hat; dafür würde ich stimmen; aber die Leute nach
Amerika schicken, ist gefährlich, nnd die Vagabunden aus
Amerika könueu nns'ln eine schlimme Lage bringen. Wir
würden zwar einigermaßen geschützt sein, da Nur keinen
in die Gemeinden aus^unebmen brauchen, der sich nicbt
ernähren kaun. Es wird dann der /,all eintreten, den
der Abg. Vrcmig erwäbnt bat, daß die Leute dein Ge¬
fängniß-Vereine'zur ^ast fallen, weil jede Gemeinde Ve^
denken tragen wird, folche Perfonen bcl sich aufzunebmen.

ES handelt sicb darum, daß wir den Leuten dort
keine Aufsicht und Unterstützung angedeihen lassen tonnen,
denn ich glaube uicbt, daß in den entfernten westlichen
Gegenden' von Amerika solche Vereine erlstire».

Abgeordneter Vackem: Das Referat des Ausschusses
hat uns' nicht davon unterrichtet, welcke Eorporatloueu oder
einzelne Personen dort für diejenigen, welche wir hinüber
schicken wolle», besorgt sein werde»; ich bin nicht in der
Sitzung des Aiisscknsfes gewesen, »ach dem aber, was Herr
Bremig vorgetragen bat, 'sind bestimmte Namen von Cor
poratione» oder Personen, welche letztere übrigens sterbliche
Mensche» si»d, »icbi ge»a»»t worden. So eben hat ein
,v>err aus der Ritterschaft gesagt, daß ihm persö»l,ck Eor
poratione» n»d einzelne Personen bezeichnet worden seien
nnd dabei auch auf das Gedächtniß der übrige« Mitglieder
provocirt, daß solche Bezeicbnunge» von Eorporatione» und
Persoueu i» der A,issck»ßsitzungvorgekommen seien. Wenn
das der Fall ist, dann hätte ich gewiinsckt, daß dasReferat
des Anssclmsfes sie »amhaft gemacht hätte. Das Factum
steht aber fest, daß sie im Ansschnßbericht nicht namhaft
gemacht sind. Nun glaube ick aber, so lange wir sie hier
nicht bezeichnenkönnen, nnd sie uns hier nicht bezeichnet
werden, sind wir anck nicht in der ^age zu bcnrtl,eilen, ob
die Maßregeln, welcke wir beschließen wollen, zweckmäßig
sind. Wir verke»„e» nicht, daß eine solche Maßregel uuter
Umständen von gutem Erfolg sei» kann-, aber we»» mau eine»
so allgemeinen Beschluß, wie der Ausschuß beantragt hat,
fassen'will, dann müssen wir auch besser »nterricktet sei»,
und ick meines Erachtens ninß die Ansicht ansspreche», da
die Acten in dieser Angelegenheit »ock nick! spruchreif stndp

Abg. Referent K>orst: Die Versicherung des Herrn
auv der Ritterstbafr, daß der Regicruugsrath im AliSfchu!!
diese Ausllinft ertheilt hat, tau» ich »ur bestätigen; er hcil
nnter anderen aucb zwei latholifche Bischöfe genannt, die
ivenigsteus dazu beitragen würden, daß diejenigen Personen,
welche nach Amerila hmüberlämeu, anck dort sofort m Ein
pßing genommen werden würden. Dann hat der Herr a»a'
nock'mehrere philantropifcke Gesellschaften bezeichnet, deren
Namen mir indeß enlfallen süid. Daß der Ausschuß^ dtt
Zache so nicht in die Hand »immt, ist natürlich; die^achc
fotl uur dem Landtage vorgetragen werden, und weder der
Gefängnißuereiu, »ock sonst jemand soll darüber entscheide».
Es soll die Sache der Regiernng übergeben werden, un°
die soll prüfen, ob ein solcher Mami im gesunden Znstauv
ist, so daß ma» a»»ehmeu lau», daß^er sein Brod dort z"
verdiene» im Stande ist. Was die klimme anlangt, dic,
wie .V>err Bremig meim, eine große sein würde, so halte lcy
die Ziimme für sehr klei». Nach de» Berichte» über o,
Ausiall zu Branweiler hat ein Detiuirter m deu letz«"
zwei Iabren je »'," nnd «l? Thtr. gekostet. Nach der Aus
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führnng des Herrn ^ItegiernngSratüs Ilüng wird die Snmme
für eine» »ach Amerika hinüber zu schaffende»Mau» etwa
'>,', Thlr. betragen ; wenn er aber auck die gleiche Summe
tostet, so ist das doch teine Mehransgabe, wenn wir anneh¬
men, daß der Detiuirte nur eiu Jahr nach Brauweiler
hmtommt; die meisten sind aber schon mehrmals dort ge
wesen, und da die Ueberfahrt eine gleiche Summe tostet, fo
find die «osleu, welche der Provinz später aus dem Manne
erwachfen würden, erspart, Der Ausschuß ist aber von
der Ansicht abgegangen, daß nichts erspart werden soll,
sondern er hat gemeint, es müsse einmal etwas hierin ge
schehen, die Sache wachst sonst der Prooiuz uud den Ei»
zelueu über den «opf; darnm sei es gut, wenigstens denje
niqen, welche den guten Willen zur Besserung haben, dazu
behülflich zu fein. Die Bramveiler Anstatt heißt zwar eine
VesferungS Anstalt, aber sie beweist es schlecht, daß sie eine
solche ist,' denn die Vente lehren in der Regel dahiu zurück.
Hat aber Jemand den Willen, ein gnter Menschzn werden,
so wird ihm das hier fehr schwer; ein jeder schreckt vor ihm
zurück, uud er ist uicht in der Vage Arbeit zn finden. Das
Alles bat den Ausschuß bewogeu, den Antrag zn stellen,
versuchsweise auf den Vorschlag eiuzngehen. Die Sache
wird der Provinz uicht mehr tosten, foudern im Gegentheil
weniger, als wenn das Lnbjecl hier bleibt.

Abgeordneter Backcm - Wenn ich vorhin gesagt habe,
daß mir die Summe von x>" „ der Kosten oon Bramveiler
zu hoch sei, so habe ich das nicht gesagt, weil ick die Kosten
bei gntem Erfolg überhaupt für zu 'hoch halte, fonderu,
weil'eS mir nur bedeutlich ist, für eine so hohe Snmme
schon jetzl dem Verein Vollmachl zu gebeu. Ich wollte daher
nur eine llciuere Summe bewilligen; aber ick lasse auch
diesen Antrag fallen, weil ich überhaupt iu der Sacke uicht
gehörig iuformirt bin. Die Acleu sind uock uickt fprnck
reif.

Abg. Referent Horst: Der Ausschuß hat geglaubt,
Ihnen vvrschlageu zn müsse», sich dvch iu eiuer bestimmten
Summe zu bewegen, uud deshalb hat er proponirt, daß die
Summe uicht mehr als 1N"/u des Betrages vou Vrauweiler
betragen würde. Ich glaube aber, die Herreu des Aus
fchusses werden die Ueberzeugung habeu, daß sich sehr wenige
Personen zum Auswandern melden werden, so daß bestimmt
teine höheren Kosten darans erwachsen werden.

Abgeordneier Mr. v. Holenloclier-Anrweiler:
Ich tan'n den Herreu nur beipflichten, die fich gegen das
Proiecl ausgesprochen haben. Wer bürgt dafür^ daß ein
nach Amerika transportirter nicht wieder zurückkehrt? Kehrl
der Maun znrück, fo habe» wir umsonst experimeulirt und
haben das Geld unnütz ansgegeben.

Abgeordneter Bremig: Ick, wollte nur eonstalireu,
was im' Ausschüsse vvrgetommen ist. Wen» mein Gedächt¬
niß mich nicht verläßt, so hat der Negierungsrath I»>»g
auf die speziell a» ihr, gerichtete» Frage», welche Verbi»
dnngen der Berein in Amerika angeknüpft habe, nnr gesagt,
es bestehe» dort philcmtropische Vereine, a» die werden wir
uns wenden. Er hat ferner nnr gesagt, wir werden nns
an die und die Bischöfe wenden uud an Personen, die ei»
Interesse für solche Vereine haben. Weiler habe ich nichts
gehört, und ich niöckte bitte», daß dieienigen Mitglieder des

A»ssck»sses, die gegenwärtig waren, sich äußer», ob ich das
falfch aufgefaßt habe.

Ick uehme au, ^ie würden das Geld bewilligen, dann
würde der Gefängniß Verein mit der Regiernng in Verbin
dnng treten müssen uud die betreffeudeu Vagabunden aus
liefern lasfen, nm sie nach Amerika zu trauSpvrtiren. Der
Gefängnißverein muß dauu mit dem Vagabnnden einen
Vertrag dahin macke», daß dieser sich verpflichtetanSznwan-
dern, wogegen ihm die Delenlion nack Brauweiler erlassen
>vird. Wie foll aber der Vertrag in Hamburg oder Bremen
exeqnirt iverden, wenn der Manu iu Bremen sagt, ick gehe
uicht ins schiff. Gewalt kauu uicht angewendet werden
nnd es bleibt nichts übrig, als ihn von dort wieder hierhin
nnd nach Branwciler zn bringen und die «osten des Hiu
und Hertransports find iveggeivorfe». Einige Vereine haben
sich zur Aufgabe gestellt, die aus den Arresthcinserneutlasseucu
Verbrecher iu ihre i?hhut zu nehmen nnd für ihr weiteres
Fortlommeu zn forgen!

Wenn es aber 'möglich ist, solchen Renten fortzuhelfen,
fo dürfte es auch wohl nickt fckwer werden, Renten, die noch
nicht dem Verbrechen, sondern nnr einer uugeregelteu Le>
bensweise verfalle» siud, auck hier im Vanbe zu einem ehr-
licken Forttom inen zn verhelfe»,

Abgeordneter v. d. Hevdt: Ick glaube, daß das
Mitglied für Eoblenz in sei»em Eifer gegen die ^achc etwas
über das Ziel hüiansgefckosse» ist, wenn er die Frage auf
wirft, ob die Ve»te, wen» ihueu oor der Einschiffung die
Auswauderuug leid wird, gezw»»gcu werden follen?
Da die Auswauderuug lediglich auf dem freien Eutfchlnsse
bernht, ivie kann da ein Zwang stattfinden? Wenn das
genannte Mitglied svdann die Besorgnis; äußert, die Aus^
waudernngstvsteu n'ürdeu verloren sein, wo sich einer schließe
lich tveigeru sollte, sich einschiffe»zn lasfen: so sollte dasselbe
doch bedenlen, daß es teineswegs die Meinung ist dem Be
treffenden die .'><» Thlr., welche die Uebersiedel'nngtvstet, in
die Haud zu gebeu, sondern daß grade alles was die Ans«
wandernng betrifft, durch die Fürsorge der Regierung nnd
ihrer Agenten geordnet wird.

Was den 'streitigen Puutr anbetrifft über die Gesell
schaften, die sich mit den Renten befassen sollen, wenn sie am
Ziele ihrer Reise angelangt find, fo ist es richtig, daß das
Mitglied der .königlichenRegierung die Frage verneint hat,
daß eine bezügliche Uebereiulnufl bereits abgeschlosse» sei.
Dagegen hat dasselbe uuzweifelhaft protestautischeund tatho
tische Vereiue namhaft gemacht, auch einzelne Bischöfe be^
zeichnet, welcke sick bereit erklärt haben, sich der Auswanderer
auzunehmeu. Erst oou dem Angenblictc au, daß der Pro
vinzial Vandtag die Mittel dazu'bewilligt, tonnen Verträge
zu diesem Zweck abgeschlossenwerden. Es ist in dem An
trage des Ausschusses vorgesehen, daß uickt nur eiue frei
willige Auswauderuug stattfinden foll, sondern anch, daß der
ständische Eonnnissar die Ueberzeugung gewonnen habe, daß
für den Mann, der auswandern will,' die nöthige Fürsorge
drüben gnruffe» ist. Damit glaube ich, sind diese Bedeuten
beseitigt,

Abgeordneter Frhr, V.Geyr: Ick wollte mir nnr eineBe-
mertuug erlaube,,: die Maßregel soll nicht ausgedehnt werden
auf schwere Verbrecher, weil sie nur ein Versuch sein soll.
Wenn der Versuch gelingt, so steht es immer frei, den Ver^
such auch ans andere Kategorieen auszudehnen, DerVorfcklag
der Commission geht nur dahin, einen Versuch zu machen.
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Marschall: Es bat sich Niemand mehr zum Worte
gemeldet, ick schließe die Discussio». Wenn ich recht ver¬
standen habe, so geht der Antrag des Abg. Nremig dahin:
zur Tagesordnung überzugehen, der Antrag des Abg. Bachen»
aber geht auf moliuirte Tagesordnung. Will der Herr Abg.
Backe»! seinen Antrag moti Viren?

Abgeordneter Vackem Das Motiv ist, dah nicht
gcnng BeiveiSinittel vorbanden sind, um mick darüber zu
beruhigen, daß, wenn die Auswanderer dort ankommen, für
sie gehörig gesorgt wird. Meines Erachteiis müssen wir
dafür die schriftlichen Dokumente, die Eorrespondenz einzusehen
verlange», die mit jenseitigen Bereinen, Bischöfen :c. geführt
worden ist. Dann können wir erst die Mitte! bewilligen,
Uebrigens erlaube ich mir noch zn bemerken - nur haben
freiwillige Äuswandernnge» gehabt, die ein klägliches Ende
genommen haben. ES ist bekannt, daß es an der Mosel
mehrere (Gemeinde,, gibt, die gauze Familien babe» aus
wander» lassen, die glaubten auch, die Auswanderer sichere»
Händen übergeben z» babe», allein die Auswauderer sind,
wie dies d»rck darüber geführte Prozesse betamtt ist, sogar
in eiuem eleudeu Zustande zurückgekommen,und die armen
Oemeinden, die die (Gelder zur Answa»der»ng z»sam>ne»ge
bracht hatte,», »mßte» nachher die Auswanderer ,nil Frau
und Binder aufiiehnie». Solche Ereignisse müsse» vorsichtig
macken.

Marschall: Ich frage, ob Sie das Allcs als
Motiv wolleil aufgesübrt haben? Der Herr Prolokoll-
führer wird oas nicht nachgeschrieben babe», und es
müßten die Stenographen das nachher als Motiv mit
angeben.

(Der Abg. Bache,» verzichtet auf die motivirte Ta¬
gesordnung, nnd schließt sich dem Antrage auf einfache
Tagesordnung au.>

Dann kommen wir zur Abstimmung.
Ich bitte Diejenigen, die für die Tagesordnung

sind, sich zu erbeben.
<Geschieht. >

Die Tagesordnung ist angenommen. Der Antrag
ist also abgelehnt.

(Die Sitzung wird auf H> Minuten vertagt nnd nach
dieser Pause wieder aufgenommen.»

Marschall: Wir haben die Wahlen vorzunehmen zur
Commission für die Landarmenanstalt zn Trier. Im Jahr
1tt«8 sind die Herren Guittiennc-Niedaltorf nnd Küchen ge¬
wählt worden, letzterer ist ausgeschieden. Dann haben wir
auch noch einen Stellvertreter zu wählen für den ausgeschie¬
denen Herrn Frhrn. v. Zandt. Der zweite Stellvertreter
Herr Limbourg ist noch Mitglied des Landtages.

Ich ersnche also die Herren, die Namen eines Abge¬
ordneten und eines Stellvertreters zu dieser Eomniifsion
aus den Zettel zu schreiben.

«Die Herren Nuhbaum nnd Wachter ermitteln als
Scrntatoren das Resnltat der Wahl.)

Inzwischen tonnen wir in unseren Verhandlungen
fortfahren.

Ich bitte Herrn Schult, das Referat wegen Brau-
weiler zu erstatten.

Abg. Referent Schult trägt zunächst den Bericht
über die Rechnungen pro l«62—>>! vor, wogegen nichts
zu erinnern gefunden wurde.

Dann erfolgt der Bericht über den Etat von Brau¬
weiler von Ml-',—66, dem gleichfalls die Zustimmung
ertheilt wird.

Schließlich erfolgt das Referat über den Berwal-
tungsberickt.

Marschall ,vst etwas dagegen zn erinnern?
(Pause.)

Dann bitte ich diejenigen Herren, welche damit ein¬
verstanden sind, sich zn erheben.'

<Geschieht.»
Der Antrag des Ausschusses ist angenommen,

Abg. Referent Schult: Bon den Mitgliedern
der Bcrwaltungseommission bin ich n,:d Herr Noeggeratb
als Stellvertreter noch vorhanden. Herr Abg. Stnvp ist
ausgeschieden, und wird sür ihn ein neuer Abgeordneter
zu Wählen sein; ebenso für den ausgeschiedenen zweiten
Stellvertreter Herrn Kosten.

Marschall: Wir müssen also zur Eonnnission
für Vrauweiler ebenfalls wählen. Eine» Abgeordneten
haben wir noch, das ist Herr Schult, Herr Stupp ist
dagegen ausgetreten. Der eine Abgeordnete Herr Noeg¬
geratb ist auch noch da, Herr Iosten ist dagegen aus¬
geschieden. Um Mißverständnissen vorznbengcn, ist es
am besten, wenn wir alle vier Wablen neu vornehmen,
und ich ersticke die Namen von zwei Abgeordneten und
zwei Stellvertretern auf d<m Zettel zu schreiben.

(Die Herren Vreinig nnd Mass fungiren bei dein
Wahlacl als Serntatoren.»

Wir fabre» in nuserer Beralhnng fort.

Abg. Referent Schult trägt ein Referat vor über
ciu Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten, betr. die
Permiuderung des Äufsichtspersonals für Amuweiler.

Der Vorschlag des Ausschusses ist, das Schreiben
nach genommener Kenntniß i><! .Vcnn zn legen.

Marschall: Es wird Ihnen vorgeschlagen, auf
das Schreiben des Herrn Landlags-Eommissars nichts
zu erwiedern, weil schon einmal eine ähnliche Antwort
ergangen ist. .),st dir Bersammlung damit einver¬
standen ?

»Zustimmung.!

Dann ist der Borschlag des Ausschnsscs genehmigt.

Abg. Referent Schult trägt darauf folgende Schrei¬
ben vor:

>) ein Schreiben, Ix>tr die Rechnungen der ArbeitS'
anstatt zu Brauweiler pro 18li2—63;

2) ein Schreibe!», betr. den Etat derselben Anstalt
für l.,^65. l',6. sowie den Berwaltnngsbericht für
1^63—63.

Neide Schreiben werden genebmigt.
Derselbe Referent verliest ferner »'in Schreiben an

den Königl. Landtags-Commissar in Betreff der Ueber¬
nahme verschiedener Bezirksitratzen linker Rheinseite.
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MarschaU Ist etwas dagegen m erinnern?
Der Abg. ^rhr. v. Verde bemerkt, daß die in den,

Berichte angeführte Straße nach Kevclacr eine bereits
auf den Bezirksstraßenfoilds übernommene ist, und wird
beschlossen, die Worte „resp, Keuelaer" m streichen, im
U ehrige» wird der Bericht genehmigt,

Marschall: Meine Herren, das Resultat Ihrer
Wabl für das Landarmenhaus zu Trier ist folgendes:
Es ist gewählt worden Herr Limbourg mit A» Stimme»;
die absolute Majorität beträgt 27 ; Herr Aldrmge» hatte
5 ; Herr Guittienne l.

Als Stellvertreter ist Herr Aldringen :»it ,'ll Stim¬
men gewählt worden. Es würde nun'ein Stellvertreter
statt Herrn Limbonrgs, der bisher Stellvertreter war,
zu wählen sein, und ich bitte dieselben Herren Scrnta-
toreu, die bei der Wahl selbst fungirt habe», ancb hierbei
zn fungiren.

Das Resultat der Wahlen für unfere ständische
Commission in Vranweiler ist folgendes: Es ist gewählt
von <>!> Stinmiende» : Herr Schult »nt 5<> Stinnnen,
Herr Bachem mit .'«», Herr Noeggerath mit 28, Herr
Simons mit ^, Herr Eo»tzc» mit 1, und Herr Becker
auch mit !. Herr Bachem »ud >>err Noeggerath loürden
nun aus die engere Wahl komme».

Als Stellvertreter ist gewählt mit.'!<! Stimmen ab¬
soluter Majorität Herr Schroeder.

ferner haben erhalten die
Herrn Nolshoven 24 Stüumen,

„ Nocggeratb 1« „
„ Horst 10

Da Herr Noeggerath bereits als Abgeordneterin die
engere Wahl kommt, so werden wir, um Konfusion zn
vermeiden, mit der Wahl zum Stellvertreter warten,
und setzt einen Stellvertreter anstatt des Herrn Limbonrg
snr das Landarmenhaus zu Trier wählen.

in, ein
ucht i»

tue
herichtel über

' für die
blr. für

(Die Stimmzettel werdeu abgegeben.»

Inzwifchenersnche ich den Hrn. trafen u. (vollste
Referat zu erstatten, betr. die Hebung der Pfcrdez»
der Provinz.

Abg. Referent Graf v. Goltstein bericht,
Petition des landwirtschaftlichen Vereins

?hei»provinz um eine Nnterstülmng von l««!<» T
Hebung der Pferdemcht,

Der Ausschuß beantragt liebergang mr Tages¬
ordnung.

Abgeordueler,nhr. v. Holemacher Grllnhauo:
^eine Herre,i! Als die vorliegende Petition des Biee-
^räsidenten des laudivirthschaftlicheuVereins und La»d-
!"gs-Abgeordneten, Grafen u. Nesselrode den, ül. Aus¬
schuß übein'iesen wurde, leukteu sich unsere Blicke zuerjt
"uf die ,^age der Pferdezucht in der Provinz überhaupt,

ud es war im Ausschuß darüber Einstimmigkeit vor-
"den, daß dieselbe sehr im Argen liegt. Es bandeltHandel

>'ch Nllnmebr also zunächstum die Mittel, diesem Uebel¬
stande abzuhelfen. Es war klar, daß der zweite Blick
^s Ausschussessich auf dasjenige I,lstitut richtete, »velcbes
vorzugsweise berufen ist, die Pferdezucht in der Provinz
'" beben, auf das Gestüt zn Wickrath, Dasselbe hat
Manches geleistet, das wird Niemand bestreue» wollen,

es hat aber bei Weite»! nicht das geleistet, was voll ihm
verlangt werden konnte; es hat die Pferdezucht nicht
vollständig aufzubebeil vermocht, Ihnen die Gründe
darzulegen, warn,» dies nicht geschehen tonnte, dazu hin
ich zu wenig mit den Details vertraut; ich bin selbst zu
wenig Pferdezüchter und überlasse das Sachkundigeren,
Aber darauf glaube ich Sir anfmertfammachen zu müssen,
daß schon vor U» fahren, im Jahr l«5>4, die klagen
über die Unzulänglichkeitdes Gestütes eine solche Höhe
erreichten, daß damals eine Eommissio»vo» dem Land
tage ernannt wurde, »m das Gestüt ei»er Prüfung zu
unterwerfen. Es ist dabei eine große ^ahl vo» Hengsten
für die Pferdezucht als nicht »»r »licht förderlich, fon'dern
als gerade;» schädlichund untauglich bezeichnet worden.
Der Landtag bat sich darauf in'einer Adresse an des
Köuigs Majestä! gewandt. In dem darauf folgende»
Landtagsabschied haben Seine Majestät Ahhülfe verspro¬
chen. Es sind die schärfstenBefehle erga»ge», »»d was
Wal die ^olge? Heute, »ach lO^abre»,' befinden sich
von den damals für die Pferdezuchtals fchädlich bezeich¬
neten Hengsten »och über 2«» Stück 'in dem Gestüt. Aber
hieran liegt es nicht allein. Es bat dies »och einen
andern l^rnnd. Um der Pferdezucht aufz>,helfe», be¬
dürfen wir nämlich nicht blos ,vengste, so»der» auch
Znchtstuten. Dasjenige unserer Nachharländcr, in welchem
die Pfcrde^ncht fo febr danieder lag, Frankreich, ist in der
letzte» ^eit anf eine bedeutend höhere Stufe gehoben
worden, »»d dies ist hauptsächlich erreicht durch Prä-
miiruug. Prämiiruug werde» Sie sage», m diesem
Zwecke verlaugt ja gerade der lanowirtlifchaftlicheBerei»
1<t<><» Thlr.; jawohl' meine Herren, Prämiirnng ist das
richtigste, al".r es muß eine Prämiirung nach festen Prin¬
cipien fein.

Meine Herren! Es kann mir felbstoerstn»dlichnicht
in den Sinn komme», etwas Nachtbeiliges gege» den
laudwirthschaftlicheu Bereiu sagen zn wollen, denn ich
bin Mitglied desfelhe»,habe sogar die Ehre, zum Bor¬
staude zu gehören, aber ich weiß geuau, wie es bei un¬
seren Biebanssteltuugen mit der Prämiirmig geht, l,,^-
wohnlich wird dies »ach dem Di»er ahgemacht u»d
meistens den Thierärzte» überlassen und sehr häufig nach
<H»»st prämürt.

Was mm die geforderte Tummc vo» XX«» resp.
2»»(»U Thaler, den» ich habe erfahren, daß ein An
trag auf Erhöhung eingebracht werden soll, betrifft, fo
frage icb, wer von uns wird im Er»ste glaudeu, daß mit
1>»0<» oder 2Ml» Thlr. der Pferdezucht ist der Rheinpro¬
vinz aufgeholfen werden könnte. Dazu sind ganz andere
Summe» erforderlich; andererseits aber sind IM!» nnd
zumal 20»»»! Thlr. viel zu viel, um sie wegzugeben,wenn
wir nicht ein. sicheres ^liesultat voraussehen köiineu. Weil»
nun die petitioinrte Summe nnzureicheud und ihre in-
tendirte Berwendnng keine zweckmäßige ist, dann bin ich
der Meiuuug, daß wir die Petition abweisen. Wird
aber nach dem Vorschlage des Ausschusses Wickrath
aufgehoben und uns eine Summe von 16—1?(>W Thlr.
zur Disposition gestellt, dann ist es mir nicht fraglich,
daß es uns gelingen wird, der Pferdezucht in der Pro¬
vinz aufzuhelfen und zwar durch ein Prämiiruugssystem,
bei welchemdem Landtage eine Mitwirkuug gestattet ist,
und welches sicherlich einen Erfolg mit sn'l', führen wird.
Ich fchlage demnach'vor, de» Antrag des Ausfchnßes
»»zunehmen.
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Abgeordneter Rolslioven: Ich wende nrich in so¬
fern gegen das Referat des Ausschusses, als es einen
Aufwand von lool» Thlr. «erlangt. Ich bin auch ge¬
gen die Aufhebung des Landgestütes von Wickrath, ohne
daß etwas Neues an dessen Stelle gesetzt wäre.

Meiner Meinung nach besteht der Hauptgrund, weß-
halb die Pferdezucht bei l»rs im Argen liegt, in dein
Mangel geeigneter Zuchtpferde und in der unrichtigen
Auswahl der Raren für die verschiedenenLandestheile.
Ich wollte mir nun erlauben, den Antrag zn stellen,
daß der Direetion des landwirthschaftlichen (5entralver-
eins für die Jahre !«C>4 und l«<>5> ein Netrag von 2l»»0
Thlr. überanttvortet werde, u»> zur Beschaffung und
Pränüirnug von Zuchtpferdendie geeigneten Bm'febrnn-
gen zu treffen.

Der schriftlich formulirte Antrag lame! :
Abäudernngs - Antrag.

Der hohe Landtag wolle beschließen -
Zur Hebung der Pferdezucht in der Provinz für

die Jahre l>t>4"(>5> dein landwirthfchafllicheu Centra!
vereine für Nbeiuprcuße» ^o«»<» Tblr. znr Disposition
zn stellen.

Ich erlanbe mir, diefen Antrag dem Herrn Marfcball
zu überreichen.

Abgeordneter Graf v. Nesselrode Zuvorderst
will ich iuiederbolen, daß ich den Antrag, der uns lücr
vorliegt, nicbt als Abgeordneter eingebracht babe .....

Marschall- Dann bedanre ich unterbrechen zu
müssen. Weirn der Herr Graf Nesselrodc den Antrag
Ulcht als Abgeordnetereingereicht hat. und ich hätte dies
gewußt, fo würde ich ihn nicht angenommen haben. Wir
sprechenalfo über Dinge, über die nur uicbl sprecben
dürfen.

(Graf Nesfelrodeverfncht zu spreche».,

Ich bleibe dabei. Der Graf Nesfelrode hat gefugt,
er bade den Antrag nicht als Abgeordneler eingereicht.
Das genügt für mich. Ich habe alfo in der Annahme
des Antrages einen Irrthum begangen, und dieser Ge¬
genstand ist somit erledigt.

Abgeordneter Graf v. Nesselrode: iZur Ge-
fchäftsordnung.) Ich beabsichtigteeinen anderen Antrag
zu uuterstützeu; es lag mir daher daran, daß nicht mein
Name als Abgeordneter uuter der Petition des landwirth¬
fchafllichen Vereins stände. Ich habe geglaubt, daß der An¬
trag durch die Unterstützung,welche ihm geworden ist, zur
Berathung kommen tonnte, auch ohne' daß ich ihn zu
dem meinigen machte. Ich wollte damit doeumcntiren,
daß ich mit dem Autrage des landwirthschaftlichen Ver¬
eins in der Weife, wie er vorgebracht war, nicht ganz
einvcrstaudeu sei. Ich gebe dem Herr» Marfchall an¬
heim, ob nicht ein Antrag, der unterstützt worden ist, zur
Berathung gelangen kann.

Marschall: Meine Herren! Ich gebe Ihnen die
Beurtheilung meines Verfahrens anheim.

Herr Graf Nesfelrode fagte fo eben, er habe den
Antrag nur übergeben, damit ich ihn zur Unterstützung
stelle. ' Unsere Geschäftsordnuug erfordert, daß jeder All

ein

trag von einem Mitgliede der Versammlmlg eingebracht
nnd von mindestens ,'. Mitgliedern unterstützt werde,
weil er sonst nickt in den Ansschnsi verwicfen werden
kann. ^ Ich frage nun, ob ich nach logischenBegriffen
einen Antrag znr Unterstützung stellcu kann, der nicht
von einem Mitgliede der Versammlruig eingereicht ist.
,>b habe angeiwmmen, daß Herr Graf Nesselrode trotz
semer Eigenschaft als Präsident des landwirthschaftlichen
Vereins den Antrag als Abgeordneter eingebracht habe.
Ich babe also einen Irrtbum bega»ge», und kau» den
Antrag nicht zulassen.

Herr v. d. Heydt »volle über die Verwendungen ans
der Proviuzial-Hülfskassc berichte».

Abg. Neferent v. d. Heydt: Juvor bitte ich den
Herrn Marschall, den Landtag aufzufordern, zn be¬
schließen, daß diejenigen Geldbewilligungen, welche be^
schlössen sind, auf den Prouinzial-Hülfskasse»/ionds zur
Verfügung der Stände angewiesen werden.

Marfchall Ich bitte diejenigen Herren, die da¬
für sind, sitzen zu bleibe».

«Niemand erbebt sich.!
Der Ainrag in augenouune».

Abg. Reserent v. d..Heydt trägt darauf den Gericht
über die Verwendungen der Prouinzial - Hülfskassevor.

Abgeordneter Dr. Wurzer (5s liegt hier faetifch
Irrtbum vor. Die 14,0!X> Thlr. für Siegburg

folle» ja nicht verwendet werden.

Abg. Referent v. d. Heydt: Die l4,tXX> Thlr.
für Siegburg sind von den Prouinzial Ständen früher
bewilligt, aber nicht abgeboben worden.

Marschall: Die Bemerkung des Herrn Wurzer
ist richtig. (5s ist eiu früherer ^onds, der möglicher
Weise nicht gebraucht wird, weil nicht gesagt ist, daß
wir durchanS banrn wollen. Ich würde aber bitte,»
es in die ^orm eines Antrages zu bringen.

Abg. Neferent v. d. »Heydt verliest das anf die
Verwendungen der Provinzial-Hülfskassebezügliche Schrei¬
ben an den Herrn Ober-Präsidenten, welches von der
Versammlung genehmigt wird.

Abg. Referent /,-rhr. v. Nynsck berichtet über ein
Schreiben des Königl. Landtags-Eommiffars, die Wahl¬
periode nnd Vcrmehrnng der Zahl der ständifchenMit¬
glieder für die Verwaltnngs-Eommissionen der ProviM
zial-Anstalten betreffend.

Die Verfammlnng nimmt davon Kenntniß nnd gc'bl
das Schreiben demnächstzu den Acten.

Abgeordneter l),-. Wurzer verliest seinen Antrag
zur Grgänznng des Schreibens an den Kgl. Landtags-
Commissar, die Bantcn zu Siegbnrg betreffend.

Derselbe lautet: Die bei dem vorigen Landtage
bewilligten >4,<>0<) Dhlr. zu Bau eines Gebäudes fm
tobsüchtige grauen sistiren zn wollen, bis über die nlM
mehr weiter gehenden Anträge berichtet und endgültig
beschlossen sein wird.
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Abgeordneter v. l». Heydt: Ich stelle anheim, daß
der gefaßte Beschluß dadurch motivirt wird/daß wir
einen besonderen Autrag an den Ober Präsidenten rich¬
ten, diesen Betrag von l4,<»W THIr. nicht zur Verfüguiig
zu stellen.

(Es erhebt sich über die Fassung des Schreibens
eme Discussion zwischen den Abq. iV.-. Wurzcr/ Korst,
v. Vyuern nnd v. d. Heydt darüber, ob in der Ab¬
lehnung der Summe von 1<>0,0N0 Thlr. für den Umbau
mich die geforderteSumme von 14,000 Thlr. für specielle
Bauzweckeeinbegriffen fei, oder nicht.)

Marschall: Meine Herren! Es kommt dock auf
den Wortlaut des Schreibens au, welches Nur an den
Herrn Ober-Präsidenten richten wollen. Im vorigen
Landtage ist eine Snmme bewilligt worden zum Äau
^ncs Hauses für tobsüchtige Fraueil, und in diesem
vwhr tritt man mit dem Project au uus heran, eine
Umarbeitung des ganzen Systems sei nöthig.' Run sagt
der Landtag, so lauge über die letzte Frage nicht eu't-
lchiedcuist, wolle» wir, um die erste Summe nicht un¬
nütz zu verbauen, sie so lauge zurückziebcu,bis über die
Ngnze Frage eutschiedeuist. ' Ein solches Schreibe,, muß
"lso abgefaßt werdcu, uud würde bicrmit dem Antrage
des Herrn Or. Wurzer uachgekommeufein.

(Zustimmung.)

Ich ersucheden Herrn Grafen v. Nesselrode inzwi¬
schen einen Bericht vorzutragen.

Abgeordneter Graf v. ?tesselrode erstattet ein
-Referat des VII. Ausschusses über ein Schreiben des
^onigl. Landtags-Eommisfars, betreffend die Verivaltung
°cr Bczirtsstraßeu nach einem vcrsucbsiveiseeinmfnbreü-
°en neucu Shsteine.

^, Marschall: Es wird vorgeschlagen, i,i dem
schreiben den Herrn Ober-Präsidenten zu'ersuchen, den
Bürgermeistern resp. Beamten, die mit der Ausführung
"«raut siud, eiue Gratificatiou aus dem Aeürlsstraßen-
6onds zu bennlligen.

Ich eröffne hierüber die Discussion.

Abg. Referent Graf v. ?tosselrol»e: Ich erlaube
"« zu bemerken, daß der Ausschuß geglaubt hat, daß

^ letbstrcdeud seiu ü'ürde, lue,in jcueü Beamten aus
/'" Vezirksstraßeufoilds diese Gratificatioil zngeivieseu
^ urde, da grade der Bersnchden Zweck hat, eine 'billigere
dc/^"lwng herbeizuführen Es ist wohl selbstredend,daß

r ^ouds, der dazu vorhanden ist, zu diesen:Zwecke
""ch verwendet wird.

>w", Abgeordneter v. Vynern : Gs ist ganz besonders
^""lchcnswerth, daß dieser Bersnch nicht in dem
ss,.,^secksten Bezirke Eölu, sondern auch iu dem tbruer-
^' Bezirke Düsseldorf gemacht werde, uud ich wünsche,
»n'ss "l dem Schreibe,! an den Herrn Landtags-Eoin-
"!mr dies ausgedrückt iocrde.

scln abgeordneter Frhr. v. Geyr: Ich „lockte vor-
Zu > "' ^^^' Gratifiealionen uur aus dcu Ersparnissen
,,''Mcn, die nack dem Verhältniß zu frübcru Iahreu"'"ächt werden

Abg. Referent Graf v. ?lrsselrode: ,nh glaube
dein Herrn Borredner folgendes erwiedern zu müsfeu.
Es ist theilioeife der Zweck dieses Versuches, dieStraßeu-
aufseher zu beseitige» uud au deren Stelle sollen die
Herren Bürgermeister mit der Beaufsichtigung betrant
werden. Wenn wir die Kosten eines Aufsebers zu A>l)
Thlr. veranschlagen uud dafür eine Gratificatiou
voil 5)0 Thlr. deu Bürgermeistern bewilligeil, so wird der
Aufseber dadurcb überflüssig und findet eine Ersparuiß
von >5>0 Thlr. statt. Wenn Herr v. Eimern augeführt
hat, daß dieser Bersuch noch weiter ansgedebut werden
möge, so taun ich darauf nichts weiter erwiedern, weil
dem Ausschuß eiü entsprechenderAntrag nicht vorgele¬
gen hat. Das, was ich Ibnen bier "vorzutragen die
Ehre hatte, ist auf eiueu ganz speciellen Antrag des
1l'>. Provin'.ial-^andtages erfolgt.

Tiefer Bersucb ist für dcu rechtsrheinischen Nc-
gicrnngs-Bezirt Eöln ailgeorduet, uud es würde sich
empfehlen, wenn auch für Düsseldorf ein folcker Versuch
beantragt würde, nnd der Herr Ober-Präsident würde
gewiß nicht anstehen, auch dort die betreffeudeu Straßen
zu bezeichucn.

Marschall: Zu meiner Information: Ich fasse
also die ^?acbe so ans: Auf dem vorigen Landtage ist
der Antrag gestellt worden, eine wohlfeilereVerwaltnug
eiuzuführeu, anstatt daß man diese erwähnten Aufseher
und dergleichen Lcnte damit betrant. Dieser Versuch
soll nun vorläufig gemacht werden Dafür follcn wir
nun ein Dankschreibenerlasse». Um nun sicher zu sein,
daß der Verslich uicht daran scheitert, daß mau teilte
hinsetzt,die gar nichts dafür bekomme»,wäbrend früher
teilte da waren, die Gehalt bekamen, fo geht der Bor¬
schlag dabin, daß den beuten eiue Gratisieatiou gegeben
werde.' Habe ich die Sache so recht aufgefaßt?'

(Ruf: Ja wohl!)

Abgeordneter Frbr. v. Leykam: Es ist mit Be¬
zug auf den Regierungsbezirk Düsfeldorf die Aeußerung
getbau worden, daß es wünschenswert!) sei, auch hier
deuselbeu Versuch zu machen. Es ist das aber schon
durch das Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten vor¬
gesehen. Der jetzige Vorschlag ist allerdings zur Zeit
speciell gemacht worden für den Regirruugs'bezirt Eölu,
nnd der Herr Ober-Präsident hat bestimmt, daß im
RegierungsbezirkeEölu der Versuch aus zwei bestimmten
Straßcustreckeu geinacht werden soll. Derselbe hat auch
;n gleicher Zeit weiter verfügt, daß am Schlüsse des
Landtags die einzelne!! Bezirtsregieruugeu zufammcn-
trcte» solle» mit den ständifchc» Eommisscirieu, und in
Betracht nehmen, ob und auf welchen Strecken der be¬
treffenden Bezirke sie den in Rede stehenden Ersparuugs-
vorschlag versucheil Wolleu. Ich glaube also, daß es
eiues weitereu Antrages, Versuche uoch anderweit anzu¬
stellen, nicht bedarf.

Abgeordneter v. Vvnern Wenn die Sache sich
so verhält, so ist mein Antrag überflüssig.

Marschall: Ich frage nuu, ob die Herren, mit
dem Referate eiuverstandeu sind, uud bitte Diejenige»,
die dagegc» sind, sicb zu erhebe».

(Geschieht.)
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Es ist angenommen. Ich werde das entsprechende
Schreiben abfassen lassen.

Abg. Referent Graf v. Nesselrode: (verliest das
darauf bezügliche Dantfchreibcn an den Landtags-Eom-
missar, Ober-Präsidenten v. Pommcr-Efchc.)

Marschall Wird etwas dagegen erinnert?
(Pause.)

Es ist angenommen
Ich mache die Mittheilung, daß eine Petition, die

Aufhebung des Gesetzes vom'5. Juni 1863 wegen der
Gebühren'in Vormundschaftssachenbetreffend, welche von
dem Abg. Herrn Reufch gestellt und in der Versamm¬
lung bereits unterstützt wär, von dein Herrn Abgeord¬
neten zurückgezogenworden ist.

Nun habe 'ich das Resultat der Wahl noch mitzu¬
theilen für das Landarmenhaus zn Trier., Da der bis¬
herige Stellvertreter als Mitglied gewählt war, so fiel
ein Stellvertreter aus, uud wär dafür ein neuer zu wäh¬
len. Herr Reusch erhielt von 6s Stimmen 53, und ist
mithin als Stellvertreter gewählt.

Die Wahl von Nrauwciler hat folgendes Resultat
gehabt: Herr Schult hat von 60 Stimmen 56 erhal¬
ten, also die absolute Majorität, Herr l)>-. Noeggcrath
28, Herr Nachcm .'i',», Herr Simons 2 u, s. w. Also
hätten wir zwischen den Herreil Vachcm und Noegge-
rnth zu wählen.

(Die Wahl wird vorgenommen.)
Ich bitte Herrn Frhr». v. Solemachcr-Nntweiler, das

Referat zu erstatten über eine Petition des Abg. Bremig
wegen hbherer Alimentation der Schuldgefangenen.

Abg. Referent Frhr. v. Holemacher Antweiler
verliest' das Referat des II! . Ausschusses über die
Petition des Abg.Vrcmig wegen Abänderung des Art. 791
d. (5.-P.-O, resp, des tz.'ü des Ges. vom 17. April 1833,
die Alimentation der Schuldgcfangcncn betr. Der Autrag
des Ausschussesgeht auf Uebergang zur Tagesorduuug.

Mg. Nremiss: Ich bin zu dieser Petition veranlaßt
worden durch den Arresthausarzt in Loblenz, Herrn Sa-
nitätsrath Di'. Bicrmann, der mir in ganz grellen Farben
das Schicksal der Tchuldgefcmgenen, die sich dermalen im
Arrcsthcmsezu Eoblenz befinden, auseinandersetzte. Ich
habe mich aber damit nicht begnügt, diese Mittheilungen
entgegen zu nehmen, ich habe mich vielmehr selbst in das
Arresthcms begeben, und habe dort bei dein Arresthaus-
Direktor nähere Ertuudigunge» eingezogen,und ich habe
auch den Herrn Regienm'gsräth Bch'reiidt,der der Verwal¬
tung des Arresthauscsals Regirrungs^Eommissarvorgesetzt
ist, darüber gesprochen, und ich habe alles dasjenige de^
wahrheitet gefunden, mas mir Herr Sanitätsrath'Bier¬
mann gesagt hatte. Die Sache liegt einfach so, meine Herren:
Der Gläubiger der seiueu Schuldner iuhaftiren läßt, muß
nach Art. 791 dcr C.-P.-O. die Alimentationstostenfür den
Inhaftirtcn vorschießen.

Die Civilproceß - Ordnung bestimmtden Betrag dafür
nicht. Bis zum Jahr 1833 ist dieser Betrag auf Grund
des Gesetzesvom 15. Germ. VI. Tit. 2. auf W Francs
bestimmt gewesen. Die Kabinetsordre vom Jahre 1833
hat diesen Betrag auf monatlich6 Thlr. firirt. Von diefem

Betrage geht zunächst 1 Thlr. ab, den die Arresthaiisver-
waltnng in Anspruch nimmt für Wohuuug, Heizung, Licht,
«oda»» gehen 4 Thlr. ab für ein durch die Arresthaus'
Verwaltung von Außen her zu beschaffendes Mittagsbrod,
bestehend aus Suppe, Fleisch und Gemüse, aber ohne Brod.
Es bleibt also nur noch 1 Thlr. übrig für die sämmtlichen
übrigen Bedürfnisse, als: Frühstücks Abendessen, Brod,
Wäsche u. s. w. Das, m. ,y., reicht in gesunden Tagen
für einen Menschen gewiß tanm hin, nin ihn überhaupt am
Lebe» zn erhalten. Wird aber der Schuldgcfangenelrant,
so wird er in eine verzweifelte Lage gelangen. Die Arrest»
bausvenualtnng hat teine Verpflichtung uud keiue Berechn
tigung, irgend etwas für ihn zu thun, sie rann ihn nicht
einmal in den Krantensaal bringen lassen. Wenn der
Arresthansarzt auch aus Humanitätsrücksichtendie Behand-
lung eines solchen Krauten übernimmt, ohne eine Remu¬
neration zn beausprnchm,so kann der Anstaltsverwalter,
wenn der Arzt etwas vorschreibt, ihm dies nicht beschaffen,
«einer bekümmert sich nm ihn, weder die Regierung noch
das Gericht, nnd wenn der Schnldgefangcnenicht eigene
Mittel hat, so kann er kein Medikament erhalten. Run steht
es nach einer constanten Praxis, welche von dem Cassations>
Hofe zu Paris gebilligt ist, fest, daß der Gläubiger für
nichts mehr als für die »> Thlr. in Anspruch genommen
werden kann. Der Gläubiger kann also nicht angehalten
werden, dein Schuldner iu Krankheitsfällen eine bessere
Pflege angedeihen zn lassen, oder größere Aufwendungen
für ihn zu machen. Der Ansschußbencht führt vier Gründe
an, weßhalb über meine Petition znr Tagesordnung über
gcgaugeu werdeu soll. M. H., diese Grüude enthalten
theils juristische, theils factifche Irrthümer. Der Aus'
fchußbericht sagt zunächst, der Schuldner habe es in seiner
Hand, sich von der körperlichen Haft zu befreie», wenn er
seinen Gläubigern fei» Vermögen abtritt; dazn muß er
deu Beweis liefern, daß er ein unglücklicher und redlicher
Schuldner ist. Souach würde an sich fchon uur ei» Theil
von Schuldnern von der Körperhaft sich befreien können.
Dann hat aber der Ausschuß auch übersehen,daß der be¬
treffende Art. der Eiv.-Proe.Ordn, alle Ausländer,Betrüger,
Banterottenre,gewissenlose Vormünder nnd Depositare von del
RechtswohltlMder Güterabtretimg ausschließt. Wcuu also
diese iu die Lage kommen, iu Haft genominenzu werden,
fo ist das ihnen in: Ausschnßbericht ängerathcneMittel zul
Befreiung von der Haft für sie nicht da. Zweitens sagt
man, der Schuldner kann sich ja durch seiue Thätigkeit iB
Nrresthause eiueu Zuschuß verdienen. Das ist leider uichl
richtig. Ich habe mich darnach sehr wohl erkundigt; del
Director darf und kann ei»e» solchen Verhaftete», wenn cl
selbst wollte, nicht znr Arbeit zulassen.

Man hat ferner gesagt, wenn ein solcher Inhaftirtcl
erkranke, so seien Armenärzte allerwärts vorha»den, die
feine Behandlung übernehmenwürde». Ich bemerke abel
hierauf, daß der Armenarzt von Eoblcnz mit einem I»'
hllftirten gar nichts zu thun hat. Das Nrrcsthaus >)<"
einen besondern Arresthansarzt; der Armenarzt tcm» M^
mals zugezogenund auch nicht verpflichtetwerden, dol
ei»cn Kraute» zu besuchcu. Die Humanität erfordert, daß
man das Loos der Schnldgcfangcnenfo einrichtet,daß s'
nicht geistig nnd körperlich verkommen,was dann eintrete»'
m»ß, 'wenn sie nur 1 Sgr. täglich für die mehrerwähM
Bedürfnisse verweudeu töuucn.' In Frankreich ist bereis
seit 1832 der Betrag der Alimentation auf 8 Sgr. tä'M
erhöht worden. Vor einigen Jahren hat die Kgl. Staat»
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regierung den Kammern einen Gesetz Entwurf vorgelegt,
betreffend die Zulässigteit der Ez-ecntionsvollstreckling'durch
Pcrsonalarrcst in dein Bezirke des Justiz Senats zn'Ehren-
breitstein. In demselben war über die Alimentation des
Schuldgefangenen nichts Näheres vorgesehen. Auf den
Antrag des Ausschusses des Abgeordnetenhanfes ist aber iu
dem Gesetze bestimmt worden: l) daß wenn der Schuldner
nachweist, daß der Personalarrest für seine Gefnndheit oder
Wn Lebeil nahe und erhebliche Gefahr befürchten läßt, er
mich gegen den Willen des Gläubigers sofort zu entlassen
»st nnd daß die vorgelegten «nrtosten von dein Gläubiger
getragen werden müssen, 2) daß der Schnldner angehalten
werden taun zu arbeiten, um seineu Unterhalt ganz oder
zum Theil zu verdienen. Damit ist die Sache vollständig
klar geregelt und es tonnen solche llebelstände, wie hier, dort
Nlcht mehr vortommen.

Gewiß ist es unangenehm, wenn der Gläubiger zur
Erccntion des Personalarrcstes schreiten muß, aber er lanu
Mcht deu Iuhaftirteu dein Verderben Preis geben, und die
bürgerliche Gefcllfchaft hat ein Recht danach zu fragen, ob
der Inhaftirte vor dein Verderben gesichert ist. Es scheint
nur daher, daß man nicht so ohne Weiteres über diese Pe¬
tition zur Tagesordnung übergehen taun, nnd daß es wohl
angemessen ist, einen Satz, der im Jahre 1><N auf l! Thlr.
»urinin worden ist, um 2 Thlr. zu erhöhen.

Abg. Baum: Ans dem Vortrage des Herrn An¬
tragstellers geht zunächst hervor, wie es 'im Arresthanse zu
^vblenz in Bezug auf die Hausordnung u. s. w. gehalten
'"U'd. Ich muß dagegen bemerteu, daß hier ein ganz anderer
-Nodus stattfindet. In den l! Sgr., die für den Schuld-
Mcmgeiieil hier im Arresthause bezahlt werden, ist Wohnung,
M'uhstück,Mittagessen, Arzt nnd Meldung enthalten; Mei-
oiiug insofern, als der Nothbedarf erfordert; die Gefangenen
Nnd hier gnt beköstigt. Die abweichende Norm in Eoblenz
lanu für uns keine Bedingung sein, diefeu Antrag zu un
u'rstützcn. Wenn man den Schuldner in Haft hat nehmen
lassen, so ist auch Ursache vorhanden; er hat seine Zah-
U'ngs Verpflichtung nicht erfüllt. Dafür muffen nothweudig
^arcmtiecu gegeben werden. Das Gefetz muß gegen das
Achtsinnige oder böswillige Schnldenmachen irgend eine
^arantü' gewähren. Auf' der Erfüllung der Haudelsurr^
Wchtnngen beruht der kaufmännische Eredit; ^dieser darf
^m Nachtheil der gesellschaftlichen Ordnung nickt erschüttert
7"" das Schnldenmachen nicht erleichtert werden. Ich glaube
°aher, daß im Allgemeiueu der Autrag des Ausschusses um
!" »lehr zu nnterstützen ist, als jeder detinirte Schuldgc-
^»gene zwar nicht zur Arbeit auqehalteu iverden tann; er
lann aber Arbeit bekommen. Ich will nur das Beispiel
Muhren, daß noch kürzlich ein Schriftsteller während seiner
^chl'ldhaft hier im Arresthanse so viel zusanimen qeschrift
Mlcrt hat, daß er seine Schuld abtrage» uud entlassen
werden tonnte. Andere Schnldqefangene'tönneu uach ihrer
^Mhignng Arbeit erhallen; was fie'dauu erübrigen, köuuen
>'e zurücklegen.

. Abgeordneter Brennst: Es scheint mir, als wenn
^?' Herr Vorredner für einen so groben Eingriff in die
Ärgerlichen Verhältnisse, die der Schuldner nach seiner
Mcht begeht, wenn er seine Schulden nicht bezahlt, den
^M'emÄarrest als Strafe angewendet wissen will. Das
M aber die Gesetzgebungnicht; sie will blos den Schuldner
"Urch den Personalarrest zwingen, seine handelsrechtlichen

oder sonstigen Verpflichtungen zu erfüllen. Der Arresthaus-
Verwalter iu Eoblenz versichert mir, daß die <Vtrafgcfciw
genen durchaus uicht iu die Lage tommeu, au ihren Lebeus^
bedürfuisseu Mangel zu erleiden, dafür sorge der Staat.
Dann hat aber der <Vtaat auch die Pflicht, dafür Vorsorge
zn treffen, daß die Schuldgefangenen uicht schlechter ge¬
stellt sind. Ich habe zufällig' den Bericht des Laiidarmen-
hauses von Trier vor mir, 'da lst die Durchschuittssumme,
welche für die Hänslinge aufgewendet wird, täglich?—8 Sgr.

Sie haben sodann vorhin bei Gelegenheit des Berichtes
über Branweiler vernommen, daß die Durchschuittssumme
desse», was für eiueu Detiuirtcu täglich aufgewendet werden
mnß, sich zwischen 6^-7 Sgr. bewegt.

M. H. Dies wird also gefordert für Leute, die das
Gesetz uicht achten, die die bürgerliche Gesellschaft dadurch
tränten, daß fie Vergehen nnd Verbrechen begehen. Für
dicfe ist von Seiten des Staates gesorgt, sie haben keinen
Mangel nnd sind gesichert. Aber'der Gläubiger soll das
Recht haben, einen Schuldgefangenen, der seinen Verpflicht
tnngen, nicht nachkommen taun, einsperren und verderben
lassen zn können. Daß dies nicht geschehe, ist doch vom
größten Interesse.

Abgeordneter Bachen»: Es scheint mir mißlich, auf
Fragen, die wesentlich in eine Rechtsmaterie eingreifen, bei
Gelegenheit von Petitionen einzugehen. Eo läßt sich Manches
dafür uud dagegen sage», I>u Allgemeinen wird dasRechts^
Mittel der P'erw»alerec»tio» durch die Gesetzgebung uicht
begünstigt. Es bildet immer eine Ausnahme, lind ich
glanbe, daß dasjenige, was ans der Erfahrung eines Schuld^
gefängnifses beigebracht wird, uicht hinreichend ist, nm sich
für eine bestimmle Ansicht zu eutscheiden. Dergleichen
Fragen müsse» nicht blos auf Aureguug von einer Seite
geprüft werde», svuderu es gehört dazu allseitige Prüfung,
Erwägung der verschiedenen hier einschlagendenVerhältnisse,
und eine Gleichstellung sämmtlicher Unterthanen u. s. w.
Deshalb erscheint es mir nicht zweckmäßig, dein Antrage
znziistimnien.

Andererseits möchte ich deu Antrag doch nicht ganz
verwerfen. Denn dasjenige, was von Seite» des Herrn
Antragstellers ans Rücksichtauf dieHumauität vorgetragen
worden ist, verdient alle Beherziguug, Wir siud uicht in
der Lage, bestimmte Vorschläge machen zu tonnen. Da wir
nun weder dem Autrage des Ausschusses, »och dem
ursprünglichen Antrage selbst beiziipflichte» vermöge», so
wolle» wir Se. Majestät de» Uönig bitte», daß Er durch
das Iiistiz Ministerinn, die Frage i» Bez»g ans Aenderung
desjenigen, was für die Verpflegung der Schnldgefangenen
zu leisten sei, erwägen lassen wolle.

Abg. Referent Frhr. von Kolemacker-Antweiler
Es taun meine Absicht nicht sei», der scharfe» Kritik, iu
welche sich der erste Herr Vorredner, der Abgeordnete von
Eoblenz, über das Referat ergangen hat, zn folgen. Es
würde dies zn weitlänfigen juristischen Discussionen führen,
nnd ich würde glanben', bei der vorgerückten Zeit Ihre
Geduld zu mißbrauchen, wenn ich mich darauf ferner noch
eiulassrn wollte.

Ich betlaqe es aufrichtig, daß ich die Svmpathieeu,
welche der Abgeordnete ans Eoblenz so warm dem Schuldner
gewidmet hat', durchaus uicht zu theilen im Staude bin,
Der arme Gläubiger hat bei ihm teiuc Gnade gefunden.
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sondern es wird nur mit den grellsten Farben das Schicksal
des Schuldners abgemalt.

Fragen wir uns uun aber, in welchen Fällen über¬
haupt die Personal Execution stattfinde,! darf? Das besetz
hat diese Falle als Ansnahinefälle hingestellt. Dieselbe trifft
beispielsweise den Stellionatair, den nugetreueu Rechnuugs
sichrer, den treulofen Voriuuud u. dgl. Niiil frage ick:
Sind dies wohl Personen, welche auf Milde nud Nachsicht
irgendwie Anspruch zu machen haben? — stellen wir uns
anderseits einen bedrängten Gläubiger vor, einen einfachen
armen Tagelöhner — der vielleicht im Schweiße feines
Angesichts ein Kapitälchen erspart hat uud es an Iemam
den verleiht. Die Zeit der Rückzahlung rückt heran, — er
bekommt fein l^eld nicht zurückerstattet. — Was bleibt ihm
übrig? Er geht an die Gerichte und bekommt ein Urtheil,
welches ihm die Forderung zuerkennt. Der Proceß wird
inzwischen durch die ferneren Instanzen durchgezogeu, uud
endlich, nachdem er ein Iuditat erstritten bat, ist seine
Freude groß, er glaubt eudlich iu de» Hafen der Ruhe
eingelaufen zu fein, Nuu aber, meine Herren, wir wissen
es wohl AlK>, wenn der (Gläubiger zur Executiou in das
Vermögen schreiten will, wie oft mnß er gewahren, daß,
mit mich eines trivialen Ausdrucks zu bedieueu, die Vögel
ausgeflogen sind? Weichwohl hat nun aber der Gläubiger
Veranlassung, anznnehmen, daß der Schuldner deuuoch nicht
von allem Vermögen entblößt ist, welches zu verheimlichen
keinen allzn großen Schwierigkeiten unterliegt. Er greift
daher, um den Schuldner zur Erfüllung feiner Verbind¬
lichkeit endlich anzuhalten, zn dem letzteu Mittel, was
übrig bleibt: er läßt den Schuldner eiusperreu.

Nach dem Gesetze soll er nun für den Schuldner wäh¬
rend der Dauer fciues Arrestes eiue monatliche Alimenten-
fnmme von <> ^hlr, hinterlegen. Wird nun nicht aller
Billigkeit und allem Rechte Hohn gesprochen, weuu eiu
solcher Gläubiger, der alle mögliche» Versuche gemacht hat,
um von dem böswilligen Schuldner, -so darf er gcuauut
werde», — sein Geld zurückzuerhalten, die Summe, die er
zu hinterlegen hat, noch weiter ausdehnen soll. Ich bitte
daher die hohe Versammlnng, daß dem Antrage des Aus¬
schusses,nämlich dein Uebergange zur Tagesoronuug, beige¬
pflichtet werde.

Abgeordneter Vremift: Die 2ache ist doch von der
größten Wichtigkeit. Die Executiou durch körperhaft hat
keiueu anderen Zweck, als den Schuldner seiner Freiheit zu
berauben, damit er den Gläubiger befriedige; aber der
Gläubiger foll uicht dem Tckulduer die Gefuudheit uud das
^eben rauben. Dies thut er aber, weuu er ihm nur so
viel gibt, als er jetzt gebe» muß. Demi damit kann der
Schuldner sem Veben nicht fristen. Es kommt nicht darauf
au, aus welche» Grüudeu der Persoualarrest exequirt wird,
ob auf Gruud eiues handelsgerichtlicken oder civilgericht-
lichen Erkenntnisses; auch kommt es uicht darauf au, ob der
Schuldner böswillig vder ohne Verschuldung in die Vage
gekommen ist. Eingesperrt ist eiugesperrt. ^ie solle» uur
prüfe», ob <! Thlr. hinreichen, uiu ihu vor dem Mangel
nnd Verderben zn retten.

Mir genügt es, wenn Sie den Antrag des Herrn
Nachein annehmen, dahin gehend, daß die ^ciche überhaupt
augeregt nnd von weiten des Ministeriums geprüft werde.
Weiter verlange ich nichts.

Ich habe wiederholt als Mandatar von Gläubigern
Schuldner einsperren lassen, mich aber um das Schicksal der
letzteren nicht weiter gekümmert. Nachdem ich aber eilten
tieferen Blick in diese Angelegenheit gethan habe, halte ich
mich für verpflichtet, für die in ihrer Existenz gefährdeten
Schnldgefangenen einzutreten und es ist nach dem Vorge¬
tragenen alle Veranlassung vorhanden, die Sache an maß¬
gebender Stelle anzuregen.

Abgeordneter Vachem: Nach alle dem, was Sie
gebort haben, ergibt sich, daß die Angelegenheit auf ver¬
schiedeneWeise behandelt wird. Es mag das richtig sein,
was Herr Vremig vorgetragen hat, lind ebenso kann das
von Hrn. Banin Vorgetragene richtig sein, daß der Schuldner
hier iu einer gewissen Behaglichkeit'lebe, — jedenfalls ist
die Sache so angethan, daß fie einer näheren Untersuchung
werth ist, Uud dies bewegt mich zn folgendem Antrage':

Dem hohen Landtage wolle es gefallen, Sr. Majestät
dem Könige die Bitte vorzutragen,

„daß durch das hohe Iiistiz-Miiiisterium die Frage
einer Erörterung unterzogen werde, ob es nicht an¬
gemessen sei, den Betrag, welchen der die Exccution
nachsuchendeGläubiger bei der Arresthaus^Verwal^
tung hinterlegen foll, dcu veränderten Zeitverhält-
uisfen entsprechend zn erhöhen."

Abgeordneter Bremizf Ich erkläre mich mit dem
eben gestellten Antrage des Herrn Abgeordneten Bachem
einverstanden.

Marsckall: Der Abg. Bachem hat also ein Amen-
dement eingebracht, der Hr. Antragsteller hat sich dein an¬
geschlosseil, nnd sein ursprünglicher Äutrag fällt dadurch weg.
Der Ausschuß fchlägt den Uebergaug zur Tagesordnung vor,
uud wer die will, stimmt natürlicherweise gegen den Antrag,
wer für diesen ist, der stimmt gegen die Tagesordnung.

Abgeordneter Frhr. v. Solemacher-Grünhaus
Ich erlaube uur zu bemerkeu, daß, wenn wirklich anerkannt
wird, daß !> Thlr. zn wenig ist, ich nicht einsehe, warum
gerade der Gläubiger das Mehr aus seiner Tasche geben
soll. Wäre es nicht einfacher, daß die Verhafteten sichdnrch
Arbeit einen Zuschuß verdienen dürften?

(Lauter Ruf nach Schluß.)

Marsckall: Es ist der Schluß der Debatte be¬
antragt worden. Ich bitte Diejenigen sich zu erheben,
welche ihn wünschen.

(Geschieht.)
Der Schluß ist angenommen.
Der Antrag des Herrn Bachem lautet:
Der hohe Landtag wolle beschließen: Sr. Maje¬

stät die Bitte vorzutragen, daß durch das hohe Justiz'
Miuisterium die Frage einer Erörterung unterzogen
werde, ob es nicht angemessen sei, den Betrag, welchen
der die Ereention „acbsnchendc Gläubiger bei der Arrest"
Haus-Vcrwaliung hiuterlegen soll, den veränderten Zeit-
Verhältnissen entsprechend 'zu erhöhen.

Ich bitte diejenigen, die diesen Antrag annehmen
wollen, sich zu erbeben.

(Geschieht,)



Rheinischer Provliizial-Laudtag. Neuute Sitzung am 20. Oktober 18L4. 85

Es ist allerdings die Majorität, indem 30 Stimmeu
für den Antrag und 25) dagegen gestimmt haben.

Der §. 4ü des Gesetzes wegen Anordnung der Pro-
Vinzial-Ständc bestimmt nun: '„Zu cinem güllige» Be¬
schlusse über solche Gegenstände, welche von Uns zur Be¬
rathung an sie gewiesen, oder ihrem Beschlussemit Borbe¬
halt Unserer Sanction überlassen, oder soust zu unserer
Keuutuiß zu bringen, wird eine Stimmenmehrheit von zwei
Drittthcilen erfordert; ist diese bei einer Sache, worüber
von den ständen das Outachten erfordert worden, »icbt
vorhanden, fo wird solches mit Augabc der Verschiedenheit
der Meiuuugeu ausdrücklich bemerkt. — Alle andere stän¬
dische Beschlüsse können durch die einfache Mehrheit ihre
Bestimmung erhalten."

Wegen der mangelnden zwei Dritttheile der Stimmen
kann eine Adresse an Se. Majestät nicht erlassen werden,
jedoch ist es gestattet, sich m einem Schreiben an den König¬
lichen LaudtagS Eommissar um Berücksichtigung des Autra-
ges zu wenden.

In Betreff der Wahl des Berwaltnngsrathes für
Brauweiler habeu die Herren Scrntatoren das Nesnltat
der engeren Wahl zwischen den Herren Bachem nnd Noegge-
rath mitgetheilt. Es siud lil Stimmzettel abgegeben wor¬
den, Herr Bachem hat 3!' nnd Herr Noeggerath 22 Stim¬
men erhalten, mithin ist Herr Bachem als zweites Mitglied
des Verwaltuugsrathes gewählt.

Als ers
36 Stimme!
treter zu wä.,.
auf die engere Wahl zn bringen.

Wir kommen nnn zur Berathung einer Petition des
laudwirthschaftlichenVereins für die Rd'eiuproviuz, betreffend
eine Unterstützung aus der Proviuzial-Hülfskasse für die
Seideuzucht.

verwaltuugsrathes gewählt.
üls erster Stellvertreter ist Herr Schroed^er mit
Kimmen gewählt. Es ist noch eiu zweiter ^tellver-
zu wählen, uud Hr. 9tolshoveu uud Hr. Noeggerath

lll Abg. Referent Wachter verliest das Referat des
,. Ausschusses über eine wiederholte Petition des land-

WirthschaftlichenBereins der Rheinprovinz um Unterstützung
der Maulbeerbaum- und Seidenzucht in der Rheinprovinz
aus der Provinzialhülfskasfe. Der Autrag des Ausschusses
geht dahin, der hohe Landtag wolle beschließen,diesem In¬
stitute den erbetenen Zuschuß zu bewillige».

Marschall: Der Autrag geht also dahin: aus der
Provinzialhülfskasfe für die nächsten 2 Jahre auf jedes Jahr
eine Unterstützung von 30U Thalern zur Hebung der Sci^
dcnzncht zu bewilligen.

Wird etwas dagegen erinnert?
(Panse.)

Dann sind die 300 Thlr. bewilligt.
Wir kommen zu der Petition wegen Erlasses der

Moststeuer. ....
Derselbe Referent verliest das Referat des > >l.

Ausschüsse über eine Petition des Bürgermeisters uud der
Stadtverordneten zu Linz, betr. ein Gesuch nm Erlaß der
Mustslener pro l«l>l. Der Antrag des Ausschusses gebt
dahin: bei der hoheu '^tändeversammlnng zu beantragen,
bei Sr. Majestät dem Könige das Gesuch zu be^
für worteu.

Ist dagegen etwas zu erinnern?
(Pause.)

Der Antrag des Ausschusses ist angenommen.

Das Resultat der Wahl des Stellvertreters für Brau-
Weiler ist folgendes: Bon den znr engeren Wahl gestellten
Herrn 1),-. Noeggerath und Herrn Rolshoven, hat Herr
l)<-. Noeggerath 32, Herr Rolshoven 31 Stimmen erbal^
tcn. Herr Noeggerath ist also zum Stellvertreter gewählt.

Wir würden nun »och eine Wahl zu treffe» habe» für
die Prov.Bliuden Anstalt z» Düren.

Das Statut besagt im 8- ^ Folgendes:
(liest:)

„Die Augelegeuheite» der RheinischenProvinzial Blim
deu-Austalt werdeii uach deu folgenden Bestimmungen be¬
sorgt uud wahrgeuommeu durch

«) eiue aus vier, zu Düreu wohnhaften Mitgliedern
bestehende Ber w altnngs - Ev m nl issi o n, von
welcher zwei Mitglieder der katholischenund zwei
der evaugelische,i Eonfessio» augehöreu, und

l>) einen Verwaltungsrat/), bestehend ans 4 von
dem jedesmalige:! Provinzial ' Landtage
erwablten Eoinmissarien, von welchen gleich
falls zwei der katholischen und zwei der evangelischen
Eonfession angehören, sowie ans deu vier Mitgli»
dem der Berwaltmigs-Eommissioii."

Ich glaube allerdings, meine Herren, daß wir nicht
per Acclamation vou ciuem Landtage zuui auderu wählen
können. Die Regulative drücken sich wohl deshalb so ans,
weil die Möglichkeit zn beachten ist, daß eiu Mitglied aus
gefallen sein könnte. Ob wir nun aber gezwungen siud,
neu zu wähle», weun die betreffenden Mitglieder noch unter
nns sind, das ist eiue andere Frage, über die ich Ihre
Meinung hören möchte.

(Ruf: Bleiben! Bleiben!)
Also die vier Mitglieder sollen bleiben.
Wir haben nuu uoch eine Wahl für die Hebammen-

Lehranstalt z» Eöl», nämlich für die nnnmebr ausgefallenen
zwei Stellvertreter. Ich spreche demnach die Bitte aus,
diese beiden Stellvertreter für die Hebammen Lehranstalt
in Eöln uoch zu wähle».

(Die Wahl durch Stimmzettel geschiebt.)

Dann würde ich noch die Frage stellen, ob Sie mir
erlauben, daß ich diese Sitzung nicht schließe bis morgen,
damit wir das Resultat der' jetzt begonnenen Wahl erst
morgen noch in's Protokoll bringen.

(Zustimmung.)
Dann haben wir iu der uächsteu Sitzung uoch zu

wähleu für deu Berwaltuugs^Ausschuß uud die Directiou
der Provinzial Hülfslasfe.

Marschall'- Wir habeu morgen noch verschiedene
Referate zn hören, nämlich ein Referat des Herrn Zorcs,
wegeu der Straße vou Xante» mich Wesel; ferner ein Re^
ferat betreffend die Petition zweier ztassenbeamten wegen
einer Remuneration, ferner wegen der Spurweite der Wa¬
gen, sowie wegen der «osten des 1«. rheinischen Proviu¬
zial Landtags,' Dann werden Sie wahrscheinlich noch die
Borschläge zu vernehmen haben von dem Vorsitzende» des
IX. Ausschusses,wegen der Remunerationen nnserer Beamte»,

Die morgende Sitzung beginnen wir nm ^!<> Uhr.
(Ende der Sitznug um 5'',, Uhr.)
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Zehnte Sitzung
am 21. Octobcr 1864.

Geschäftliches: Verkündigung he« Resultats der Wah: eines Stelluer»
tretet« zu der Commissionfür die Hebamnieu-Lehraustaltzu Cöln,
Darauf wird der zweite Stellvertreter in engerer Wahl ssewählt.
— E« folgt der Berichtdes IX.Ausschusfe«ülier die für das stän-
difche Bureau: und Dienstperfonal zu bewilligende!!Oratifieationcu.
— Vcrliindigung des Resultats der eben uorgcuonimeneu Wahl.
— Referat des Vll, Ausschusses,betr. die Uebernahme des Com-
munalwege« von .tauten nach Wesel. — Berathung, über den
Vericht des I!l. Ausschusses,belreffeuddie beantragte Aushebung
der Bestimmung des lz 1 der Polizei Verordmiug vom 21. Oc-
lober 1859, wonach die Spurweite des Rheinische» Fnhrwciks
5 Fnsi 8 Zoll nicht übersteigen darf, — Wahl der ständischen
Dircetions-Mitglieder der Prouinzial-Hülsstasse. — Bericht des
IX. Ausschusses über eitle Petition der Hnnptlasfcn Beamten
Adams und Schmitz zu Düsseldorf um Bewillign,lg einer Remn-
u^ratiou für die Befolgung der ,«asfe«grschäf!cdes Landtags —
Referat des IX, Ausfchusfes, bctr, die uorgelegte» Äachn'cifn,!sse,i
der Koste,! des 16, Proomzial-Vaudlaa,«. — (Äcschäsiliches:Ber
lesuiig des Protokolls der dorigeu Sitzung nnd Rcetification eines
Passus desselben,— Berlefnng mebrercr schreiben, Ber!nndig»,,g
des Rcfnlla!« der Wahlen i,! die Dircction der 't'rovlüzial Hülfs-
Kasse, - Wahl des Ausschussesfür die Hülfskasse ^ Es wird
beschlösse», Copieen der noch ,licht reoidirle» stenographischcu
Riedcischrlstcn den bctvcfiendc» Herren iüedueru zur Correciur
zugehe» zu lassen. — Schlnßberathnng in Betreff des Antrags
wegen der Spurweite des Fnhrwerks, welcher die ersordeiliche
Maiorilät von '/,i der Stimmen nicht erhalle» hat. — Mitthei«
lung des Resultat« der letzte» Wahl sür die Prouinzial Hülfstasse,
— Bcrndiguilg der Verhandlungen nnd feierlicher Schlnf! des
Landlags dllich de,i Könlgüchcn Landtags Lomnlissarins.

Der Marschall eröffnet die Sitzung um 9' „ Uhr.
Das Protokoll sül>rt der Schriftfüh'rer Abgeordnete
Dr. Lcxis.

Marschall: Meine Herren! Als Stellvertreter zur
Commission für die Hebammen-Lehranstalt ist gewählt
Herr Schnürte mit 5« Stimmen. Ferner haben noch
erhalten die Herren Horst 23 Stimmen nnd Graf von
Hompesch20 Stimmen; die übrigen Stimmen Habensich
zersplittert.

Wir werde?', also als zweiten Stellvertreter zwischen
den Herren Horst und Graf v. Hompesch zu "wählen
haben, nnd ich bitte mit der Wahl zn beginnen.

(Bei dem Wahlakt fnngiren die Herren Frhr. v. Rvvcn-
heim und Frhr. u. Vonrschcidt als Scrntatoren.)

Ich bitte inzwischen den Herrn Grafen v. Hompesch,
seinen Vericht vorzutragen

Abg. Referent Graf v. Hompesch berichtet über
die Vorschläge des IX. Alisschussesin Netreff der Gra-
tificationen an die Veamtcn der ständischen Kanzlei im
Gcsammtbetrage von 288 Thlr.

Marschall: Ist dagegen etwas zn erinnern?
(Pause.)

Dann nehme ich an, daß die Versammlung diese
Summe für Gratificationen bewilligt hat.

(Zustimmung,)
Das Resnltat der Wahl ist folgendes: Herr Horst

hat 37 Stimme», Herr Graf v. Hompesch 13 Stimmen
erhalten. Also ist Herr Horst als Stellvertreter bei dem
Hcbammen-Lehrinstitut gewählt.

Es handelt sich jetzt nm die Wahl für die Dircction
der Proviuzial-Hnlfskasse. Es heißt im l>. 22 des Re¬
glements :

„Die Verwaltung der ProuiuziabHülfslassc wird von
einer aus vier Mitgliedern bestehcuden Directiou geführt.
Drei derselbenwerden durch die Prooiuzial ^ Versammlung
von einem Landtagezum andern gewählt."

Wir haben also drei Mitglieder für die Dircction
zn wählen. Im Jahre I8<>2 waren die Herren Schult,
Simons und Eontzen gewählt worden.

(Da mehrfach der Wunsch lant wird, daß von Seiten
des betreffenden AusschussesVorschlägefür diese Wahlen
gemacht werden mögen, so zieht sich der Ausschuß zur
Verathuug zurück.)

Abgeorducter Wachter verliest eine Adresse, be-
trefseud den Erlaß der Moststcuer für I8U4. Dieselbe
wird genehmigt.

Abgeordneter Iores erstattet ein Referat des VII.
Ausschusses,betreffend die Nebernahme des Eommunal-
wegs von Xanten nach Wesel.

Der Ausschuß trägt auf Uebergang zur Tages¬
ordnung an.

Marschall: Es wird Uebergang zur Tagesord¬
nung vorgeschlagen. Da nichts dagegen erinnert wird,
erkläre ich die Tagesordnung für angenommen.

Abg. Referent Hardt erstattet ein Referat über
eine dem III. Ausschuß überwiesene Petition, betreffend
die Anfhebnng der Vestimmuug des tz. I der Verordnnng
vom 2l, October IM'.l, daß die Spurweite von 5 Fnh
8 Zoll nicht überschritten werden darf.

Der III. Ansschnß stellt den Antrag, der Pro.
vinzial-Landtag wolle höheren Orts befürworten, daß
von der Vestimmuug des §. 1 vom 21. Oktober 185!»
alle diejenigen Fuhrwerke, welche der Ackerbau treibenden
Bevölkerung der Rheiuprovinz angehören, ausgenommen
werden.

(Nach Verlesung des Berichts fährt der Referent fort:)
Der III. Ausschuß ist sich wohl bewußt, durch den

Antrag, den er der hohen Versammlnng hier vorlegt,
gleichsam, eine Inconscqucnz zn begehen/ indem der 14.
Provinzial-Landtag die Vorlage der Verordnung als
richtig befunden nnd in einer Art und Weise begutachtet
hat, daß der Ausführung weiter nichts im Wege stand.
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Er glaubt aber, es sei besser, nachdem man eines Irr¬
thums gewiß geworden, eine Incousequenzzn begehen,als
einem großen Theile der Bevölkerung der Rheinischen
Provinz einen Nachtheil zuzufügen. Und soinit tritt er
mit diesem Antrage unbefangen in die Versammlung
und bittet um Ihre freundliche Zustimmung.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Von den
Stadtverordneten meiner Gemeinde habe ich den Auftrag
erhalten, bier bei dem hohen Landtage den Antrag ans
Abänderung dieses Gesetzeszn stellen. Ich bin diesem
Auftrage bis jetzt nicht nachgekommen,weil ich gehört
habe, daß von mehreren Abgeordneten des Landtages
ein gleicher Antrag gestellt worden ist, und ich mir daher
vorgenommen habe, heute bei der Debatte über diese
Angelegcnheü dem hohen Landtage den Antrag der
Stadtverordneten meiner Gemeinde ebenfalls zu unter¬
breiten.

Die Gemeinde Eupeu liegt an der Greife von Bel¬
gien uud hat die gleiche Spurweite wie in Belgien; sie
wird daher durch die 'Ausführung der Verordnung in
manche Unannehmlichkeitenversetzt. Es kommen dort
sehr viele Hohlwege vor, namentlich in den Waldungen,
indem der ganze Kreis nach dem hohen Vcnn hin von
Waldungen umschlossenist. Diese Hohlwege sind fast
gar nicht zu passircn, wenn nicht die jetzt cinznführcnde
Spurweite abgeändert wird. Die Gründe dafür dürften
Wohl allgemein bekannt sein. Wenn nämlich das eine
Nad in einem tiefen Gelcife und das andere auf der
Höhe geht, dann ist nicht durchzukommen:c. Deshalb
stellt Eupcn den Antrag, mau möge für diejenigen Kreise,
welche an auswärtige Staaten angrenzen, von der Aus¬
führung dieser Verordnung Abstand nehmen.

Ich glaube indeß, daß man sich auch wohl mit dem
Antrage des Ausschussesbegnügen töune, indem dieser
den Antrag stellt, daß die' veränderte Spurweite nur
auf das Frachtfuhrwerk Anwendung finden folle, und daß
dem Landfuyrwerte feine bisherige Spurweite belassen
bleiben möge. Wenn der hohe Landtag diesem Antrage
beistimmensollte, — worum icb dringend bitte, — dann
habe ich etwas Weiteres in der Sache nicht zu sagen,
und trete einfach dem Antrage des Ausschussesbei.

Abgeordneter Iores: Ich befürchte, daß gerade
durch die vorgeschlagene Abänderung „das Landfuhrwerk
soll ausgruommen werden" das erstrebte Ziel nicht voll¬
ständig zn erreichen ist, indem dann in jedem einzelnen
Falle der Polizei nachgewiesen werden muß, daß das
Fuhrwerk eben Landfuhrwcrk ist, wodurch Eonflictenicht
zu vermeiden sind.

Ich möckte mir erlauben, statt des durch den §. 1 der
Verordnung vom 21. Oktober 1859 festgesetztenMaßes
der Spurweite von 5 Fuß 8 Zoll, eine solche von 0 Fuß
2 Zoll als Maximum vorzuschlagen. Dadurch würde
einmal der Hauptzweck,daß das Fuhrwerk nicht über¬
mäßig breit gebaut wird, nm Störungen ans den Stra¬
ßen ^u verursachen, erreicht, und zum andern würden
die Faschinen ziemlich überflüssig, indem sich dann Fuhr¬
werke mit einer Spurweite von 4 Fnß 2 Zoll bis <>Fuß
2 Zoll auf der Straße bewegen nnd das Geleise bilden
und Spnrhalten unmöglich machen.

Ich glaube, daß wir hierdurch jedem billigen An¬
sprüche Rechnung tragen.

Abgeordneter Frings: Die Stände des Kreises
Neuß haben in einer Sitzung vor 2 Monaten denselben
Gegenstand berathen und beschlossen,eine Commission
zu erwähle», um einen Antrag bei dem Provinzial-Lano-
tage einzubringen, dahin gehend, daß die Verordnung
abgeändert werden möge. Die Petition habe ich hier
vorliegen, sie ist mir erst am Montage zugegangen und
es war daher zu Mt, sie bei dem Landtage'einzureichen,
ich habe sie dein betr. Herrn Referenten übergeben,' sie
hat aber nicht mehr berücksichtigtwerden können. Die
Petition enthält dieselben Gründe, die hier schon geltend
gemacht worden sind. Ich habe nur den Wuusch, daß
der Autrag des Ausschussesmit der vom Herrn Abge¬
ordneten Zores beantragten Modification angenommen
werden möge; ovoitt. würde ich den Antrag stellen, daß
auf der liuteu Nheiuseite das Maximum der Spurweite
auf 6 Fuß 2 Zoll uormirt werde/

Marschall: Der Abgeordnete Zores hat bean¬
tragt, als Maximum der Spurweite l> Fuß 2 Zoll an-
znnehmea und jedes Mindermaß zuzulassen.

Der Ausschuß will, daß die Bcstimmnngcn, die
Spurweite auf 5> Fuß 8 Zoll zu normiren, das Land¬
fuhrwerk nicht treffen sollen.

AbgeordneterVerger: Eine Unterscheidungzwischen
Land- und Frachtfnhrwerk, wie der Ausschnh' bezweckt,
»und praktisch schwer durchführbar sein. Ucberhaupt
weih ich nicht, welchen großen Nutzen man mit der Ne-
guliruug der Spurweite' erreichen kann, wenn es nicht
auf eine Bequemlichkeit für die Städte mit engen Straßen
abgesehen ist. Der Fuhrmann weiß am besten, wie er
sein Fuhrwerk einrichten muß uud er wird es uus^wenig
Dank wissen, wenn wir nns in die Betreibung seines
Gewerbes einmischen. Gewöhnlich wird mit solchen ge¬
setzlichen Rcgnlirungen mehr verdorben, wie gewonnen.
Die Verordnung zur Negnlirung der Spurwette, die als
Polizciverordnniig auf Grund des Gesetzes vom 11. März
1850 erlassen ist, hat große Unzufriedenheiterregt. Sie
verursacht große Kosten nnd erhebliche Unannehmlichkei¬
ten. Wenn das Fuhrwerk ciue Spurweite von 5 Fuß
8 Zoll hat, so ist die unausbleibliche Folge, daß hochbe-
ladene Karren leicht Hingeworfen werden. Hier in
Düsseldorf beträgt die Spurweite 6 Fuß 6 Zoll, die
vorsteheude Nabe <> Zoll, in andern Gegenden soll sie
l! Fnß 4 Zoll und (! Fuß 2 Zoll betragen, die Weite
von 5 Fuß 8 Zoll ist daher viel zu gering. Ich wünsche
deswegen den Wegfall der Beschränkung und erlaube
mir den Autrag zu stellen, der hohe Landtag wolle be¬
schließen, zn befürworten, daß der §, 1 der Verordnung
vom ^l. October 185!» aufgehoben werde.

Abg. Referent .Hardt verliest den Wortlaut des
§. 1 der Verordnung.

Abgeordneter .Horst: Ich begreife nicht, wie den
Anträgen der Herren praktische Folge gegeben werden
kann. Die Nothwendigkeit gleicher Breite der Spnr ist
bereits seit vielen Jahren 'erkannt und ausgesprochen
worden.

Es ist ein Gesetz zu Stande gekommen, welches mit
dem 27. d. M. in Kraft tritt. Ich begreife also nicht,
wie man Anträge ans Aenderung der bestimmten Spur-
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weite stellen kann. Das Ganze, was im Allgemeinen
als gnt erkannt worden, wird dadurch, das; einzelne
Kreise Ausnahmen für sich beanspruchen,total umgeworfen,
und es führt dies bestimmt nicht zum Gute», jedenfalls
ist es besser, wenn man das Gesetz, welches binnen we¬
nigen Tagen in Kraft tritt, feinen Gang machen läßt.

Ich beantrage Uebergang zur Tagesordnung.

Abg. Referent Hardt: Der Ansfchnß kann sich dem
Antrage derjenigen Herren, der dahin geht, die Aenderung
auf sämmtlichesFuhrwerk auszudehueü, nicht anschließen,
denn wir kommen damit ans einer Inconsequenz in eine
Iucouvcuieuz. Wir haben in den größeren Städten
mitunter, wie z. B. in Eölu, sehr enge Wege. Wird
nuu sämmtliches Fulmocrk zu einer großen Breite gebaut,
so bleibt der Uebelstand, wie er gegenwärtig vorliegt,
daß nämlich in den Städten sehr häufig eine Berührung
der Achsen stattfindet, wodurch manches Unglück herbei¬
geführt werden muß und geworden ist.

In Berücksichtigungdieser Verbältnissc glaubt der
Ausschuß, Ihnen feinen Alltrag nochmals empfehlen zu
dürfen, indem derselbe ohne jede Bcnachtheilignng einem
großen Theile der Provinz nur Vortheil bieiet. '

Marschall: Es hat sich Niemand mehr zum
Wort gemeldet, ich fchließe die Disenssion. Der Antrag
des Herrn Bcrger geht dahin, den 8-1 der Verordnung
vom 21. October 185!» gänzlich aufzuheben. Der Antrag
des Herrn Iores geht dahin, das Marimnm der Spur¬
weite auf «> Fuß 2 Zoll anzunehmen,statt der bisherigen
Spurweite von 5 Fnß 8 Zoll. Der Antrag des Herrn
Horst endlich geht auf Tagcsorduung. Der Ausschuß
beantragt, daß höheren Ortes der hohe Landtag befür¬
worten möge, daß von den Nestimmungeu des 'ß. 1 der
Verordnung vom 21. Oct. 1«59 alle diejenigen Fuhr
werke, welche der ackerbautreibendenBevölkerung gehö¬
ren, ausgenommen werden.

Der Antrag des Herrn Horst ans Ucbergang zur
Tagesordnung geht am weitesten; wenn der angenommen
wird, so sind alle übrigen selbstredendgefallend

Ich ersuchealso diejenigen, welche für die Tages¬
ordnung stimmen, sich zu erheben.

(Geschieht.)
Es ist die Minorität, die Tagesordnung ist abge¬lehnt.

Der Antrag des Abg. Verger geht auf gänzliche
Aufhebung der Bestimmung des «>. i der Verordnungvom 21. October 1X5)9.

Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, sichzu erbeben.
(Geschieht.)

(5s ist die Minorität.

Herr Zores beantragt, die Spurweite auf (i Fuß 3
Zoll als Marimnm festzusetzen und jedes geriugere Maßzuzulassen.

Ich frage, ob uach dem Antrage des Abg. Zores
die Dimension der Spnrweite auf 6 Fuß 2 Zoll ausge¬dehnt werden soll?

(Zustimmung.)
Es ist die Majorität.

Hierauf findet die Wahl der Direction für die Pro-
vi» zial-Hülfslasse statt.

(Als Mitglieder werden gewählt: Aus dem Stande
der Ritterschaft: Frhr. v. Geyr mit 42 Stimmen; aus
dem Stande der Städte: der Abg. Becker mit 51 Stim¬
men uud aus dem Stande der Landgemeinden: der Abg.
Fonck mit 40 Stünmcn.

Als Stellvertreter werden gewählt aus dem Stande
der Ritterschaft Herr v. Frcntz'mit 61 Stimmen; aus
dem Stande der Städte Herr Horst mit 63 Stimmen
und aus dem Stande der Lanogemeindcn Herr Frcnger
mit 5tt Stimmen.)

Für die Wahl der Direction der Provinzial-Hülfs»
lasse fungiren als Scrntatorcn die Herren Pilgramund
Paulsscn.

Abgeordneter v. d. Heydt erstattet ein Referat
des IX. Ausschuß über eine Petition, betreffend die Re¬
muneration des Regierungs-Hauptkasscn-KassirersAdams
uud des Rcgierungs-Hau'ptkassen-BuchhaltersSchmitz.

Der Ausschuß beautragt, den Herren Adams uud
Schmitz für jede Sitznngs-Periode des Provinzial-
Landtagcs eine Remuneration von je 25 Thalern zu
bewilligen.

Marschall: Die Disenssion hierüber ist eröffnet.
(Es meldet sich Niemand.)

Ich nehme also an, daß der Vorschlag des Aus¬
schusses augenommcn ist.

(Zustimmung.)
Er ist angenommen.
Wir kommennun zu dem Referate, betr. die Kosten

des 16. Prov. Landtags.

Abg. Referent v. d. Heydt verliest das Referat
des IX. Ausfchusses,betreffend die Nachweiseder Kosten
des IN. Prou.-Landtages. Der IX.. Ausschuß hat von
der Nachwcisnng Einsicht genommen, und indem er der
Stände-Versammlung davon Kenntniß gibt, fchlägt er
ihr vor, zn verfügeu, daß vorgedachteNachweisungnebst
Belegen in dem ständischenArchive hinterlegt werde.

Marschall: Dagegen wird wohl nichts zn erin¬
nern sein, daß wir diese'Nachweisung im Archive hin¬
terlegen.

lPausc.)
Er ist genehmigt.
Nun bitte ich den Herrn U>. Riegel, ein Schreiben,

betreffend die Verlegung resp. Reorganisation der Irren-
Heilanstalt zu Siegburg, vorzutragen.

Abg. Referent 1)i. Rieael verliest das betreffende
Schreiben.

Wird dagegen etwas erinnert?
(Pause.)

Auch dies ist geuchmigt.
(Es wird vom Marschall beantragt, wäbrcnd des

stattfindenden Scrutiniums für die Wahlen zur Prov.-
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Hülfskasse das Protokoll der gestrigen Sitzung zn verlesen.
Dies wird beschlossenund geschieht. Bei der Verlesung des¬
selben wird erwähnt, daß es bei der betr. Stelle in Be¬
ziehung ans die aus den Nordkanal-Intraden bewilligten
1500N Thlr. anstatt „Stellen" heißeu muß „Freistellen."
Abg. Frhr. v. Leykam wünscht hluzugefügt„prineipalitcr"
15'S teilen für die Anstalt zu Aachen, v. d.Heydt glanbt,
daß es sich empfehlen wiirde, den Antrag wie es bei so
wichtigen Sachen nothwendig sei, wörtlich ins Protokoll
aufzunehmen. Nies letztere'wird vom Marschall richtig
befunden, und von ihm hinzugefügt, daß, wenn Steno¬
graphen da feie», das Protokoll immer kurz fein könne.

Abg. Nefereut Hardt verliest ein Schreiben an
den Hrn. Oberpräsidenten, betreffend die Spurweite für
ländliche Fuhrwerke.

(Nacb Verlefung dieses Schreibens erhebt sich der
Zweifel, ob nicht eine Adresse an Se. Majestät der König
erforderlich sei, weil nach den Bemerkungen mehrerer
Herren es sich um Aenderung eines Gesetzes handele.)

Abgeordneter Frhr. v. Solemacker-Antweiler:
Welchen Erfolg der Beschluß haben wird, darüber haben
wir in diesem Augenblicke nicht zu sprechen. So viel steht
fest, daß iu dem' 8. t dieser Berordnuug gesagt ist, die
Spurweite solle hiuführo 5> Fuß ,^ Zoll' sein. Ans den
Antrag des Abg. Zores ist beliebt worden, daß das Maxi
»nun der Spurweite von nun an ans t> Fuß ^Zoll erhöht
werden soll. Es iuvolvirt dies eine Abänderung des l^e
setzes, welche den Erlaß einer Adresse uothweudig macht.
Ein bloßes Schreiben au den Herrn Landtags Eommissar
genügt nicht.

Abgeordneter v. d. Oeydt: Dann würde ein Be
schlich durch "/^ der Summen erforderlich gewesen sei»,

Marsckall: So viel glaube ich eonstatireu zu
kv'uneu,daß es nicht zwei Drittlheile der stimmen waren.

Ich habe aber nichts dagegen, wenn Sie es durch
Namensaufruf bestätigt habe» wollen, wieviel Stimmeu
°afnr und dagegen waren.

(Einzelne Stimme» wüuscheu dieses.)

Ruf: Es siud nicht mehr die sämmtliche» Herreu
hier, welche bei der frühereu Abstimmuug zugegen waren.

Dann wollen wir ueraulasseu, daß die Herren, welche
Mausgegangeu siud, durch Zng an der itlingel ihren Wie
"^eintritt beschleunigen.

Inzwischen prollamire ich das Resultat der '-tvahl
"füglich der Direttiou der Proviuzial Hülsslasse. Bon «>>
abgegebene,! Stimme» habe» erhalten:

.^err Becker . . 51 Stimmen.
„ Fonck ....«» „
„ Frhr. v. l^eyr -^ „

Die übrigen Stimmen haben sich zersplittert.
Die genannten ^l Herren sind also gewählt.

^ Als 'Stellvertreter für dieselben sind gewählt, die
Herren :

Herr Frhr. von Frentz mit l!1 Stimmen.
" „ Horst ... „ (!,!

„ Freuger . . „ ü«

Für die Wahl zum Ausschusse für die Proviuzial-
Hülfslasse werden folgende U Herreu iu Borschlag ge
bracht:

Frhr. v. ^enkam,
v. d Heydt,
v. Eyuern,
Eontzeu,
l^r. Wurzer,
Schult.

Die Herren Eontzeu undPilgrani würde ich bitten, als
»Vcriitatoren z» fungiren.

(Das Resultat der Wahl wird ermittelt.)

Herr Eontzen hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Gongen: Meine Herren! Es sind die
stenographifchen Berichte zum großen Theil aus der vor¬
gestrigen Sitznug uoch im Rückstände, es „lochte aber doch
für diejenigen, welche das Wort ergriffen haben, angenehmsein,
diese Berichte noch einer Eorrectnr zn unterziehen. Ich
selbst lege außerordentlich wenig Gewicht auf das, was ich
persönlich spreche, aber es ist' mir nicht gleichgültig, was
von mir gedruckt würd. Deshalb bitte ich deu Herru Mar-
scha», wenn es möglich ist, veranlassen zn wollen, daß die¬
jenigen Berichte, welche hente noch im Rückstände sind, den
betreffenden Herren zugesandt werden. Ich mache in dieser
Beziehung den Stenographen leinen Borwnrf, denn die
letzten Sitzungen habe» sehr lange gedauert und hat die
Arbeit wohl uoch uicht bewältigt werdeu lönnen.

(Abg. v. d, Hevdt schließt sich dem Autrage an.)

Marschall: Ich glaube, dem wird uichts cntge
genstehen; dann würde ich aber vorschlagen, daß eine zweite
Abschrift davon genommen, nnd denjenigen Herren, welche
daranf bei dem Herrn !>>. Harleß antragen, zugeschickt
wird. Während das Resnltat unserer lebten' Wahl' ermit
lelt wird, lönnen wir noch einmal ans die Angelegenheil
wegen der Svnrweite der Wagen zurückgehen.

Abgeordneter Frhr. v. Geyr: Meine Herren! Der
Herr Marschall hat cvnstatirt, daß bei der Äbslinimnng
über den Antrag des Herrn Zores wegen Abänderung der
Spurweite wohl eine Majorität aber teine von "/,, h^'
Stimmenden vorhanden war. Es wird also dem Herr» Zores
überlassen bleiben müssen, sich an den Herr,, Landtags'
Eommissar zn wenden nnd ihm dies mitzutheilen.

Abgeordneter v. d. Heydt: Ich balle anch eine
zweite nachträgliche Abstimmung für unzulässig, da dieselben
Personen uicht wieder zusammeu gebracht werdeu lönue,,,
welche bei der ersten Abstimmuug mitgewirkt haben,

Abgeordneter Frhr. v. l^erde: Ich glaube, es steht
eiuem Jeden frei, auf namentliche Abstimmung anzutragen,
die habe ich beantragt,

Marschall: Ich habe gesagt, wenn man glaubt, daß
ich iu der Zahlung mich bei der Äbstimmnng geirrt habe,
dann uuterwerse ich mich natürlich der namentlichen Ab¬
stimmung. Wenn aber dagegen ein Widerspruch erhoben
wirb, weil eine zweite Äbst'imninng nicht wieder so znsani'
mengestellt werden töuue, wie die'erste, so mich ich mich
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dem anschließen, denn das würde eine neue Abstillt
nuulg sein.

(Abg. u, Eynern beantragt gleichfalls naineutliche
Abstimmung.)

Abgeordneter Frhr. v.Geyr Ich glaube nicht, daß,
nachdem schon inzwischen ein anderer Gegenstand znr Ver¬
handlung getommen ist, inan über eine schon abgemachte
Sache noch einmal abstimmen kaum Wer Eiuwendnngcu
zu machen hatte, hätte dieses gleich thun müssen.

Abgeordneter v. d. H»eydt: Ich bitte den Herrn
Marschall, die Versammlung fragen zu wollen, ob noch
eine namentliche Abstimmung beliebt wird?

Marschall: Es handelt sich jetzt blos darnm, ob das.
ienige, welches «erlesen worden ist, richtig war; oon der
Sache selbst ist leine Rede mehr. Bei der Abstimmung
hat nach meiner Auffassung die nothwendige Stimmenmehr
heit oon zwei Dritttheilen gefehlt, nud mnßte demgemäß
«erfahre» werden. Wäre der Antrag auf namentliche Ab¬
stimmung rechtzeitig gestellt worden, so würde demselben
auch Folge gegeben worden sein. Es bleibt jedoch dem
Abg. Zores überlassen, sich in einen! Schreiben an den Hrn.
^andtags^Eommissar zn wenden.

Das Resultat Ihrer Wahl für den Ausschuß der
Prouinzial - Hülfstasfe ist folgendes. Es sind gewählt:
Hr. v. ^eylam mit 5! Stimmen, Hr. u. d, Heydt' mit 52
stimmen, Hr. u. Eynern mit 5! Stimmen, Hr. Eontzen
mit 5>1 Stimmen, Hr. I>r. Wnrzer mit 5>I stimmen und
Hr. Schult mit 4« Stimmen. Einige andere Stimmen
haben sich zersplittert.

Nnn, meine Herreu, daute ich nach gemachter Arbeit
für die Nachsicht, die Sie mit mir gehabt haben, nnd wenn
ich mitunter im Dränge des Geschäfts zn fcharf gewesen
sein sollte nun, das taun mir eben so wenig verargt wer.
den, als wenn Sie, meine Herren, vielleichtin den Sitzungen
die Pointe auch einmal nicht getroffeil haben.

Wir wollen jetzt noch den Nest des Protokolls hören,
die Sitzung aber nicht schließen, bis derHr, Ober-Präsident,
den ich gebeten habe, um 12 Uhr zn tommen, hier ist.

Dies würde alsdann der Herr Protokollführer noch
ns Protokoll hinzuzufügen habeil, uud dann wären wir
ertig.

(Der Marschall ersucht die Deputation, welche den
Hcrru Landtags-Connnissar bei Eröffnung des Landtags
iu den Stäudefaal geleitet hatte, diese ^uuttiou beim
Schlüsse des Landtages wiederum zu überuchmen.)

Abg. ^rhr v. Geyr: Meine Herren, ich schlage
Ihuen vor, den Dank der Versammlung dem Herrn
Laudtags^Marschall für feine unparteiische Führuug der
Verhaudluugeu hier auszusprechcn, uud dieses durch
Aufstehen zu crkcnueu zu geben.

(Die ganze Versammlung erhebt sich.)

Marsckall: Ich daute sehr, meine Herren.
Nun wollen wir noch den Schluß des Protokolls

höreu; das zuletzt noch Hinzuzufügende brauchen wir wohl
dann nicht mehr zu hören.

(Zustimmung.)
(Die Verlesung des Schlusses des Protokolls qe-

fchiebt.)

lim 1^ Nhr erschien der .Herr Laudtags-Eommissar,
Obcrpräsidcnt ü. Pommer-Esche im Ständehaufc, wo
derfelbe folgende Rede hielt:

„Hochgeehrteste Herren! Nachdem Sie mit ge-
wohuter Thätigkeit die dem Landtage vorliegenden
Arbeiten schou vor der für deufelbeu bestimmten Dauer
beendigt haben, habe ich mich nur noch der angeneh¬
men Pflicht zu entledigen, Ihnen meine dankbare
Anerkennung hierfür auszudrücken, uud zugleich meinen
Dank auszufprechcn für das Vertrauen, das Sie auch
bei dieser Gelegenheit wiederholt nur zu eeteuuen ge¬
geben haben.

„Meine herzlichsten Wünsche begleiten Sie zurück
an den heimatlichen Hccrd, nud ich empfehle mich
Ihueu, hochgeehrtester Herr Landtags-Marfchall, sowie
Ihnen fänuntlich, mcme gcehrtcu Herreu,

„Im Namen Sr. Majestät des 5töuigs erkläre ich
den 17. Rheinischen Provinzial-Landtag für geschlossen."

(Nach Schließuug des Landtags brachte der Mar¬
schall ein dreifaches Hoch auf Seiüe Majestät deu König
aus, in welches die Versammlung mit Begeisterung
einstimmte.)

^-'H^H«<33^^'
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e, für die Hebammen-Lehranstalt zu Cöln

Rheinischer P-ouinzial-Landtag. Sach-Negister. 95

85.
05.

86
66ä, für die Irrenheilanstalt zu Sicgburg

o. für das Landarmenhaus zu Trier ... 78. «2
f. für die Blinden-Änstalt zu Dttrcn ... 85
8, für die Taubstummen-Anstalt zu Lötn . . 72
!>. für die Direktion und den Veilvaltungsrath

der Provinzial-Hülfskasse .... 87, 8.-!. 8',»—!»«>
i. für den Rheinischen Landwebrpfrrdegclder-

Fonds ............ 6«. 71.

Scüe
li. für die Vertheilung des aus den )te>rdkanal-

Intraden bewilligten ^unnne..... 71
I. für die Angelegenheiten des Standehauses 8

Wccze.Wellcr Straße........ 21
Werze-Ul'demrr Straße........ 3»
Wl-infnjl'er, deren Aichung in der Nheinpwvinz 1—5
WimicKeudun!!, Gemeinde, Vauprämie für die¬

selbe ............. 22
A',!»te<i-1Vl'sl'll'rLmnmunalweg ..... 86
Ziilpich, Restauration des Wcverthors daselbst . 34. 35

^>. ^^ >



Onrriflonün.

S. 22 Z, l v. üben st. Wimielciidmic lies „Wnmekmdnnck,"
S. 22 wr Z. 1l'> v, unten ist emzuschiebm: ,A- Regicr»uc,§l>ezntAachon."
3, 24 ^, K! v, u. st, „NeziicrungsbczirkDüsftldoif" lies: „NcZ.m»,ssol'czn!Löw.
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